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Vorwort 


LE As u a a nn a a a = 


Das vorliegende Lehrbuch ist für die 
sozialistische Berufsausbildung der 
Lehrlinge im Grundberuf Finanzkauf- 
mann _ Spezialisierungsrichtung 
Staatshaushalt — sowie für die Aus- und 
Weiterbildung von Werktätigen in die- 
sem Bereich bestimmt. Es baut auf 
dem Lehrbuch „Finanzkaufmann, Teil 1, 
Finanzökonomische Grundlagen” "auf, 
soll seinen Lesern die erforderlichen 
Kenntnisse über den Staatshaushalt der 
DDR vermitteln und dazu beitragen, sie 
zur qualifizierten, politisch verantwor- 
tungsbewußten Lösung der übertrage- 
nen Aufgaben zu befähigen. 


Der Inhalt des Lehrbuches entspricht 


dem verbindlichen staatlichen Lehrplan. 
Zur Arbeit mit diesem Lehrbuch werden 
durch die Berufsfachkommission beim 
Ministerium der Finanzen pädago- 
gisch-methodische Empfehlungen her- 
“ ausgegeben. 

Bei der Ausarbeitung dieses Lehrbuches 
wurden die Verfasser durch zahlreiche 
Vorschläge und Anregungen von Wis- 
senschaftlern und erfahrenen Praktikern 
unterstützt. Wir danken allen, .die auf 
diese Weise zur Entstehung und Gestal- 
tung des Buches beigetragen haben. 
Besonderer Dank gilt dem Ministerium 
der Finanzen und dem Finanzökono- 
mischen Forschungsinstitut. 


Wir bitten alle Benutzer, dem Verlag 
kritische Hinweise und Empfehlungen 
zur Auswertung bei der Vorbereitung 
der 3. Auflage zu übermitteln. 


Autorenkollektiv und Verlag 


1.1. 

Die Stellung des Staatshaushaltes - 
im gesellschaftlichen 
Reproduktionsprozeß 


Der Staatshaushalt der DDR ist ein In- 
strument des Staates der Arbeiter und 
. Bauern zur Finanzierung der Aufgaben, 
die sich entsprechend der Gesamtpolitik 
aus den Beschlüssen der Partei- und 
Staatsführung ergeben. Als Bestandteil 
des sozialistischen Finanzwesens ist er 
die Hauptform der planmäßigen Bil- 
dung und Verwendung finanzieller 
Fonds durch den sozialistischen Staat. 
Der Staatshaushalt wird stets vom 
Klassencharakter des Staates geprägt. 
Der Staatshaushalt der DDR ist demzu- 
folge ein Haushalt der Arbeiterklasse 
und. der mit ihr verbündeten Werktäti- 
gen. Er dient dazu, 


— aktiven Einfluß auf die Vertiefung 
der Intensivierung der Produktion 
und eine hohe Effektivität der ge- 
sellschaftlichen Arbeit zu nehmen 

sowie 

— die notwendigen finanziellen Mittel 
in den Händen des Staates zu kon- 
zentrieren und planmäßig so einzu- 
setzen, daß sie wirksam dazu bei- 
tragen, die materiell-technische 

Basis der Volkswirtschaft zu stärken, 

das materielle und kulturelle Le- 

bensniveau des Volkes zu sichern 
und schrittweise zu erhöhen, den 
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Der Staatshaushalt 

der DDR und seine Rolle 
bei der Lösung 

der Hauptaufgabe 


Schutz des Friedens und der soziali- 
stischen Errungenschaften zu ge- 
währleisten und andere Aufgaben 
von gesamtgesellschaftlicher Bedeu- 
tung lösen zu helfen. 


Der sozialistische Staatshaushalt ist mit 
der gesamten Volkswirtschaft verbun- 
den. Er hat ein entscheidendes Gewicht 
im gesellschaftlichen Reproduktions- 
prozeß bei der Erwirtschaftung, der 
Verteilung, der Umverteilung und der 
Verwendung des gesellschaftlichen Ge- 
samtproduktes und des Nationalein- 
kommens. 

Das gesellschaftliche Gesamtprodukt ist 
die Gesamtheit der in einer bestimmten 
Zeit, z.B. innerhalb eines Jahres, in der 
Volkswirtschaft erzeugten materiellen 
Güter und produktiven Leistungen. In 
Geld ausgedrückt, hatte es 1978 in der 
DDR einen Umfang von 424,8 Md. M.! 
Der Teil des gesellschaftlichen Ge- 
samtprodukts, der nach Abzug der im 
gleichen Zeitraum verbrauchten Pro- 
duktionsmittel — dazu gehören beson- 
ders der Materialverbrauch und die 
Abnutzung der Maschinen, Anlagen und 
Gebäude — verbleibt, bildet das Na- 
tionaleinkommen. Im produzierten Na- 
tionaleinkommen wird der durch die 
Werktätigen in den produzierenden Be- 
reichen der Volkswirtschaft geschaffene 
Neuwert sichtbar. 


1 Statistisches Jahrbuch der DDR 1979, Staatsver- 
lag. der DDR, Berlin 1979, S. 13, 


In Geld ‘ausgedrückt, wurde im Jahre 
1978 in der DDR ein Nationaleinkom- 
men von 161,1 Md.M erwirtschaftet.” 
Das ist je Kopf der Bevölkerung ein 
Betrag von 9617 M. 

Zur Vermittlung der Produktion, der 
Verteilung, der Umverteilung und der 
. Verwendung des Nationaleinkommens 
sind planmäßig finanzielle Fonds und 
Finanzbeziehungen erforderlich, wobei 
der Staatshaushalt eine bedeutende 
Rolle spielt. So werden z.B. aus dem 
Staatshaushalt finanzielle Mittel be- 
reitgestell, um wichtige Maßnahmen 
von Wissenschaft und Technik, Investi- 
tionsobjekte und Rationalisierungsvor- 
haben von volkswirtschaftlicher Bedeu- 
tung, Maßnahmen zur Förderung der 
Landwirtschaft und andere. Aufgaben 
planmäßig durchzuführen. 

Mit den staatlichen Auflagen zur Ab- 
führung eines Teiles der Gewinne sind 
Anforderungen an die Arbeit der 
volkseigenen Kombinate und Betriebe 
verbunden, die Produktionskosten 
durch den sparsamen Umgang mit Ma- 
terial, Rohstoffen und Energie, durch 
die volle Ausnutzung der Maschinen und 
Anlagen und durch die rationelle Nut- 
zung der Arbeitszeit zu senken und auf 
diese Weise das Nationaleinkommen 
und besonders das Reineinkommen der 
sozialistischen Gesellschaft zu erhöhen. 
Das Reineinkommen ist derjenige Teil 
des Nationaleinkommens, der nach Ab- 
zug der Löhne der in der Produktion 
beschäftigten Werktätigen verbleibt. Es 
bringt wertmäßjig das produzierte gesell- 
schaftliche Mehrprodukt zum Ausdruck. 
Dieser Teil des Nationaleinkommens ist 
die wichtigste Quelle des Staatshaus- 
haltes zur Finanzierung der gesellschaft- 
lich notwendigen Aufgaben. 

Im Zusammenhang mit der Ausarbei- 
tung des Volkswirtschaftsplanes und 
des Staatshaushaltsplanes wird festge- 
legt, 


— welcher Teil des erwirtschafteten 
Reineinkommens den volkseigenen 
Kombinaten und Betrieben verbleibt, 
damit sie im Rahmen des Planes ihre 
Aufgaben zur Durchführung des be- 
trieblichen Reproduktionsprozesses 
finanzieren können, 

— welcher Teil des erwirtschafteten 
Reineinkommens von den volksei- 
genen Kombinaten und Betrieben 
entsprechend dem Plan als Produk- 
tionsfondsabgabe, ; als Nettoge- 
winnabführung und als produkt- 
gebundene Abgabe an den Staat zu 
entrichten ist. 


Das in den sozialistischen Genossen- 
schaften und anderen nichtvolkseigenen 
Betrieben erwirtschaftete Reineinkom- 
men wird auf der Grundlage gesetzli- 
cher Bestimmungen des Staates als 
Steuern und Abgaben zu einem Teil im 
Staatshaushalt zentralisiert. 

Die Abführungen finanzieller Mittel an 
den Staatshaushalt sind notwendig, um 
die gesellschaftlich notwendige Vertei- 
lung und Umverteilung zur Endver- 
wendung des Nationaleinkommens von 
der finanziellen Seite her gewährleisten 
zu helfen. 

Die Umverteilung von Nationalein- 
kommen unter Ausnutzung des Staats- 
haushaltes ist objektiv notwendig, um 
eine planmäßige, proportionale Ent- 
wicklung aller Bereiche der Volkswirt- 
schaft und der gesamten Gesellschaft zu 
sichern. Diese Notwendigkeit ergibt sich 
aus folgenden Gründen: 


— Das Nationaleinkommen wird in den 
roduzierenden Bereichen der 
ter Tre 
Gestaltung der entwickelten soziali- 
stischen Gesellschaft erfordert die 


weitere Entwicklung aller Bereiche 
des gesellschaftlichen Lebens, auch 
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der nichtproduzierenden Bereiche, 
wie Bildung, Gesundheitswesen, 
Kultur und Sport, deren Tätigkeit 
auf die allseitige Entfaltung der so- 
zialistischen Lebensweise gerichtet 
ist. 

Ein bedeutender Teil der Einnahmen 


< 


‚des Staatshaushaltes dient folglich 


der Umverteilung finanzieller Mittel 
für die planmäßige Entwicklung von 
Einrichtungen der nichtprodu- 
zierenden Bereiche. Eine zuneh- 
mende Bedeutung erhalten dabei die 
gesellschaftlichen Fonds des Staates, 
mit denen die Arbeits- und Lebens- 
bedingungen der Werktätigen in 
Ergänzung zu den individuellen 
Einkommen planmäßig gesichert und 
Schritt für Schritt weiter ausgebaut 
werden. 


Das Nationaleinkommen ist zwi- 


schen den produzierenden Bereichen 


der Volkswirtschaft umzuverteilen 
damit das im Plan festgelegte Ent- 
wicklungstempo für die Erweiterung 
der Produktion finanziell gesichert 
wird. 

Einmal ist der Umfang des planmä- 
Big erwirtschafteten Reineinkom- 
mens für die einzelnen Bereiche der 
Volkswirtschaft unterschiedlich 
hoch, z.B. weil die im Preis enthal- 
tenen Gewinnraten differenziert 
sind. Zum anderen ist der Bedarf an, 
Investitionen und folglich auch an 
finanziellen Mitteln unterschiedlich, 
weil sich die einzelnen Bereiche, wie 
Industrie, Bauwesen, Land- und 
Nahrungsgüterwirtschaft sowie 
Verkehrswesen, planmäßig in un- 
terschiedlichem Tempo entwickeln. 
Das gilt ebenso für die einzelnen 
Zweige innerhalb der Bereiche, also 
z.B. für die Kohle- und Energie- 
wirtschaft, die chemische Industrie, 
den Maschinenbau, die Leichtindu- 
strie usw. 


— Das 


Nationaleinkommen ist zwi- 
chıchten der 
umzu- 


schen den Klassen un 
„sozialistischen Gesellschaft 


verteilen. 


Der größte Teil des Nationalein- 
kommens und des Reineinkommens 
wird in den Kombinaten und Be- 
trieben der volkseigenen Industrie, 
also durch die Arbeiterklasse," er- 
wirtschaftet. Als führende Kraft der 
sozialistischen Gesellschaft schenkt 
die Arbeiterklasse der ständigen 
Festigung des Bündnisses mit der 
Klasse der Genossenschaftsbauern 
große Aufmerksamkeit. Der soziali- 
stische Staat fördert den gesell- 
schaftlichen Entwicklungsprozeß in 
der Landwirtschaft auf vielfältige 
Weise, auch durch den Staatshaus- 
halt, aus dessen Einnahmen jährlich 
bedeutende Mittel für die sozialisti- 
sche Intensivierung der landwirt- 
schaftlichen Produktion, für den 
Übergang zu industriemäßigen Pro- 
duktionsmethoden in der Landwirt- 
schaft und für die soziale Annähe- 
rung der Klasse der Genossen- 
schaftsbauern an die Arbeiterklasse 
. zur Verfügung gestellt werden. 

Das Nationaleinkommen muß zwi- 
schen den einzelnen Territorien der 
DDR umverteilt werden. 

Die proportionale Entwicklung der 
Volkswirtschaft erfordert die plan- 
mäßige Standortverteilung der Pro- 
duktivkräfte und die Schaffung von 
Voraussetzungen, um die für die 
einzelnen Bezirke und Kreise nach 
Schwerpunkten differenzierten 
Aufgaben zur Entwicklung der Pro- 
duktion, des Wohnungsbaues und 
der Verkehrswege sowie andere 
Maßnahmen finanzieren zu können. 
Dazu erhalten die örtlichen Volks- 
vertretungen und ihre Räte Mittel 
aus dem Staatshaushalt in Über- 
einstimmung mit den Zielstellungen 


‘. des Volkswirtschaftsplanes. . Eine 
besondere Rolle spielt dabei die 
Entwicklung der Hauptstadt der 
DDR, Berlin; als politisches, 
ökonomisches und geistig-kulturelles 
Zentrum der DDR. 

— Das Nationaleinkommen wird auch 
urc j in- 
.Lußt_ 

Die Vertiefung der Zusammenarbeit 
mit der UdSSR und den anderen 
Mitgliedsländern des Rates für Ge- 
genseitige Wirtschaftshilfe im 
Rahmen der sozialistischen ökono- 
mischen Integration stellt an die 
planmäßige Ausnutzung der Finan- 
zen neue Anforderungen. Außerdem 
ergeben sich im Zusammenhang mit 


den Außenwirtschaftsbeziehungen 
_ zum nichtsozialistischen Wirt- 
schaftsgebiet vielfältige Finanz- 


beziehungen, die zu einem bedeu- 
tenden Teil als Einnahmen und 
Ausgaben des Staatshaushaltes für 
den Export und für den Import 
wirksam werden. 
Mit den notwendigen Maßnahmen zur 
Verteilung, Umverteilung und Verwen- 
dung des Nationaleinkommens und be- 
sonders des Reineinkommens der: so- 
zialistischen Gesellschaft wird durch 
den Staatshaushalt von der finanziellen 
Seite her gewährleistet, daß sich die 
Volkswirtschaft proportional und nach 


der im Plan festgelegten Dynamik ent-' 


wickelt. Von allen Bestandteilen der 
sozialistischen Finanzen ist der Staats- 
haushalt am stärksten mit den ver- 
schiedenen Bereichen der Volkswirt- 
schaft und des gesellschaftlichen. Lebens 
verbunden. Er ist somit das Hauptin- 
strument des sozialistischen Staates, um 
das Nationaleinkommen zur Endver- 
wendung für die Akkumulation und die 
Konsumtion umzuverteilen. Das erfolgt 
in engem, planmäßigem Zusammen- 
wirken mit dem Bankkredit, mit den 


Finanzen der sozialistischen Wirtschaft 
und anderen Bestandteilen des soziali- 
stischen Finanzwesens. 

Entscheidend ist dabei, daß die Vertei- 
lung und Umverteilung finanzieller 
Mittel in jedem Falle mit hohen: Anfor- 
derungen an ihren effektiven, nutz- 
bringenden Einsatz verbunden wird. 
Auf allen Gebieten des sozialistischen 
Finanzwesens ist stets darauf zu achten, . 
daß die Mittel unter strengster Anwen- 
dung des Prinzips ‚sozialistischer Spar- 
samkeit eingesetzt werden. 

Sozialistische Sparsamkeit bedeutet, mit 
geringstem Aufwand und größtem 
Nutzeffekt zu produzieren und die ge- 
sellschaftlichen Ressourcen und Fonds 
überlegt einzusetzen. Sparsames Wirt- 
schäften verlangt ein Höchstmaß an Ef- 
fektivität und Qualität der Arbeit, um 
den Zuwachs an Nationaleinkommen 
bedeutend zu erhöhen. Das schließt eine 
hohe Plandisziplinn, Ordnung und Si- 
cherheit sowie den. Kampf gegen Ver- 
schwendung staatlicher materieller und 
finanzieller Mittel in allen Bereichen 
der sozialistischen Gesellschaft ein. 


Der Staatshaushalt läßt sich wie folgt 
definieren: 


Der Staatshaushalt umfaßt den größten 
Teil der Beziehungen zur Bildung und 
Verwendung zentralisierter Geldfonds 
des Staates, die planmäßig für die et- 
fektive Produktion "und die rationelle 
Verteilung und Verwendung des gesell- 
schaftlichen Gesamtprodukts und des 
Nationaleinkommens festgelegt und 
organisiert werden, um die Verwirkli- 
chung der Wirtschafts- und Sozialpolitik 
aktiv zu fördern. 


Zu den Merkmalen des Staatshaushaltes 
gehört, daß der sozialistische Staat im 
Staatshaushalt planmäßig den größten 
Teil des erwirtschafteten Reineinkom- 
mens der Gesellschaft konzentriert und 
daß die Umverteilung über den Staats- 
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haushalt endgültig ist. Im Unterschied 
zum Kredit unterliegen Einnahmen und 
Ausgaben des Staatshaushaltes nicht der 
Rückzahlungspflicht. 


Aufgaben 


1. Welche Aufgaben hat der Staats- 
haushalt im 'gesellschattlichen Re- 
produktionsprozeß zu erfüllen? 

2. Welche Bedeutung haben ‚die 
Entwicklung des. Nationaleinkom- 
mens und besonders des Reinein- 
kommenhs der sozialistischen Ge- 
sellschaft für den Siaatshaushalt? 

3. Wo liegen Schwerpunkte zur 


Einflußnahme des Staatshaushaltes 


auf eine hohe Effektivität der 
Volkswirtschaft und zur Durchset- 


zung des Prinzips sozialistischer ' 


Sparsamkeit? 


1.2, : 

Der Aufbau des Staatshaushaltes, 
die Verantwortung für seine Leitung 
und Planung und die Grundsätze 
der Haushaltswirtschaft 


Alle Staatsorgane haben die Aufgabe, 
die Funktionen des sozialistischen Staa- 


tes unter Führung der Partei der Arbei-. 


terklasse planmäßig zu verwirklichen. 

Der Staatshaushalt der DDR ist dem- 
entsprechend ein einheitlicher ' Staats- 
haushalt, der die Haushalte aller zen- 
tralen und örtlichen Staatsorgane um- 
faßt und organisch miteinander verbin- 
det. Er ist nach dem Prinzip des de- 
mokratischen Zentralismus aufgebaut. 
Im Gegensatz zu den Beziehungen zwi- 


schen den Gemeinden, Städten, Ländern 


und der staatlichen Zentralgewalt im 
Kapitalismus, denen widersprüchliche 
Interessen zugrunde liegen, sind diese 
Beziehungen im sozialistischen Staat 
durch die’ grundsätzliche Übereinstim- 
mung der Interessen gekennzeichnet, 
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die auf den sozialistischen Produk- 
tionsverhältnissen und auf dem Cha- 
rakter des Staates als Arbeiter-und- 
Bauern-Macht beruht. 4 

Mit der Einheitlichkeit des Staatshaus- 
haltes ist sein einheitlicher Aufbau un- 
lösbar verbunden, der der aktiven 
Durchsetzung der Ziele des Staatshaus- 
haltes dient. 

Der Staatshaushalt ist so aufgebaut, daf 
er 


1. dem Prinzip des demokratischen 
Zentralismus folgt und so die Über- 
einstimmung der Interessen der ört- 
lichen Organe der Staatsmacht so- 
wie der Kombinate, Betriebe und 
Einrichtungen mit den gesellschaft- 
lichen Erfordernissen gewährleistet 
und . 

2. vom einheitlichen Aufbau des Staa- 
tes ausgeht. 

Demzufolge besteht der einheitliche 

Staatshaushalt aus? 

— dem zentralen Haushalt, der die 
Haushalte der zentralen Staats- 
organe umfaßt, 

— den Haushalten der Bezirke und 
Kreise, 

— den Haushalten der Städte, Ge- 
meinden und.Gemeindeverbände, 

— dem -Haushalt der Sozialversi- 
cherung als selbständigem Be- 
standteil des Staatshaushaltes 
innerhalb des’ zentralen Haus- 
haltes. 


Im einheitlichen Staatshaushalt sind alle 
Haushalte fest miteinander verbunden: : 
Jeder Haushalt einer Gemeinde, einer 
Stadt, eines Kreises oder eines Bezirkes 
ist Bestandteil des Haushaltes der 
übergeordneten staatlichen Leitungs- 
ebene (Abb. 1.1.). j 

Der einheitliche Aufbau des Staats- 
haushaltes der DDR hat aus folgenden 


3 Gesetz über die Staatshaushaltsordnung der 
Deutschen Demokratischen Republik vom 13. De- 
zember 1968 (GBl. I Nr. 23 S. 383), 


j Staatshaushalt der DDR 


Haushalt der Haupt- 
stadt der DDR, Berlin, 
sowie Haushalte.der 
Bezirke 


Haushalte der Haushalt der Haushalt eines 
zentralen Organe Sozialversicherung Bezirkes 


Zentraler Haushalt 


Haushalt eines Rates Zusammengefaßte 
des Bezirkes Haushalte der Kreise 


(einschl. Stadtkreise) 
eines Bezirkes 


Haushalt eines 
Kreises 


Haushalt eines Rates . Zusammengefaßte 
des’ Kreises Haushalte der Städte, 
.. Gemeinden und 
Gemeindeverbände 
eines Kreises 


Haushalt einer Gemein- 
de, einer Stadt oder 
eines Gemeindever- 
bandes 


Abb. 1.1. chen Entwicklung durch den sozialisti- 
Aufbau des Staatshaushaltes der DDR schen Staat: 


(Auf die besondere Darstellung der 
Haushalte der Großstädte mit Stadtbezir- 
ken wurde verzichtet. Die Haushalte der 
staatlichen Organe enthalten auch die 
Haushaltsbeziehungen der Fachorgane 
und der unterstellten Einrichtungen.) 


— Der sozialistische Staat kann die 
Verteilung und Umverteilung der 
Haushaltsmittel nach den gesamtge- 
sellschaftlichen Erfordernissen vor- 
nehmen. 

— Die Volksvertretungen aller Ebenen 
können ihre Verantwortung auch auf 
dem Gebiet der Haushalts- und Fi- 
nanzwirtschaft voll wahrnehmen, 
indem sie den Haushalt ihres Ver- 

Gründen eine große Bedeutung für die antwortungsbereiches im Rahmen 

Leitung und Planung der gesellschaftli- der staatlichen Planauflagen und der. 
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‚entsprechenden Gesetzentwurf. 


Rechtsvorschriften eigenverantwort- 
lich planen, durchführen und kon- 
trollieren. j j 

— Die Haushaltswirtschaft kann ratio- 
nell nach den Grundsätzen soziali- 


stischer Sparsamkeit organisiert 
werden. Dazu finden einheitliche 
Instrumentarien und Methoden der 
Planungsordnung und der Haus- 
haltssystematik sowie einheitliche 


Formblätter und eine EDV-gerechte 
Erfassung und Abrechnung der 
Daten des Staatshaushaltes Anwen- 
dung. 


Die Verantwortung für die Leitung und 
Planung auf dem Gebiet des Staats- 
haushaltes ist im Gesetz über die 
Staatshaushaltsordnung der DDR in 
folgender Weise geregelt: 

Die Volkskanmer entscheidet über die 
“Grundfragen der Planung und Durch- 
führung des Staatshaushaltes. Sie be- 
‘schließt das Gesetz über den Staats- 
-haushaltsplan für das jeweilige Jahr 


und entscheidet nach erfolgter Rechen- 


schaftslegung für das abgelaufene Jahr 
über die Entlastung des Ministerrates. 


Der Ministerrat leitet die Ausarbeitung 
“der Ziele und Aufgaben des Staats- 
-haushaltsplanes für das jeweilige Jahr 
und unterbreitet der Volkskammer den 
r or- 
ganisiert die Durchführung des Staäts- 


haushaltsplanes, kontrolliert die. Mini- 


ster und Leiter der anderen zentralen 
Staatsorgane sowie die Vorsitzenden der 
Räte der Bezirke bei der Durchführung 
der Haushaltspläne und ist der Volks- 
kammer für die. Erfüllung des Staats- 
haushaltsplanes 


rechenschaftspflichtig. 


Der Minister der Finanzen ist gegen- 
“ber dem Nimisterrat Tür die einheitli- 


che Ausarbeitung, Durchführung und 
Kontrolle des Staatshaushaltsplanes 
nach dem Prinzip des demokratischen 
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_tungsbereiches 


‚verantwortlich _und 


Zentralismus und für die Sicherung der 
Liquidität des Staatshaushaltes verant- 
wortlich. Er trägt die Verantwortung 
für die dazu erforderlichen Grundsätze 
und Rechtsvorschriften. Aus den Er-' 
kenntnissen der Planung und Durch- 
führung des Staatshaushaltes unterbrei- 
_tet_ der Minister der Finanzen den 
Staats-- und Wirtschaftsorganen Vor- 
schläge zur Vergrößerung der Leistun- 
‘gen und zur Erhöhung der Effektivität 
durch die Verbesserung des Verhältnis- 
ses von Aufwand und Ergebnis auf allen 
Gebieten der Volkswirtschaft. 
Die Minister und die anderen Leiter 
Tale aatsorgane sin 


Haushaltswirtschaft ihres Verantwor- 
verantwortlich. Sie 


haben zu gewährleisten, daß die dem 
Staat zustehenden Abführungen in vol- 
ler Höhe geplant, erwirtschaftet und 
termingerecht vorgenommen werden. 
Sie sind verpflichtet, ihre Entwürfe für 
den Haushaltsplan dem Minister der 
Finanzen zu übergeben und ihm ge- 
genüber die Erfüllung des bestätigten 
Haushaltsplanes abzurechnen. Sie un- 
terstützen die FaChorgane der örtlichen” 
Räte bei der Ausarbeitung, Durchfüh- 
rung und Abrechnung des Haushalts- 
planes. " 

Die örtlichen Volksvertretungen und 


ihre rgane' entscheiden, ausgehen 
von den gesamtgesellschaftlichen Er- 


fordernissen, die sich in den staatlichen 
Planauflagen widerspiegeln, auf der 
Grundlage des Gesetzes über die örtli- 
chen Volksvertretungen und weiterer 
Rechtsvorschriften eigenverantwortlich 
über die Haushalts- und Finanzwirt- 
schaft ihres Verantwortungsbereiches. 
Sie verfügen planmäßig über eigene 
Einnahmen und sind für den effektiv- 
sten Einsatz der geplanten Mittel ver- 
antwortlich. 2 False 


Die Leiter der volkseigenen Kombinate, 
Betriebe und ihnen gleichgestellter Wirt- 


2 ? 
'schaftseinheiten organisieren auf der 
Grundlage des “staatlichen Planes die 
Wirtschaftstätigkeit nach den Prinzipien 
- der wirtschaftlichen Rechnungsführung 
und sichern, daß die staatlich festgeleg- 
ten Abführungen termingemäß erwirt- 
“ schaftet und die Verpflichtungen ge- 
genüber dem sozialistischen Staats- 
haushalt planmäßig erfüllt_werden. Sie 
gewährleisten die planmäßige Bildun 
und Verwendung finanzieller Fonds als 
Erfordernis zur Durchführung der 
Reproduktion. 
Für die Haushaltswirtschaft werden 
einheitliche Grundsätze- angewandt, die 
für alle Organe und Leiter verbindlich 
sind, die Verantwortung für die Pla- 
nung, Erwirtschaftung und den effek- 
tivsten Einsatz ‚von Mitteln des Staats- 
haushaltes tragen. 
Die Grundsätze der Haushaltswirtschaft 
sind bei der’ Ausarbeitung, Durchfüh- 
rung, Abrechnung und Kontrolle des 
Staatshaushaltsplanes von allen staatli- 
chen Organen und Einrichtungen, die 
Einnahmen und Ausgaben des Staats- 
haushaltes bewirtschaften, konsequent 
durchzusetzen. s 


Die wichtigsten Grundsätze sind: 


Die Planung der Einnahmen und Aus- 
gaben des Staatshaushaltes geht von den 
Beschlüssen der Partei- und Staatsfüh- 
rung aus und ist darauf gerichtet, diese 
Beschlüsse zielstrebig zu verwirklichen. 


Der Staatshaushalt dient vor allem 
dazu, die Durchführung der von der 
Partei der Arbeiterklasse beschlossenen 
Wirtschafts- und Sozialpolitik aktiv zu 
unterstützen. Ra: 


Einnahmen und Ausgaben des Staats- 
haushaltes werden in Übereinstimmung 
mit den im Volkswirtschaftsplan ent- 
haltenen Zielen zur proportionalen 
Entwicklung der Volkswirtschaft ge- 
plant. 


Die Einheit von materieller und fi- 
nanzieller Planung schließt ein, daß die 
aus der Durchführung des Staatshaus- 
haltes erkennbaren Reserven voll für 
die Volkswirtschaft ‚nutzbar gemacht 
werden. 


_ Die Haushaltsmittel sind so zu planen 


und einzusetzen, daß in allen Bereiche 
der Volkswirtschaft eine hohe Eftek 
tivität erreicht wird. 


Dieser Grundsatz sozialistischen Wirt- 
schaftens bei der Ausarbeitung und 
Durchführung des Staatshaushaltsplanes 
ist darauf gerichtet, hohe Leistungen zu 
stimulieren und den Aufwand zu sen- 
ken. Mit jeder Mark eingesetzter 
Haushaltsmittel muß ein hoher gesell- 
schaftlicher Effekt erreicht und das 
Prinzip sozialistischer .Sparsamkeit 
verwirklicht werden. 


Für jedes Kalenderjahr (Haushaltsjahr) 
ist in Übereinstimmung mit den Auf- 
gaben des Volkswirtschaftsplanes ein 
Staatshaushaltsplan aufzustellen. 


Auf der Grundlage des Gesetzes über 
den Fünfjahrplan sowie‘ in Über- 
einstimmung mit den Aufgaben der 
Jahresvolkswirtschaftspläine ist vom 
Ministerium der Finanzen jährlich der - 
Staatshaushaltsplan auszuarbeiten. Er 
enthält die von den zentralen Staatsor- 
ganen, den örtlichen Räten und den 
staatlichen Einrichtungen jährlich ‚auf- 
zustellenden Haushaltspläne ihres Ver- 
antwortungsbereiches. 


Die Planung der Einnahmen und Aus-f 
gaben muß die Ausgeglichenheit des|. 
Staatshaushaltes gewährleisten. 


Die Ausgeglichenheit des Staatshaus- 
haltes und aller seiner. Bestandteile ist 
ein Grundprinzip der Haushaltsplanung 
der DDR. Darin liegt zugleich eine 
Grundlage für die Stabilität des Fi- 
nanzwesens. Im Gegensatz dazu sind 
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‚strenge 


die Haushalte in den kapitalistischen 
Ländern nicht ausgeglichen und durch 
chronische Haushaltsdefizite gekenn- 
zeichnet. 


|Bei der Ausarbeitung und Durchfüh- 
rung der Haushaltspläne ist die Mit- 
wirkung der Bürger in breitem Maße zu 
sichern. 


Die Bürger arbeiten auf vielfältige 
Weise schöpferisch an der Planung und 
Durchführung des Haushaltes mit. Das 
betrifft die Arbeit in den Volksvertre- 
tungen, ihren Kommissionen und Ak- 
tivs, die enge Zusammenarbeit der 
staatlichen. Organe mit den Ge- 
werkschaften und den Ausschüssen der 
Nationalen Front in den Wohngebieten 
sowie die unmittelbare Teilnahme der 
Werktätigen in den Betrieben und Ein- 
richtungen an der Plandiskussion und 
an Rechenschaftslegungen. 


Alle dem Staatshaushalt auf Grund von 
Rechtsvorschritten zustehenden Ein- 
nahmen sind im Staatshaushaltsplan zu 
erfassen. Alle Ausgaben dürfen nur für 
Zwecke geplant und geleistet werden, 
die den Rechtsvorschriften entsprechen. 


Nach diesem Grundsatz der Voll- 
ständigkeit dürfen Einnahmen und 
Ausgaben sowie finanzielle Fonds des 
Staatshaushaltes nicht außerhalb der 
Haushalte geführt werden, darf auf 
Einnahmen des Staatshaushaltes nicht 
verzichtet werden und dürfen Ausgaben 
. aur im Rahmen des Planes und der an- 
deren gesetzlichen Bestimmungen. ge- 
leistet werden. Das verlangt eine 
Haushaltsdisziplin, d.h. die 
konsequente Einhaltung der sozialisti- 
schen Gesetzlichkeit. 


Einnahmen und Ausgaben sind im 
Haushalt desjenigen Staatsorgans zu 
planen, das für die Durchführung der 
Aufgaben verantwortlich ist. 
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Durch diesen Grundsatz wird die ein- 
heitliche Verantwortung für die Durch- 
führung der politischen und fachlichen 
Aufgaben einerseits und für die damit 
verbundenen finanziellen Aufgaben: 
andererseits festgelegt. 


Die Einnahmen der einzelnen Haushalte 
sind in ihrer Gesamtheit für die Finan- 
zierung aller Ausgaben zu verwenden. : 


Die in den Haushaltsplänen der zentra- 
len Staatsorgane und der örtlichen Or- 
gane enthaltenen Einnahmen dienen der 
Deckung der aus dem einheitlichen 
Staatshaushalt zu finanzierenden Auf- 
gaben. Eine Zweckbindung bestimmter 
Einnahmen für bestimmte Ausgaben 
besteht nicht. Eine Ausnahme besteht 
bei den Einnahmen der Sozialversiche- 
rung, die nur für die Aufgaben der So- 
zialversicherung verwendet werden 
dürfen. 


Die Gliederung, Dokumentation, Rech- 
nungsführung und kassenmäßjige 
Durchführung ‘des Staatshaushaltes er- 
folgt nach einheitlichen Grundsätzen. 


Es ist z.B. festgelegt, daß die vom 
Minister der Finanzen erlassenen haus- 
haltsrechtlichen Bestimmungen für alle 
staatlichen Organe und staatlichen. Ein- 
richtungen gelten und daß die Haus- 
haltskonten für alle staatlichen Organe 
und Einrichtungen durch die Staatsbank 


der DDR zu führen sind. 


Zur Sicherung einer rationellen Arbeit 
ist die elektronische Datenverarbeitung 
anzuwenden. 


Die elektronische Datenverarbeitung 
wird genutzt, um die Leitungs- und 
Planungsarbeiten rationeller zu gestal- 
ten, den Verwaltungsaufwand zu senken, 
die erforderlichen Leitungsentschei- 
dungen durch zeitnahe Informationen 
zu unterstützen und die operative Lei- 
tung und Planung zu verbessern. 


Aufgaben 


1. Welche Bedeutung hat der ein- 
heitliche Aufbau des Staatshaushal- 
tes für die Leitung und Planung der 
Volkswirtschaft durch den soziali- 
stischen Staat? 
2. Zeigen Sie an Beispielen, welche 
Organe über die Leitung, Planung 
und Durchführung der Haushalte 
der Gemeinden, Städte, Kreise und 
Bezirke entscheiden! 
3. Fertigen Sie einen kurzen schrift- 
lichen Überblick über die Grund- 
“ sätze der Haushaltswirtschaft an 
(Stichworte)! 
4. Begründen Sie, warum für die 
Ausarbeitung, Durchführung, Ab- 
rechnung und Kontrolle des Staats- 
haushaltes verbindliche Grundsätze 
notwendig sind! 


1.3. 
Die Ausarbeitung 
des Staatshaushaltsplanes 


Die Entwürfe zum Staatshaushaltsplan 
einschließlich der Haushaltspläne der 
staatlichen Organe und Einrichtungen 
werden entsprechend den Zielstellungen 
des Fünfjahrplanes und in enger Wech- 
selwirkung mit den Jahresvolkswirt- 
schaftsplänen ausgearbeitet. In diesem 
Prozeß nimmt der sozialistische Staat 
mit Hilfe der Planung des Staatshaus- 
haltes aktiv darauf Einfluß, 


— hohe Produktivitäts-, Leistungs- und 
Effektivitätsziele zu setzen, 

— die materiellen und 
Fonds unter Beachtung des Prinzips 
sozialistischer Sparsamkeit mit 
höchstem Nutzen für die Gesell- 
schaft zu verwenden, 

— alle betrieblichen und territorialen 
Möglichkeiten und Reserven für die 
Lösung der wirtschafts- und sozial- 


finanziellen, 


politischen Aufgaben nutzbar zu 
machen. 


Im Staatshaushaltsplan werden die fi- 
nanziellen Mittel ausgewiesen, die 
planmäßig im Staatshaushalt zentrali- 
siert und zur Finanzierung des gesell- 
schaftlichen Reproduktionsprozesses 
eingesetzt und verwendet werden. 
Damit enthält der Staatshaushaltsplan 
den Umfang und die Quellen der Ein- 
nahmen des Staatshaushaltes sowie die 
Höhe und die Verwendungszwecke der 
Ausgaben des Staatshaushaltes für ein 
Jahr (Jahresplan). 

Der Staatshaushaltsplan erfaßt die 
Geldbeziehungen, die sich zwischen 
dem Staatshaushalt und den volkseige- 
nen Kombinaten und Betrieben, den 
sozialistischen Genossenschaften, pri- 
vaten Handwerkern und Gewer- 
betreibenden, den staatlichen Organen 


“und Einrichtungen sowie der Bevölke- 


rung ergeben. 


Die grundsätzlichen Regelungen zur 
Ausarbeitung des Staatshaushaltsplanes 
enthält die für den jeweiligen Fünfjahr- 
planzeitraum gültige Planungsordnung. 


Der Fünfjahrplan ist eine wesentliche 
Ausgangsbasis für den Staatshaushalts- 
plan. Er beinhaltet die ökonomischen, 
sozialen, wissenschaftlich-technischen 
und kulturellen Ziele und Aufgaben zur 
weiteren Gestaltung der entwickelten 
sozialistischen Gesellschaft entspre- 
chend den Beschlüssen der SED. 


Auf der Grundlage der materiellen 
Zielstellungen des Entwurfs zum Fünf- 
jahrplan berechnet das Ministerium der 
Finanzen die Hauptpositionen der Ein- 
nahmen und Ausgaben des Staatshaus- 
haltes mit der Untergliederung nach 
Jahren. 

Mit der Vorlage des Entwurfes des 
Fünfjahrplanes an den Ministerrat 


durch die Staatliche Plankommission 
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Tabelle 1.1. 


Grundstruktur der Bilanz der Einnahmen und Ausgaben des Staatshaushaltes 
ee ee a FE ne er 


Einnahmen des Staatshaushaltes 


Produktionsfonds- und Handelsfonds- 
abgabe der volkseigenen Kombinate und 
Betriebe 


Nettogewinnabführüung der volkseigenen 
Kombinate und Betriebe 


Produktgebundene Abgaben 
Außenwirtschaft 


Steuern der sozialistischen Genossen- 
schaften sowie der privaten Handwerker 
und Gewerbetreibenden 


Lohnsteuer der Arbeiter und Angestellten 
Gemeindesteuern : 
Abgaben der Landwirtschaft 


Beiträge der Bürger für kulturelle und 
soziale Leistüngen 


Beiträge der Betriebe, staatlichen Organe 
und Einrichtungen sowie der Bürger zur 
Sozialversicherung 


Insgesamt 


4 Vgl. Abschnitt 2.2. 
5 Vgl. Abschnitt 2.3. 


fe 


‘, werden zugleich durch das Ministerium 


der Finanzen die Berechnungen zu den 
Hauptpositionen der Einnahmen und 
Ausgaben des Staatshaushaltes vorge- 
legt. Diese Berechnungen dienen der 
fundierten Beschlußfassung über das 
Gesetz zum Fünfjahrplan für die Ent- 
wicklung der Volkswirtschaft. 

Der. jährliche Staatshaushaltsplan wird 
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Ausgaben des Staatshaushaltes 


naturwissenschaftlich-technische Forschung 


Investitionen, darunter für den Wohnungs- 
neubau? 


Außenwirtschaft? 


Erhaltung der materiell-technischen 
Territorialstruktur des Verkehrswesens 


Umweltschutz und Wasserwirtschaft 


Förderungsmittel sowie Einrichtungen und 
Maßnahmen der Landwirtschaft 


produktgebundene Preisstützungen für 
Produktionsmittel 


Preisstützungen zur Sicherung stabiler 
Preise für Waren des Grundbedarfs und 
Tarife für die Bevölkerung 


Wohnungswirtschaft einschließlich 
Stützung stabiler Mieten der Bürger 


Bildungswesen 
Gesundheits- und Sozialwesen 


kulturelles Leben, Jugend, Sport und 
Erholungswesen 


Sozialversicherung 
nationale Verteidigung 


öffentliche Sicherheit, Rechtspflege und 
Sicherung der Staatsgrenze der DDR 


Staatsapparat (Verwaltungsausgaben) 
Insgesamt 


auf der Grundlage des Gesetzes über 
den Fünfjahrplan, der dazu durchgeführ- 
ten Berechnungen zum Staatshaushalt 
und in Übereinstimmung mit den Auf- 
gaben des jährlichen Volkswirtschafts- 
planes ausgearbeitet. 


Die Grundstruktur der dazu auszuar- 
beitenden Bilanz der Einnahmen und 
Ausgaben des Staatshaushaltes geht aus 
Tabelle 1.1. hervor. 


Der jährliche Staatshaushaltsplan wird 
— ebenso wie der Volkswirtschaftsplan 
— entsprechend den Festlegungen der 
Planungsordnung in drei Etappen aus- 
gearbeitet: 

1. Ausarbeitung des Planprojektes auf 
zentraler Ebene und Herausgabe der 
staatlichen Aufgaben als Grundlage 
für die Erarbeitung der Planent- 
würfe in den Kombinaten und Be- 
trieben sowie in den staatlichen 
Organen und Einrichtungen; 

2. Plandiskussion mit den Werktätigen 


sowie Ausarbeitung, Abstimmung 
und Verteidigung der Planentwürfe 
einschließlich ihrer territorialen 


Koordinierung und Bilanzierung; 

3. Erarbeitung der staatlichen Plando- 
kumente auf zentraler Ebene, Be- 
schlußfassung darüber durch die 
Volkskammer der DDR mit den Ge- 
setzen über den Volkswirtschafts- 
plan und über den Staatshaushalts- 
plan sowie Erteilung der staatlichen 
Planauflagen zur Ausarbeitung und 
Durchführung der Pläne. 

Der Prozeß der Volkswirtschaftspla- 

nung und der Staatshaushaltsplanung ist 

einheitlich organisiert. Das sichert 
weitgehend die notwendige Über- 
einstimmung von materieller und fi- 
nanzieller Planung einschließlich einer 
ständigen Abstimmung zwischen allen 
an der Planung beteiligten staatlichen 

Organen sowie volkseigenen -Kombina- 

ten und Betrieben. 

.Bei der Ausarbeitung des .zentralen 
Planprojektes und der Herausgabe der 
staatlichen Aufgaben wird wie folgt 
verfahren: 
Das Ministerium der Finanzen berech- 
net und bilanziert das Projekt der Ein- 
nahmen und Ausgaben des Staatshaus- 
haltes, das mit weiterer: Detaillierung 
der Grundstruktur der Bilanz der Ein- 
nahmen und Ausgaben des Staatshaus- 
haltes ausgearbeitet wird. 


Die Berechnungen berücksichtigen die 
ökonomischen, _wissenschaftlich-tech- 
nischen, kulturellen und sozialen Ziel- 
stellungen des Projekts des Volkswirt- 
schaftsplanes. Zugleich werden die Er- 
kenntnisse aus der Finanzbilanz des 
Staates und aus der Analyse der Plan- 
durchführung des laufenden Jahres 
ausgewertet. 

Das Projekt der Einnahmen und Aus- 
gaben des Staatshaushaltes wird vom. 
Minister der Finanzen dem. Ministerrat 


zur Bestätigung vorgelegt. 


Auf der Grundlage des vom Ministerrat 
bestätigten Planprojektes erhalten die 
Minister und anderen Leiter zentraler 
Staatsorgane staatliche Aufgaben zur 
Ausarbeitung der Haushaltsplanent- 
würfe ihres Verantwortungsbereiches. 
Zugleich gibt der Minister der Finanzen 
an die Vorsitzenden der Räte der Be- 
zirke im Auftrage des Ministerrates 
staatliche Aufgaben und weitere In- 
formationen zur Ausarbeitung der 
Haushaltsplanentwürfe heraus. 
Staatliche Aufgaben für die Ausarbei- 
tung der Haushaltsplanentwürfe sind 
staatliche Plankennzittern. Sie haben 
verbindlichen Charakter. 

Bei der Ausarbeitung der Planentwürfe 
kommt es vor allem darauf an, 'aus- 
gehend von den staatlichen Aufgaben 
unter breiter Einbeziehung der Werktä- 
tigen, ‚Planziele im einzelnen herauszu- 
arbeiten und die erforderlichen Lei- 
tungsentscheidungen zu treffen, die ein 
Höchstmaß an Nutzen für die Gesell- 
schaft gewährleisten. 

Staatliche Aufgaben dienen dazu, bei 
der Planausarbeitung Leistungs- und 
Effektivitätsreserven zu erschließen und 
die Inititativen darauf zu richten, die 


_volkswirtschaftlichen Aufgaben mit ge- 


ringstem Aufwand und hohen Ergeb- 
nissen zu verwirklichen sowie den ra- 
tionellsten Einsatz der materiellen und 
finanziellen Fonds zu sichern. Sie erfor- 
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dern von den zentralen und örtlichen 

Staatsorganen insbesondere bei der 

Ausarbeitung der Haushaltspläne, 

— die Einnahmen des Staatshaushaltes 
durch Erhöhung der Leistungen und 
Senkung der Kosten zu vergrößern, 

— die Kontingente, Normen, Norma- 
tive, Limite und Richtwerte zur 
Einsparung von Material, Energie, 
Brenn- und Treibstoffen sowie für 
die weitere Senkung des Leitungs- 
und Verwaltungsaufwandes strikt 
anzuwenden und 

— die vorhandenen Kapazitäten, vor 
allem die Grundmittel, optimal zu 
nutzen. 

Als staatliche Aufgaben für die Ausar- 

beitung der Haushaltsplanentwürfe er- 

halten die zentralen Staatsorgane: 

— staatliche Plankennziffern für die in 
ihrem Verantwortungsbereich zu 
erbringenden Einnahmen 
Diese Einnahmen stellen die Min- 
destforderung dar. 

— staatliche Plankennziffern für die in 
ihrem Verantwortungsbereich mögli- 
chen Ausgaben 
Innerhalb der Ausgaben werden be- 
stimmte Positionen gesondert aus- 
gewiesen, z. B. die Ausgaben für den 
Lohnfonds. 

Die Ausgaben stellen die Höchse 
grenze dar; sie ist möglichst zu un- 
terbieten. 

Die Räte der Bezirke erhalten für die 

örtlichen Staatsorgane zur Ausarbeitung 

der Haushaltsplanentwürfe die staatli- 
chen Plankennziffern Mindestbetrag der 

Einnahmen und Höchstbetrag der Aus- 

gaben. In der Höhe, in der die Ausga- 

ben der örtlichen Staatsorgane ihre 

Einnahmen planmäßig’ übersteigen, wird 

ihnen als staatliche Aufgabe ihr Anteil 

an den Gesamteinnahmen des Staats- 
haushaltes übergeben. 

Mit der: Übergabe wird den Räten der 

Bezirke auch mitgeteilt, wie sich die 


„22 


N 


Einnahmen und Ausgaben für be- 
stimmte Maßnahmen und Positionen 
sowie in einzelnen Bereichen planmäßig 
entwickeln sollen. Diese Beträge, z.B. 
die Haushaltsmittel für Investitionen, 
Ausgaben für Werterhaltung, Einnah- 
men und Ausgaben für die Wohnungs- 
wirtschaft, für das Bildungswesen, das 
Gesundheits- und Sozialwesen, die kul- 
turellen Einrichtungen und für die ört- 
liche Versorgungswirtschaft, sind für 
die Ausarbeitung der Planentwürfe 
verbindlich. 

Die staatlichen Aufgaben für die Aus-. 
arbeitung der Planentwürfe werden 
nach volkswirtschaftlichen Erfordernis- 
sen festgelegt, und zwar auf der 
Grundlage von Analysen und Unter- 
suchungen, die ihren Niederschlag in 
verbindlichen Kontingenten, Normen, 
Normativen und Limiten finden. Das 
betrifft u.a. besonders den Material- 
verbrauch, den Energieverbrauch und 
die Rohstoffausbeute, Bauzeit- und 
Aufwandsnormen für Investitionen und 
Rationalisierung, Aufwandsnormative 
für den Wohnungsbau, Normen des 
Futterverbrauches, Limite für den 
Verwaltungsaufwand und Limite für 
den Verbrauch von Kraftstoffen. 

Die staatlichen Aufgaben werden durch 
die Minister und Leiter der anderen 
zentralen Staatsorgane sowie durch die 
Vorsitzenden der Räte der Bezirke auf 
die ihnen direkt unterstellten volksei- 
genen Kombinate und Betriebe sowie 
staatlichen Einrichtungen aufgeschlüs- 
selt und diesen übergeben (Abb. 1.2.). 


. Die Räte der Bezirke differenzieren die 


staatlichen Aufgaben zugleich auf die 
Räte der Kreise und übergeben sie 
ihnen zur Ausarbeitung der Planent- 
würfe. Die Räte der Kreise verfahren 
analog gegenüber den ihnen direkt un- 
terstellten Betrieben und Einrichtungen 
sowie gegenüber den Räten der kreis- 
angehörigen Städte und Gemeinden. Die 


| . \ 
. oder im Auftrag des Ministerrates 
Minister der Finanzen ‚ 
Ministerien und andere zentrale Staatsorgane 
Staatliche j Kombinate j 
Einrichtungen h 


Rat des Bezirkes 
" | Fachorgane und andere Organe 


Staatliche vEB Kombinate 
Einrichtungen 


VEB ! 


Rat des Kreises 


Staatliche . 
Einrichtungen 
Staatliche 
Einrichtungen 


Abb. 1.2. ihnen unterstellten Betriebe und R 
Schema der Übergabe der staatlichen richtungen auf. ; 
Aufgaben für die Ausarbeitung der Die Minister und die Leiter anderer 
Haushaltsplanentwürfe (vereinfacht) zentraler Staatsorgane sowie die Vor- 
sitzenden der Räte der Bezirke und 
Kreise entscheiden eigenverantwortlich, 
welche staatlichen Einrichtungen. in 
Räte der Städte und Gemeinden glie- ihrem Zuständigkeitsbereich staatliche 
dern die staatlichen Aufgaben auf die Aufgaben zur Ausarbeitung der Haus- 


Rat der Stadt ER 
(bei kreisangehörigen Städten) 
oder Rat der Gemeinde- 
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haltsplanentwürfe erhalten und in wel- 
chem Umfang diese Einrichtungen ihre 
Haushaltsplanentwürfe auszuarbeiten 
haben. 


Es ist ein wichtiges Erfordernis der _ 


Leitungstätigkeit, daß die Leiter die 
staatlichen Aufgaben zur Ausarbeitung 
der Haushaltsplanentwürfe den Werk- 
tätigen erläutern, damit durch deren 
Teilnahme an der Plandiskussion opti- 
male Planentwürfe erarbeitet werden 
können. 


Aufgaben 


| 1. Erläutern Sie den Inhalt des 

Staatshaushaltsplanes! 
2. Erläutern Sie, warum staatliche 
Aufgaben für die Ausarbeitung der 
Haushaltspläne vorgegeben werden! 
3. Informieren Sie sich in der Ab- 
teilung Finanzen, welche staatlichen 
Aufgaben für die Ausarbeitung des 
Haushaltsplanes des laufenden Jah- 
res erteilt worden sind! 


1.4. z 

Die grundlegenden Rechts- 
vorschriften auf dem Gebiet 
des Staatshaushaltes 


Verfassung der Deutschen 
Demokratischen Republik6 


Die Verfassung ist die entscheidende 
Rechtsgrundlage auch für den Staats- 
haushalt: Alle Abschnitte der Verfas- 
sung sind von grundlegender Bedeutung 
für die Arbeit auf dem Gebiet des 
Staatshaushaltes. Speziell zu den Ei- 
nanzen ist hervorgehoben, daß die Fest- 
legung des Währungs- und Finanzsy- 
stems Saclie des sozialistischen Staates 
ist und daß Abgaben und Steuern auf 
der Grundlage von Gesetzen erhoben 
werden. 
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‚Gesetz über den Ministerrat der 


Deutschen Demokratischen Republik? 


Der Ministerrat arbeitet unter Führung 
der Partei der Arbeiterklasse im Auf- 
trag der Volkskammer die Grundsätze 
der staatlichen Innen- und Außenpolitik 
aus und leitet die einheitliche Durch- 
führung der Staatspolitik der DDR. Er 
organisiert die Erfüllung der poli- 
tischen, ökonomischen, kulturellen und 
sozialen Aufgaben sowie die ihm über- 
tragenen Verteidigungsaufgaben. 

Aus dieser grundsätzlichen Aufga- 
benstellung ergibt sich, daß der Mini- 
sterrat auch die Verantwortung für die 
Planung und Durchführung des Staats- 
haushaltes gegenüber der Volkskammer 
trägt. Dazu ist festgelegt: 

„(1) Der Ministerrat ist verantwortlich 
für die rechtzeitige Ausarbeitung der 
langfristigen Pläne, der Fünfjahr- und 
Jahrespläne sowie der Staatshaushalts- 
pläne. Er gewährleistet, daß bei der 
Ausarbeitung der Pläne von den Be- 
dürfnissen der Bevölkerung, der Wirt- 
schaft und den Erfordernissen des so- 
zialistischen Staates ausgegangen 
wird.”8 


Gesetz über die Staatshaushaltsordnung 
der Deutschen Demokratischen 
Republik9 


Das Gesetz über die Staatshaus- 
haltsordnung ‘sichert eine einheitliche 
staatliche Ordnung der Haushaltswirt- 
schaft in bezug auf 


— die Aufgaben und den Aufbau des 
Staatshaushaltes, 

— die Verantwortung für die Leitung 
und Planung auf dem Gebiet des 
Staatshaushaltes, 


GBI. 1/1974 Nr. 47 S. 432, 
GBI. 1/1972 Nr. 16 S. 253. 
Ebenda, 8 4. 

GBI. 1/1968 Nr. 23 S, 383, 


von 


) 


— die Grundsätze der Haushaltswirt- 
schaft. 


Zur Staatshaushaltsordnung bestehen 
eine Durchführungsverordnung und 
vier Durchführungsbestimmungen. 


— Die Erste Durchführungsverordnung 
zum Gesetz über die Staatshaus- 
haltsordnung der DDR!P enthält 
Festlegungen zur Durchführung des 
Staatshaushaltsplanes, insbesondere 
hinsichtlich der Verwendung von 
Mehreinnahmen und freien Mitteln 
auf Grund von Minderausgaben. 

— Die Erste Durchführungsbestim- 
mung! regelt die Konten- und 
Kassenführung sowie die Bewirt- 
schaftung von Mitteln des Staats- 
haushaltes. Sie wird als Kassenord- 
nung des Staatshaushaltes bezeich- 
net. 

— Die Zweite Durchführungsbestim- 
mung!? regelt die Rechnungsfüh- 
rung und Statistik in den staatlichen 
Organen und Einrichtungen. Zu 
dieser Durchführungsbestimmung 
sind vom Ministerium der Finanzen 
Richtlinien erlassen worden, u.a. zur 
Haushaltsrechnung und zur Ver- 
wahrgeldrechnung. 

— Die Dritte Durchführungsbestim- 
mung!3 betrifft die ordnungsgemäße 
Durchführung des Jahresabschlusses 
des Staatshaushaltes. 

— Die Vierte Durchführungsbestim- 
mung!* (Änderung der Kassenord- 
nung) dient der weiteren Erhöhung 
von Ordnung, Disziplin und Si- 
cherheit insbesondere hinsichtlich 
des Bargeldverkehrs. 


Gesetz über den Staatshaushaltsplan 


Entsprechend den .Grundsätzen der 
Staatshaushaltsordnung und in Über- 
einstimmung mit den Zielen und Auf- 
gaben des Volkswirtschaftsplanes wird 


von der Volkskammer das Gesetz über 

den Staatshaushaltsplan beschlossen. 

Mit dem Gesetz werden für ein Jahr 

festgelegt: 

— die Einnahmen und Ausgaben des 
sozialistischen Staates, untergliedert 
nach den Einnahmen und Ausgaben 
des Staatshaushaltes sowie nach der 


Höhe der planmäßig aus Gewinn zu 


bildenden Fonds der volkseigenen 
Kombinate und Betriebe, j 

— die Einnahmen und Ausgaben des 
zentralen Haushaltes, 

— die Einnahmen und Ausgaben der 
Haushalte der Bezirke insgesamt, 
einschließlich des Anteils der Haus- 
halte der Bezirke an den Gesamt- 
einnahmen des Staatshaushaltes 
sowie des Kassenbestandes für jeden 
einzelnen Bezirk, 

— die Einnahmen und Ausgaben des 
Haushaltes der Sozialversicherung 

. der Arbeiter und Angestellten und 
der Sozialversicherung der Mitglie- 
der der sozialistischen Produktions- 
genossenschaften und anderer 
werktätiger Schichten sowie die je- 
weiligen Zuschüsse aus dem Staats- 
haushalt. 


Mit dem Gesetz über den Staatshaus- 
haltsplan wird festgelegt, in welchem 
Umfang aus gesellschaftlichen Fonds 


des Staates Mittel für die Sicherung und: 


schrittweise Erhöhung des materiellen 
und kulturellen Lebensniveaus des 
Volkes, Mittel für Maßnahmen von 
Wissenschaft und Technik, für Investi- 
tionen und andere Maßnahmen zur In- 
tensivierung der Produktion sowie Mit- 
tel zur Stärkung der Verteidigungskraft 
der DDR bereitzustellen sind. Gleich- 


zeitig enthält das Gesetz über 'den 


10 GBI. 1/1978 Nr. 22 S. 247. 
11 GBI. 1/1974 Nr. 36 S. 341. 
12 GBI. 1/1978 Nr. 30 $. 333. 
13 GBI. 1/1976 Nr. 45 S. 511. 
14 GBI. 171979 Nr. 2 S. 13. 
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Staatshaushaltsplan, in welchem Um- 
fang der sozialistische Staat dazu Mittel 
in Form von Abführungen der volks- 
eigenen Kombinate und Betriebe, Abga- 
. ben der sozialistischen Landwirtschaft 
und weitere Einnahmen, z.B. Steuern, 
Gebühren usw., zentralisiert. 


Gesetz über die 

örtlichen Volksvertretungen 

und ihre Organe 

‚ in der Deutschen Demokratischen 
"Republik" 


Das Gesetz über die örtlichen Volks- 
vertretungen und ihre Organe regelt die 
Aufgaben, Rechte und Pflichten der ört- 
lichen Volksvertretungen, ihrer Ab- 
geordneten, Kommissionen und Räte in 
den Bezirken, Kreisen, Städten, Stadt- 
bezirken und Gemeinden. Es bestimmt 
die Aufgaben und die Arbeitsweise der 
örtlichen Volksvertretungen und ihrer 
Organe auf den einzelnen Gebieten, 
z.B. bei der Leitung und Planung, der 
Haushalts- und Finanzwirtschaft, auf 
dem Gebiet des Bauwesens, der Land- 
wirtschaft und des Bildungswesens: 
Durch das Gesetz über die örtlichen 
Volksvertretungen und ihre ' Organe 
werden die Bestimmungen der Staats- 
haushaltsordnung über die Verantwor- 
tung der örtlichen Volksvertretungen 
für die Leitung und Planung auf dem 
Gebiet des Staatshaushaltes differen- 
ziert für Bezirke, Kreise, Städte und 
Gemeinden konkretisiert. Damit wird 
gesichert, daß die Grundsätze der 
Staatshaushaltsordnung entsprechend 
der Aufgabenstellung der jeweiligen 
Leitungsebenen spezifisch angewendet 
werden. 

Außer diesen für die Arbeit auf dem 
Gebiet des Staatshaushaltes grundle- 
genden Bestimmungen gibt es spezifi- 
sche Rechtsvorschriften, die für die 


unmittelbare praktische Arbeit eben- 
falls wichtig sind. 


Statut des Ministeriums der Finanzen — 
Beschluß des Ministerrates!® 


In diesem Statut ist in bezug auf den 
Staatshaushalt festgelegt, daß das .-Mi- 
nisterium der Finanzen das Organ des 
Ministerrates für die Leitung und Pla- 
nung des Staatshaushaltes ist. 2 

Das Ministerium trägt die Verantwor- 
tung für die einheitliche Ausarbeitung, 
Durchführung und Kontrolle des 
Staatshaushaltsplanes nach dem Prinzip 
des demokratischen Zentralismus.!? 


Verordnung über die gesellschaftliche 
Verantwortung, die Vollmachten 

und Pflichten des Leiters 

für Haushaltswirtschaft 

in staatlichen Organen 

und staatlichen Einrichtungen?® 


In staatlichen Organen und staatlichen 


‘Einrichtungen werden Leiter für Haus- 


haltswirtschaft berufen, die auf der 
Grundlage der Beschlüsse der Partei der 
Arbeiterklasse, des Ministerrates und 
der Rechtsvorschriften im gesellschaft- 
lichen Interesse und im Auftrage des 
Leiters des staatlichen Organs bzw. der 
staatlichen Einrichtung die Kontrolle 
über die Einhaltung der staatlichen 
Plan- und. Finanzdisziplin, des Haus- 
haltsrechts und der Ordnung und Ver- 
waltung des Volkseigentums ausüben. 
In der Verordnung sind die aus dieser 
Verantwortung des Leiters für Haus- 
haltswirtschaft abgeleiteten Aufgaben 


festgelegt: i 


— Aufgaben bei der Ausarbeitung und 
Durchführung des Haushaltsplanes, 


15 GBl. 1/1973 Nr. 32 S. 313. 
16 GBI. 17/1975 Nr. 18 $. 321. 
17 Vgl. Abschnitt 1.2. 

18 GBI. 17/1979 Nr. 40 S. 375. 


= Aufgaben bei der Planung und 
Durchführung der Investitionen, 


— Aufgaben zur Durchsetzung von 


Ordnung, Disziplin und Sicherheit 


im Umgang mit staatlichen Mitteln. 


Ordnung der Planung 
der Volkswirtschaft der DDR 
- Planungsordnung - 


Die Planung des Reproduktionsprozes- 
ses der Volkswirtschaft wird jeweils für 
den Zeitraum eines Fünfjahrplanes in 
der Planungsordnung geregelt. Sie gilt 
für alle zentralen und örtlichen Staats- 
organe und die ihnen unterstellten 
wirtschaftsleitenden Organe, Kombi- 
nate, Betriebe, Genossenschaften und 
Einichtungen. j 


Die Planungsordnung umfaßt: 


— Festlegungen für die Planung des 
Reproduktionsprozesses der Volks- 
wirtschaft sowie ihrer Zweige und 


Bereiche, 

_ Homanklaunen, Vordrucke und 
Festlegungen zu Ihier Anwendung 
sowie 


— methodische he für die 
vereinfacht planenden Betriebe. 


‚Die Leiter der zentralen Staatsorgane 
und die Vorsitzenden der Räte der Be- 
zirke erlassen — soweit das in der Pla- 
nungsordnung festgelegt ist — im Ein- 
vernehmen mit der Staatlichen Plan- 
kommission und dem Ministerium der 
Finanzen ergänzende planmethodische 
Bestimmungen. 
Die Planung der Finanzen ist in der 
Planungsordnung differenziert geregelt. 
Die allgemeinen Bestimmungen für die 
Ausarbeitung der Pläne gelten auch für 
die Planung der Finanzen. Im speziellen 
Abschnitt über die Planung der Finan- 
zen sind vier Schwerpunkte geregelt: 
— die Grundsätze für die Planung der 
Finanzen des Staates, 


— die Aufgaben und der Inhalt der Fi- 
nanzbilanz des Staates, 

— das Ziel, die Grundsätze und die 
Regelungen für die Ausarbeitung 
des Staatshaushaltsplanes, 

— die Planung und Bilanzierung der 

° Kredite und der Geldfonds. 

Die Bestimmungen zur Planung der Fi- 

nanzen in den Kombinaten und Betrie- 

ben der volkseigenen Wirtschaft, die 


‘nach der wirtschaftlichen Rechnungs- 


führung arbeiten, sind in einem geson- 
derten Abschnitt „Finanzplanung“ 
festgelegt. ; 
Zugleich sind spezielle Regelungen zur 
Planung auf dem Gebiet der Finanzen 
entsprechend dem Prinzip der Einheit 
von materieller und finanzieller Pla-, 
nung in den Abschnitten der Planungs- 
ordnung über die jeweiligen Bereiche 
der Volkswirtschaft getroffen worden. 
So sind z.B. im Abschnitt „Bildungs- 
wesen” auch spezielle Festlegungen für 
die Planung der finanziellen Aufgaben 
enthalten. 

Systematik des Staatshaushaltes 

der Deutschen Demokratischen 
Republik 


Die Systematik des Staatshaushaltes 
regelt, wie die Einnahmen und Ausga- 
ben des Staatshaushaltes im Staats- 
haushaltsplan zu gliedern sind (vol. 
Abschnitt 1.5.). 


Aufgaben 

| 1. Fertigen Sie eine Aufstellung mit 
kurzen Inhaltsangaben über die 
wichtigsten Rechtsvorschriften für 
die Leitung und Planung auf dem 
Gebiet des Staatshaushaltes an! 
2. Studieren Sie das Gesetz über den 
Staatshaushaltsplan: des laufenden 
Jahres, und machen Sie sich deut- 
lich, wie sich darin die Einheit von 
Wirtschafts- und Sozialpolitik wi- 
derspiegelt! 
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1.5. ; 
Die Systematik des Staatshaushaltes 


Die Systematik des Staatshaushaltes der 
Deutschen Demokratischen Republik? 
wird durch den Minister der Finanzen 
herausgegeben und jeweils entsprechend 
den gesellschaftlichen Erfordernissen ge- 
ändert bzw. ergänzt. 


Die Systematik des Staatshaushaltes der ' 


DDR (im folgenden kurz als „Systema- 
tik“ bezeichnet) ist ein Teil der einheit- 
lichen Rechnungsführung und Statistik 
zur Erfassung und Aufbereitung zah- 
lenmäßiger Informationen über die 
Durchführung ‘des gesellschaftlichen 
Reproduktionsprozesses. 

Bedeutung und Aufgaben der Systema- 
tik sind vor allem durch folgende Ge- 
sichtspunkte charakterisiert: 


1. Die Systematik ist. das Organi- 
sationsinstrument, mit dem die Ein- 
nahmen und Ausgaben des Staats- 
haushaltes vollständig nach 


— der Verantwortlichkeit, 

— den volkswirtschaftlichen Ein- 
heiten und 

— der Art der Einnahmen und 
Ausgaben 

erfaßt werden. 


2. Sie ist die einheitliche Grundlage für 
die Planung, Durchführung und 
Abrechnung des Staatshaushaltes in 
den zentralen und örtlichen Staats- 
organen sowie in den nachgeordne- 
ten ‚staatlichen Einrichtungen. 

Die Einnahme- und Ausgabearten 
unterliegen einer einheitlichen 
Klassifizierung. 


3. Mit Hilfe der Systematik ist es 
möglich, die Einnahmen und Aus- 
gaben der staatlichen Organe voll- 
ständig nachzuweisen und die 
Haushaltsbeziehungen zu den 
volkseigenen Kombinaten und Be- 
trieben, zu den sozialistischen Ge- 


28 


nossenschaften, zu den Handwer- 
kern und Gewerbetreibenden sowie 
zu den Bürgern umfassend darzu- 
stellen. 

4. Durch die systematisch aufbereite- 
ten Daten erhalten die Volksvertre- 
tungen und ihre Räte wichtige In- 
formationen zur Vorbereitung und 
Durchführung ihrer Entscheidungen 
über die Haushalts- und Finanz- 
wirtschaft sowie für die Kontrolle 
darüber. Die Systematik ist damit 
ein wichtiges Instrument der Leitung 
und Planung. 


5. Mit der Gliederung der Einnahmen 
und Ausgaben des Staatshaushaltes 
nach der Systematik wird der 
Nachweis über die Erwirtschaftung 
und Verwendung wesentlicher Teile 
des Nationaleinkommens von der 
finanziellen Seite her ermöglicht und 
die . Kontrolle über die geplante 
Zentralisierung und den Einsatz 
staatlicher Mittel unterstützt. 


Die Kenntnis der wichtigsten Organi- 
sationsprinzipien der Systematik des 
Staatshaushaltes ist für das Verständnis 
der mit der Ausarbeitung und Durch- 
führung des Staatshaushaltsplanes zu- 
sammenhängenden ' Probleme unerläß- 
lich. 

Die Systematik berücksichtigt in ihrem 
Grundaufbau drei Gesichtspunkte für 
die Gliederung der Kennziffern des 
Staatshaushaltes. Jede Einnahme und 
Ausgabe des Staatshaushaltes wird ent- 
sprechend dem Grundaufbau der Sy- 
stematik nach drei verschiedenen 
Gliederungsmerkmalen mit jeweils 
spezifischen Aussagen erfaßt. Die Sy- 
stematik gliedert die Einnahmen und 
Ausgaben des Staatshaushaltes wie 
folgt: | : 


19 Systematik des Staatshaushaltes der DDR. Ver- 
lag Die Wirtschaft, Berlin, 1980. 


Gliederung der Einnahmen und Ausgaben 
nach 


| | 
Kapiteln 


Einzel- Sachkonten 
plänen sowie deren sowie deren 
| Zusammen- Zusammen- 
| fassung nach fassung im 
| Abschnitten Plan der 
| | Positionen 
“ | | 
| | | 
V 4 a4 
(Gliede- (Gliederung (Gliederung 
rung nach volks- nach der Art 
nach der wirtschaft- der Einnahmen 
Verant- lichen Ein- und Ausgaben, 
wortlich- heiten) also nach dem 
keit) ökonomischen 
Inhalt) 


Gliederung nach Einzelplänen 


Die Gliederung nach Einzelplänen dient 
der Wahrnehmung der Verantwortung 
der einzelnen staatlichen Organe für die 
Haushaltswirtschaft. Die Abgrenzung 
gilt unabhängig von der jeweiligen Lei- 
tungsebene. Beispielsweise sind für 
den Einzelplan 25 (Volksbildung) im 
Republikmaßstab das Ministerium für 
Volksbildung und in den örtlichen 
Räten die Fachorgane für Volksbildung 
zuständig. Die Einzelpläne sind fort- 
laufend numeriert. Zum Beispiel be- 
treffen die Einzelpläne 


03 den Ministerrat der DDR sowie die 
örtlichen Volksvertretungen und 
ihre Räte, 

06 die Plankommission, 

08 die Finanzen, 

19 das Gesundheitswesen, 

25 die Volksbildung. 


In die Einzelpläne werden die Kapitel, 
ausgehend von der Unterstellung der 
Betriebe und Einrichtungen, zum Fach- 
organ eingeordnet. 


Gliederung nach Kapiteln 


Die Gliederung nach Kapiteln, beziffert 
mit sog. Fünfstellern (z.B. 51 002 Kin- 
dergärten), und ihre Zusammenfassung 
in Abschnitten als Dreisteller (z.B. 510 
Volksbildung) sichert die Erfassung und 
Darstellung aller Haushaltsbeziehungen 
gleichgearteter volkswirtschaftlicher 
Einheiten. Die Grundlagen sind: 


— der Staatsaufbau und die Wirt- 


schaftsorganisation, 


— die entsprechende Zuordnung von 
Betrieben, Einrichtungen und Maß- 
nahmen sowie 


— volkswirtschaftliche Nomenklaturen. 


Die nach Kapiteln und Abschnitten 
aufbereiteten Einnahmen und Ausgaben 
ermöglichen, in allen Etappen der Pla- 
nung die Ergebnisse der volkswirt- 
schaftlichen Einheiten im Staatshaushalt 
mit der Entwicklung der entsprechen- 
den Planteile des Volkswirtschaftspla- 
nes abzustimmen. 

Darüber hinaus werden Kapitel für 
Forderungen, Verbindlichkeiten, Fonds, 
Reserven und Verrechnungen des 
Staatshaushaltes geführt, die nicht un- 
mittelbar an materielle Prozesse ge- 
bunden sind. 

Weiterhin werden bestimmte Einnahme- 
und Ausgabearten rationeller durch 
Kapitel als durch Sachkonten darge- 
stellt. 

Unter Beachtung der spezifischen Be- 
dingungen in einzelnen staatlichen Or- 
ganen kann eine Detaillierung der In- 
formationen durch die Bildung von Un- 
terkapiteln, das sind Siebensteller, z. B. 
5100201 Kindergarten A, 5100 202 
Kindergarten B, erfolgen. Bei der zen- 
tralen Aufbereitung und Abrechnung 
der Haushaltspläne wird jedoch eine so 
weitgehende Gliederung nicht vorge- 
nommen. 
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Gliederung nach Sachkonten 


In den Sachkonten werden die Ein- 
nahmen und Ausgaben nach ‘ihrem 
ökonomischen Inhalt, das heißt nach der 
Art der Einnahmen und Ausgaben, 
nachgewiesen. Die  Sachkonten sind 
entsprechend dem Sachkontenrahmen 
gegliedert. Der Sachkontenrahmen ist 
für die Aufstellung und Abrechnung des 
Staatshaushaltsplanes verbindlich an- 
. zuwenden.?® Er ist die Grundlage für 
alle Teilrechnungen der Rechnungsfüh- 
rung und Statistik der staatlichen Or- 
gane und Einrichtungen. Solche Teil- 


rechnungen sind die Haushaltsrech- 
nung, die Grundmittel- und Investi- 
tionsrechnung und die Verwahr- 
geldrechnung. 


Der Sachkontenrahmen der staatlichen 
Organe und Einrichtungen ist nach dem 
Dezimalsystem aufgebaut und umfaßt 


— die Sachkontenklassen 0 bis 9, 

— die Gliederung nach Sachkon- 
tengruppen und -untergruppen mit 
2- bzw. 3stelligen Nummern, 

— die Sachkonten mit 4stelligen Kon- 


tonummern, 

— die Untersachkonten mit 6stelligen 
Nummern. 

Die Führung von Untersachkonten 


richtet sich nach den Erfordernissen 
einer aussagefähigen Planung, Durch- 
führung und Abrechnung der Haus- 
haltspläne des jeweiligen staatlichen 
Organs bzw. der staatlichen Einrich- 
tung. 

Durch besondere Hinweise des Mini- 
steriums der Finanzen für die Einrich- 
tung von Untersachkonten wird eine 
einheitliche Bezifferung gesichert und 
unvertretbarer Verwaltungsaufwand 
vermieden. 

Für Gemeinden ist ein vereinfachter 
Leitsachkontenrahmen?! anzuwenden. 
Auch in kreisangehörigen Städten kann 
dieser Leitsachkontenrahmen mit Zu- 
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stimmung des übergeordneten Organs, 
das heißt des Rates des Kreises, An- 
wendung finden. 

Die Sachkonten werden im Plan der 
Positionen”? . nach bestimmten volks- 
wirtschaftlichen Positionen zusammen- 
gefaßt. Diese Verdichtung der Sach- 
konten dient der Abstimmung zwischen 
materieller und finanzieller Planung 
sowie der Bilanzierung volkswirtschaft! 
licher Proportionen und Aufgaben. Bei- 
spielsweise werden die Sachkonten 3411 
Lohnifonds des Fachpersonals und 3412 
Lohnfonds des übrigen Personals zur 
Position Lohnfonds zusammengefaßt. 
Durch den Plan der Positionen, der z.B. 
die Ausgaben für Investitionen, Wert- 
erhaltung, Lohnfonds, Material und 
produktive Leistungen ausweist, wird 
die Abstimmung mit wichtigen volks- 
wirtschaftlichen Bilanzen, z.B. mit der 
Bilanz des Aufkommens und der Ver- 
wendung des Nationaleinkommens und 
mit der Bilanz der Geldeinnahmen und 
-ausgaben der Bevölkerung, ermöglicht. 
Alle Teile der Systematik bilden eine 
Einheit, denn nur durch die. Zusam- 
menfassung der drei Gliederungs- 
merkmale wird eine vollständige Aus- 
sage gesichert. Die Systematik kann nur 
in ihrer Gesamtheit die Anforderungen 
als Leitungsinstrument erfüllen, die von 


‘den staatlichen Einrichtungen, den zen- 


tralen und örtlichen Staatsorganen und 
der zentralen Planung und Bilanzierung 
des Staatshaushaltes an sie gestellt 
werden. 


Beispiele: 

1. Ein volkseigener Betrieb der Fisch- 
industrie führt an den Wirtschaftsrat 
des Bezirkes Rostock Produktions- 
fondsabgabe ab. 


20 Ebenda, S. 88. 
21 Ebenda, S. 100. 
22 Ebenda, $. 132. 


Aufgaben 


| 


Wirtschaftsrat des Bezirkes Rostock 
— Einzelplan 67/01 

Fischindustrie 

— Kapitel 02 203 
Produktionsfondsabgabe 

— Sachkonto 5111 

Die Abteilung Volksbildung des 
Rates eines Kreises zahlt an die 
Kindergärtnerinnen Gehalt. 

Abt. Volksbildung des Rates eines 
Kreises 

— Einzelplan 25 

Kindergarten 

— Kapitel 51 C02 

Lohnfonds Fachpersonal 

— Sachkonto 3411 


'1. Erläutern Sie die Bedeutung der 
Systematik des Staatshaushaltes der 
DDR als Instrument der Leitung und 
Planung! 

2. In welche Teile gliedert sich die 
Systematik, und welcher Zusam- 
menhang besteht zwischen diesen 
Teilen? 

3. Erfassen Sie anhand der Syste- 
matik des Staatshaushaltes einige 
Einnahmen und Ausgaben des 
Staatshaushaltes nach Einzelplänen, 
Kapiteln und Sachkonten! 
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Die Haushaltsplanung 
in den örtlichen Organen 
der Staatsmacht 


2.1. . 
Der Inhalt der Haushaltspläne 
der örtlichen Organe 

der Staatsmacht 


Für die Planung der Einnahmen und 
Ausgaben der örtlichen Staatsorgane 
gilt der in Artikel 82 der Verfassung der 
DDR festgelegte Grundsatz, daß die 
örtlichen Volksvertretungen zur Finan- 
‘ zierung ihrer ‚Ausgaben über eigene 
Einnahmen verfügen. Die örtlichen 
Volksvertretungen entscheiden ent- 
sprechend dem Prinzip des demokra- 
tischen Zentralismus auf der Grundlage 
ihrer staatlichen Planauflagen und der 
gültigen Rechtsvorschriften eigenver- 
antwortlich über den effektivsten Ein- 
satz der geplanten Mittel. 


Einnahmen, Ausgaben und finanzielle 
Fonds dürfen nicht außerhalb des 
Haushaltes erfaßt, geplant und ver- 
wendet werden. Sie sind grundsätzlich 
im Haushalt des Staatsorgans zu planen, 
das für die Durchführung der Aufgaben 
verantwortlich ist. 


Die Haushaltspläine der örtlichen 
Staatsorgane umfassen im wesentlichen 
folgende Einnahmen und Ausgaben: 


32 


2.1.1. 
Die Einnahmen 


Einnahmen aus den unterstellten 
Kombinaten und Betrieben 
der volkseigenen Wirtschaft . 


Den örtlichen Staatsorganen sind 
Kombinate und Betriebe unterstellt, 
z.B. 


— den Räten der Bezirke und Kreise: 
Kombinate bzw. Betriebe der Leicht-, 
Bau- und Baustoffindustrie sowie 

‘der Nahrungsmittelindustrie; 

— den Räten der Bezirke: Handels- 
betriebe (HO); 

— den Räten der Bezirke, Kreise und 
Städte: örtliche Verkehrstetriebe; 

— den Räten der Kreise, Städte und 
Gemeinden: Dienstleistungs- und 
Versorgungsbetriebe. 

Diese Kombinate und Betriebe haben 

in ihren Finanzplänen die in den staat- 

lichen Rechtsnormen festgelegten Ab- 
führungen an den Staat zu planen. 

Die Abführungen dieser Kombinate und 

Betriebe an den Staatshaushalt werden 

im Haushaltsplan‘ des entsprechenden 

örtlichen Organs als Einnahmen geplant. 

Solche Einnahmen der örtlichen Organe 

der Staatsmacht sind die Produktions- 

fonds- bzw. Handelsfondsabgabe, die 

Nettogewinnabführung an den Staat 

und die produktgebundene Abgabe. 

Die Produktionstondsabgabe — bei 

Handelsbetrieben die Handelsfondsab- 


gabe — wird als ein Teil des Bruttoge- 
winns an den Staatshaushalt abgeführt. 
Diese Abgabe wird als ein gesetzlich 
. festgelegter Prozentsatz — in der Regel 
sechs Prozent — vom Bruttowert der 
materiellen Grund- und Umlaufmittel 
berechnet. Da sie von der Größe der 
Fonds abhängig ist, interessiert sie die 
Kombinate und Betriebe an einer 
mehrschichtigen Auslastung der Ma- 
schinen und Anlagen und an einer ra* 


tionellen Bestands- und Lagerwirtschaft. 


Je besser die Kombinate und Betriebe 
diese Intensivierungsaufgaben: lösen, 
desto größer ist der nach Abzug der 
Produktionsfondsabgabe vom Brutto- 
gewinn verbleibende Nettogewinn. 

Die Nettogewinnabführung an den Staat 
wird von volkseigenen Kombinaten und 
Betrieben als Teil des planmäßig zu 
erwirtschaftenden Nettogewinns zur 
Finanzierung gesamtgesellschaftlicher 
Aufgaben an den Staatshaushalt abge- 
führt. Mit der staatlichen Aufgabe über 
die Höhe der Nettogewinnabführung 
wird eine gesellschaftliche Anforderung 
an die zu erreichende Rentabilität zum 
Ausdruck gebracht. Ihre Erfüllung er- 
fordert, daß die Kombinate und Be- 
triebe ihre Fonds ökonomisch nutzen 
und alle Reserven ausschöpfen, um hohe 
Leistungen in Menge, Sortiment und 
Qualität zu erreichen und die Kosten 
für die Produktion ständig zu senken. 
Das ist die Grundläge für eine hohe 
Rentabilität und die Erwirtschaftung 
von Gewinnen für planmäfige Zufüh- 
rungen zu den eigenen Fonds der Kom- 
binate und Betriebe und für anteilige 
Abführungen an den Staatshaushalt ent- 
sprechend dem jeweiligen Plan. 

Die produktgebundene Abgabe (vergl. 
Kapitel 10) wird als unmittelbarer Be- 
standteil des Preises im Rahmen der 
staatlichen Preisbildung für bestimmte 
Erzeugnisse, besonders für Konsumgü- 
ter, festgelegt. Sie ist die Differenz 


zwischen Industrieabgabepreis und Be- 
triebspreis und wird durch die Kom- 
binate und Betriebe mit dem Verkauf 
der Erzeugnisse realisiert. Aus dem Er- 
lös wird dieser Teil des Preises als pro- . 
duktgebundene Abgabe planmäßig im 
Staatshaushalt zentralisiert. 


Einnahmen aus der Tätigkeit 
staatlicher Organe und 
staatlicher Einrichtungen 


Bei diesen Einnahmen handelt es sich 
im wesentlichen um Verwaltungs- und 
Benutzungsgebühren sowie Beiträge. 
Verwaltungsgebühren werden auf der 
Grundlage verbindlicher Gebührensätze 
nach der Gebührenordnung festgelegt, 
z.B. für Beurkundungen auf Standes- 
ämtern, Genehmigungen von Baumaß- 
nahmen usw. 

Benutzungsgebühren werden für die 
Inanspruchnahme staatlicher Einrich- 
tungen oder Verwaltungen erhoben. Sie 
richten sich nach den jeweiligen Lei- 
stungen und sonstigen Bedingungen. Zu 
ihnen gehören z.B. Eintrittsgelder für 
Museen, Tiergärten, Bäder usw. 
Beiträge umfassen z.B. Beiträge der 


- Eltern zur Schüler- und Kinderspeisung, 


Beiträge für die Inanspruchnahme von 
Plätzen :in Kinderbetreuungseinrich- 
tungen. Die Beitragssätze sind in spe- 
ziellen Bestimmungen der zuständigen 
Ministerien festgelegt. 
Die Einnahmen aus Benutzungsgebüh- 


. ren und Beiträgen für kulturelle und 


soziale Leistungen sind im Verhältnis zu 
den Ausgaben des Staatshaushaltes für 
diese Einrichtungen gering, so daß sich 
insgesamt erhebliche Zuschüsse für die 
kulturellen und sozialen Aufgaben er- 
geben. Bestimmte Leistungen erhalten 
die Bürger sogar kostenlos, so daß der 
Staatshaushalt alle damit verbundenen 
Ausgaben trägt. Das betrifft z.B. den 
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kostenlosen Arztbesuch und Kranken- 
hausaufenthalt, die kostenlose Abgabe 
ärztlich verordneter Medikamente und 
andere Maßnahmen der Sozialpolitik 
unseres Arbeiter-und-Bauern-Staates. 


Einnahmen aus Steuern 


Die Bezirke und Kreise erhalten als 
eigene Einnahme Anteile an Steuerein- 
nahmen des zentralen Haushalts. Be- 
deutende Teile ihres Steueraufkommens 
sind die Steuern der sozialistischen 
Genossenschaften, der privaten Hand- 
werker und Gewerbetreibenden. Außer- 
dem erhalten’ die örtlichen Haushalte 
Einnahmen aus den Steuern der frei- 
beruflich Tätigen (vgl. Kapitel 6). 

Grundlage für die Planung der Steuern 
sind, ausgehend von den geltenden 
Rechtsvorschriften, insbesondere: ' 


— materielle Entwicklungskennziffern, 
wie handwerkliche Leistungen, 
Handelsumsätze sowie weitere qua- 
litative Kennziffern, 

— Entwicklung der Einkommen, 

— Entwicklung des Steueraufkommens 
im laufenden Jahr sowie weitere 
Zeitreihen und Analysen. 


Den Städten und Gemeinden stehen als 
eigene Einnahmen auch die Gemein- 
desteuern zur Verfügung. Dazu gehören 
die Grundsteuer, die Hundesteuer und 
die Vergnügungssteuer. 


Die Grundsteuer hat unter den Ge- 
meindesteuern den größten Umfang. 
Gegenstand der Steuerberechnung und 
-erhebung ist das Grundstück. Die Höhe: 
der für.das einzelne Grundstück jähr- 
lich zu zahlenden Steuer richtet sich 
nach dem Einheitswert des Grundstücks 
und dem darauf beruhenden Steuer- 
meßbetrag, der durch die Bewertungs- 
stelle der Abteilung Finanzen des Rates 
des Kreises festgestellt wird. Die Steuer 
wird nach einem Prozentsatz vom 
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Steuermefibetrag berechnet und von der 
Stadt oder Gemeinde erhoben, in deren 
Territorium sich das Grundstück befin-" 
det. 


Beispiel: 
 Einheits- Steuer- Hebesatz Grund- 
wert meßbe- steuer 
trag jährlich 
20000M 200M 300 % 600M 


Für volkseigene Grundstücke wird 
keine Grundsteuer erhoben. Für genos- 
senschaftliches Grundeigentum braucht 
ebenfalls keine Grundsteuer gezahlt zu 
werden oder gelten vereinfachte Re- 
gelungen, z.B. bei Konsumgenossen- 
schaften. _ 

Die Hundesteuer wird nach der von der 
zuständigen Volksvertretung auf der 
Grundlage der Mustersteuerordnung 
beschlossenen Steuersatzung erhoben. 
Die Höhe der jährlichen Steuer richtet 
sich nach der Anzahl der gehaltenen 


. Hunde sowie nach der Einwohnerzahl 


der Stadt oder Gemeinde. Die Steuer 
beträgt je Hund im Durchschnitt zwi- 
schen 40 M und 120 M jährlich. 

Die Vergnügungsteuer ist für alle im 
Ortsgebiet veranstalteten öffentlichen 
Vergnügungen, wie Tanz, Konzert oder 
Zirkus, bei denen Eintrittsgeld erhoben 
wird, auf der Grundlage von Ortssat- 
zungen zu entrichten. Ihre Höhe ist un- 
terschiedlich. Sie beträgt z.B. bei 
Tanzvergnügungen 20 Prozent des Ein- 
trittspreises. Im Interesse der kulturpo- 
litischen Förderung sind bestimmte 
Veranstaltungen steuerfrei oder steuer- 
ermäßigt. 


Anteil an den Gesamteinnahmen 
des Staatshaushaltes 


Die örtlichen Organe der Staatsmacht 
erhalten als eigene Einnahme ihres 
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Haushaltes einen Anteil an den Ge- 
samteinnahmen des Staatshaushaltes. 

Es ist ein Grundprinzip sozialistischer 
Haushaltspolitik, daß alle Haushalte 
ausgeglichen sein müssen, also nicht nur 
der Staatshaushaält in seiner Gesamtheit, 
sondern auch die Haushalte der Bezirke, 
der Kreise, der Städte und der Ge- 
meinden. Einnahmen und Ausgaben 
müssen übereinstimmen, so daß keine 
Verschuldung der örtlichen Organe der 
Staatsmacht eintritt, wie sie unter kapi- 
talistischen Verhältnissen für die Län- 
der, die Städte und Gemeinden ge- 
radezu typisch ist. 

Die örtlichen Volksvertretungen und 
ihre Organe haben die in den- staatli- 
chen Plänen und in den Rechtsvor- 
schriften festgelegten Aufgaben im 
Territorium vollverantwortlich wahr- 
“ zunehmen. Die in den örtlichen Haus- 
halt fließenden Einnahmen aus örtlich 
unterstellten Betrieben, staatlichen Ein- 
richtungen, Steuern usw. sind in der 
Regel nicht so groß, daß allein aus 
ihnen die planmäßig notwendigen Aus- 
gaben finanziert werden können. Die 
Gewinne der den örtlichen Organen der 
Staatsmacht unterstehenden volkseige- 
nen Betriebe und die Abführungen 
daraus an den örtlichen Haushalt stei- 
gen planmäßig an; doch im höheren 
Tempo wachsen die Ausgaben der ört- 
lichen Haushalte, besonders für soziale 
und kulturelle Maßnahmen, ent- 
sprechend der im Volkswirtschaftsplan 
und Staatshaushaltsplan festgelegten 
Entwicklung. 

Die Erfüllung der Aufgaben der örtli- 
chen Organe der Staatsmacht kann nicht 
vom Umfang der eigenen Einnahmen 
aus unterstellten Betrieben und Ein- 
richtungen abhängig gemacht werden. 
Vielmehr erfordert die proportionale 
Entwicklung aller Bereiche der soziali- 
stischen Gesellschaft, daß auch auf fi- 
nanziellem Gebiet die Bedingungen für 


eine planmäßige Entwicklung in den 
Territorien gegeben sind. 

Das erfolgt durch die planmäßige Fest- 
legung eines für die einzelnen Bezirke, 
Kreise, Städte und Gemeinden dif- 
ferenzierten Anteils an den Gesamtein- 
nahmen des Staatshaushaltes. Dieser 
Anteil wird in einem absoluten Betrag 
festgesetzt. Dabei werden die Einnah- 
men der örtlichen Organe der Staats- 
macht aus den unterstellten volkseige- 
nen Kombinaten und Betrieben” berück- 
sichtigt. An die Erwirtschaftung der 
Gewinne in den örtlich unterstellten 
Kombinaten und Betrieben und das 
planmäßige Wachstum der Gewinnab- 
führungen werden hohe Anforderungen 
gestellt. Das betrifft besonders ein 
hohes Tempo der Entwicklung der 
Produktion und der Leistungen sowie 
die ständige Senkung der Kosten. 

Der Anteil an den Gesamteinnahmen 
des Staatshaushaltes wird von der über- 
geordneten Volksvertretung als staatli- 
che Planauflage beschlossen, also z.B. 
für den Haushalt von Berlin, Hauptstadt 
der DDR, und für die Haushalte der 
Bezirke von der Volkskammer der 
DDR. 

Der planmäßig festgelegte Anteil jedes 
örtlichen Haushaltes an den Gesamt- 
einnahmen des Staatshaushaltes, der als 
eigene Einnahme im jeweiligen örtli- 
chen Haushalt zu planen ist, sichert den 
vollen Ausgleich des Haushaltes und die 
Finanzierung der volkswirtschaftlichen 
Planauflagen jeder örtlichen Volksver- 
tretung. 


2.1.2. 
Die Ausgaben 


Ausgaben für die volkseigenen 
Kombinate und Betriebe 


Die volkseigenen Kombinate und Be- 
triebe können unter bestimmten Bedin- 
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gungen planmäßig aufgabenbezogen 
und objektgebunden Mittel aus dem 
“ Staatshaushalt für die Finanzierung von 
wissenschaftlich-technischen Aufgaben 
und Investitionsvorhaben erhalten. 
Vorrangig sind für diese Maßnahmen 
jedoch die in den volkseigenen Kombi- 
naten und Betrieben gebildeten Fonds 
für Forschung und Entwicklung sowie 
für Investitionen einzusetzen und Kre- 
dite bei der Bank zu beantragen. 


Ausgaben der staatlichen Organe 
und staatlichen Einrichtungen 


Ausgaben für Investitionen und Wert- 
erhaltung 


‘Die planmäßige Erhaltung und Erwei- 
terung der Grundfonds, also besonders 
der Gebäude und Ausrüstungen, in den 
staatlichen Organen und Einrichtungen 
ist eine wesentliche Voraussetzung, um 
den steigenden Anforderungen bei der 
weiteren Durchsetzung der Sozialpolitik 
gerecht zu werden. Unter dieser Posi- 

“tion sind alle Ausgaben,. z.B. für den 
Bau von Kindergärten, für die Repara- 
‚tur von Schulgebäuden oder für den 
Kauf von Einrichtungsgegenständen für 
Krankenhäuser, zu planen. 


. Ausgaben für Arbeitsvergütungen 


Der Lohnfonds hat einen erheblichen 
Anteil an den gesamten Ausgaben. Auch 
seine volkswirtschaftliche Auswirkung 
auf die Entwicklung des Kauffonds der 
Bevölkerung erfordert eine exakte Pla- 
nung dieses Teiles der Ausgaben. Sie 
muß dazu beitragen, das gesellschaftli- 
che Arbeitsvermögen rationell einzu- 
setzen. 

Die wachsenden Aufgaben erfordern 
besonders im Bildungswesen sowie. im 
Gesundheits- und Sozialwesen einen 
planmäßigen Zuwachs an Fachpersonal, 
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z.B. an Ärzten in Krankenhäusern, an 
Lehrern in Schulen usw. 

Andererseits muß erreicht werden, daß 
durch Vereinfachung und Rationalisie- 
rung der Verwaltungsarteit eine Sen- 
kung des Verwaltungsaufwandes ein- 
tritt. 

Verbindliche Grundlagen für die pla- 
nung der Lohnfonds sind 


— die im Volkswirtschaftsplan — Teil 


Arbeitsproduktivität und Arbeits- 
kräfte — festgelegten staatlichen 
Aufgaben, 


— die in den Rahmenkollektivverträ- 
gen, Vereinbarungen usw. enthalte- 
nen Lohn- und Gehaltssätze sowie 

— die bestätigten Stellenpläne. 


Die staatlichen Aufgaben des Volks- 
wirtschaftsplanes, die in den Rah- 
menkollektivverträgen geregelten Ver- 
gütungsvereinbarungen und die Stel- 
lenpläne dürfen. nicht überschritten 
werden. 


Ausgaben für sonstige Aufwendungen 


Die wichtigsten Positionen dieser Aus- 
gabengruppe sind: 


— Entschädigungen, Zuwendungen 
sowie Geldausgaben an die Bevöl- 
kerung, z. B. Stipendien, 

— Energie, Brenn- und Kraftstoffe, 


“— Material, z.B. Unterrichts- und 
Lehrmittel, Bürobedarf, 

— Verpflegung (Naturalkosten ent- 
sprechend den festgelegten Ver- 
pflegungssätzen), 

'— produktive Leistungen, z.B. Trans- 
porte, 

— übrige Ausgaben, z.B. Schü- 


lerbeförderung, Zinsen und Tilgung 
für Kredite. 


Die Planung dieser Ausgaben erfolgt 


weitgehend nach Kontingenten, Limiten 


und Normativen. 


Beispiele: 

Zur Sicherung einer vorbildlichen Ver- 
sorgung in Krankenhäusern sind für die 
Planung und Verausgabung der Ver- 
' pflegungskosten verbindliche Ver- 
, pflegungssätze festgelegt. 

. Der notwendige finanzielle Aufwand 
‘ für Verpflegung wird im Haushalts- 
‘ ‚planentwurf auf der Grundlage der 
verbindlichen Sätze berechnet, wobei 
die durchschnittliche Anzahl der Ver- 
pflegungsteilnehmer und die Zahl der 
Verpflegungstage im Jahr wichtige 
Eckziffern der Planung darstellen. 

Die Planung der Ausgaben für Unter- 
richtsbeihilfen an den polytechnischen 
Oberschulen erfolgt entsprechend der 


Anzahl der anspruchsberechtigten 
Schüler und der gesetzlich vorge- 
schriebenen Höhe der Unterhaltsbei- 
hilfe. 

2.1.3. 


Besondere Regelungen für kreis- 
‚angehörige Städte und Gemeinden 
bzw. Gemeindeverbände 


Für kreisangehörige Städte und Ge- 
meinden bzw. für Gemeindeverbände 
gelten einige besondere Regelungen 
bezüglich der Planung der Einnahmen 
und Ausgaben des Haushaltes. 

Die Städte und Gemeinden haben An- 
spruch auf einen Anteil an den Ge- 
samteinnahmen des Staatshaushaltes, 
der für mehrere Jahre gleichbleibend 
ist. Das ermöglicht es den Volksvertre- 
“ tungen, Aufgaben und Vorhaben plan- 


mäßig langfristig vorzubereiten und 
durchzuführen. 

Der Anteil wird nur dann neu festge- 
legt, 


— wenn sich die Unterstellung von Be- 
trieben und Einrichtungen ändert, 

— wenn Gesetze der Volkskammer, 
Verordnungen oder Beschlüsse des 


Ministerrates Auswirkungen auf die 
Haushaltseinnahmen und Ausgaben 
des örtlichen Organs haben, 

—. wenn sich die Aufgaben, z.B. In- 

. vestitionen, ändern. 

Werden den kreisangehörigen Städten 
und Gemeinden im Interesse eines 
konzentrierten Einsatzes der materiellen 
und finanziellen Fonds Mittel einmalig 
zur Verfügung gestellt, sind diese Aus- 
gaben als einmaliger Anteil gesondert 
zu planen. 

Die Städte und Gemeinden verfügen 

über folgende weitere Einnahment: 

— Mittel, die-auf Grund von Kommu- 
nalverträgen aus den Fonds der 
Kombinate, Betriebe, Genossen- 
schaften und Einrichtungen als Be- 
teiligung an der Finanzierung ge- 
planter Aufgaben zur Verfügung 
gestellt werden, 

— Kurtaxe und Vergnügungsteuer, 

— Mittel aus Wettspieleinsätzen des 
VEB Vereinigte Wettspielbetriebe 
gemäß der durch die übergeordnete 
Volksvertretung vorgenommenen 
Aufteilung. 

Diese Einnahmen sind in den Haus- 

haltsplan aufzunehmen und zur Finan- 

zierung planmäßiger Aufgaben einzu- 
setzen. 

Weitere Mittel stehen den Gemeinden 

und kreisangehörigen Städten im Rah- 

men besonderer Rechtsvorschriften? zur 

Verfügung. 

Aufgaben 
1. Fertigen Sie eine Übersicht über 
die Einnahmen der örtlichen Staats- 

. organe an! 

2. Erläutern Sie die wichtigsten 
Ausgaben, die in den Haushaltsplä- 
nen der örtlichen Staatsorgane er- 

scheinen! 

1 GBI. 11973 Nr. 32 S. 313. 


2 Vgl. insbesondere das jährliche Gesetz über den 
Staatshaushaltsplan. 
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2.2. 
Die Ausarbeitung 
der Haushaltsplanentwürfe 


U 
Normen, Normative und 
Richtwerte 


Die Räte der Bezirke, Kreise, Städte 


und Gemeinden haben auf der Grund- 
lage der staatlichen Aufgaben (vgl. Ab- 
schnitt 1.3.) die Entwürfe ihrer Haus- 
haltspläne auszuarbeiten. 

Die Erarbeitung der Haushalts- 
planentwürfe ist auf hohe Leistungen 
und wachsende Effektivität gerichtet 
und geht davon aus, daß mit den zur 
Verfügung stehenden Mitteln sparsam 
im Sinne höchsten Nutzens für die Ge- 
sellschaft und die Bürger umgegangen 
wird. In Übereinstimmung mit der ma- 
teriellen Planung geht es vor allem um 
den rationellen Einsatz der materiellen 
und finanziellen Fonds und die Auf- 
deckung und Nutzbarmachung aller 
vorhandenen Reserven. 

Eine besondere Bedeutung besitzen 
dabei die Normen, Normative und 
Richtwerte, die von den Erfahrungen 
der Besten ausgehen. 

Haushaltsnormen- und ihre Anwendung 
sind in Rechtsvorschriften festgelegt. 
Sie werden für wichtige Einnahme- und 
Ausgabearten, z.B. für Ausstattungen, 
für den Lohnfonds, für bestimmte In- 
vestitionen, für zweigtypische Ausgaben 
-  u.a., benutzt. 


Häushaltsnormen sind finanzielle Auf- 
“ wandskennziffern, die von den haus- 
haltsgeplanten staatlichen Organen und 
Einrichtungen bei der Aufstellung, 
Durchführung und Kontrolle ihrer 
Haushaltspläne angewendet werden. Sie 
‘sind auf Mengen- und Leistungseinhei- 
ten bezogen. Haushaltsnormen sind 
darauf gerichtet, annähernd gleiche 
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Bedingungen in gleichartigen Organen 
oder Einrichtungen für die Planung des 
Verbrauchs an lebendiger und verge- 
genständlichter Arbeit zu erreichen. 


Zy unterscheiden sind: 


— Einzelnormen, 

— Normen für Materialverbrauch und 
-bestand, 

— Normative, 

— Limite, 

— Richtwerte. 


Einzelnormen 


Für einzelne Arten der Einnahmen und 
Ausgaben wird die zu planende Höhe 
durch Einzelnormen bestimmt. Diese 
Normen haben jeweils eine charakteri- 
stische Bezugsbasis. Beispiele: täglicher 
Verpflegungskostensatz je Patient oder 
je Essenteilnehmer, Kosten für Reini- 
gungsmaterial je m? Reinigungsfläche, 
finanzieller Bedarf für Spiel- und Be- 
schäftigungsmaterial je Kind--im Kin- 
dergarten. 


Normen für Materialverbrauch und 
-bestand 


« Durch Materialverbrauchsnormen wird 


die Menge des erforderlichen Materials 
für eine Aufwandseinheit bestimmt, 
z.B. der Verbrauch von Braunkohlen- 
briketts je m? umbauten Raum in einer 
Heizperiode. 

Durch Materialbestandsnormen wird 
die Menge des vorrätig zu haltenden 
Materials festgelegt, z.B. die Höhe des 
Bestandes an Bettwäsche und Arznei- 
mitteln in einem Krankenhaus. 


Normative 


Normative werden durch die zentralen 
Organe verbindlich festgelegt. 
zählen z.B. die normativen Regelungen 


Dazu 


für die Planung des Prämienfonds sowie 
des Kultur- und Sozialfonds. 


Limite 


Limite begrenzen den Aufwand für be- 
stimmte Aufgaben, z.B. für Vergaser- 
kraftstoff, Dieselkraftstoff, Papier für 
Vervielfältigungszwecke. Für solche 
Aufwendungen werden auch staatliche 
Kontingente erteilt. Sie dienen der 
Einsparung von Material und unter- 
stützen die Durchsetzung: des Prinzips 
der sozialistischen Sparsamkeit. Kon- 
tingente und Limite dürfen nicht über- 
schritten werden. 


Richtwerte 


. Richtwerte sind erfahrungsstatistisch 

ermittelte Größen für Ausgaben je Ka- 
pazitäts- oder Leistungseinheit, z.B. 
für Ausgaben je ärztlicher Arbeitsplatz, 
je Krankenversorgungstag, je Schüler 
oder je Buchausleihe. Richtwerte beru- 
hen sowohl auf normierten als auch auf 
nichtnormierten Aufwendungen und be- 
rücksichtigen verschiedene Einflußfak- 
toren. Über die Verbindlichkeit ihrer 
Anwendung entscheiden die übergeord- 
neten staatlichen Organe gegenüber 
nachgeordneten Organen bzw. Einrich- 
tungen. 


2.2.2. 
Die Zeitabschnitte 
der Planausarbeitung 


Die Zeitabschnitte für die Planausar- 
beitung sind in der Planungsordnung 
festgelegt. Danach werden die staatli- 
chen Aufgaben an die am Planungspro- 
zeß Beteiligten Mitte des dem. Planjahr 
vorangehenden Jahres übergeben. Der 
terminliche Ablauf der Ausarbeitung 
der Planentwürfe für die einzelnen 


Jahre wird durch Anordnung des Vor- 

sitzenden der Staatlichen Plankommis- 

sion und des Ministers der Finanzen 
auf der Grundlage der Planungsord- 
nung gesondert geregelt. 

Die Ausarbeitung, - Abstimmung und 

Einreichung der Planentwürfe sowie die 

Planverteidigung erfolgen im Verant- 

wortungsbereich der Räte der Städte 

und Gemeinden in der Regel bis Ende 

Juli, der Räte der Kreise bis Ende 

August und der Räte der Bezirke bis 

Ende September. Diese Etappe erstreckt 

sich bei den örtlichen Organen also. auf 

eine Zeitdauer von mehreren Monaten. - 

Damit ist gesichert, 

— daß ein ausreichender Zeitraum für 
die Planungsarbeiten und die 
Plandiskussion mit den Werktätigen 
zur Verfügung steht, 

— daß die Erkenntnisse aus der 
Durchführung des laufenden 
Haushaltsplanes für den Planentwurf 
des kommenden Jahres genutzt 
werden können und 

— daß Konsultationen mit den über- 
geordneten Räten und ihren Fach- 
organen sowie Abstimmungen im 
eigenen Ratsbereich, z.B. mit der 
Bezirks- oder Kreisplankommission, 
vorgenommen werden können. 


Besondere Bedeutung hat die Mitarbeit 
der Werktätigen bei der Ausarbeitung 
der Planentwürfe. Die Mitarbeit der 
Bürger auf dem Gebiet der Haushalts- 
wirtschaft ist durch entsprechende 
Rechtsvorschriften garantiert. Im.$ 14 
der Staatshaushaltsordnung heißt es: 

„Die Bürger der Deutschen Demokra- 
tischen Republik verwirklichen ihre 
Rechte bei der Leitung und Planung des 
Staatshaushaltes durch ihre aktive Mit- 
arbeit in den Volksvertretungen, den 
Ausschüssen der* Nationalen Front der 
DDR und vielfältigen anderen Formen 
der Mitwirkung an der Leitung, Pla- 


39 


nung und Gestaltung des gesellschaftli- 
chen Lebens, insbesondere in den so- 
zialistischen Betrieben, volkseigenen 


Kombinaten, Städten und Gemeinden.” _ 


In der Planungsordnung ist festgelegt, 
wie die Initiative der Werktätigen, be- 
sonders der Jugend, bei der Ausarbei- 
tung realer, anspruchsvoller Pläne 
schöpferisch zu nutzen ist. Es geht vor 
allem darum, 


1. daß gemeinsam mit den Mitarbei- 
tern der Organe und Einrichtungen 
und allen Werktätigen ein - Plan 
ausgearbeitet wird, der die Über- 
einstimmung der gesellschaftlichen 
Erfordernisse mit den Interessen der 
Bürger sichert, 

2. daß die Kenntnisse und Erfahrungen 
der Bürger genutzt werden, um be- 
reits bei der Ausarbeitung der 
Planentwürfe die für die sozialisti- 
sche Gesellschaft günstigsten Va- 
rianten zu finden und Reserven zur 
Erhöhung der Effektivität nutzbar 
zu machen, 

3. daß die Bürger bereits in der Phase 
der Plandiskussion für die aktive 
Mitarbeit an der Erfüllung der 
Planaufgaben gewonnen werden. 


‘Die Formen der Mitarbeit der Bürger 
sind vielfältig. Die Volksvertretungen 
bilden Kommissionen, um die Einbe- 
ziehung der Abgeordneten und weiterer 
Bürger in die Vorbereitung, Durchfüh- 
rung und Kontrolle der Pläne zu ge- 
währleisten. Bei den Volksvertretungen 
gibt es Aktivs, die spezielle Unter- 


suchungen in einzelnen Bereichen vor- 


nehmen. In den Einrichtungen des Bil- 
dungswesens, des Gesundheits- und So- 
zialwesens sowie der Kultur bestehen 
Beiräte und Ausschüsse, wie Elternbei- 
räte an den Schulen, Besucherräte in 
Theatern und Klubräte in Kulturhäu- 
sern. " 

Besonders wichtig ist eine enge Zu- 
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sammenarbeit mit den Gewerkschafts- 
organen in den Kombinaten, Betrieben 
und Einrichtungen, damit die Vor- 
schläge der Mitarbeiter zum Planent- 
wurf genutzt werden. 

Die Leiter für Haushaltswirtschaft® 
tragen eine hohe Verantwortung für die 
ordnungsgemäße Ausarbeitung der 
Haushaltsplanentwürfe in den Fachor- 
ganen und Einrichtungen. Sie haben zu 
sichern, daß der Planentwurf auf der 
Grundlage der staatlichen Aufgaben 
und Rechtsvorschriften unter Beachtung 
einer hohen Effektivität und Sparsam- 
keit ausgearbeitet wird. 

Um die Einheit von materieller und fi- 
nanzieller Planung zu sichern, werden 
die Entwürfe zum Volkswirtschaftsplan 
und zum Haushaltsplan gleichzeitig 


- ausgearbeitet, wobei eine ständige ge- 


genseitige Konsultation und Abstim- 
mung zwischen allen Beteiligten erfolgt. 
Das betrifft besonders die Plankom- 
mission, die Abteilung Finanzen, die 
Fachorgane, die Kombinate, Betriebe 
und die Einrichtungen. 


2: 2:3: 
Die Aufgaben bei der Ausarbeitung 
der Haushaltsplanentwürfe 


Aufgaben der Kombinate, Betriebe und 
staatlichen Einrichtungen 


— Erarbeitung der Entwürfe der Fi- 
nanz- und Haushaltspläne ent- 
‘sprechend den staatlichen Aufgaben 


unter Beachtung der Rechtsvor- 
schriften und des sozialistischen 
Sparsamkeitsprinzips, 


— Beratung der Planentwürfe mit den 
Werktätigen und mit gesellschaftli- 
chen Organisationen bzw. Kollekti- 
ven, z.B. mit der BGL, mit Vertrau- 


3 GBl. 11979 Nr. 40 $. 375. 


_ ensleuten der Gewerkschaftsgruppen 
oder mit Elternbeiräten und Klubrä- 
ten, 


— Übergabe der Planentwürfe an ah 


Leiter des zuständigen Fachorgans 
des Rates. 


Aufgaben der Fachorgane 


— Überprüfung der eingereichten 


Haushaltsplanentwürfe, besonders 
unter dem Gesichtspunkt, daß die 
staatlichen Aufgaben erfüllt werden, 
die Planentwürfe unter Einhaltung 
des Prinzips sozialistischer Spar- 
samkeit und der gesetzlichen Be- 
stimmungen ausgearbeitet und alle 
Reserven genutzt worden sind, um 
die Finanzierung der im Volkswirt- 
schaftsplan vorgesehenen Aufgaben 
zu gewährleisten, 

Zusammenfassung der Planentwürfe 
der unterstellten Einrichtungen mit 
dem Planentwurf für den eigenen 
Verantwortungsbereich, 

Vorlage des Planentwurfs zur Bera- 
tung in der zuständigen Kommission 
der Volksvertretung, 

Übergabe des Haushaltsplanent- 
wurfs an den Leiter der Abteilung 
Finanzen. 


Aufgaben der Abteilung Finanzen 
des Rates 


— Überprüfung der eingereichten 


Planentwürfe unter gleichen Ge- 
sichtspunkten wie durch die 
Fachorgane, wobei die speziellen 
Erkenntnisse aus der Finanzkon- 
trolle und 'Finanzanalyse gründlich 
ausgewertet werden. 

Die Abteilung Finanzen führt eigene 
Berechnungen und Untersuchungen 
zu den vorgelegten Planentwürfen 
durch und erarbeitet sich einen ei- 
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genen Standpunkt zu den einge- 
reichten Vorschlägen. 

— Die Abteilung Finanzen ist zugleich” 
selbst für die Ausarbeitung einzelner 
Planteile zuständig. Das sind die 
Einzelpläne 
.08 Finanzen, 

42 Steuern, 
54 Haushaltiausgleich, 
57 Fonds der Volksvertretung?. 

“ Die dabei zu erfüllenden Aufgaben 
sind in den einzelnen staatlichen 
Leitungsebenen, also Gemeinde; 
Stadt, Kreis und Bezirk, unter- 
schiedlich. 

— Die Abteilung Finanzen des Rates 
des Kreises hat den Haushalts- 
planentwurf des Rates des Kreises 
und die Haushaltsplanentwürfe der 
kreisangehörigen Städte und Ge- 
meinden zum Haushaltsplanentwurf 
des Kreises zusammenzufassen und 
zu bilanzieren. Die Abteilung Fi- 
nanzen des Bezirkes faßt den Haus- 
haltsplanentwurf des Rates des Be- 
zirkes und die Haushaltsplanent- 
würfe der Kreise des Bezirkes zum 
Haushaltsplanentwurf des Bezirkes 
zusammen und bilanziert ihn. Wei- 
terhin haben die Bezirke und Kreise 
u.a. den Investitionsfinanzierungs- 
plan (vgl. Kapitel 7) zu erarbeiten. 


-In der Etappe der Ausarbeitung der 


Haushaltsplanentwürfe hat die Abtei- 
lung Finanzen außerdem folgende spe- 
zielle Aufgaben: 


— Sie faßt die Entwürfe der Haus- 
haltspläne der Fachorgane — und 
darin eingeschlossen die geplanten 
Finanzbeziehungen der unterstellten 
Betriebe zum entsprechenden 


4 Der Fonds der Volksvertretung wird aus Mehr- 
einnahmen und echten Minderausgaben (ohne In- 


vestitionen und Werterhaltung sowie sonstige ° 


zweckgebundene Mittel) des Vorjahres gebildet, 
sofern der geplante Kassenbestand erreicht wird 
(vgl. Kapitel 3). 
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Tabelle 2.1. 
N Beispiel für die Bilanzierung eines Haushaltsplanentwurfes einer Gemeinde (stark 


vereinfacht) 

Einzel-* Zweckbestimmung “ Einnahmen Ausgaben 

plan in 1000 M in 1000 M 

03 Örtliche Volksvertretung und Rat , 1,0 52,0 

08 Finanzen 104,0 n— 

19 Gesundheitswesen 2,0 206,0 ; 

22 Verkehrswesen — 64,0 

25° Volksbildung ” 15,0 306,0 \ 

30 Kultur \ 1,0 25,0 

35 Körperkultur und Sport _ 17,0 | 

36 Wohnungswesen " 2,0 3,0 

37 Örtliche Versorgungswirtschaft 12,0 11,0 

42 Steuereinnahmen 247,0 — 
Zwischensumme 384,0 684,0 | 
Anteil an den Gesamteinnahmen des ö | 
Staatshaushaltes 270,0 — 
Einsatz Fonds der Volksvertretung für | 
planmäßige Aufgaben 30,0° o— 
Bestand 1.1. .... 5,0 — 
Überschuß 31.12. ... —_ 5,0 | 
Insgesamt \ 689,0 689,0 

Haushalt sowie die Haushalts- der vom übergeordneten Organ 


planentwürfe der unterstellten Ein- 
richtungen — zum. Entwurf des 
Haushaltes des jeweiligen Rates zu- 
sammen. Die Bilanzierung aller ge- 
planten Einnahmen und Ausgaben 


übergebenen staatlichen Aufgaben. 
Der Rat übergibt den von ihm be- 
stätigten Entwurf des Haushaltspla- 
nes an das übergeordnete Organ. 

Die Planentwürfe zu den Haus- 


muß zu einem ausgeglichenen haltsplänen der Gemeinden, Städte 
Haushaltsplan führen, d.h. die und Kreise sind vor dem jeweils 
Übereinstimmung zwischen Ein- übergeordneten örtlichen Rat zu 


nahmen und Ausgaben muß ge- 


verteidigen. Die Form der Planver- 


währleistet sein (vgl. Tab. 2.1.). 

— Sie legt den zusammengefaßten 
Haushaltsplanentwurf der Ständigen 
Kommission Finanzen der Volksver- 


teidigung wird durch die Räte der 
Bezirke bzw. Kreise festgelegt. 


tretung zur Beratung vor. Danach 2.2.4. 
wird der Planentwurf dem Rat zur Weitere Gesichtspunkte 
Bestätigung übergeben. bei der Ausarbeitung 


der Haushaltsplanentwürfe 
Aufgaben des Rates 
Im Zusammenhang mit den Aufgaben 
der Räte bei der Ausarbeitung der 
Entwürfe für den Haushaltsplan ist 
weiterhin von Bedeutung: 


— Der Rat überprüft den vorgelegten 
Haushaltsplanentwurf, besonders im 
Hinblick auf die allseitige Erfüllung 


42 


Die Haushaltsreserve 


Die Haushaltsreserve dient zur Finan- 
zierung unvorhergesehener Ausgaben 
oder zur Abdeckung von Einnahmeaus- 
fällen. Sie ist auf der Ausgabenseite des 
Haushaltsplanes aufzuführen. Zur Höhe 
der Haushaltsreserve heißt es in der 
 Planungsordnung: „Die örtlichen Räte 
planen eine Haushaltsreserve. Mit der 
jährlichen staatlichen Aufgabe — Anteil 
an den Gesamteinnahmen des Staats- 
haushaltes — werden durch den Mini- 
ster der Finanzen Festlegungen über die 
Höhe der Haushaltsreserve getroffen.” 
Die Haushaltsreserve wird bei. den 
Städten und Gemeinden im Einzelplan 


03 (Örtliche Volksvertretung und Rat) 


geplant. 


Der planmäßige Einsatz des Fonds 
der Volksvertretung 


Die örtlichen Organe haben die Auf- 
gabe, weitgehend alle eigenen verfüg- 
baren finanziellen Reserven für die 
planmäßfige Gestaltung der gesell- 
schaftlichen Entwicklung im Territo- 
rium einzusetzen. Unter Beachtung von 


Vorschlägen der Abteilung Finanzen 


und der anderen Fachorgane unterbrei- 
tet der Rat der Volksvertretung Vor- 
schläge für den planmäßigen und effek- 
tiven Einsatz dieser Fonds. 


Die Sicherung des Kassenbestandes 


Der Kassenbestand wird von der jeweils 
übergeordneten Volksvertretung fest- 
gelegt. Er ist Bestandteil der staatlichen 
Planauflage. In der Regel wird er in der 
gleichen Höhe wie im Vorjahr geplant. 
Der Kassenbestand sichert die ständige 
Liquidität? und damit die Stabilität des 
Haushaltes. Mit seiner Hilfe werden 
Schwankungen im Fluß der Einnahmen 


sowie Auswirkungen von unkontinuier- 
lich anfallenden Ausgaben überbrückt. 
Der geplante Kassenbestand wird zu 
Beginn des dem Planjahr folgenden 
Jahres in das neue Haushaltsjahr über- 
tragen. So stellt z.B. der Kassenbestand 
Ende des Jahres 1980 die erste .Ein- 
nahme für den Haushalt im Jahr 1981 
dar. Dadurch ist der Rat vom ersten Tag 
des Jahres an zahlungsfähig. 


Aufgaben ’ 
1. Welche Hauptgesichtspunkte sind 
bei der Ausarbeitung des Haus- 
haltsplanentwurfes eines Rates des 
Kreises zu beachten? 


2. Warum ist die Mitarbeit der 
Bürger bei der Ausarbeitung der 
Haushaltsplanentwürfe notwendig? 

" Welche Hauptformen der Mitarbeit 
kennen Sie? 


3. Lesen Sie die Seiten 103 bis 130 
in „Systematik des Staatshaushaltes 
der DDR” (Verlag Die Wirtschaft, 
Berlin 1980), und verschaffen Sie 
sich einen Überblick über die Aus-. 
gaben, die im örtlichen Haushalts- 
plan im einzelnen zu erfassen sind! 


4. Informieren Sie sich in der Ab- 
teilung Finanzen Ihres Kreises, wel- 
che Planteile dort erarbeitet werden! 


5. Welche Aufgaben haben die Ab- 
teilungen Finanzen der örtlichen 
Räte bei der Ausarbeitung der 
Planentwürfe zu erfüllen? 


5 Liquidität bedeutet, daß ausreichende Bestände 
auf den Haushaltsbankkonten und Postscheckkon- 
ten des zentralen Haushalts sowie’ der örtlichen 
Haushalte vorhanden sind, die es dem jeweiligen 
Organ der Staatsmacht ermöglichen, für einen 
bestimmten Zeitraum unter Berücksichtigung der 
zu erwartenden Haushaltseinnahmen den Zah- 

_ Jungsverpflichtungen nachzukommen. Kassenbe- 

“ stände sind notwendig, da- nicht alle Einnahmen 
periodisch so fließen, wie Ausgaben nach dem 
Plan zu leisten sind. 
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Haushaltsplan der Stadt 


Einzelplan der Vol, 
und des Rates 


ksvertretung 


Einzelpläne der Fachorgane 
des Rates 


Volksbildung 


{ Kultur 
(Einzelplan 25) 


Abb. 2.1. 
Bestandteile des Haushaltsplanes einer 
Stadt 


Finanzen , 


(Einzelplan 30) 


Haushalts- Haushalts - Haushalts- Haushaltsplan Finanzbeziehungen 
plan der plan des plan der der Einrichtung zum VEB Textil- 
‚Oberschule I Kinder - Bibliothek - für stadtwirt- reinigung 
(Kapitel 57011) heimes A (Kapitel 54012) schaftliche (direkt bei 

(Kapitel 51021) Dienstleistungen Fachorgan 


Haushaltsplanentwurf der Stadt 


Beschluß durch Rat der Stadt 


Ausarbeitung durch Abteilung 


Örtliche 
Versorgungswirtschaft 
(Einzelplan 37) 


(Kapitel 16103) Kapitel 16001) 
Hinweis: Die Abbildung vermittelt einen Überblick 
über die grundsätzliche Struktur. Die Einzelpläne 
und. Kapitel sind nicht vollständig dargestellt. Auf 
die Unterkapitel ist verzichtet worden, und die Fi- 
nanzbeziehungen zu den unterstellten VEB sind nur 
angedeutet. 


Entwürfe zu den 
Einzelplänen 
Abteilung Finanzen 


Haushaltsplanentwurf 
Fachorgan A 


Haushaltsplanentwurf 
Einrichtung. X 


Abb. 2.2. 
Schema der Erarbeitung des Haushalts- 
planentwurfes einer Stadt 
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Haushaltsplanentwurf 
Einrichtung Y 


Haushaltsplanentwurf 
Fachorgan B 


Entwurf des Planes 
der Finanzbeziehungen 
zum Staatshaushalt 

Betrieb Z 


2.3. 
‚Die Beschlußfassung 
über die Haushaltspläne 


Die Haushalte aller zentralen und ört- 
lichen Staatsorgane sind im Staats- 
haushalt organisch verbunden. Diese 
organische Einheit.muß auch bei der 
Ausarbeitung des Entwurfs zum 
Staatshaushaltsplan gesichert werden. 


Die in den Haushaltsplanentwürfen der 
Städte und Gemeinden enthaltenen 
‚Einnahmen und Ausgaben sind Be- 
standteil des Haushaltsplanentwurfes 
des Kreises. j 

Der Haushaltsplanentwurf eines Krei- 
ses, der aus den Haushaltsplänen der 
Städte und Gemeinden und aus dem 
Entwurf des Haushaltsplanes- des Rates 
des Kreises besteht, geht in den Entwurf 
des jeweiligen . Bezirkshaushaltsplanes 
ein. Der Haushaltsplanentwurf eines 
Bezirkes umfaßt damit die Entwürfe der 
Haushaltspläne aller zum Bezirk gehö- 
renden Kreise und den Haushalts- 
planentwurf des Rates des Bezirkes. 


Die Haushaltsplanentwürfe von Berlin, 
Hauptstadt der DDR, und der Bezirke 
sowie der zentralen Staatsorgane wer- 
den durch das Ministerium der Finan- 
zen zum Entwurf des Staatshaushalts- 
planes zusammengefaßt. 


Bei diesen Arbeiten prüft das Ministe- 
rium der Finanzen, inwieweit die ein- 
gereichten Planentwürfe mit den vor- 
gegebenen staatlichen Aufgaben über- 
einstimmen. Zugleich wird unter Aus- 
wertung von Erkenntnissen und Be- 
rechnungen aus der eigenen Arbeit, be- 
sonders der Finanzkontrolle und der 
Finanzanalyse, daran gearbeitet, weitere 
Reserven für die Verbesserung des 
Verhältnisses von Aufwand und Ergeb- 
nis zu erschließen und planwirksam zu 
machen. 

Das Ministerium der Finanzen konzen- 


. des Staatshaushaltsplanes 


triert sich dabei besonders auf ein hohes 


Wachstum der Leistungen, auf einen 
hohen ökönomischen Nutzeffekt wis- 
senschaftlich-technischerr Maßnahmen 
und der sozialistischen Rationalisierung, 
auf die Erhöhung der Materialökonomie 
und die Senkung der Kosten für die 
Produktion, auf die Verbesserung der 
Exportrentabilitätt und auf andere 
Maßnahmen zur Vergrößerung der 
Gewinne der volkseigenen Kombinate 
und Betriebe sowie der daraus fließen- 
den Abführungen an den Staatshaushalt. 


In. Planberatungen, die das Ministerium 
der Finanzen mit den Ministerien, den 
anderen zentralen Staatsorganen und 
den Räten der Bezirke durchführt, 
werden diese Erkenntnisse für die wei- 
tere Qualifizierung der Arbeit am Plan 
ausgewertet und umgesetzt. 

Im Ergebnis solcher Beratungen und 
der Gesamtbilanzierung des Entwurfes 
sowie nach 
Abstimmung mit den. anderen finan- 


ziellen Bilanzen — besonders mit der 
Finanzbilanz des Staates und der Bilanz 
des Kreditsystems — sowie mit dem 


Entwurf des Volkswirtschaftsplanes legt 
der Minister der Finanzen dem Mini- 
sterrat den Entwurf des Gesetzes über 
den Staatshaushaltsplan vor. 


Der Ministerrat leitet den Entwurf des 
Gesetzes über den Staatshaushaltsplan 
nach Beratung und Bestätigung ge- 
meinsam mit dem Entwurf des Gesetzes 
über den Volkswirtschaftsplan zur Be- 
ratung und Beschlußfassung an die 
Volkskammer weiter. 


Die Planentwürfe werden zunächst in 
den Ausschüssen der Volkskammer . 
gründlich beraten. Diese Ausschüsse 


— nehmen die Begründung des Planes 
durch die zuständigen Minister und 
anderen Leiter der zentralen Staats- 
und Wirtschaftsorgane entgegen. So 
begründet der Minister der Finanzen 
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Entwurf des Staatshaushaltsplanes der DDR 


Entwurf des zentralen 


Haushaltsplanes 


Entwürfe der 
Haushaltspläne der 
zentralen Staatsorgane 


Entwurf des 


Entwurf des 


Haushaltsplanes des 
Rates des Bezirkes 


Entwurf des 


Haushaltsplanes des 
Rates des Kreises 


Abb. 2.3. 
Vereinfachtes Schema der Planung des 
Staatshaushaltes der DDR 


Hinweise: Dieses Schema berücksichtigt nicht die 
Großstädte mit Stadtbezirken. Die Haushaltsplanent- 
würfe der unterstellten staatlichen Einrichtungen 
sind Bestandteil des Entwurfs des jeweiligen Rates 
bzw. des zentralen Organs. 


den Entwurf des Gesetzes über den 
Staatshaushaltsplan vor dem Haus- 
halts- und Finanzausschuß der 
Volkskammer; 


46 


Haushaltsplanes 
der Sozialversicherung 


Zusammenfassung der 


Entwürfe der Haushaltspläne 
der Hauptstadt der DDR, Berlin, 
und der Bezirke 


Entwurf des Haushaltsplanes 
eines Bezirkes 


Zusammenfassung der 
Entwürfe der Haushaltspläne 
der Kreise des Bezirkes 


Entwurf des Haushaltsplanes 
eines Kreises 


Zusammenfassung der 
Entwürfe der Haushaltspläne 
der Städte und Gemeinden 
des Kreises 


Entwurf des Haushaltsplanes 
einer Stadt oder Gemeinde 
(bzw. eines Gemeindeverbandes) 


— prüfen die ihnen vorgelegten Do- 
kumente und unterbreiten Vor- 
schläge zum vorgelegten Planent- 
wurf und für seine Durchführung; 

— bereiten die Beschlußfassung durch 
die Volkskammer vor. 


Die Volkskammer beschließt das Gesetz . 
über den Staatshaushaltsplan. Es wird. 


im Gesetzblatt verkündet. 


Das Gesetz über den Staatshaushalts- 
plan umfaßt: 


— die Einnahmen und Ausgaben des 
Staates, des Staatshaushaltes und die 


Bildung der Fonds der volkseigenen - 


\ 


Kombinate und Betriebe aus Gewinn 
sowie die Einnahmen und Ausgaben 
des zentralen Haushaltes, der 
Haushaltspläne der Bezirke und der 
Haushaltspläne der Sozialversiche- 
rung; 

— den finanziellen Umfang der Auf- 
gabenstellungen für wichtige Ein- 
nahmen und Ausgaben des Staats- 
haushaltes; 

— die Anteile der. Haushalte der Be- 
zirke an den Gesamteinnahmen des 
Staatshaushaltes. 


Diesen im Gesetz über den Staats- 
haushaltsplan ausgewiesenen ausge- 
wählten Positionen liegen die in der Bi- 


lanz des Staatshaushaltes im einzelnen’ 


enthaltenen Einnahmen und Ausgaben 
zugrunde. u 

Auf der Grundlage des von der Volks- 
kammer beschlossenen Gesetzes über 
den Staatshaushaltsplan werden den 
zentralen Staatsorganen und den örtli- 
chen Organen der Staatsmacht staatli- 
che Planauflagen für ihren Haushalts- 
plan übergeben. 

Während für die Ausarbeitung der 
Haushaltsplanentwürfe staatliche Auf- 
gaben erteilt werden, geht es mit den 
staatlichen Planauflagen um eine höhere 
Form der Verbindlichkeit. 


Staatliche Planauflagen sind die aus dem 
beschlossenen Plan abgeleiteten ver- 


bindlichen Aufgabenstellungen für die- 


Tätigkeit der Staatsorgane und der 
wirtschaftsleitenden Organe der volks- 
eigenen Kombinate und Betriebe sowie 
der staatlichen Einrichtungen. 

Die örtlichen Volksvertretungen erhal- 
ten auf der Grundlage des Gesetzes 
über den Staatshaushaltsplan bzw. des 
Beschlusses der übergeordneten Volks- 
vertretungen staatliche Planauflagen für 
den Haushalt in ihrem Verantwor- 
tungsbereich. Die Räte erarbeiten auf 
dieser Grundlage den Haushaltsplan 


und legen diesen der Volksvertretung 
zur Beratung und Beschlußfassung vor. 
Die Beschlußfassung wird bei den ört- 
lichen Organen nach gleichen Prinzi- 
pien vorbereitet wie bei der Beschluß- 
fassung der Volkskammer über den 
Staatshaushaltsplan. 

Mit der Beschlußfassung über die örtli- 
chen Haushaltspläne ist durch die je- 
weilige Volksvertretung zu sichern, daß 
die gesamtstaatlichen Interessen ge- 
wahrt und die erforderlichen Beschlüsse‘ 
zur: effektiven Durchführung gefaßt 
werden. 


Der Beschluß über den örtlichen Haus- 
haltsplan enthält 


— die Einnahmen und Ausgaben des 
Haushaltes und die aus dem erwirt- 
schafteten Gewinn planmäßig zu 
bildenden Fonds der unterstellten 
volkseigenen Betriebe, 

— die Einnahmen und Ausgaben des 
Haushaltes des Rates, \ 

— die Einnahmen und Ausgaben der 
Haushalte der nachgeordneten Räte 
insgesamt einschließlich der Anteile’ 
an den Gesamteinnahmen des 
Staatshaushaltes sowie die Kassen- 
bestände für alle nachgeordneten 
Räte. ' 


Die erteilten staatlichen Planauflagen, 
z.B. der Anteil an den Gesamteinnah- 
men des Staatshaushaltes und der 
planmäßige Kassenbestand, dürfen 
durch die Beschlußfassung nicht verän- 
dert werden. 


2.4. 
Die Dokumentation 


-der beschlossenen Pläne 


Der Staatshaushaltsplan, die Haus- 
haltspläne der zentralen Staatsorgane 
und die Haushaltspläne der örtlichen 
Organe der Staatsmacht sind nach der 
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Beschlußfassung durch die zuständigen 
Volksvertretungen zu dokumentieren. 


Die Dokumentation der Haushaltspläne 
ist die Beurkundung der beschlossenen 
Pläne. Dazu gehört auch die ordnungs- 
gemäße Planung der Einnahmen und 
Ausgaben entsprechend der Systematik 
des Staatshaushaltes. Auf diese Weise 
wird. der Staatshaushaltsplan bis zur 
kleinsten staatlichen Einrichtung als 
gesetzliche Grundlage für die Durch- 
führung, Abrechnung und Kontrolle des 
Haushaltes für das betreffende Jahr 
dokumentiert. Um die Ordnungsmä- 
Bigkeit bei der Dokumentation der 
Haushaltspläne zu sichern, wurden vom 
Ministerium der Finanzen entsprechende 
Richtlinien erlassen. Sie berücksichtigen 
die spezifischen Anforderungen in den 
einzelnen territorialen Ebenen. Zum 
Beispiel muß das Dokument über den 
Haushaltsplan eines Kreises u.a. ent- 
halten: 


“ — staatliche Planauflagen zum Haus- 
haltsplan des Kreises, 

— Beschlüsse des Kreistages und des 
Rates des Kreises über den Haus- 
haltsplan, 


— Einnahmen und Ausgaben des 
Haushaltsplanes untergliedert nach 
den wichtigsten Positionen ent- 
sprechend der Systematik des 
Staatshaushaltes. 


Die Räte sind für die ordnungsgemäße 
Dokumentation ihrer Haushaltspläne 
verantwortlich. Die dokumentierten 
Haushaltspläne sind vollständig und 
ordnungsgemäß aufzubewahren. Sie 
sind eine wichtige Grundlage für die 
Aufgliederung des Planes auf die Ver- 
antwortungsbereiche. 

Die örtlichen Volksvertretungen 
übertragen mit der Beschlußfassung über 
den Haushaltsplan dem Rat die Ver- 
antwortung für die ordnungsgemäße 
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Durchführung und planmäßige Erfül- 
Jung des Haushaltsplanes. 

Die Verantwortlichkeit des Rates 
schließt die Kontrolle durch die Volks- 
vertretung während der Plandurchfüh- 
rung ein. Die Volksvertretung ist re- 
gelmäßig über die Erfüllung des Planes 
zu unterrichten. Notwendige wichtige . 
Entscheidungen während . der Plan- 
durchführung trifft die Volksvertretung. 
Der Rat ist der Volksvertretung für die 
Liquidität des. Haushaltes und für die 
Rechnungslegung nach Ablauf des Jah- 
res verantwortlich. 

Der Rat überträgt den Leitern der ein- 
zelnen Fachorgane die Verantwortung 
für die Durchführung ihrer Planteile 
(Einzelpläne). Beispielsweise ist der 
Leiter der Abteilung Volksbildung eines 
Kreises (Kreisschulrat) dem Rat des 
Kreises für den Einzelplan 25 verant- 
wortlich und rechenschaftspflichtig. 
Regelmäßig haben die Fachorgane dem 
Rat über die Erfüllung ihres Planteils zu 
berichten. 

Die Abteilung Finanzen trägt als Fach- 
organ des Rates für die Haushalts- und 
Finanzwirtschaft besondere Verantwor- 
tung für die Haushaltsdurchführung. Sie 
ist nicht nur für die Erfüllung ihres 
eigenen Planteils ‘verantwortlich, son- 
dern hat aktiven Einfluß darauf zu 
nehmen, daß der Haushaltsplan in sei- 
ner Gesamtheit erfüllt wird. 


"Die Fachorgane übertragen den Leitern 


der ihnen nachgeordneten Einrichtun- 
gen die Verantwortung für die Durch- 
führung des auf sie entfallenden Plan- 
teiles (Kapitel bzw. Unterkapitel). Die 
zuständigen Leiter sind persönlich für 
die Durchführung und Erfüllung des 
Planes verantwortlich. Jedem Leiter 
werden seine Aufgaben für die Durch- 
führung des Haushaltsplanes schriftlich 
übergeben. 

Die Leiter der Fachorgane und Einrich- 
tungen schlüsseln — soweit das möglich 


und sinnvoll ist — ihren Planteil auf die 
jeweiligen Verantwortungs- bzw. Ar- 
beitsbereiche auf. Beispielsweise muß 
der Hausmeister einer Einrichtung wis- 
sen, welche Mittel für Reinigungs- 
zwecke und für Heizmaterial zur Ver- 
fügung stehen. Jeder Mitarbeiter, der 
seine persönliche Aufgabe auf dem Ge- 
biet der Haushaltswirtschaft kennt, wird 
sich auch für die Erfüllung des Planes 
persönlich mitverantwortlich fühlen. 


Aufgaben 


1. Begründen Sie, warum der 
Staatshaushaltsplan und die Haus- 
haltspläne der örtlichen Staatsor- 
gane durch die zuständigen Volks- 
vertretungen zu beschließen sind! 

2. Weshalb werden der Volkswirt- 
schaftsplan und der Haushaltsplan 
von den örtlichen Volksvertretungen 
gemeinsam beraten und beschlos- 
sen? 

3. Stellen Sie fest, wie im Bereich 
Ihres Rates die Dokumentation des 
Haushaltsplanes erfolgt! Studieren 
Sie dazu die gültige Anweisung für 
die Dokumentation! 

4. Warum ist eine Aufgliederung 
des Haushaltsplanes auf die einzel- 
nen Verantwortungsbereiche not- 
wendig? 

5. Weshalb muß jeder Mitarbeiter 
über die Aufgaben informiert sein, 
die sich für seinen Arbeitsbereich 
aus dem Haushaltsplan ergeben? 
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Die 
Haushaltsdurchführung 
im Bereich 
der örtlichen Organe 
der Staatsmacht 


3.1. 

Die Grundsätze 

und Rechtsvorschriften für die . 

. Durchführung der Haushaltspläne 
mit hoher Effektivität 


Nach der Beschlußfassung über den 
Volkswirtschaftsplan und den Haus- 
haltsplan durch die örtlichen Volksver- 
tretungen konzentrieren sich die örtli- 
chen Organe darauf, alle geplanten Auf- 
gaben mit höchstem Nutzeffekt durch- 
zuführen. Beide Pläne sind wichtige In- 
strumente in den Händen der örtlichen 
Organe der Staatsmacht, um die von der 
Partei der Arbeiterklasse beschlossene 
Wirtschafts- und Sozialpolitik in ihrem 
Bereich erfolgreich zu verwirklichen. 


Die örtlichen Volksvertretungen und die 
örtlichen Räte müssen die Erreichung 
der anspruchsvollen Planziele auch mit 
Hilfe ihrer Haushalte planmäßig för- 
dern, stimulieren und kontrollieren. 
Dabei kommt es darauf an, 


— die geplanten materiellen und fi- 
nanziellen Aufgaben mit hoher Ef- 
fektivität und unter Beachtung stren- 
ger-Sparsamkeit zu lösen und 

— Reserven aufzudecken und sie in Zu- 
sammenarbeit mit den Betrieben des 
Territoriums planwirksam zu ma- 
chen, damit sie zielgerichtet der so- 
zialistischen Rationalisierung und 
der Verbesserung der Arbeits- und 
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Lebensbedingungen der Werktätigen 


dienen. 


Die Initiative der Bürger und der Be- 
triebe zur Mitarbeit an der Entwicklung 
des gesellschaftlichen Lebens, zur ter- 
ritorialen Rationalisierung und zur Ver- 
besserung der Bedingungen, unter de- 
nen die Bürger arbeiten, leben und woh- 
nen, muß auf die allseitige Erfüllung 
der im Plan festgelegten Aufgaben ge- 
richtet werden. 


Von großer Bedeutung ist dabei die 
exakte Festlegung der Verantwortlichkeit 
sowie der Rechte und Pflichten für eine 
ordnungsgemäße Haushalts- und Finanz- 
wirtschaft. 

Ordnung, Sicherheit und Disziplin sind 
wichtige Merkmale einer korrekten 
Haushalts-- und Finanzwirtschaft. Sie 
werden gewährleistet, wenn die Verant- 
wortlichkeit zweckmäßig und eindeutig 
abgegrenzt ist. und entsprechende 
Rechte und Pflichten festgelegt sind. 


Die örtliche Volksvertretung trägt die 
Gesamtverantwortung für die ordnungs- 


gemäße und volkswirtschaftlich effek-- 


tivste Durchführung des Haushaltspla- 
nes in Übereinstimmung mit dem Volks- 
wirtschaftsplan in ihrem Territorium. 


Mit der Beschlußfassung über den 
Haushaltsplan legt die örtliche Volks- 
vertretung gleichzeitig die Rechte und 


‚Pflichten ihres Rates für die Durchfüh- 
. rung des Planes fest. 


Der örtliche Rat mit seinen Fachorganen 
erhält den Auftrag, 


— den Haushaltsplan in allen seinen 
Teilen mit höchster Effektivität‘ in 
Übereinstimmung mit dem Volks- 
wirtschaftsplan durchzuführen. Da- 
bei ist in jeder Phase der Plandurch- 
führung die Einheit von materieller 
und finanzieller Planung zu gewähr- 
leisten, 

— den Fonds der Volksvertretung auf 
der Grundlage der Beschlüsse der 
örtlichen Volksvertretung im Rah- 
men der planmäßigen Aufgaben ein- 
zusetzen, 

— über die Haushaltsreserve entspre- 
chend den Festlegungen der örtli- 
chen Volksvertretung zu verfügen, 


— die Verfügung über Mehreinnahmen 


und freie Mittel auf Grund von Min- 
derausgaben bei der Durchführung 
des Haushaltsplanes zu regeln nnd zu 
kontrollieren,! 
— die Einhaltung der Grundsätze für 
die Umsetzung von Haushaltsmitteln 
‘des beschlossenen Haushaltsplanes 
"zu überwachen, 
"— über die ordnungsgemäße Wahrneh- 
“ mung der Rechte und Pflichten auf 
dem Gebiet der Haushalts- und Fi- 
nanzwirtschaft vor der örtlichen 
Volksvertretung Bericht zu erstatten. 


Im Rahmen der Gesamtverantwortung 
der örtlichen Volksvertretung für ihren 
Haushaltsplan und auf der Grundlage 
der Rechte und Pflichten-des örtlichen 
Rates trägt jedes Ratsmitglied die volle 
Verantwortung für die ordnungsgemäße 
Durchführung des auf seinen Verant- 
wortungsbereich entfallenden Teils des 
Haushaltsplanes. 


Die Abteilung Finanzen hat insbeson- 
dere 


— monatlich die Erfüllung der wichtig- \ 


sten Eckziffern und vierteljährlich 
die Gesamterfüllung des Haushalts- 


planes zu analysieren und dem Rat 
Maßnahmen zur Sicherung der Plan- 
erfüllung vorzuschlagen. Das ist 
mit Vorschlägen aus den Erkenntnis- 
sen der Finanzkontrolle und Finanz- 
analyse zu verbinden, wie die Kosten 
der Produktion in den unterstellten 
Betrieben weiter gesenkt und die 
Gewinne erhöht werden ‚können, wie 
das Verhältnis von Aufwand und Er- 
gebnis auf anderen Gebieten weiter 
verbessert werden muß und: überall 
das Prinzip sozialistischer Sparsam- 
keit anzuwenden ist; 

die ständige Liquidität, des Haus- 
halts zu sichern und dafür zu sorgen, 
daß der geplante Kassenbestand am 
Ende des Jahres erreicht wird; 

die Kassenpläne der Fachorgane im 
Hinblick auf die Realisierung der 
geplanten Einnahmen und Ausgaben 
zu analysieren, insgesamt zu bilanzie- 
ren und den Gesamtkassenplan des 
Rates zu erarbeiten; 


die. Rechnungsführung und Statistik 
des Staatshaushaltes nach den ein- 
heitlichen Grundsätzen des Ministe- 
riums der Finanzen und entspre- 
chend dem Informationsbedarf des 
örtlichen Rates und des übergeord- 
neten Rates zu organisieren. (Dazu 
gehören die ordnungsgemäße Durch- 
führung des Jahresabschlusses und 
die Abrechnung der Planerfüllung 
des örtlichen Haushaltes nach dem 
Stand vom 31. Dezember.) ; 


die Haushaltsrechnung des abgelau- 
fenen Jahres aufzustellen, deren Er- 
gebnisse und die Erfahrungen bei 
der Durchführung des örtlichen 
Haushaltsplanes auszuwerten; 


Erste Durchführungsverordnung zum Gesetz über 
die Staatshaushaltsordnung der DDR - Festle- 
gungen zur Durchführung des Staatshaushalts- 
planes - vom 19. Juli 1978 (GBl. I Nr. 22 
S. 247). 
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— die Jahreshaushaltsrechnung ‘nach 
Prüfung und Bestätigung durch die 


Staatliche Finanzrevision der örtli-: 


chen Volksvertretung vorzulegen, 
die nach gründlicher Prüfung dem 
Rat Entlastung über die Haushalts- 
und Finanzwirtschaft des abgelaufe- 
nen Jahres erteilt; ' 


— ihre Einzelpläne, z. B. den Einzel- 
plan 08 — Finanzen — und den Ein- 
zelplan 42 — Steuern —, verantwort- 
‚lich durchzuführen. 


Jeder Leiter eines Fachorgans des ört- 
lichen Rates oder einer unterstellten 
staatlichen Einrichtung ist verantwort- 
lich für den politisch und ökonomisch 
. richtigen Einsatz der Haushaltsmittel. Er 
muß die Haushalts- und Finanzwirtschaft 
entsprechend organisieren und deren 
Ordnung und Sicherheit auf seinem Ge- 
biet gewährleisten. 

Dem Leiter des Fachorgans ist der Lei- 
ter für Haushaltswirtschaft direkt unter- 
stellt, der im gesellschaftlichen und im 
Auftrag des Leiters die Haushaltswirt- 
schaft verantwortlich durchführt.? 

Die Durchführung der Haushaltspläne 
erfolgt auf der Grundlage der im Kapi- 
tel 1 genannten Rechtsvorschriften, ins- 
besondere des Gesetzes über die Staats- 
haushaltsordnung der Deutschen Demo- 
kratischen Republik ..vom 16. Dezember 
1968 (GBl. I Nr. 23 S. 383) einschließ- 
lich der hierzu ergangenen Rechtsnor- 
men. 


Bei der Durchführung des Staatshaus- 
haltsplanes sind alle Rechtsvorschriften 
zu beachten, die unmittelbar und mittel- 
‚ bar Einfluß auf die Einnahmen und Aus- 
gaben des Staatshaushaltes haben, z.B. 
die Regelungen über die sozialpoliti- 
schen Maßnahmen sowie alle Festlegun- 
gen in Gesetzen, Verordnungen, Anord- 
nungen und Richtlinien über die Finan- 
zierung der volkseigenen Wirtschaft, die 
Festsetzung und Erhebung von Steuern 


x 
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usw. Darüber hinaus gibt es spezielle 
Rechtsvorschriften, z.B. über die Schü- 
ler- und Kinderspeisung, über die Ge- 
währung von Unterhaltsbeihilfen für 
Oberschüler und Ausbildungsbeihilfen 
für Lehrlinge, über die Planung, Bildung 
und Verwendung des Prämienfonds so- 
wie des Kultur- und Sozialfonds in den 
staatlichen Organen und Einrichtungen, 

Von den zentralen staatlichen Organen 
werden spezielle planmethodische Be- 
stimmungen und Arbeitshinweise heraus- 
gegeben, z. B. spezielle planmethodische 
Bestimmungen und Arbeitshinweise des 
Ministeriums für Volksbildung für die 
Ausarbeitung . und Durchführung der 
Haushaltspläne auf dem Gebiet der . 
Volksbildung im Fünfjahrplanzeitraum. 


Aufgaben 


1. Erläutern Sie an Beispielen die Be: 
deutung der Grundsätze der Plan- 
durchführung in den örtlichen Or- 
ganen! 

2. Warum muß die Verantwortlich- 
keit für die Durchführung des Haus- 
haltsplanes genau festgelegt werden? 
3. Informieren Sie sich, wie in Ihrem 
Rat der Gemeinde, der Stadt oder des 
Kreises die Rechte und Pflichten des 
Rates bei der Haushaltsdurchführung 
durch Beschluß der Volksvertretung 
geregelt sind! 


3: 2e 
Die operative Durchführung 


‘ der Haushaltspläne 


Von Jahr zu Jahr wächst die Verantwor- 
tung der örtlichen Organe der Staats- 
macht zur Lösung gesamtstaatlicher und 
territorialer Aufgaben des Volkswirt- 
schaftsplanes. Das bedeutet, daß die ört- 
lichen Organe der Staatsmacht auch stän- 


2 GBI. 1/1979 Nr. 40 $. 375. 


dig eine höhere Verantwortung für die 
Erwirtschaftung und Verwendung staat- 
licher Geldfonds tragen. 1980 waren z.B. 
in den Haushaltsplänen der örtlichen 
Staatsorgane 34,5 Md. M enthalten. 

Die Realisierung des von der örtlichen 
Volksvertretung beschlossenen Planes 
erfordert eine straffe Leitung durch den 
örtlichen Rat. j 
Der operativen Durchführung der Haus- 


halts- und Finanzwirtschaft im Laufe 


des Jahres dienen u. a. 


— die Kassenplanung, 

— die Finanzierung veränderter Aufga- 
benstellungen durch entsprechenden 
Haushaltsausgleich, 

— die Umverteilung von Haushaltsmit- 
teln, 


— die Verwendung von Mehreinnahmen. 


und freien Mitteln auf Grund von 
Minderausgaben, S 
— der Einsatz des Fonds der Volksver- 
tretung und des Fonds für Grund- 
mittel, ; 
— der Einsatz der Haushaltsreserve, 
-— die Finanzierung von Auftragsange- 
legenheiten. 


Die Kassenplanung 


Die Haushalts-- und Finanzwirtschaft 
wird auf allen staatlichen Ebenen und in 
allen Bereichen der Volkswirtschaft auf 
der Grundlage von Kassenplänen? vor- 
ausschauend geleitet, um eine straffe 
Plan- und Finanzdisziplin zu gewährlei- 
sten sowie die planmäßige Erwirtschaf- 
tung und Realisierung der Einnahmen 
des Staatshaushaltes und deren rationelle 


und sparsame Verwendung zu kontrollie- 
) 


ren. 

Die Leiter der zentralen staatlichen Or- 
gane stellen Kassenpläne für den Zeit- 
raum eines halben Jahres, unterteilt 
nach Quartalen, auf und reichen sie u 
Minister’ der Finanzen ein. 


Die Kassenpläne enthalten sämtliche 
planmäßigen Einnahmen sowie die Aus- 
gaben für die planmäfigen Vorhaben 
und Maßnahmen. 

Die vom Minister der Finanzen bestä- 
tigten Kassenpläne bilden die Finanzie- 
rungsgrundlage für die Plandurchfüh- 
rung. 

Die Leiter der zentralen staatlichen Or- 
gane entscheiden eigenverantwortlich, 
ob die ihnen nachgeordneten staatlichen 


“ Einrichtungen Kassenpläne auszuarbei- 


ten und einzureichen haben. 

Auch für den Bereich der örtlichen 
Haushalts- und Finanzwirtschaft wird für 
jedes Quartal ein Kassenplan erarbeitet. 
Darin werden die Einnahmen und Aus- 
gaben des jeweiligen Rates, der ihm un- 
terstellten volkseigenen Kombinate und 
Betriebe und der nachgeordneten staat- 
lichen Einrichtungen aufgenommen. 
Die örtlichen Räte regeln die Aufstel- 
lung von Kassenplänen durch die ihnen 
unterstellten Betriebe und staatlichen 
Einrichtungen sowie das Verfahren der 
Bestätigung und die Übergabe der be- 
stätigten Kassenpläne an die kontofüh- 
rende Bank. 

Die Leiter der Abteilungen Finanzen le- 
gen dem zuständigen Rat die zusammen- 
gefaßten Ergebnisse der Kassenpläne - 
mit Schlußfolgerungen für die Gewähr- 
leistung der kontinuierlichen Plandurch- 
führung, für die planmäßige Erwirt- 
schaftung und Realisierung der Einnah- 
men des Haushaltes sowie deren ratio- 
nelle und sparsame Verwendung vor. Sie 
planen die notwendigen Anteile an den 
Gesamteinnahmen des Staatshaushaltes 
sowie die Anteile des Kreises an den Ge- 
samteinnahmen des Bezirkes und über- 
geben diese vor Beginn des Quartals dem 
Leiter der Abteilung Finanzen des Rates 
des Bezirkes zur Bestätigung. Die Leiter 
der Abteilungen Finanzen der Räte der 


3 GBl. 1/1979 Nr. 28 $. 249. 
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Aufstellung der Kassenpläne auf 

der Grundlage der bestätigten 
Haushaltspläne der staatlichen 
Einrichtungen (Unter- bzw. Nebenkonten) 
und Finanzpläne der unterstellten VEB 


Einreichung der Kassenpläne 
an die übergeardneten Fachorgane 


Überprüfung? durch die 
entsprechenden Fachorgane 


” 


Zusammenfassung und Aufstellung 
der Kassenpläne auf der Grundlage 
der bestätigten Haushaltspläne 

der Fachorgane (Unterkonten) 


Einreichung der Kassenpläne der 
Fachorgane an die Abteilung Finanzen 


Zusammenfassung, Aufstellung und 
Bilanzierung des Kassenplanes auf 
der Grundlage des vom Kreistag 
beschlossenen Haushaltsplanes des 
Rates des Kreises (Gesamthaushalts- 
konto) - 


Beratung und Beschlußfassung 3 
über den Kassenplan durch den 
Rat des Kreises 


Übergabe an die Staatsbank 


durch die Fachorgane oder die Abteilung 
Finanzen 


N Vorläufige. Bestätigung der Kassenpläne 
Abb. 3.1. . 
Die Kassenplanung bei den örtlichen Or- 
ganen, dargestellt am Beispiel eines Ra- 
tes des Kreises (vereinfacht) 


1 Entsprechen die finanziellen Forderungen aller 
Fachorgane und damit aller Einrichtungen, Be- 
triebe und Maßnahmen des Rates des Kreises im 
Rahmen des Kassenplanes den Zielen und Erfor- 
‚dernissen der Plandurchführung und ist die Li- 
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Überprüfung durch die 
Abteilung Gesundheits- 
wesen 


Überprüfung durch 
zuständige Fachorgane 


Überprüfung? und 
Kontrolle durch die 
Abteilung Finanzen 


Zusammenfassung, 
Aufstellung und Bilan- 
zierung des Kassen- 
planes des Rates des 
Kreises durch die 
Abteilung Finanzen 


Beschluß über den 
Kassenplan des Rates 


Staatsbank 


quidität des Haushaltes des Rates des Kreises 
gesichert, dann bestätigt der Leiter der Abtei- 
lung Finanzen ‘oder der Rat des Kreises den 
Kassenplan endgültig als Finanzierungsgrundlage 
für das kommende Quartal. 

Schwerpunkte der Überprüfung sind u». ‘a. die 
Durchführung der geplanten staatlichen Auflagen 
und die Erreichung der Effektivitätsziele, die 
Werterhaltung, der Lohnfonds und die Investi- 
tionen. % 

Sofern eine Beschlußfassung über den Kassenplan 
durch den Rat des Kreises vorgesehen ist. 
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: Bezirke haben vor jedem Quartal den 
; für den Bezirk erforderlichen Anteil an 
den Gesamteinnahmen des Staatshaus- 
' haltes dem Minister der Finanzen zur 
' Bestätigung vorzulegen. 

Die bestätigten Anteile an den Gesamt- 
einnahmen des Staatshaushaltes bzw. den 
Anteilen an den Gesamteinnahmen der 
Bezirke geben die Höchstgrenze an, bis 
zu der finanzielle Mittel:in der Plan- 
“durchführung in Anspruch genommen 
werden dürfen (Abb. 3.1., S. 54). 


Die Finanzierung veränderter 
Aufgabenstellungen durch außer- 
planmäßigen Haushaltsausgleich 


Durch Beschlüsse des Ministerrates oder 
durch andere gesetzliche Regelungen 
können sich in den Haushalten der ört- 
lichen Räte im Laufe des Planjahres Auf- 
gabenstellungen verändern. 

Veränderte Aufgabenstellungen können 
zu einer Erhöhung oder Verminderung 
der geplanten Ausgaben sowie zu einer 
Erhöhung oder Verminderung der ge- 


planten. Einnahmen führen. In solchen. 


Fällen ist ein entsprechender Haushalts- 
ausgleich erforderlich. 
Die mit diesem Haushaltsausgleich not- 
. wendigen kassenmäßigen Verrechnun- 
gen erfolgen zugunsten oder zu Lasten 
des zentralen Haushaltes durch die Ab- 
teilungen Finanzen der Räte der Bezirke 
oder der Kreise über die bei ihnen ge- 
‚führten Unterkonten des zentralen Haus- 
haltes. Die Verrechnungen werden in 
Höhe der für den jeweiligen Abrech- 
nungszeitraum tatsächlich eingetretenen 
Auswirkungen vorgenommen. 
Zur Kontrolle und Abrechnung dieses 
Haushaltsausgleiches ist ein Nachweis 
zu führen, in dem alle beantragten und 
durchgeführten außerplanmäßigen Haus- 
haltsausgleiche gesondert erfaßt werden.* 
In gleicher Weise wird für Beschlüsse 
der staatlichen Organe in den Bezirken 


und Kreisen mit finanziellen Auswir- 
kungen auf die Haushalte der Räte der 
Kreise bzw. der kreisangehörigen Städte 
und Gemeinden verfahren. 


Die Umverteilung von Haushalts- 
mitteln 


Eine Umverteilung von Haushaltsmitteln 
innerhalb der Haushaltspläne der ört- 
lichen Staatsorgane ist unter Beachtung 
der Ersten Durchführungsverordnung 
zur Staatshaushaltsordnung möglich. 
Voraussetzung ist, daß durch die Um- 
verteilung eine planmäßige "Aufgabe 
volkswirtschaftlich günstiger gelöst wird. 
Das kann z.B. der Fall sein, wenn an- 
stelle einer vorgesehenen Investition 
Werterhaltungsmaßnahmen durchgeführt 
werden.’ In diesem Fall können die frei 
werdenden Investitionsmittel zweckge- 
bunden für die Werterhaltung eingesetzt 
werden. 


Beispiel: 

Im Haushaltsplan einer kreisangehöri- 
gen Stadt sind Haushaltsmittel für den 
Neubau eines Kindergartens vorgesehen. 
Bei der Plandurchführung stellt sich je- 
doch heraus, daß ein vorhandenes Ge- 
bäude nach Werterhaltungsmaßnahmen 
für die Einrichtung des Kindergartens 
genutzt werden kann. In diesem ‚Fall 
können die frei werdenden Investitions- 
mittel für diese Werterhaltungsmaßnah- 
me verwendet werden. 


Bestimmte Haushaltsmittel dürfen je- 


.doch nur zweckgebunden verwendet 
‘werden, 


z.B. für 
Preisstützungen. 


produktgebundene 


4 Vgl. Anweisung 10/76: des Ministeriums der Fi- 
nanzen vom 23. August 1976 zur Durchführung 
des planmäßigen und außerplanmäßigen Haus- 
haltsausgleiches und von PERmaeaklnrgjen ge- 
genüber den örtlichen Organen. 

5 GBl. 1/1979 Nr. 32 $. 310. 
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Bei der Umverteilung von Haushaltsmit- 
teln sind stets die volkswirtschaftlichen 
Auswirkungen zu berücksichtigen. Ins- 
besondere ist die Einheit von materiel- 
ler und finanzieller Planung bei notwen- 
digen und zulässigen Veränderungen in 
den Haushaltsplänen zu beachten. 


. Die Verwendung von Mehreinnahmen 
und freien Mitteln 
auf Grund von Minderausgaben 


Gemäß $ 8 Abs. 4 des Gesetzes über die 
Staatshaushaltsordnung der DDR vom 
13. Dezember 19686 entscheiden die ört- 
lichen Volksvertretungen über die Ver- 
wendung von Mehreinnahmen und freien 
Mitteln auf Grund von Minderausgaben 
eigenverantwortlich zur Sicherung der 
Finanzierung der Gesamtaufgaben des 
Planes, der von den Volksvertretungen 
auf der Grundlage der von den überge- 
ordneten Räten übergebenen staatlichen 
Plankennziffern beschlossen worden ist. 


Bei den Entscheidungen ist folgendes zu 
beachten: 


1. Haushaltsmittel auf Grund von Mehr- 
einnahmen bzw. freie Mittel auf 
Grund von Minderausgaben dürfen 
nicht für die Finanzierung von In- 
vestitionen außerhalb des Planes bzw. 
für Aufwendungen über die bestätig- 
te Plansumme je Investitionsobjekt 
hinaus eingesetzt werden. 

2. Die im Haushaltsplan enthaltenen 
Lohnfonds, Honorare und anderen 
Geldzuwendungen sowie solche Sach- 
ausgaben, die in ihrer Höhe durch 
spezielle Rechtsvorschriften begrenzt 
werden, sind zweckgebunden und 
dürfen durch die Verwendung von 
Mehreinnahmen und freien Mitteln 
nicht erhöht werden. 

Haushaltsmittel für Wissenschaft 
und Technik, Investitionen und Wert- 
erhaltungen sowie für produktgebun- 
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dene Preisstützungen und andere Zu- 
führungen aus dem Staatshaushalt an 
die volkseigenen Kombinate, Betrie- 
be und wirtschaftsleitende Organe 
sind nicht für andere Zwecke zu ver- 
wenden. 

3. Es muß gesichert sein, daß der ge- 
plante Kassenbestand, am Jahresende 
erreicht wird. 

4. Werden die verfügbaren Mehrein- 

.nahmen und Minderausgaben im lau- 

fenden Jahr nicht eingesetzt, so sind 
sie dem Fonds der Volksvertretung 
zuzuführen. Bedingung dabei ist, daß 
der geplante Kassenbestand einge- 
halten und um diese Mittel überer- 
füllt wird. 


Der Einsatz des Fonds. 
der Volksvertretung 
und des Fonds für Grundmittel 


Der Fonds der Volksvertretung wird 
auf Grund spezieller Rechtsvorschriften 
aus zusätzlich erwirtschafteten oder nicht 
ausgegebenen Haushaltsmitteln gebildet. 
Dieser Fonds steht der örtlichen Volks- 
vertretung zur planmäßigen Verbesse- 
rung der Arbeits- und Lebensbedingun- 
gen der Bürger zur Verfügung. Er wird 
vor allem für die Modernisierung, den 
Um- und Ausbau sowie die Erhaltung 
von Wohnungen, Schulen, Kinderbetreu- 


ungseinrichtungen und für ähnliche - 


Maßnahmen entsprechend den gültigen 
Rechtsvorschriften? verwendet. 

Wenn am Jahresende ein Überschuß 
über den geplanten Kassenbestand vor- 
handen ist, der seinen Ursprung in nicht 
oder nicht vollständig durchgeführten 
geplanten Werterhaltungsmaßnahmen 
hat, sind diese nicht verbrauchten Haus- 


haltsmittel dem Fonds für Grundmittel 


zuzuführen. 


6 GBI. 1/1968 Nr. 23 $. 383. 
7 insbes. GBl. 1/1979 Nr. 32 S$. 302. 
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Der Fonds für Grundmittel ist im kom- 
- menden Jahr zur Finanzierung planmä- 
Siger Werterhaltungsmaßnahmen einzu- 
setzen. Diese Mittel werden damit Be- 
standteil' des Planes und im Rahmen der 
volkswirtschaftlichen Planung auch ma- 
teriell abgesichert. Diese Regelung soll 
dazu beitragen, daß die Autorität des 
Planes erhöht und die Erfüllung der 
Planaufgaben gefördert wird. Nicht ver- 
brauchte Haushaltsmittel für Investitio- 
nen sind an den zentralen Haushalt ab- 
zuführen. 


Der Einsatz der Haushaltsreserve 


Zu einer stabilen Plandurchführung ge- 

‘ hört auch, daß die örtlichen Volksver- 

tretungen über eine Haushaltsreserve 

verfügen. Sie dient der Finanzierung un- 
vorhergesehener Ausgaben und zum 

Ausgleich für Mindereinnahmen. 

Der Einsatz der Haushaltsreserve kann 

erfolgen 

— zur Erschließung örtlicher Reserven 
‚und zur Förderung der materiellen 
Interessiertheit der Bürger an der Lö- 
sung der kommunalen Aufgaben, 

— bei sonstigen 
Ausgaben, 

— zur Abdeckung von Einnahmeausfäl- 
len, die bei der Planung der Haus- 
halte noch nicht zu erkennen wa- 
ren, 

, — zur Finanzierung von begründeten 

außerplanmäßigen Ausgaben oder 

von Einnahmeausfällen in nachge- 
ordneten Organen, sofern deren 

Haushaltsreserve oder andere Finan- 

zierungsquellen dazu nicht. ausrei- 

chen. j 


Über die Haushaltsreserve verfügt die 
Volksvertretung. Sie kann die Verfü- 
gungsberechtigung dem Rat und in be- 
. grenztem Umfang dem Vorsitzenden 
des Rates und dem Leiter der Abteilung 
Finanzen übertragen. 


unvorhergesehenen . 


Die Finanzierung 
von Auftragsangelegenheiten 


Aufgaben, die von örtlichen Staatsorga- 
nen im Auftrage anderer Staatsorgane 
durchgeführt werden, sind in Form von 
Auftragszahlungen zu finanzieren.. Zu 
ihnen gehören sowohl Zahlungen als 
auch der Einzug von Mitteln im Auf- 
trage eines anderen Staatsorgans. 

Als Auftragszahlungen werden bei- 
spielsweise die Unterhaltsbeiträge für 
die Angehörigen der zum Grundwehr- 
dienst in die NVA einberufenen Wehr- 
pflichtigen behandelt. Die Ausgaben für 
diesen Zweck werden im zentralen 
Haushalt geplant, durch den jeweiligen 
örtlichen Haushalt ausgezahlt und über 
die bei den Räten der Bezirke und 
Kreise geführten Haushaltsunterkonten 
des zentralen Haushaltes wieder. ver- 
rechnet. 
Auftragszahlungen sind 
durch die übergeordneten 
Organe anzuweisen, 


— wenn örtliche Organe Aufgaben er- 
füllen, für die die erforderlichen 
Haushaltsmittel im Einzelplan eines 
zentralen Staatsorgans geplant sind 
und dort abgerechnet werden, ' 

— wenn die Räte der Kreise, Städte und 
Gemeinden Aufgaben erfüllen, für 
die die erforderlichen Haushaltsmit- 
tel in einem Einzelplan des Haus- 
haltes des Rates des Bezirkes ge- 
plant sind und dort abgerechnet 
werden, 

— wenn die Räte der Städte und Ge- 
meinden sowie die Gemeindever- 
bände Aufgaben erfüllen, für die die 
erforderlichen Haushaltsmittel in 
einem Einzelplan des Haushaltes des 
Rates des Kreises geplant sind und 
dort abgerechnet werden. 

Die Übertragung derartiger Aufgaben 

auf nachgeordnete staatliche Organe 

erfolgt aus Zweckmäßigkeitsgründen. 


schriftlich 
staatlichen 


57 


Bei den nachgeordneten Organen er- 
scheinen demnach weder in den Haus- 
haltsplänen noch in der Haushaltsrech- 
nung Einnahmen oder Ausgaben für die 
durchgeführten Auftragsangelegenhei- 
ten, denn sie werden in der Haushalts- 
rechnung stets dort ausgewiesen, wo sie 
im Plan enthalten sind. 


Aufgaben 


1. Erläutern Sie die Bedeutung der 
Kassenplanung für die Sicherung 
der kontinuierlichen Planerfüllung! 
2. Informieren Sie sich anhand eines 
praktischen Beispiels im Bereich 
Ihres Rates des Kreises über fol- 
gende Fragen: 

— Wer entscheidet über die Umver- 
teilung der Haushaltsmittel? 

— Wie wird die Umverteilung 
haushaltstechnisch durchgeführt? 

3. Untersuchen Sie beim Rat des 
Kreises Ihres Wohnortes, für welche 
Zwecke die Haushaltsreserve im 
letzten Jahr eingesetzt worden ist 
und wie die Verfügungsberechti- 
gung geregelt ist! 


B 


3.3. ne 
Die kassenmäßige Durchführung 
der örtlichen Haushalte 


Die Kassenordnung 


Bei der kassenmäßigen Durchführung 
des Staatshaushaltes kommt es darauf 


'— mit den Haushaltsmitteln verantwor- 
tungsbewußt umzugehen, denn es 
geht um staatliche Mittel, die von 
den Werktätigen erarbeitet worden 
sind und einen hohen Nutzen für die 
Gesellschaft bringen sollen, 

— den Eingang und die Verwendung 

' von Haushaltsmitteln genau nach- 
zuweisen, 
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— stets die politschen und ökono- 
mischen Zusammenhänge zu erken- 
nen und zu beachten, die den Geld- 
bewegungen zugrunde liegen. Die 
Haushaltsmittel sind Ausdruck ge- 
sellschaftlicher Beziehungen. Das 
erfordert, stets die dahinterstehende 
gesellschaftliche Aufgabe zu erken- 
nen. 


Die kassenmäßige Durchführung des 
Staatshaushaltes erfordert umfangreiche 
technisch-organisatorische Arbeiten und 
die Überwachung durch die Mitarbeiter 
der Abteilung Finanzen. In Zusammen- 
arbeit mit den Fachorganen sind Ord- 
nung und Sicherheit durch sehr sorgfäl- 
tige und gewissenhafte Arbeitsweise in 
allen finanziellen Angelegenheiten der 
Haushaltsdurchführung mit aller Kon- 
sequenz durchzusetzen.® 

In der Kassenordnung des Staatshaus- 
haltes (Erste und Vierte Durchfüh- 
rungsbestimmung zum Gesetz über die 
Staatshaushaltsordnung der DDR)? 
wird geregelt, wie und von wem. die 
Verantwortung für die kassenmäßige 
Durchführung des Staatshaushaltes 
wahrzunehmen ist und was zur Ord- 
nungsmäßigkeit sowie zur Sicherheit bei 
der Bewirtschaftung der Haushaltsmit- 
tel gehört. 

Die Kassenordnung der DDR ist für alle 
staatlichen Organe und staatlichen Ein- 
richtungen, die mit ihren Einnahmen und 
Ausgaben kassenmäßige Vorgänge zur 
Durchführung ihrer 
auslösen, einheitlich und verbindlich. 
Alle staatlichen Leiter haben die Befug- 
nisse der Mitarbeiter, die mit speziel- 
len Aufgaben auf dem Gebiet der 
Haushalts- und Finanzwirtschaft beauf- 
tragt sind, entsprechend der Kas- 
senordnung festzulegen. 


8 Vgl. Anweisung 2/76 des Ministeriums der Fi- 
nanzen vom 8. Januar 1976 zur straffen Durch- 
setzung der Kassenordnung des Staatshaushaltes. 

9 GBI. 1/1974 Nr. 36 S. 341 und GBl. 11979 Nr. 2 
$; 13; 


Haushaltspläne 


Aufgabe 
‚Stellen Sie bei einem örtlichen 
Fachorgan fest, welche Befugnisse 
auf dem Gebiet der Haushalts- und 
Finanzwirtschaft im einzelnen für 
Mitarbeiter des Fachorgans festge- 
legt sind! ' 


Die Kontenführung 


Es gilt der Grundsatz, daß sämtliche 
Haushaltseinnahmen und -ausgaben der 
zentralen und der örtlichen Staatsor- 
gane und der ihnen unterstellten staat- 
lichen Einrichtungen über Konten des 
Staatshaushaltes abzuwickeln sind. 


Die Konten werden von der Staatsbank 
der DDR bzw. der Bank für Landwirt- 
schaft und Nahrungsgüterwirtschaft der 
DDR geführt. Diesen Banken sind 
damit Aufgaben der Haushaltsdurch- 
führung übertragen, indem sie die Ein- 
nahmen des Staatshaushaltes entgegen- 
“ nehmen und aufgrund vorliegender 
Aufträge die Ausgaben leisten, soweit 
diese nicht über die Bürokassen bei den 
staatlichen Organen und Einrichtungen 
bar abgewickelt werden. 

Folgende Haushaltskonten werden für 
ein öÖrtliches Organ geführt (vgl. 
Abb. 3.2.): 

ein Gesamthaushaltskonto für alle 
Haushaltseinnahmen und -ausgaben 
des bestreffenden örtlichen Organs, 
je ein Haushaltskonto für alle Ein- 
nahmen und Ausgaben des Fonds 
der Volksvertretung und des Fonds 
für Grundmittel. , 

Diese Haushaltskonten (Saldenkonten) 
werden kreditorisch, d.h. auf Gutha- 
benbasis, geführt. 

Zur Erleichterung des Zahlungsverkehrs 
werden zum Gesamthaushaltskonto 
Haushaltsunterkonten eingerichtet. Das 
ist zum Beispiel zweckmäßig 


— für Fachorgane, die infolge ihrer 


verkehrstechnischen Lage räumlich 
vom Rat getrennt sind, 

für Einrichtungen, die auf Grund 
ihrer Größe und Bedeutung dazu 
geeignet erscheinen, wie z.B. Kran- 
kenhäuser, Heime und Schulen mit 
Internaten. 

Wenn Fachabteilungen oder Einrich- 
tungen ein Haushaltsunterkonto führen, . 
können für deren nachgeordnete Ein- 
richtung oder für Zweigstellen, Außen- 
stellen u.ä. Haushalisnebenkonten ein- 
gerichtet werden. 

Haushaltsunterr- und -nebenkonten 
werden überwiegend debitorisch ge- 
führt. Das heißt, daß Verfügungen über 
diese Konten ohne einen Guthabenbe- 
stand bis zur Höhe der im Haushalts- 
plan bestätigten Ausgaben zulässig sind, 
wobei voraussichtliche Einnahmen be- 
rücksichtigt werden. 

Werden Kassenpläne ausgearbeitet, 
können Verfügungen jeweils im Rah- 
men des bestätigten Kassenplans erfol- 
gen. ' ’ 
Die debitorische Finanzierung hat de 
Vorteil, daß die übergeordneten staatli- 
chen Leiter eine bessere Kontrolle über 
die Haushalts- und Finanzwirtschaft, 
die über Haushaltsunter- und -neben- 
konten abgewickelt wird, ausüben. Die 
debitorische Inanspruchnahme der Kon- 
ten wird zu jeweils festgelegten Zeit- 
punkten mit dem Guthaben entsprechen- 
der Haushaltskonten ausgeglichen. Die 
Abteilungen Finanzen der Räte der 
Kreise und der Räte der Bezirke führen 
für den Einzug von Einnahmen zugun- 
sten des zentralen Haushaltes, z.B. 
Steuern, und für die Zahlung von Aus- 
gaben zu Lasten des zentralen Haushal- 
tes, zum Beispiel produktgebundene 
Preisstützungen, Haushaltsunterkonten 
des zentralen Haushaltes. 

Die Eröffnung des Gesamthaus- 
haltskontos sowie der Haushaltskonten 
für den-Fonds der Volksvertretung und 


59 


Konten eines Rates 
des Kreises 


Haushalts- 
konto für. 
Einnahmen 
und Aus- 
gaben des 
Fonds für 
Grund- 
mittel 


Haushalts- 
konto für 
Einnahmen 
und Aus- 
aben des 
‚Fonds der 
Volksver- 
tretung 


Haushaltsunterkonten 
für einzelne i 
Fachabteilungen 
oder Einrichtungen 


Haushaltsnebenkonten 
für einzelne 
Einrichtungen 

oder Zweigstellen 
(Außenstellen) 


Abb. 3.2. - 
Konten, die bei einem Rat des Kreises 
geführt werden können 


den Grundmittelfonds für das örtliche 
Organ wird vom Leiter der Abteilung 
Finanzen bei der zuständigen Filiale der 
Staatsbank beantragt. 

Zur Eröffnung eines Haushaltskontos 
bei einer Filiale der Bank muß ein Kon- 
tovertrag abgeschlossen werden. 


Die Löschung eines Haushaltskontos 
wird grundsätzlich von der Stelle vor- 
genommen, die das Konto eröffnet hat. 
Der Leiter der Abteilung Finanzen ist 
über die Löschung zu informieren. 


Einnahmen, die nicht zur Haushalts- 
und Finanzwirtschaft der örtlichen 
staatlichen Organe und Einrichtungen 
gehören, sondern von diesen in erster 
Linie aus Gründen der Sicherheit und 
der Ordnungsmäßigkeit verwahrt wer- 
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Gesamt- 
haushalts- 
konto für 

Einnahmen 


Verwahr- 
konto 


Haushalts- 
unterkonto 
für den 
zentralen 
Haushalt 


Kredit- . 
konten 


Postscheckkonten 
für einzelne 
Einrichtungen 


den, müssen bei .der Staatsbank auf so- 
genannten Verwahrkonten erfaßt wer- 
den. Die Einnahmen und Ausgaben der 
Verwahrkonten werden in einer Ver- 
wahrgeldrechnung nachgewiesen. Über 
die Verwahrkonten kann nur in dem 
Umfang verfügt werden, wie Guthaben 
zur Verfügung stehen.. Die Genehmi- 
gung zur Führung von Verwahrkonten 


wird den Fachorganen und staatlichen. 


Einrichtungen von der zuständigen Ab- 
teilung Finanzen erteilt. Bei Kon- 
teneröffnungen und bei Anträgen auf 
Neufestsetzung von Zeichnungsberech- 
tigten ist wie bei Haushaltskonten zu 
verfahren. 


Verwahrgelder sind 


— Einnahmen für Werkküchen, Kanti- 
. nen, Ferien- und Erholungsheime; 
— Fremdgelder, das sind Einzählungen, 
die dem Haushalt nicht gehören, 
zum Beispiel Taschengeld für Be- 
wohner von Heimen, Eigenmittel 

‘von Patienten; 


— Erlöse aus Veranstaltungen der 


staatlichen Organe und Einrichtun- 


gen, wenn sie für Zwecke der staat- 
lichen Organe bestimmt sind. 


' In bestimmten Fällen ist die Einrichtung 
von Sonderkonten nötig. So ist zum 
Beispiel festgelegt, daß -ein Sonder- 
. bankkonto Investitionen geführt werden 
‘ muß, wenn der Wertumfang einer In- 
' vestition mehr als 100000 M beträgt. 
Diese Sonderbankkonten werden auf 
 Guthabenbasis geführt. 

Das Sonderbankkonto Investitionen wird 
‘ genutzt, um von der Geldseite her den 
. Ablauf von Investitionen zu kontrollie- 


ren. 


Am Jahresende sind die vom Gesamt- 
 haushaltskonto auf das Sonderbank- 
' konto Investitionen  überwiesenen. und 
; nicht verbrauchten Haushaltsmittel zu- 
: rückzuüberweisen, d.h., 
bankkonten werden aufgelöst. Falls .er- 
forderlich, sind sie im ‚neuen Jahr wie- 
_ der einzurichten. 

_ Kreditkonten werden für den komple- 
 xen Wohnungsbau geführt. Der Neubau 
‚ von Objekten im komplexen Woh- 
 nungsbau wird durch Kredite und 
. Haushaltsmittel finanziert. Für die 
‚ Ausreichung dieser Kredite werden bei 
_ der Staatsbank Kreditkonten eingerich- 
tet, die auch die anteiligen Haushalts- 
mittel erfassen. Die Haushaltsmittel 
sind vorrangig zur Finanzierung der 
jeweiligen Vorhaben einzusetzen. 

‚ Postscheckkonten sollen den bargeldlo- 
sen Zahlungsverkehr und Einzahlungen 
' an den Staatshaushalt erleichtern. Über 
‘ die Führung von Postscheckkonten ent- 
scheiden die örtlichen Räte eigenver- 
‚ antwortlich. 

' Die Postscheckkonten werden auf Gut- 
' habenbasis geführt. Reichen die Ein- 
 zahlungen oder Überweisungen durch 
Dritte nicht aus, um mit dem Guthaben 
die planmäßigen ‚Ausgaben zu decken, 
sind zusätzlich Mittel aus dem Gesamt- 


die Sonder- 


haushaltskonto auf das Postscheckkonto 
zu überweisen. Über Postscheckkonten 
werden z.B. folgende Zahlungsvor- 
gänge abgewickelt: 

— Zahlungseingänge von Dritten, 

— Kleinausgaben, die nicht bar gezahlt 

“ werden können, 
— Zahlungen an Dritte, wie Gehalt, 

Honorare und Fürsorgeleistungen. 


Aufgaben 


| 1. Erläutern Sie am Beispiel eines 

Rates des Kreises, welche Konten 
die ‚örtlichen Organe zu führen 
haben und welche weiteren Konten 
sie zur Erleichterung des Zahlungs- 
verkehrs oder unter bestimmten 
Umständen einrichten können! 
2. Informieren Sie sich über die 
Korionummern der _Haushalts-, 
Verwahr- und Sonderbankkonten 
Ihres staatlichen Organs! 
3. Wie ist die Verfügungsberechti- 
gung über die Haushaltskonten 
geregelt? 


Die Bürokassen 


Bürokassen bei den staatlichen Organen 
und Einrichtungen dienen. der Erleich- 
terung, der Haushaltswirtschaft. Sie 


ermöglichen, Bareinzahlungen entge- 
genzunehmen und Barauszahlungen 
durchzuführen. Barauszahlungen wer- 


den zur Bezahlung von Lieferungen und 

Leistungen vorgenommen _ 

— an Nichtkontoführungspflichtige in 
jeder Höhe, 

— an Kontoführungspflichtige gemäß 
den Rechtsvorschriften über den 
Zahlungsverkehr. 


Die örtlichen Räte führen eine zentrale 
Bürokasse. 


Die Leiter der Abteilungen Finanzen 
der örtlichen Räte legen in Abstimmung 
mit den Leitern der Fachorgane: fest, 
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welche Fachorgane und nachgeordneten 
“ staatlichen Einrichtungen eigene Bü- 
rokassen zu führen haben. 
Wenn die Bürokasse das festgelegte 
Limit überschritten hat oder zu über- 
schreiten droht, ist der überhöhte Bar- 
geldbestand umgehend auf das bei der 
Bank geführte Haushaltskonto einzu- 
zahlen. 
Die, Bürokasse wird mindestens einmal 
im Monat und zum Jahresende abge- 
rechnet. Die betreffenden Einzelpläne, 
Kapitel und Sachkonten werden dann 
entsprechend dem sachlichen Inhalt der 
Ausgaben belastet. Über die Bürokasse 
abgewickelte Einnahmen werden auf 
dem betreffenden Sachkonto qgutge- 
‚schrieben. ’ j 
Im Interesse von Ordnung und Diszi- 
plin im Umgang mit staatlichen Mitteln 
ist für. die Bürokasse grundsätzlich ein 
Kassenbuch zu führen. Es enthält die 
Einnahmen und Ausgaben in zeitlicher 
Reihenfolge und weist den täglichen 
Kassenbestand aus. Für alle Einnahmen 
und Ausgaben müssen ordnungsgemäße 
Belege vorhanden sein. 
Zur Gewährleistung von Ordnung und 
Sicherheit bei der kassenmäßigen 
Durchführung des Haushaltsplanes ge- 
hört, daß der Leiter des staatlichen Or- 
gans oder der staatlichen Einrichtung 
und auch des jeweils übergeordneten 
Organs die Bürokasse im Verlauf eines 
Vierteljahres unvermutet prüfen läßt. 
Dabei ist besonders darauf zu achten, 
daß die Festlegungen über die Aufbe- 
wahrung von Bargeld eingehalten wer- 
den. 


Der Einzug von Einnahmen 


Die Verantwortlichen für die Bewirt- 
schaftung der Haushaltsmittel haben zu 
sichern, daß die Einnahmen dem 
Staatshaushalt entsprechend den gel- 
tenden Rechtsvorschriften und den ver- 
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traglichen Vereinbarungen termin- 


gemäß zufließen. 


‘Für alle Einnahmen sind Annahmeanord- 


nungen in dreifacher Ausfertigung er- 
forderlich. 

Die erste Ausfertigung wird dem Zah- 
lungspflichtigen als Zahlungsaufforde- 
rung, gegebenenfalls auch als Zah- 
lungsbescheid oder als Rechnung, ord- 
nungsgemäß ausgefüllt, mit Angabe des 
Fälligkeitstermins zugestellt. 

Die zweite Ausfertigung ist die eigent- 
liche Annahmeanordnung. Sie wird der 
zuständigen Zentralbuchhaltung über- 
geben, die auf dieser Grundlage den 
Zahlungseingang überwacht. 


Die dritte Ausfertigung bleibt bei der 
verantwortlichen Abteilung oder Ein- 
richtung. 


Bei der Erhebung von Steuern gilt der 
Steuerbescheid als Annahmeanordnung. 
Die Annahmeanordnungen müssen 
grundsätzlich mit zwei Unterschriften 
versehen sein. Zeichnungsberechtigt 
sind 


— der für die Bewirtschaftung der 


Haushaltsmittel verantwortliche 
staatliche Leiter und die von ihm 
eingesetzten Vertreter, 

— der Leiter für Haushaltswirtschaft 
des betreffenden staatlichen Organs 
oder der staatlichen Einrichtung und 
sein Vertreter. 


Die Unterschriftenregelung bei Verfü- 
gungen über die Bankkonten wird vom 
Mitglied des Rates für Finanzen und 
Preise festgelegt. 

Die verantwortlichen Mitarbeiter be- 
scheinigen die sachliche und rechneri- 
sche Richtigkeit. Aus der Annah- 
meanordnung muß folgendes ersichtlich 
sein: 
— die Höhe des zu zahlenden Betrages, 
— der Name des Zahlungspflichtigen, 

— der Grund der Zahlung, " 


 — die Stelle der Buchung, also. der 
Einzelplan, das Kapitel, das Sach- 
konto, 

-— die Kontonummer der Bank sowie 

| der codierte Zahlungsgrund, 

 — die Fälligkeit der Zahlung. 


' Wird nicht termingemäß gezahlt, so 
: haben die zuständigen Organe oder 
Einrichtungen zu mahnen. An Bürger 
_ gerichtete Mahnungen sind in sachli- 


‘ cher und höflicher Form abzufassen. . 


. Die Bürger sind dabei über den Sach- 
' verhalt und die Zahlungsverpflichtung 
' aufzuklären. Ein Verzicht auf die dem 
' Haushalt zustehenden Einnahmen ist 
. grundsätzlich nicht gestattet. 

Wird der Rechnungs- oder Steuerbetrag 
trotz -Mahnung nicht gezahlt, so ent- 
scheidet das zuständige Ratsmitglied 
. über weitere Maßnahmen, wie z.B. 
Vollstreckung, Stundung oder ähnliche 
Maßnahmen. 


Aufgaben 


| l 1. Welche Grundsätze sind beim 
| Einzug der Einnahmen zu beachten? 

2. Informieren Sie sich in Ihrer Ab- 
teilung über das Verfahren bei der 
Erteilung von Annahmeanordnungen 
für einmalige Einnahmen, für re- 
gelmäßig wiederkehrende Einnah- 
men und für Steuern und Abgaben! 


' Die Ausgabe von Haushaltsmitteln 


Zahlungen aus dem Haushalt setzen 
. Lieferungen oder Leistungen voraus, 
. oder sie sind aufgrund von Rechtsvor- 
schriften zu leisten. Bei der Erteilung 
von Aufträgen ist das Prinzip soziali- 
 stischer Sparsamkeit einzuhalten. 


Ausgaben dürfen nur geleistet werden, 
' wenn die Lieferungen und Leistungen 
ordnungsgemäß kontrolliert worden 
' sind, z.B. auf Vollständigkeit, Preis und 
_ Qualität. Gehälter und Löhne dürfen 


nur im Rahmen des geplanten Lohn- 
fonds und des bestätigten Stellenplanes‘ 
oder anderer normativer Regelungen 
gezahlt werden. 

Die Zahlung von Reisekosten- oder 
Gehaltsvorschüssen ist nur im Rahmen 
der gesetzlichen Bestimmungen zuläs- 
sig. Das gleiche gilt für Abschlagszah- 
lungen. 

Vorauszahlungen auf Lieferungen : und 
Leistungen sind grundsätzlich verboten. 

Ausgaben dürfen im Prinzip nur zur 
Zahlung angewiesen werden, wenn im 
Haushaltsplan Mittel dafür vorgesehen 
sind oder rechtliche Verpflichtungen zur 
Zahlung bestehen. 

Aufträge sind’in der Regel schriftlich zu 
geben. Mündliche Bestellungen sollten 
zur Vermeidung von Rechtsstreitigkei- 
ten grundsätzlich schriftlich bestätigt 
werden. Der staatliche Leiter legt ' 
schriftlich fest, welche Mitarbeiter 
Aufträge für Lieferungen und Leistun- 


“ gen erteilen dürfen. 


Bei größeren Maßnahmen, wie Investi- 
tionen und Werterhaltungen, sowie bei 
langfristigen und wiederkehrenden 
Aufträgen sind schriftliche Verträge 
abzuschließen, zum Beispiel Arbeits- 
verträge, Bauleistungsverträge auf der 
Grundlage von Kostenvoranschlägen, 
Liefer- und Leistungsverträge für 
Strom, Gas, Wasser, Müllabfuhr. 


Jede Ausgabe von Haushaltsmitteln ist 
anhand des Originalbelegs durch eine 
Auszahlungsanordnung anzuweisen. Die 
Auszahlungsanordnungen sind grund- 
sätzlich von zwei Anweisungsberech- 
tigten zu unterschreiben. 

Das darf nicht als ein formaler Akt an- 
gesehen und gehandhabt werden. Die 
Bestätigung der Richtigkeit ist die Be- 
stätigung dafür, daß die Mittel in der 
richtigen Höhe und für den richtigen 
Zweck entsprechend den im Plan fest- 
gelegten Aufgaben und auf der Grund- 
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lage geltender gesetzlicher 
mungen ausgegeben worden sind. 

Die Auszahlungsanordnung muß ent- 
halten: 


— die Höhe des Betrages, 

— ‘den Zahlungsempfänger, bei Über- 
weisungen dessen Konto-Nr., 

— den Grund der Zahlung, 

— die Stelle der Buchung, also den 
Einzelplan, das Kapitel, das Sach- 
konto, 

— den codierten Zahlungsgrund, 

— die Bestätigung der sachlichen und 
rechnerischen Richtigkeit, 

— Ort, Datum und Unterschriften der 
beiden Anweisungsberechtigten. 


Aufgabe 
Welche Grundsätze sind bei der 
Leistung von Ausgaben zu beachten? 
Die Durchführung 
des Zahlungsverkehrs S 
Der Zahlungsverkehr muß in der 


zweckmäßigsten Zahlungsform durch- 

- geführt werden. Die Anzahl der Ver- 

rechnungsvorgänge bei der Bank ist 

möglichst gering zu halten. i 

Die Einnahmen und Ausgaben des 

Staatshaushaltes werden abgewickelt 

durch 

— Überweisung, 

— Bareinzahlung . einschließlich An- 
nahme von Barschecks, 

— Barauszahlung einschließlich Zah- 
lung mit Scheck, 

— Abbuchung vom Haushaltskonto 
unter Anwendung eines Lastschrift-, 
Abbuchungs- oder Dauerauftrag- 
verfahrens. 


Überweisung 


Das Überweisungsverfahren ist die 
vorherrschende Methode des bargeld- 
losen Zahlungsverkehrs. Hierzu ist ein 
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Bestim- 


Überweisungsauftrag des Kontoinha- 
bers an die Staatsbank erforderlich. Er 
ist bei ‚Überweisungen der staatlichen 
Verwaltungen und Einrichtungen mit 
einer Auszahlungsanordnung gekoppelt. 

Der anweisungsberechtigte Mitarbeiter 

hat zu prüfen, 

— ob die Auszahlungsanordnung ord- 
nungsgemäß ausgefüllt ist, 

— ob die Ausgabe zweckentsprechend 
auf der Grundlage des Haushalts- 
planes erfolgt oder 

— ob die Mittel über- oder aufer- 
planmäßig zur Verfügung stehen. 


Bareinzahlung 


Bei den staatlichen Organen und Ein- 
richtungen werden Gebühren, Mieten 
und Steuern häufig in bar eingezahlt. 
Solche Beträge sind in der Bürokasse zu 
vereinnahmen. 

Der Personenkreis, der Bargeld, 
Schecks und Bargeld auf Grund von 
Postanweisungen entgegennehmen darf, 
wird vom staatlichen Leiter festgelegt. 
Für alle. Bareinzahlungen sind zur Kon- 
trolle und Sicherheit in jedem Falle 
numerierte Quittungsblöcke zu ver- 
wenden. Die Quittungsblöcke sind bei 
der zuständigen, Abteilung Finanzen 
erhältlich, die darüber einen Nachweis 
führt. Die’ Innenrevision bei den örtli- 
chen Finanzabteilungen legt diesen 
Nachweis bei der Kontrolle der baren 
Zahlungseingänge mit zugrunde. 

Bei der Entrichtung von Gebühren 
werden in der Regel Gebührenmarken 
als Quittung ausgegeben. 3 
Die Quittungsblöcke und die Gebüh- 
renmarken sind Wertvordrucke. Sie sind 
daher so gewissenhaft wie Bargeld zu 
behandeln. 


Barauszahlung 


Der Personenkreis, der auszahlungsbe- 
rechtigt ist und Schecks ausstellen darf, 


\ 


wird vom staatlichen Leiter festgelegt. 

Barauszahlungen können zum Beispiel 
erfolgen bei der Zahlung von Löhnen 
und Gehältern, Reisekosten, Renten, 
Fürsorgeleistungen u.ä. Jede Zahlung 
ist zu quittieren. Die Zahlung aus der 
Bürokasse ist die zweckmäßigste und 
häufigste Form der Barauszahlung. ° 

Wenn Mitarbeitern Bargeld für Ein- 
käufe oder zur Bezahlung von Liefe- 
rungen und Leistungen übergeben wird, 
sind diese Beträge zu quittieren und 
zügig und gewissenhaft anhand ord- 
nungsgemäß ausgefertigter Belege 
abzurechnen. 


Überweisungen und -Verrechnungen 
zwischen den Staatsorganen 


Diese Zahlungsformen sind in zwei Fäl- 
len möglich: 


1. Direkte Überweisungen von Haus- 
haltskonto zu Haushaltskonto 


Sie sind nur zulässig, wenn Liefe- 
rungen und Leistungen an andere 
staatliche Organe und Einrichtungen 
zu bezahlen sind oder. wenn es sich 
um eine Erstattung von Kosten 
handelt, die nach gesetzlichen Be- 
stimmungen vorzunehmen ist. " 


2. Außerplanmäßiger _ 
gleich und Auftragszahlungen 
Die Bereitstellung der Haushalts- 
mittel erfolgt durch Verrechnung. 
Die Verrechnung der Beträge mit 
den bei den Räten der Bezirke und 
bei den Räten der Stadt- und Land- 
kreise geführten Unterkonten des 
zentralen Haushaltes ist in diesen 
Fällen die’ rationellste Zahlungs- 
form. Es handelt sich dabei in der 
Regel um. Einnahmen der örtlichen 
Haushalte, die dazu dienen, die fi- 
nanziellen Auswirkungen von Be- 
schlüssen der übergeordneten Or- 
gane finanzieren zu können. Durch 


Haushaltsaus- ' 


die Verrechnungen des außerplan- 
mäßigen Haushaltsausgleichs darf 
das Haushaltsvolumen nicht ausge- 
weitet werden. 


Aufgaben 

1. Erläutern Sie die wichtigsten 
Formen des Zahlungsverkehrs bei 
den Einnahmen und Ausgaben des 
Staatshaushaltes! 

2. Lassen Sie sich in Ihrer Abteilung 
die Formen des Zahlungsverkehrs, 
wie Überweisung, Bareinzahlung 
usw., anhand von praktischen Bei- 
spielen näher erläutern! 


‚3.4. 


Die Rechnungsführung und Statistik 
in den staatlichen Organen 
und Einrichtungen 


Mit der Rechnungsführung und Statistik 
werden insbesondere die Einnahmen 
und Ausgaben der staatlichen Organe 
und der staatlichen Einrichtungen sowie 
die Finanzbeziehungen zur volkseigenen 
Wirtschaft, zu den Genossenschaften, 
den privaten Betrieben, den Bürgern 
und zwischen den staatlichen Organen 
und Einrichtungen erfaßt, nachgewiesen 
und periodisch abgerechnet. 
Damit Ordnungsmäßigkeit und Sicher- 
heit in Rechnungsführung und Statistik 
und die rationelle Organisation der Er- 
fassungs-- und Aufbereitungsarbeiten 
gewährleistet sind, ist es notwendig, die 
Bestimmungen der Ordnung über die 
Rechnungsführung und Statistik in den 
staatlichen Organen und _ staatlichen 
Einrichtungen (GBl. 1/1978 Nr. 30 
$.333) einzuhalten. 
Die Haushaltsrechnung als wichtigster 
Teil der Rechnungsführung hat folgende 
Aufgaben zu erfüllen: 
— Die Einnahmen und Ausgaben der 
staatlichen Organe und Einrichtun- 
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gen sind rechtzeitig und vollständig 
zu erfassen und nachzuweisen — die 
Einnahmen nach ihren Quellen und 
die Ausgaben im Hinblick auf ihre 
zweckbestimmte Verwendung. Die 
Einnahmen und Ausgaben sind pe- 
riodisch abzurechnen. 

— Auf der Grundlage der Aufberei- 
tungsnachweise ist die Kontrolle 
über die Durchsetzung der soziali- 
stischen Sparsamkeit und die Ein- 
haltung der Haushaltspläne zu ge- 
währleisten. 


P* Es ist die Bildung und Verwendung 


.der Fonds der Volksvertretungen 
und der Fonds der Grundmittel 
nachzuweisen. 


— Nach Ablauf eines Jahres sind die 
Einnahmen und Ausgaben der staat- 
lichen Organe und Einrichtungen 
sowie. die Bildung und Verwendung 
der Fonds vollständig darzustel- 
len.!0 


Die Haushaltsrechnung ist eine Plan- 


Ist-Rechnung. Das bedeutet, daß sie den- 


örtlichen und zentralen staatlichen Or- 
.ganen die notwendigen Informationen 
über die Durchführung der Haushalts- 
wirtschaft in der Gegenüberstellung von 
Planzahlen und tatsächlich geleisteten 
Ausgaben und Einnahmen liefert. 


Die Haushaltsrechnung umfaßt 

— die Haushaltsbuchführung 
-abrechnung einschließlich 
Jahreshaushaltsrechnung, 

— die Buchführung der Steuern und 
Abgaben, deren Abrechnung und die 
Verrechnungen mit dem zentralen 
Haushalt, 

— die Buchführung She die Gemein- 

 desteuern und über regelmäßig 
wiederkehrende Einnahmen. 


und 
der 


Die Haushaltsrechnung dient 


— der Vorbereitung der Jahrespläne, 
— der Kontrolle der Plandurchführung, 
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— der  Analysentätigkeit über die 
Durchführung des Haushaltsplanes, 

— der Vorbereitung . operativer Lei- 
tungsentscheidungen zur allseitigen 
und effektiven Erfüllung der Pläne, 

— der Durchsetzung der sozialistischen 
Sparsamkeit, 

— der Aufstellung und Dokumientgtion 
der Jahreshaushaltsrechnung. 


Grundlage der Haushaltsrechnung ist 
der beschlossene Haushaltsplan des 
jeweiligen staatlichen Organs oder der 
staatlichen Einrichtung einschließlich 
der im Laufe des Jahres beschlossenen 
Änderungen des Planes. 


Die Rechnungsführung der staatlichen 
Organe und staatlichen Einrichtungen 
erfolgt einheitlich und verbindlich auf 
der Grundlage der Gliederung der Sy- 
stematik des Staatshaushaltes nach 
Einzelplänen, Abschnitten, Kapiteln, 
Sachkonten und Planpositionen. 


Zur Erhöhung der Aussagefähigkeit 
kann eine weitere Untergliederung der 
Nomenklatur im Rahmen der Rechts- 
vorschriften erfolgen. 


Die technischen Buchungs- und Ab- 
rechnungsarbeiten der Rechnungsfüh- 


‚ rung und Statistik werden unter An- 


wendung der EDV durchgeführt. Die 
ökonomischen Aufgabenstellungen für 
die EDV-Projekte und die Grundsätze 
für ihre einheitliche Anwendung sowie 
für die Organisation der Arbeit unter 
den Bedingungen der EDV werden vom 
Ministerium der Finanzen festgelegt. 
Beispielsweise werden bei der Haus- 
haltsrechnung die Angaben über die 
Haushaltseinnahmen und -ausgaben mit 
Hilfe der EDVA gespeichert und auf- 
bereitet und die Ergebnisse den Lei- 
tungsorganen auf der jeweiligen Ebene 
periodisch zur Verfügung gestellt. 


10 GBI. 171976 Nr. 45 S. 511. 


“Einzelheiten zur Organisation der Ar- 
. beit sind in Organisationshandbüchern 
für die einzelnen EDV-Projekte gere- 
 gelt.!! . 


Aufgaben 


I 1. Welche Bedeutung hat Rech- 
nungsführung und Statistik für die 
Leitung der örtlichen Haushalts- 
wirtschaft? 

2. Erläutern Sie die Aufgaben der 
Haushaltsrechnung - anhand von 
Beispielen! 


11 Diese Arbeitsgrundlagen liegen in der Abteilung 
Finanzen vor. 
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Die Rolle der Finanzen 
der örtlichgeleiteten volks- 
eigenen Wirtschaft und 
die Finanzbeziehungen zu 
den örtlichen Haushalten - 


4.1. 

Die örtlichgeleitete volkseigene 
Wirtschaft und die Verantwortung 
der örtlichen Volksvertretungen 
und ihrer Organe bei der Leitung 
und Planung der unterstellten 
volkseigenen Kombinate und 
Betriebe 


Die volkseigenen Kombinate und Be- 
triebe erfüllen ihre Aufgaben im ge- 
sellschaftlichen 
auf der Grundlage des Planes und der 
Rechtsvorschriften entsprechend den 
Beschlüssen der Sozialistischen Ein- 
heitspartei Deutschlands'im Auftrag des 
sozialistischen Staates und unter Nut- 
zung der schöpferischen Initiative der 
Werktätigen. 

Die volkseigenen Kombinate und Be- 
triebe sind ökonomisch und juristisch 
selbständige Einheiten. Sie konzentrie- 
ren sich besonders auf die Lösung fol- 
gender Aufgaben: 


— die allseitige Erfüllung der Aufga- 
ben des Volkswirtschaftsplanes und 
des Staatshaushaltsplanes, 

— die bedarfsgerechte Erhöhung der 
Produktion und der Leistungen, 

— die Beschleunigung des wissen- 
schaftlich-technischen Fortschritts, 
die stetige Steigerung der Arbeits- 
produktivität und die Erhöhung von 
Qualität und Effektivität der gelei- 
steten Arbeit, 
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Reproduktionsprozeß 


— die Vergrößerung des verfügbaren 
Endprodukts und die ständige Sen- 
kung der Kosten durch sozialistische 
Rationalisierung, , 

— die planmäßige Verbesserung der 
Arbeits- und Lebensbedingungen der 
Werktätigen. 


Den Schwerpunkt bilden jene volksei- 


genen Kombinate und Betriebe, die 
wegen ihrer Bedeutung im Reproduk- 
tionsprozeß und ihrer Größe den Indu- 
strieministerien direkt. unterstehen und 
zentral geleitet werden. 

Die örtlichgeleitete volkseigene Wirt- 
schaft umfaßt die Kombinate, Betriebe 
und Einrichtungen, die den örtlichen 
Organen der Staatsmacht in den Bezir- 
ken und Kreisen und zum Teil auch den 
Städten und Gemeinden unterstehen. Sie 
werden von den Wirtschaftsräten der 
Bezirke geleitet bzw. unterstehen den 
Bezirksbauämtern und anderen Fach- 
organen des Rates. 

Die Zuordnung von volkseigenen 
Kombinaten und Betrieben zur zentral- 
geleiteten, bezirks- oder kreisgeleiteten 
Wirtschaft wird auf Grund der volks- 
wirtschaftlichen Aufgabenstellung sowie 
entsprechend den festgelegten Verant- 
wortungsbereichen vorgenommen. ' 
Zur Wahrnehmung der Verantwortung 
der örtlichen Volksvertretungen und 
ihrer Räte für die Leitung und Planung 
der Entwicklung des Territoriums und 
insbesondere der Arbeits- und Lebens- 


bedingungen der Bevölkerung sind 
ihnen vor allem diejenigen Kombinate, 
Betriebe und Einrichtungen unterstellt, 
die für die Versorgung und Betreuung 
der Bevölkerung im Territorium be- 
sonders wichtig sind. 


Zur bezirksgeleiteten Wirtschaft zählen 


— Kombinate und Betriebe der Kon- 
sumgüterindustrie, zum Beispiel Ge- 
tränkekombinate und Textilbetriebe, 

— Wohnungsbaukombinate und weitere 
Betriebe des Bauwesens, 

— Kraftverkehrskombinate, 

— Betriebe der Land- und Nahrungs- 
güterwirtschaft, 

— Betriebe und Einrichtungen der 
Energie- und Wasserwirtschaft sowie 

— Handelseinrichtungen. 


Durch die bezirksgeleiteten Betriebe der 
Konsumgüterindustiie werden rund 
30 Prozent der Fertigerzeugnisse für die 
Bevölkerung hergestellt. 


Zur kreisgeleiteten Wirtschaft zählen 


— Betriebe und Einrichtungen der 
Land- und Nahrungsgüterwirtschaft, 

— Dienstleistungskombinate, 

— Kreisbaubetriebe und Baureparatur- 
betriebe sowie 

— Betriebe und Einrichtungen des Stra- 
Genwesens. 


Den Städten und Gemeinden sind vor 
allem unterstellt 


— Betriebe der örtlichen Versor- 
gungswirtschaft, wie _Stadtwirt- 
schafts-, Dienstleistungs-, Reparafur- 
und Versorgungsbetriebe, 

— Betriebe der Wohnungswirtschaft 

s und 
— Nahverkehrsbetriebe. 


Bei der Zuordnung von Kombinaten, 
Betrieben und Einrichtungen zu den 
örtlichen Staatsorganen werden die 
konkreten territorialen Bedingungen 
berücksichtigt. Dabei spielt vor allem 
auch die Notwendigkeit zunehmender 


Konzentration und Spezialisierung der 
Produktion in Kombinaten eine wichtige 
Rolle. 


Auf der Grundlage des zentralen staat-. 
lichen :Planes sind die örtlichen Volks- 
vertretungen und ihre Organe voll ver- 
antwortlich für die „Sicherung des 
planmäßigen Reproduktionsprozesses 
und die abgestimmte Entwicklung der 
Kombinate, Betriebe und Einrichtungen 
einschließlich der Verbesserung der 
Arbeits-- und Lebensbedingungen der 
Werktätigen. 


Die unmittelbare Anleitung und Kon- 
trolle der den örtlichen Organen der 
Staatsmacht unterstehenden Kombinate, 
Betriebe und Einrichtungen . obliegt 
speziellen Fachorganen des Rates. Die- 
örtlichen Volksvertretungen und ihre 
Räte nehmen mit Hilfe der zuständigen 
Fachorgane Einfluß auf die Tätigkeit 
und die Entwicklung der zugeordneten 
Kombinate, Betriebe und Einrichtungem . 
der örtlichen Wirtschaft, indem sie ins- 
besondere 


— im Fünfjahrplan die Entwicklungs- 
ziele festlegen und in den jährlichen 
Volkswirtschaftsplänen und Staats- 
haushaltsplänen durch anspruchs- 
volle Plankennziffern konkretisie- 
ren, 

— die Betriebe bei der Lösung ihrer 
Planaufgaben unterstützen und die 
Kontrolle über die allseitige Erfül- 
lung des Planes ausüben, 

— die wirksame Anwendung der wirt- 
schaftlichen Rechnungsführung und 
des sozialistischen Sparsamkeitsre- 
gimes in den Kombinaten und Be- 
trieben durchsetzen. n 


Auch in den örtlichen Organen unter- 
stehenden Betrieben gilt es, durch ein 
Höchstmaß an Effektivität und Qualität 
der geleisteten Arbeit einen hohen Zu- 
wachs an Nationaleinkommen: zu ge- 
währleisten. 
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Die örtlichen Staatsorgane leiten, un- 

terstützen und kontrollieren insbeson- 

dere die Durchsetzung folgender Auf- 
gaben: 

— die Anwendung moderner Techno- 
logien und fortgeschrittener wissen- 
schaftlich-technischer Maßnahmen, 

— die Durchsetzung der sozialistischen 
Rationalisierung in den Kombinaten 
und Betrieben und im Territorium, 
die zur Einsparung von Arbeitskräf- 
ten, zur rationellen Nutzung vor- 
handener Grundfonds, zur Koordi- 
nierung von Investitionen sowie zur 
Schaffung und Nutzung gemeinsa- 
mer Einrichtungen für die Verbes- 
serung der Arbeits- und Lebensbe- 
dingungen führt, 

— die Produktion hochwertiger Erzeug- 
nisse, für die im Binnenhandel und 
auf den Außenmärkten Bedarf be- 
steht, 

— die ständige Verbesserung des Ver- 
hältnisses von Aufwand und Ergeb- 
nis durch Steigerung der Arbeits- 
produktivität und Senkung der Ko- 
sten, 

— die Entfaltung von Initiativen der 
Werktätigen zur allseitigen Erfül- 
lung der Planaufgaben und zur Er- 
schließung von Leistungs- und Ef- 
fektivitätsreserven. 


4.2. 

Die Anwendung 

der wirtschaftlichen Rechnungs- 
führung und die Finanzbeziehungen 
der örtlichgeleiteten » 

volkseigenen Wirtschaft 

zu den örtlichen Haushalten 


Jeder örtlichgeleitete volkseigene Be- 
trieb erhält von dem staatlichen Organ, 
dem er unterstellt ist, für das Planjahr 
staatliche Aufgaben zur Ausarbeitung 
des Planes und nach Bestätigung des 
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Volkswirtschaftsplanes und des Staats- 
haushaltsplanes staatliche Planauflagen, 
2.B. b j 

— Umfang der Warenproduktion, der 

“ Nettoproduktion und der Grund- 
materialkosten je 100 M Warenpro- 
duktion sowie Anteil der Erzeug- 
nisse mit den Gütezeichen „Q“ und 
Be 

— Umfang ausgewählter Produktions- 
sortimente oder Leistungsarten, 

— ökonomische Ergebnisse aus Maß- 
nahmen von Wissenschaft und Tech- 
nik und der sozialistischen Rationa- 
lisierung, 

— Auslastung der vorhandenen 
Grundfonds und Senkung des Ener- 
gie- und Materialverbrauchs, 

— Senkung der Kosten, Erhöhung .der 
Gewinne und der Abführung von 
Gewinnen an den Staat. 


Die örtlichgeleiteten Kombinate und 
Betriebe arbeiten, ebenso wie die zen- 
tralgeleiteten, nach der wirtschaftlichen 
Rechnungsführung. : 

Die wirtschaftliche Rechnungsführung 
ist ein Prinzip der Leitung und Planung 
volkseigener Kombinate und Betriebe 
und die Methode sozialistischer Wirt- 
schaftsführung. Sie beruht auf der be- 
wußten Ausnutzung der objektiv wir- 
kenden ökonomischen Gesetze des So- 


‚zialismus, besonders des Wertgesetzes, 


und verbindet die materiellen Interes- 
sen der Betriebskollektive auf der 
Grundlage des Planes mit den Interes- 
sen der gesamten Gesellschaft. 

Die wirtschaftliche Rechnungsführung 
besagt, daf die volkseigenen Kombinate 
und Betriebe ihre Kosten für die Pro- 
duktion. genau zu berechnen und einen 
ständigen Kampf um die Senkung des 
Aufwandes zu führen haben. Sie ver- 
langt, die Kosten durch die Erlöse aus 
dem Absatz der Erzeugnisse zu decken, 
das Verhältnis von Aufwand und Er- 
gebnis ständig zu verbessern und einen ° 


wachsenden Gewinn aus dem Nutz- 
effekt der Arbeit zu erzielen. 

Die Kombinate und Betriebe erwirt- 
schaften Gewinne, mit denen die fi- 
nanziellen Verpflichtungen gegenüber 
dem Staat erfüllt, die erweiterte Re- 


produktion finanziert und die Fonds der 


materiellen Interessiertheit gebildet 
werden. 
Das Kernstück der wirtschaftlichen 


Rechnungsführung bildet der Kampf um 
die Senkung der Kosten und höchste 
Effektivität des ‚Reproduktionsprozes- 
ses. Die Senkung der Kosten hat des- 
halb eine solch hervorragende Bedeu- 
tung, weil sie geldmäßig in kon- 
zentrierter Weise die ökonomische 
Wirksamkeit der Intensivierung . der 
Produktion zum Ausdruck bringt. Sie 
wird vor allem erreicht aus dem Nutzen 
der Einführung neuer oder weiterent- 
wickelter Erzeugnisse sowie aus neuen 
wissenschaftlich-technischen Verfahren, 
mit denen der Aufwand für die Produk- 
tion verringert wird. 

Die Kosten werden gesenkt, indem 
sparsam mit Material,, Energie und 
Hilfsstoffen umgegangen wird, indem 
die vorhandenen Maschinen und Anla- 
gen mehrschichtig ausgelastet werden, 
indem durch Anwendung wissenschaft- 
licher Arbeitsorganisation Arbeitszeit 
eingespart wird, indem auf allen Ge- 
bieten konsequent’ um. die Einhaltung 
von Ordnung und Disziplin sowie gegen 
Verluste, Inventurdifferenzen, Ausschuß 
usw. gekämpft wird. Das Ergebnis der 
Kostensenkung besteht also nicht nur in 
der Einsparung von Geld als Quelle für 
höhere Gewinne, sondern bedeutet vor 
allem Einsparung von Material, von 
Investitionen und von gesellschaftli- 
chem Arbeitsvermögen. 

Deshalb muß der Kampf um die Sen- 
kung der Kosten als entscheidender 
Bestandteil der wirtschaftlichen Rech- 


nungsführung in Verantwortung der. 


Direktoren der Kombinate und Betriebe 
straff geleitet und mit der Kraft des 
gesamten Betriebskollektivs geführt 
werden. 

Diese Anforderungen werden vor allem 
durch Maßnahmen der sozialistischen 
Rationalisierung erfüllt. 


Folgende Merkmale kennzeichnen die 

wirtschaftliche Rechnungsführung: ' 

— die wirtschaftliche und juristische 
Selbständigkeit und Eigenverant- 
wortung des Kombinates bzw. Be- 
triebes im Rahmen des staatlichen 
Planes; ” 

— die Ausstattung des Kombinates und 
Betriebes mit eigenen Grund- und ° 
Umlaufmitteln für die planmäßige 
Wirtschaftstätigkeit; 

— die Verantwortlichkeit für die spar- 
same Verwendung der betrieblichen 
Mittel; 

— die Verbindung der persönlichen 
materiellen - Interessiertheit der 
Werktätigen mit den Interessen des 
Betriebes und der gesamten Gesell- 
schaft, um Initiativen zu wecken und 
hohe Leistungen zu stimulieren; 

— die -Einzelleitung und persönliche 
Verantwortung bei gleichzeitiger 
Einbeziehung aller Werktätigen in 
die Leitung, Planung, Durchführung 
und Kontrolle des betrieblichen Re- 
produktionsprozesses sowie 

— die Anwendung vielfältiger Metho- 


den sozialistischer Betriebswirt- 
schaft, wie Notizen zum Plan, 
Haushaltsbuch und persönlich- 


schöpferische Pläne im sozialisti- 
schen Wettbewerb. 


Es kommt darauf an, die wirtschaftliche 
Rechnungstührung und ökonomische 
Stimulierung noch enger mit dem Plan 
zu verbinden, wirksam auf die Lösung 
der mit dem Plan gestellten Aufgaben 
zur Erhöhung der materiellen Leistun- 
gen, zur Vertiefung der Intensivierung 
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. finanziellen Mittel 


und zur Steigerung der Effektivität zu 
orientieren und stärker für die Verbes- 
serung der Arbeits- und Lebensbedin- 
gungen zu nutzen. 

In Übereinstimmung mit den zu lösen- 
den Aufgaben sind die Fonds zur Fi- 
nanzierung der intensiv erweiterten 
Reproduktion der Kombinate und Be- 
triebe mit höchster Effektivität zu pla- 
nen, zu bilden und zu verwenden. 

Zur Durchführung ihrer Aufgaben ver- 
fügen die volkseigenen Kombinate und 
Betriebe der örtlichgeleiteten Wirtschaft 
über die erforderlichen materiellen und 
(Fonds), die im 
Prozeß der Plandurchführung so ratio- 
nell wie möglich einzusetzen sind (vgl. 


Abb. 4.1.). 
Die Kombinate und Betriebe bilden im 
Rahmen ihrer finanziellen Mittel 


planmäßig Fonds der materiellen Inter- 
essiertheit — wie Prämienfonds, Kultur- 
und Sozialfonds — sowie Fonds zur Fi- 
nanzierung der intensiv erweiterten 
Reproduktion, insbesondere den Inve- 
stitionsfonds. Diese Fonds sind für 
planmäßige Maßnahmen im Rahmen 
der Rechtsvorschriften zu verwenden 
(vgl. Abb. 4.2.). 

Jedes Kombinat und jeder Betrieb ist 
verpflichtet, seine Wirtschaftstätigkeit 
nach den geltenden Bestimmungen über 
Rechnungsführung und Statistik abzu- 
rechnen und zu analysieren, die Bilanz 
sowie die Gewinn- und Verlustrechnung 
aufzustellen und auf der Grundlage 
von staatlichen Kontingenten, Normati- 
ven und Limiten die Kosten- und Preis- 
kalkulation durchzuführen. 

Zur Sicherung der Planerfüllung 
schließen. Kombinate oder Betriebe 
Wirtschaftsverträge ab. Sie sind be- 
rechtigt, im Rahmen des Planes bei 
Nachweis des ökonomischen Nutzens 
Kredite zu beantragen und in Anspruch 
zu nehmen. 

Die Finanzen der volkseigenen Kombi- 
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nate und Betriebe sind ein wesentlicher 

Bestandteil ihrer wirtschaftlichen 

Rechnungsführung. Sie sind eine not- 

wendige Bedingung für die kontinuier- 

liche Durchführung des Reproduktions- 
prozesses und ein wirksames Instrument 
der Leitung, Planung, Stimulierung und 

Kontrolle des Kampfes um die ständige 

Verbesserung der Qualität und Effek- 

tivität der Arbeit. 

Die Finanzbeziehungen der örtlich- 

geleiteten volkseigenen Kombinate und 

Betriebe, besonders der Industrie, zu 

den zuständigen Staatsorganen sind in 

der Finanzierungsrichtlinie für die 
volkseigenen Kombinate und Betriebe 
der Wirtschaftsräte der Bezirke und für 
die volkseigenen Betriebe der örtlichen 

Versorgungswirtschaft vom 19.Sep- 

tember 1979 geregelt.! 

Danach haben die Kombinate und Be- 

triebe der Industrie von ihrem erwirt- 

schafteten Betriebsergebnis eine Pro- 
duktionsfondsabgabe an den sozialisti- 
schen Staat abzuführen. Sie ist als Teil 
des gesellschaftlichen Reineinkommens 
eine wichtige planmäßige Einnahme des 

Staates zur Finanzierung gesamtgesell- 

schaftlicher Aufgaben. 

Die  Produktionsftondsabgabe wird 

durch den sozialistischen Staat zur Sti- 

mulierung hoher Leistungen der volks- 
eigenen Kombinate und Betriebe ge- 
nutzt. Sie orientiert auf eine effektive 

Ausnutzung der vorhandenen produk- 

tiven Fonds. Sie regt die Kombinate und 

Betriebe dazu an, die Grundfonds- und 

die Materialökonomie ständig zu ver- 

bessern. 

Die Verbesserung der Grundfondsöko- 

nomie schließt vor allem ein, 

— die Maschinen, Anlagen, Ausrü- 
stungen und Fahrzeuge durch opti- 
male mehrschichtige Auslastung ra- 
tioneller und effektiver zu nutzen, ' 


1 GBI. 1/1979 Nr. 32 S. 302. 


Materielle und finanzielle Fonds der Betriebe j 
Produktionsfonds b) Geldfonds s 


Produktionsgrundfonds 


Beispiele: 


Produktionsumlauffonds 


Beispiele: 


Zirkulationsfonds 


Beispiele: P 


- Gebäude - Rohstoffe - Fertige Erzeugnisse 
- Anlagen „ Grundmaterial - Bargeld 
= Maschinen - Brennstoffe - Bankguthaben 

- Ausrüstungen - Hilfsmaterial - In Verrechnung 


befindliche Mittel 


Transportmittel Unfertige Erzeugnisse 


Umlaufmittel ö 


Grundmittel . 


Abb. 4.1. 
Fonds der Betriebe (vereinfachte Dar- 


stellung) 
ihrer wirtschaftlichen Rechnungsführung 
Pe] 
Leistungsfonds 


Reparaturfonds ; 

Kultur- und Sozialfonds 
Investitionsfonds 
Umlaufmittelfonds j Konto junger Sozialisten 


Abb. 4.2. 
Bildung finanzieller Fonds der Betriebe 
im Rahmen ihrer wirtschaftlichen Rech- 
nungsführung 


Fonds für die Verbesserung der 
Arbeits- und Lebensbedingungen 
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— die Grundmittel ständig zu moder- 
nisieren, 
— die Maschinen und Anlagen, Ausrü- 
- stungen und Fahrzeuge durch. vor- 
beugende Wartung und Pflege funk- 
tionsfähig ° zu erhalten, veraltete 
Grundmittel auszusondern und 
— die planmäßigen Investitionen kurz- 
fristig durchzuführen und schnell 
produktionswirksam werden zu las- 
sen. 


Die ständige Verbesserung der Mate- 

rialökonomie umfaßt insbesondere 

— die systematische Senkung des Ma- 
terial- und Energieverbrauchs je 
Erzeugniseinheit und 

— die planmäßige Bestandshaltung an 
Material, unfertigen Erzeugnissen 
und Fertigerzeugnissen sowie die 
Verhinderung volkswirtschaftlich 
nicht erwünschter Mehrbestände. 


Die Produktionsfondsabgabe steht an 
erster Stelle der Gewinnverwendung 
und beeinflußt damit die Höhe des 
Nettogewinns der Kombinate und Be- 
triebe. 

Betriebsergebnis 
— Produktionsfondsabgabe 


= Nettogewinn 


Vom Nettogewinn ist ein Teil an den, 


‚sozialistischen Staat abzuführen. Die 
Nettogewinnabführung wird vom Staat 
unter Berücksichtigung der geplanten 
Entwicklung der Zweige und Betriebe 
als staatliche Plankennziffer differen- 
ziert festgesetzt. Mit ihr wird ein wei- 
terer ‘ Teil des gesellschaftlichen 
Reineinkommens zentralisiert als eine 
wichtige Einnahme des Staates zur 
planmäßigen Finanzierung gesamtge- 
sellschaftlicher Aufgaben. Durch spe- 
zielle Regelungen werden die Betriebs- 
“kollektive daran interessiert, die staat- 
liche Aufgabe Nettogewinn bereits in 
‚ihrem Planentwurf zu überbieten sowie 
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. den 


durch effektives Wirtschaften hohe 
Nettogewinne zu erreichen. 


Die Kombinate und Betriebe haben eine 
produktgebundene Abgabe an den 


“ Staatshaushalt zu entrichten, wenn sie 


Erzeugnisse herstellen oder Leistungen 
erbringen, für die bei der staatlichen 
Preisfestsetzung eine produktgebundene 
Abgabe festgesetzt ist. 


Kombinate und Betriebe erhalten aus 
dem Staatshaushalt produktgebundene 
Preisstützungen für Erzeugnisse oder 
Leistungen, bei denen die notwendigen 
betrieblichen Aufwendungen durch die 
staatlich festgesetzten Verkaufspreise 
nicht voll gedeckt werden, insbeson- 
dere, wenn infolge planmäßiger Indu- 
striepreisänderungen erhöhte Kosten 
entstanden sind, die nicht weiterbe- 
rechnet werden dürfen. 


Zuschüsse und Stützungen aus dem 
Haushalt . des zuständigen örtlichen 
Rates erhalten diejenigen örtlichgelei- 
teten Betriebe, deren geplanter. oder 
erwirtschafteter Gewinn nicht voll für 
die planmäßige Bildung betrieblicher 
Fonds ausreicht. i 

Die örtlichen Volksvertretungen und 
ihre Räte tragen bei der planmäßigen 
Gestaltung der Finanzbeziehungen zu 
ihnen unterstellten volkseigenen 
Kombinaten und Betrieben die Verant- 
wortung dafür, daß mit Hilfe der Fi- 
nanzen aktiver Einfluß auf die Erhö- 
hung der Effektivität, auf die S$teige- 
rung .der Leistungen und die Senkung 
der Kosten sowie auf die weitere Ver- 
besserung der Arbeits- und Lebensbe- 
dingungen der Werktätigen genommen 
wird. 


Aufgaben 


1. Begründen Sie die Bedeutung der 
örtlichgeleiteten VEB für die 
Durchsetzung der Hauptaufgabe in 


ihrer Einheit von Wirtschafts- und 
Sozialpolitik! 

2. Erläutern Sie die Aufgaben der 
‘örtlichen Staatsorgane bei der Lei- 
tung. und Planung der örtlichgelei- 
teten volkseigenen Industrie! 

3. Erklären Sie die wichtigsten Fi- 
nanzbeziehungen der örtlichgeleite- 
ten volkseigenen Industriebetriebe 
zum Haushalt! 


4.3. 

Die Finanzierung ausgewählter . 
Bereiche der örtlichgeleiteten. 
volkseigenen Wirtschaft 


4.3.1. : 
Die Finanzierung des Bauwesens 


Das Bauwesen hat bei der weiteren 
Entwicklung der materiell-technischen 


Basis der Volkswirtschaft und der Er- 


füllung des . Wohnungsbauprogramms 
der DDR bedeutende Aufgaben zu er- 


füllen. Im Zeitraum von 1976 bis 1980. 


waren im Industriebau 30Md.M für 
das weitere dynamische Wachstum der 
Industrie und im Wohnungsbau 
55Md.M für die Verbesserung der 
Wohnbedingungen an Bauleistungen zu 
erbringen. Die örtlichen Staatsorgane 
_ tragen eine große Verantwortung für 
* den Bau von Wohnungen und die dazu- 
gehörigen Einrichtungen sowie für die 


umfangreichen Instandhaltungs- und 
Instandsetzungsarbeiten an älteren 
Wohnhäusern. 


Diese Aufgaben können nur dann erfolg- 
reich gelöst werden, wenn in den Terri- 
torien leistungsfähige Bau- und Bau- 
reparaturbetriebe sowie Betriebe der 
Baumaterialienindustrie bestehen. 

Die volkseigenen Wohnungsbaukombi- 
nate, die die Durchführung des kom- 
plexen Wohnungsbaues zu realisieren 


haben (vgl. Abschnitt 7.2.), unterstehen 
den Räten der Bezirke. Den Räten der 
Kreise sind die Kreisbaubetriebe zu- 
geordnet. Die Kreisbaubetriebe haben 
vorrangig die Aufgabe, die Instandhal- 
tung und Modernisierung der Wohn- 
gebäude und Gesellschaftsbauten, z.B. 
der Schulen, durchzuführen. In be- 
stimmtem Umfang errichten sie auch 
Wohngebäude an Einzelstandorten. 


‘Die Lösung dieser Aufgabe erfordert, 


die Arbeitsproduktivität und, das Lei- 
stungsvermögen der kreisgeleiteten 
Baubetriebe planmäßig zu erhöhen. Das 
schließt ein, die Instandsetzungs- und 
Modernisierungsmaßnahmen nach mo- 
dernen technologischen Verfahren, z.B. 


als Takt- und Fließfertigung, durchzu-. 


führen. 

Das Profil der Kreisbaubetriebe wird 
dabei vorrangig durch die Instandset- 
zung und Modernisierung der Woh- 
nungsbausubstanz geprägt. Es gilt 
dabei, deren Leistungsvermögen durch 
konzentrierte Nutzung moderner Teel- 
nik schnell zu erhöhen. 

Für die Finanzierung der örtlichgeleite- 
ten VEB der Bauwirtschaft gelten die 
gleichen Prinzipien wie für die VEB der 
Industrie. 

Auch die volkseigenen Kombinate Ed 
Betriebe der Bauwirtschaft arbeiten 


nach der wirtschaftlichen Rechnungs- 


führung. Sie haben entsprechend dem 
Plan aus steigenden Leistungen und 
sinkenden Kosten einen Gewinn zu er- 
wirtschaften, Produktionsfondsabgabe 
und Teile des Nettogewinns an den 


Staatshaushalt abzuführen ‚sowie die 


betrieblichen Fonds zu bilden. 


Als Besonderheiten der Finanzierung 

der örtlichgeleiteten volkseigenen 

Bauwirtschaft sind zu beachten: 

— Die Baubetriebe erhalten durch die 
Kreisbauämter mit dem Plan zuge- 
wiesen, an welchen Objekten Arbei- 
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ten auszuführen sind. Bedingt durch 
die Verschiedenartigkeit der Ob- 
jekte in den einzelnen Jahren und 
die unterschiedlichen Termine der 
Fertigstellung, können die Aufwen- 
dungen und Erlöse von Jahr zu Jahr 
schwanken. Das muß bei der plan- 
mäßigen Gestaltung der Finanzie- 
rung der Betriebe und der Finanz- 
beziehungen zum örtlichen Haushalt 
berücksichtigt werden. 

— Die Preise für Bauleistungen sind als 
Festpreise auf der Grundlage des 
Umfangs und der Qualität der aus- 
geführten Arbeiten 
Teilweise bestehen jedoch unter- 
schiedliche Preise für gleiche Bau- 
leistungen gegenüber der Industrie 
und der Bevölkerung, weil die in den 
Festpreisen enthaltenen Industrie- 
preisveränderungen bei Leistungen 
für die Bevölkerung nicht wirksam 
werden. Den Baubetrieben werden 
für derartige Erlösdifferenzen 
Preisausgleiche aus dem Staats- 
haushalt gewährt. 


4.3.2. 
‘ Die Finanzierung 
des Nahverkehrs 


Das Verkehrswesen ist von großer Be- 
deutung für alle Bereiche der Volks- 
wirtschaft und für die Bevölkerung. Die 
zunehmende gesellschaftliche Arbeits- 
teilung führt zu einem ständigen An- 
wachsen des Bedarfs an Gütertrans- 
: portleistungen und an Leistungen im 
Personenverkehr. 
Das Verkehrswesen ist mit seinen Lei- 
stungen ein wichtiges Bindeglied zwi- 
schen Produktion und Konsumtion. 
Seine ‘Aufgabe ist es, seine Leistungen 
planmäßig so zu entwickeln, daß die 
qualitativen und quantitativen Ver- 
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festgesetzt. 


kehrsbedürfnisse der Wirtschaft und 
der Bevölkerung befriedigt werden. 
Ständig ist die Erhöhung der Lei- 
stungsfähigkeit aller Verkehrsträger, 
wie Deutsche Reichsbahn, volkseigener 
Seeverkehr, Binnenschiffahrt, Interflug 
und VEB Deutrans, und des örtlichen 
Nahverkehrs erforderlich. " 

Bei den Betrieben des Verkehrswesens 
handelt es sich sowohl um zentralgelei- 
tete Betriebe, wie Deutsche Reichsbahn, 
Interflug, als auch um örtlichgeleitete 
Betriebe, wie die bezirksgeleiteten 
Kraftverkehrskombinate und die den 
Städten unterstellten Betriebe des Nah- 
verkehrs (Straßenbahnen). 

Die örtlichen Volksvertretungen und 
ihre Räte tragen für die planmäßige 
Entwicklung des Nahverkehrs im 
Rahmen der Gesamtentwicklung des 
Verkehrswesens der DDR eine große 
Verantwortung. 


Auch in Verkehrsbetrieben ist die 
planmäßige Erhöhung der Leistungen 
durch die sozialistische Intensivierung 
zu sichern. Dazu'gehört u. a., 


— die Transport-, Umschlags- und 
. Produktionsprozesse zu rationalisie- 
ren, 
— im Kraftverkehr die. Auslastung der 
Transportkapazitäten zu verbessern, 
— im Personenverkehr die Pünktlich- 
keit und Zuverlässigkeit des Berufs-, 
Schüler- und Reiseverkehrs zu er- 
höhen. 


Entscheidungen über die Erweiterung 
und Verbesserung der Leistungen der 
Nahverkehrsbetriebe werden 'auf der 
Grundlage von Beschlüssen der örtli- 
chen Volksvertretungen getroffen. Das 
ist insbesondere für die verkehrsmäßige 
Erschließung neuer Wohngebiete und 
die Sicherung des Berufsverkehrs er- 
forderlich. 

Auch die örtlichgeleiteten volkseigenen 
Verkehrsbetriebe arbeiten nach der 


' wirtschaftlichen Rechnungsführung. In 
- ihren Finanzbeziehungen zu den: örtli- 
: chen Staatsorganen weisen sie jedoch 
' gegenüber den anderen Bereichen der 
 volkseigenen Wirtschaft einige Beson- 
..derheiten auf. Diese Besonderheiten 
‚ betreffen insbesondere die Finanzierung 
' der Grundmittel und die Finanzbezie- 
: hungen zum Staatshaushalt. 


Die Finanzierung der Grundmittel 


Für das Verkehrswesen haben die 
 Grundfonds in Form von Verkehrswe- 
gen und bestimmten ortsfesten Anlagen 
eine besondere Bedeutung, weil sie so- 
_ wohl der Durchführung der Leistungen 
der Verkehrsbetriebe als auch der Ent- 
wicklung des Territoriums dienen. Zu 
diesen Grundfonds gehören 


— bei der Eisenbahn: Bahnhofs- 
gebäude, Gileisanlagen, einschließ- 
lich Dämme, Tunnel und Brücken; 

— bei der Schiffahrt: Hafenbecken, 

| Kai- und Uferanlagen; 

— beim Nahverkehr: 

| gleise, Wartehallen; 

— beim Straßenwesen: alle Straßen und 
die mit ihnen verbundenen Anlagen, 
z.B. Verkehrsampeln. 


Straßenbahn- 


Während alle anderen Grundmittel: des 
: Verkehrswesens nach gleichen Prinzi- 
pien wie in der Industrie aus dem Inve- 
stitionsfonds, Reparaturfonds usw. fi- 
nanziert werden, gelten für die Finan- 
zierung der Verkehrswege und ortsfe- 
sten Anlagen besondere Regelungen. 
' Die Mittel zur Anschaffung und In- 
standhaltung dieser Grundfonds werden 
den Betrieben objekt- bzw. zweckge- 
' bunden auf der Grundlage des Planes 
aus dem Staatshaushalt zur Verfügung 
gestellt. 

Die Betriebe und Einrichtungen der 
' Wasserstraßen und des Straßenwesens 
haben keine Einnahmen von den Nut- 


zern der Straßen; sie arbeiten demzu- 
folge. nicht nach der wirtschaftlichen 
Rechnungsführung. Ihr betrieblicher 


.Reproduktionsprozeß wird unter Be- 


rücksichtigung der Einnahmen aus 
Mitteln des Staatshaushaltes finanziert. 
So werden die Kosten für die Erweite- 
rung und Instandhaltung der Straßen 
einer Stadt, einschließlich der Ausgaben 
für die damit verbundenen Anlagen, wie 
Beleuchtung, Verkehrsampeln usw., aus 
dem Haushalt dieses örtlichen Staats- 
organs finanziert. 


Die Finanzbeziehungen 

der Kombinate und Betriebe , 
des Nahverkehrs 

zum Staatshaushalt 


Die Verkehrsbetriebe haben auf der 
Grundlage des Planes die Mittel für die 
Finanzierung des betrieblichen Re- 
produktionsprozesses zu erwirtschaften 
und ihre Abführungen an den Staats- 
haushalt planmäßig zu realisieren. Der 
Umfang und die Art der Leistung haben 
wesentlichen Einfluß auf die Höhe der _ 
Erlöse. Bei den Erlösen der Betriebe des 
örtlichgeleiteten Nahverkehrs sowie bei 
den zentralgeleiteten Betrieben des 
Verkehrswesens, die Personen beför- 
dern, wirkt sich aus, daß die Türife für 
Personenbeförderungsleistunger ent- 
sprechend den Beschlüssen der Partei- 
und Staatsführung stabil bleiben, ob- 
wohl die Aufwendungen wachsen, zum 
Beispiel für neue Straßenbahnwagen, 
für Energie und durch die planmäßige 
Erhöhung der Löhne. Die Kosten der 
Personenbeförderungsleistungen kön- 
nen folglich nicht voll durch Fahrgeld- 
einnahmen gedeckt werden. 


Damit auch in den Nahverkehrs- 
betrieben die “wirtschaftliche Rech- 
nungsführung angewendet werden 


kann, werden durch den Staatshaushalt: 
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Tarifstützungen für den Personenverkehr 
gewährt. Die Tarifstützung ist der Teil 
des Fahrpreises, der vom sozialistischen 
Staat übernommen wird, um die Bürger 
nicht mit den gestiegenen Kosten für 
Personenbeförderungsleistungen zu be- 
lasten. In die Regelung über die Ge- 
"währung von Tarifstützungen sind außer 
den Betrieben des Nahverkehrs auch 
alle anderen Betriebe einbezogen, die 
Personenbeförderungen durchführen, 
wie die Deutsche Reichsbahn, die Ver- 


kehrskombinate usw. Die Höhe des Ta-: 


rifstützungsbetrages ergibt sich aus der 
Differenz. zwischen den tariflichen Er- 
lösen und den betrieblichen Kosten je 
Leistungseinheit. Eine sehr hohe Stüt- 
zung wird dabei für den Berufs- und 
Schülerverkehr gezahlt, weil hier deı 
Tarif besonders niedrig ist. 

Neben den Tarifstützungen für Lei- 
stungen des öffentlichen Personenver- 
kehrs erhalten die Nahverkehrsbetriebe 
aus dem Staatshaushalt die finanziellen 
Mittel für die einfache und erweiterte 
Reproduktion der Grundmittel der 
materiell-technischen Territorialstruktur 
des Verkehrswesens, also zum Beispiel 
die Kosten für den Bau und die Unter- 
haltung der Schienenanlagen der Stra- 
Genbahn. 

Die volkseigenen Nahverkehrsbetriebe 
führen wie die anderen volkseigenen 
Betriebe die Produktionsfondsabgabe 
und Teile des Nettogewinns an den 
Staatshaushalt ab. Produktgebundene 
Abgaben werden nicht erhoben. 


4.3.3. 
Die Finanzierung 
des Konsumgüterbinnenhandels 


Zur besseren Versorgung der Bevölke- 


rung mit Konsumgütern wird der Ein-- 


zelhandelsumsatz bei stabilen Verbrau- 
cherpreisen für Waren des Grundbe- 
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darfs von Jahr zu Jahr planmäßig er- 
höht. Ausgehend von dem erreichten 
Niveau, sind stabile und dauerhafte Lö- 
sungen für die bedarfsgerechte Produk- 
tion und das sortiments- und zeitge- 
rechte Angebot an Konsumgütern in 
den verschiedenen Preisgruppen zu er- 
reichen. Damit wächst die Verantwor- 
tung des Konsumgüterbinnenhandels 
für die ständig bessere Versorgung der 
Bevölkerung. i 
Zur Erfüllung seiner umfangreichen 
Aufgaben ist die materiell-technische 
Basis des Handels mit hoher Effektivität 
planmäßig zu erweitern und vollständig 
zu nutzen. 

Der Konsumgüterbinnenhandel umfaßt 
Betriebe und Einrichtungen des Groß- 
handels und des Einzelhandels. Die 
meisten Betriebe des volkseigenen Ein- 
zelhandels (HO) sind territorial nach 
Kreisen gebildet: Auch die Konsum- 
genossenschaften erfüllen wichtige 
Versorgungsaufgaben, vor allem auf 
dem Lande. Eine wichtige Rolle bei der 
Lösung der planmäßigen Versorgungs- 
aufgaben spielen ferner die Kommis- 
sionshändler und die anderen privaten 
Einzelhändler. 

Auf der Grundlage zentraler Festle- 


- gungen des Ministerrates der DDR und 


im Rahmen des zentralen staatlichen 
Planes sind die Bezirkstage und ihre 
Räte für die Versorgung der Bevölke- 
rung mit Konsumgütern verantwort- 
lich.” Sie beschließen hierzu Bezirks- 
versorgungspläne und legen die Durch- 
führung von Intensivierungs- und Ra- 
tionalisierungsmaßnahmen zur  Verbes- 
serung der Handelstätigkeit fest. 

Die volkseigenen Betriebe des Kon- 
sumgüterbinnenhandels (HO) arbeiten 
nach der wirtschaftlichen Rechnungs- 
führung, wobei die Besonderheiten des 


2 Vgl. Gesetz über die örtlichen Volksvertretungen 
und ihre Organe in der DDR vom 12. Juli 1973 
(GBl. I Nr. 32 S. 313). 


. Zirkulationsprozesses Berücksichtigung 
finden. Die Betriebe decken ihren 
Aufwand an vergegenständlichter und 

lebendiger Arbeit und erwirtschaften 

einen Gewinn aus der Handelsspanne, 
die bei der Preisbildung entweder als 
absolute Handelsspanne (feste Beträge) 
oder als relative Handelsspanne (pro- 

zentualer Aufschlag auf den Ein- 
 kaufspreis’des Handels oder prozentua- 


ler Abschlag vom Einzelhandelsver- 


kaufspreis) festgelegt wird. Die rea- 


lisierten Handelsspannen bilden die) 


- Hauptform der Erlöse der Handels- 
betriebe. Sofern noch Produktionsbe- 
triebe oder -abteilungen, zum Beispiel 

: für die Back- oder Fleischwarenpro- 

 duktion, unterhalten werden, treten 

. auch Erlöse aus realisierter industrieller 
Warenproduktion auf. -» 

Aus den Erlösen decken die Handels- 
betriebe ihre Kosten. Die Kostenent- 
wicklung ist ein wichtiger Maßstab 
dafür, wie sie es verstehen, die bedarfs- 
und qualitätsgerechte Versorgung der 

- Bevölkerung .mit möglichst geringem 
Aufwand durchzuführen. Die Leitungen 
der Betriebe nehmen in vielfältiger 
Weise durch die Vorgabe überbetrieb- 
licher und betrieblicher Kostennorma-: 
tive, Kostenrichtwerte und Kostenlimite 
Einfluß auf die Kostenentwicklung. Zur 
Kostensenkung tragen insbesondere 
folgende Maßnahmen bei: 


— Schaffung rationeller Vertriebslinien 
zwischen Produktion und Handel, 
die ein mehrfaches Umsortieren und. 
Umpacken vermeiden, zum Beispiel 
die stärkere Anwendung der Di- 
rektbelieferung, 

— Verkauf von hochwertigen Indu- 
striewaren im Einzelhandel nach 

Mustern und anschließende Direkt- 
belieferung des Kunden durch den 
Industrie- oder Großhandelsbetrieb, 

— Vermeidung :von Handelsverlusten, 

insbesondere von Inventurminus- 


differenzen, beispielsweise durch 
Verbesserung der Wareneingangs- 
kontrolle und der Lagerhaltung 
sowie der Sicherung und des Schut- 
zes der Warenbestände. 


Die Reproduktion der Grundfonds er- 
folgt auf der Grundlage des Planes, 
wobei neue Handelseinrichtungen ins- 
besondere in Verbindung mit dem 
komplexen Wohnungsbau geschaffen 
werden. Investitionsvorhaben werden 
entsprechend den staatlichen Plankenn- 
ziffern durchgeführt. Für’die Finanzie- 
rung von Maßnahmen zur Verbesserung 
der Einkaufsbedingungen sowie zur 
Verbesserung der Arbeits- und Lebens- 
bedingungen der im Handel Tätigen 
besteht ein planmäßig zu bildender 
Fonds für Investitionen aus materiellen 
Reserven. 

Die materiellen Umlaufmittel der Han- 
delsbetriebe umfassen vor allem die 
Bestände an Handelsware, .Ausleihware 
und Verpackungsmaterial. Für die Sta- 
bilität des Warenangebots hat vor allem 
eine optimale Bestandshaltung große 
Bedeutung. Die Umlaufmittel werden 
im Handel im .wesentlichen nach den 
gleichen Prinzipien finanziert wie‘ bei 
Industriebetrieben, d.h. aus Eigenmit- 
teln und durch Umlaufmittelkredite. Für 
die Finanzierung von besonders festge- 
legten Beständen können Zusatzkredite 
gewährt werden, damit eine dem Bedarf 
der Bevölkerung entsprechende Bevor- 
ratung finanziell’gesichert ist. 

Die Handelsbetriebe bilden zu Lasten 
der Kosten einen Fonds Handelsrisiko. 
Er wird auf. der Grundlage gesetzlicher 
Bestimmungen nach festgelegten Pro- 
zentsätzen vom geplanten Umsatz der 
einzelnen Warenarten gebildet. Die 
Mittel dieses Fonds sind. nach den 
Grundsätzen der Erreichung höchster 
Ergebnisse bei der Versorgung der Be- 
völkerung, der Vermeidung von Wa- 
renverlusten sowie strenger. Sparsam- 


79 


keit einzusetzen, in erster Linie für 
vorbeugende Maßnahmen. 

Die Finanzplanung in den volkseigenen 
Einzelhandelsbetrieben erfolgt auf der 
Grundlage der von den Räten der Be- 
zirke übergebenen staatlichen Aufgaben 
und der Planauflagen für den Einzel- 
handelsumsatz, den Gewinn, die Net- 
togewinnabführung, die Bildung und 
Verwendung finanzieller Fonds der 
materiellen Interessiertheit und der 
materiell-technischen Entwicklung. 

Bei den Finanzbeziehungen der volks- 
eigenen Handelsbetriebe zum Staats- 
haushalt spielen die Handelsfondsab- 
gabe und die Nettogewinnabführung die 
wichtigste Rolle. 

Die Handelstondsabgabe soll dazu bei- 
tragen, daß der Warenumschlag plan- 
mäßig verläuft und eine optimale Be- 
standshaltung erreicht wird. Mit ihr 
wird ein wesentlicher Teil des im Han- 
del realisierten Reineinkommens der 
Gesellschaft im Staatshaushalt zentrali- 
siert. Die Handelsfondsabgabe wird in 
der Regel in Höhe von sechs Prozent 
auf die eigenen und gemieteten 
Grundmittel und in Höhe von drei Pro- 
zent auf die materiellen Umlaufmittel- 
bestände erhoben. 

Mit der planmäßig festgelegten Net- 
togewinnabführung an den Staat wird 
Einfluß auf die Kostensenkung und auf 
die Erwirtschaftung optimaler ökono- 
mischer Ergebnisse im Zirkulationsbe- 
reich ausgeübt. 

Der Teil des erwirtschafteten Gewinns, 
der planmäßig in den Betrieben ver- 
bleibt, wird den betrieblichen Fonds 
zugeführt, wie Investitionsfonds, Um- 
laufmittelfonds, Prämienfonds, Konto 
junger Sozialisten, und wird zur Til- 
gung von Krediten verwendet. 
Handelsbetriebe bilden keinen Lei- 
stungsfonds wie die Industriebetriebe, 
sondern einen Fonds für Maßnahmen 
zur Verbesserung der Arbeits- und Le- 


80 


bensbedingungen sowie der sozialisti- 
schen Rationalisierung, sofern die er- 
forderlichen Voraussetzungen, vor 
allem in bezug auf den Warenumsatz 
und den Nettogewinn,. gegeben sind. 


4.3.4. 

Die Finanzierung 

der Dienstleistungs- 
und Reparaturbetriebe 


Die Dienstleistungen für die Bevölke- 
rung? haben wesentlichen Einfluß auf 
die Gestaltung der Arbeits- und Le- 
bensbedingungen der Werktätigen: 


— Hauswirtschaftliche Dienstleistungen 
entlasten die Bürger von derartigen 
Arbeiten und tragen dazu bei, daß 
sie mehr Freizeit für geistig- 
kulturelle Zwecke verwenden kön- 
nen. Sie fördern damit die Re- 
produktion der Arbeitskraft und er- 
leichtern das Leben der Familien, 
insbesondere der werktätigen Frauen 
und Mütter. 

— Reparaturen an technischen Kon- 
sumgütern sichern oder verlängern 
deren Funktionsfähigkeit. Infolge 
des erheblich gestiegenen Ausstat- 
tungsgrades der Haushalte mit 
technischen Konsumgütern wächst 
die Bedeutung dieser Reparaturlei- 
stungen ständig. 

— Stadtwirtschaftliche Dienstleistungen 
dienen unmittelbar der Förderung 
und Verbesserung sozialistischer 
Lebensbedingungen in den Wohn- 
gebieten. 


Die Dienstleistungen für die Bevölke- 
rung sind unter Verantwortung der Räte 
der Bezirke, Kreise, Städte und Ge- 
meinden entsprechend den wachsenden 
Bedürfnissen, insbesondere denen der 


3 Dienstleistungen für die Bevölkerung umfassen 
Versorgungs-, Reparatur- und sonstige Leistungen. 


Arbeiterfamilien, der werktätigen 
Frauen und der Schichtarbeiter, so zu 
entwickeln, daß der Bedarf an wichtigen 
Dienstleistungsarten in hoher Qualität 
befriedigt wird. Dabei sind kürzere 
Liefer- und Wartezeiten und moderne 
Kundendienste zu gewährleisten. 

Die stadtwirtschaftlichen Dienstlei- 
stungen sind eng mit den Aufgaben des 
Umweltschutzes verbunden. 

Zur Verbesserung der Arbeits- und Le- 
bensbedingungen der Werktätigen und 
zur rationellen Verwertung der natürli- 
chen Ressourcen sind planmäßig Maß- 
nahmen für die Beseitigung und Ver- 
wendung von Siedlungsmüll und indu- 
striellen Abprodukten durchzuführen. 
Die höheren Anforderungen an Dienst- 
leistungen für die Bevölkerung müssen 
in erster Linie durch die sozialistische 
Intensivierung der Arbeit, vor .allem 
durch Anwendung des wissenschaft- 
lich-technischen Fortschritts, erfüllt 
werden. _ 

In den Kreisen, Städten und Gemeinden 
bestehen zahlreiche Dienstleistungsbe- 
triebe, die zur örtlichen Versorgungs- 
wirtschaft (ÖVW) gehören. 


Nach ihrer Eigentumsform sind zu un- 
terscheiden: 


— volkseigene Betriebe, z.B. VEB 
Stadtwirtschaft; 

— genossenschaftliche Betriebe, 
PGH der Friseure; 

— private Handwerker, z.B. Bäcker, 


Fleischer, Schneider, Uhrmacher. 


Nach Art der auszuführenden Tätigkeit 
ist die örtliche Versorgungswirtschaft in 
drei große Bereiche gegliedert (s. 
Übersicht S. 82). 

Die Betriebe und Einrichtungen für 
Dienstleistungen und Reparaturen 
nehmen ihre Versorgungsfunktion so- 
wohl für die Bevölkerung als auch für 
gesellschaftliche Bedarfsträger wahr. 

In den größeren Städten bestehen 


z.B. 


volkseigene Dienstleistungsbetriebe, die 
in der Regel als Dienstleistungskombi- 
nat (DLK) zusammengefaßt sind. Die 
Betriebe und Einrichtungen der OVW 
für stadt- und gemeindewirtschaftliche 
Dienstleistungen haben Aufgaben zur 
Aufrechterhaltung der Sauberkeit, Si- 
cherheit, Hygiene und Ordnung in den 
Städten und Gemeinden. In der Regel 
werden diese Aufgaben von volkseige- 
nen. Dienstleistungsbetrieben bzw. spe- 
ziellen “ Stadtwirtschaftsbetrieben 
durchgeführt. 

Zum Bereich der örtlichen Versorgung 
gehören sowohl volkseigene Betriebe 
als auch . Handwerksbetriebe vieler 
Branchen mit unmittelbar örtlichem 
Versorgungscharakter. 

Zwischen den Betrieben und Einrich- 
tungen des örtlichen Versorgungsberei- 
ches bestehen vielseitige Kooperations- 
beziehungen, die wesentlich zu einem. 


‘vielfältigen Angebot an Reparatur- und 


Dienstleistungen beitragen. Zur Lei- 
stungssteigerung werden auch Ko- 
operationsbeziehungen sowie Kon- 


zentrations- und Spezialisierungsmaß- 
nahmen über die Orts- und Kreisgren- 
zen hinaus entwickelt. 


Die örtlichen Organe der Staatsmacht 
sind verantwortlich für die Anleitung 
und Kontrolle der ihnen unterstellten 
volkseigenen Betriebe der ÖVW. Dabei 
kommt es vor allem darauf an, 


— die perspektivische Entwicklung der 
ÖVW innerhalb des Territoriums 
festzulegen, 

— im jährlichen Volkswirtschaftsplan 
die konkreten Aufgaben der OVW 
entsprechend dem Bedarf der Be- 
völkerung, zu bestimmen, 

— die ständige Intensivierung der be- 
trieblichen Arbeit und eine hohe Ef- 
fektivtät beim Einsatz der materiel- 
len und finanziellen Fonds zu si- 
chern, 
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Bereiche der örtlichen Versorgungswirtschaft 


1. Hauswirtschaftliche Dienstleistungen und Reparaturen 


, Textilreinigung Übrige hauswirtschaftliche und persönliche 
Dienstleistungen sowie Reparaturen 
Industrielle Textilpflege und -reinigung Übrige hauswirtschaftliche Dienstleistungen: 
Selbstbedienungseinrichtungen — sonstige Textilpflegearbeiten, z. B. Bügeln, 
Kunststopfen, ; 


für Textilpflege und -reinigun 
na — Fenster-, Ofen- und Gebäudereinigung 
Persönliche Dienstleistungen: 
— Haarpflege, Kosmetik, Fußpflege usw. 


Reparaturen an: 
— technischen Gebrauchsgegenständen und 
Haushaltsgeräten 
— Kleinfahrzeugen 
— Textil- und Lederwaren u. dgl. 
2. Stadt- und Gemeindewirtschaft 


Stadt- und Gemeinde- Stadt- und Gemeinde- Grünanlagenunterhaltung, 
reinigung beleuchtung Friedhofs- und Bestattungs- 
- wesen 
— Straßenreinigung und | — Wartung der Straßen- — Pflege- und Gestaltungs- 

-winterdienst j beleuchtung und der arbeiten auf Grün-, Frei- 
— Müll- und Fäkalienabfuhr Lichtsignalanlagen und Parkflächen sowie 
— Futtermittelsammlung Friedhöfen 


— Erd- und Feuer- 
bestattung und anderes 


3. Örtliche Versorgung 


besonders mit 

— Lebensmitteln und anderen Konsumgütern, z. B. Backwaren, Fleischwaren, Erfrischungs- 
getränken 5 

— anderen Handwerksleistungen, z.B. Arbeiten nach speziellen Kundenaufträgen, wie 
Mechaniker-, Optiker- und Goldschmiedearbeiten 


— den wissenschaftlich-technischn — die Lösung der Planaufgaben zu 
Fortschritt und die sozialistische kontrollieren. ’ 


Rationalisierung sowie. moderne i . 
Leitungsmethoden und Organi- Jeder volkseigene Betrieb der ÖVW 


sationsformen in den volkseigenen erhält von dem staatlichen Organ, dem 
Betwieben der ÖVW-durchzweizen, er unterstellt ist, für das Planjahr staat- 
liche Aufgaben für die Ausarbeitung 
des Planes und nach Bestätigung des 
Volkswirtschaftsplanes staatliche 
Planauflagen. Diese umfassen 


— die wirksame Anwendung des so- 
zialistischen Sparsamkeitsprinzips zu 
gewährleisten sowie den sozialisti- 
schen Wettbewerb in den volksei- 


genen Kombinaten und Betrieben: — die Leistungen im Wertausdruck, 
der örtlichen Versorgungswirtschaft zum Beispiel Umfang der Dienstlei- 
breit zu entfalten, j stungen und Reparaturen in Mark; 
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— die mengenmäßigen Leistungen in 
ausgewählten Leistungsarten, zum 
Beispiel Fertigwäsche in Tonnen; 

— finanzielle Kennziffern, z.B. Erlöse 
aus Leistungen, 
kung. 


Die volkseigenen Kombinate und Be- 
triebe der ÖVW arbeiten nach der 
wirtschaftlichen Rechnungsführung. Im 
Vergleich zu volkseigenen Industriebe- 
trieben bestehen, jedoch einige Beson- 
derheiten bei der Finanzierung: 


1. Die Preise für Dienstleistungen und 
Reparaturen für die Bevölkerung 
sind stabil. Zur Sicherung dieser 
Preisstabilität werden für ausge- 
wählte Leistungsarten aus den örtli- 
chen Haushalten. planmäßig pro- 
duktgebundene Preisstützungen an 
die volkseigenen Kombinate und 
Betriebe der ÖVW gezahlt. 

2. Leistungen der volkseigenen Kom- 
binate und Betriebe der ÖVW für 


gesellschaftliche Bedarfsträger 
werden teils zu kostendeckenden, 
teils zu Preisen ausgeführt, mit 


denen Gewinn realisiert wird. 


Produktionsfondsabgabe wird im Prin- 
zip von volkseigenen Kombinaten und“ 
Betrieben der ÖVW nicht erhoben. Sie 
führen an den Haushalt des zuständigen 
örtlichen Staatsorgans entsprechend 
dem bestätigten Finanzplan Teile ihres 
Nettogewinns ab. 

Verluststützungen werden im örtlichen 
Haushalt geplant, wenn entsprechend 
der Struktur der geplanten Leistungen 
die Kosten eines Betriebes planmäßig 
die Erlöse übersteigen. 

Fondsstützungen erhalten die Kombi- 
nate und Betriebe, wenn der geplante 
und erwirtschaftete Gewinn nicht für 
die Bildung der betrieblichen Fonds 
ausreicht. 

Für Dienstleistungen gegenüber der 
Bevölkerung erhalten die volkseigenen 


Selbstkostensen- | 


Kombinate und Betriebe der ÖVW. lei- 
stungs- und produktgebundene Preis- 
stützungen je Mengeneinheit.’ 

Die Leistungen, die von den volkseige- 
nen Kombinaten und Betrieben der 
ÖVW im Auftrag der Städte und Ge- 
meinden erbracht werden, z.B. Müll- 
abfuhr, Straßenreinigung, Straßen- 
beleuchtung und Grünflächenpflege, 
sind von den kommunalen Auftragge- 
bern zu bezahlen. Die örtlichen Organe 
planen die erforderlichen Ausgaben für 
derartige Leistungen. Zwischen den ört- 
lichen Staatsorganen und dem jeweili- 
gen Dienstleistungsbetrieb werden ent- 
sprechende Leistungsverträge abge- 
schlossen. 

Außer den volkseigenen Kombinaten 
und Betrieben gibt es staatliche Dienst- 
leistungseinrichtungen der ÖVW. Im | 
Unterschied zu den volkseigenen Kom- 
binaten und Betrieben arbeiten sie nicht 
nach der wirtschaftlichen Rechnungs- 
führung. Die Leiter dieser Haus- 
haltsorganisationen stellen in Abstim- 
mung mit der zuständigen Fachabtei- 
lung des örtlichen Rates jährlich einen 
Plan der Aufgaben und einen Haus- 
haltsplan auf. Der Haushaltsplan ent- 
hält die Einnahmen und Ausgaben ge- 
trennt, also nach dem Bruttoprinzip. Für 
die Arbeit dieser Einrichtungen gilt die 
Anordnung über die Planung, Finanzie- 
rung und Abrechnung der staatlichen 
Einrichtungen der örtlichen Versor- 
gungswirtschaft vom 25. Juni 1973.‘ 


4.3.5. 
Die Finanzierung 
der Wohnungswirtschaft 


Die örtlichen Volksvertretungen und 
ihre Räte sind in ihrem Territorium für 


die Durchführung der sozialistischen 


4 GBl. 1/1973 Nr. 34 $. 353. 
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Wohnungspolitik verantwortlich. Eine 
große Bedeutung besitzt hierbei die ef- 
fektive Erhaltung, Verwaltung und 


Bewirtschaftung des in den Städten und 


Gemeinden vorhandenen Wohnungsbe- 
Standes. 

Trotz wachsender Aufwendungen für 
den Bau und die Erhaltung der Wohnun- 
gen sind in der DDR die Mieten stabil. 
. Für volkseigene und genossenschaftliche 
Wohnungen gilt die Regelung, daß auf 
bis 1966 bezogene Wohnungen im 
Prinzip das geltende örtliche 
Mietspreisniveau anzuwenden ist. Das 
gilt auch für alle Altbauwohnungen, die 
vor 1945 errichtet worden sind. Für 
Wohnungen, die ab 1967 gebaut wur- 
den, sind die Mieten nach sozialen Ge- 
sichtspunkten geregelt. . Sie betragen 
monatlich je m? Wohnfläche 


— in.der Hauptstadt der DDR Berlin 
1,—M bis 1,25M, 

— in den Bezirken der DDR 
—,80 M bis —,90 M, 


wenn das durchschnittliche Familien- 
einkommen 2000 M nicht übersteigt. 
Die Entgelte für Fernheizungen dürfen 
für diesen Personenkreis monatlich 
—,40 M je m? nicht übersteigen. 

Für Familien mit einem monatlichen 
Bruttoeinkommen über 2000M werden 
die Mietpreise und Heizungsentgelte 
nach speziellen Richtlinien berechnet. 
- Auch diese Mieten ergeben noch keine 
volle Kostendeckung, einschließlich 
Abschreibung, Zinsen usw. 

Die, Erhaltung und Bewirtschaftung 
“ einer neuen oder moderniserten Woh- 
‚nung verursacht gegenwärtig — ohne 
Aufwendungen für Wärmeerzeugung — 


im Durchschnitt 3 Mark Kosten je 


Monat und m? Wohnfläche. Ent- 
sprechend der sozialpolitischen Ziel- 
stellung wird die Differenz zwischen 
den niedrigen Mieten und den tatsäch- 
lichen Kosten, im Durchschnitt also 
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etwa 2 Mark je Monat und m? Wohn- 
fläche, aus dem Staatshaushalt der DDR 
finanziert. 


Volkseigene Wohngebäude: werden in 
der Regel von volkseigenen Betrieben 
der Wohnungswirtschaft, dem VEB 
Kommunale Wohnungsverwaltung oder 
dem VEB Gebäudewirtschaft, verwaltet. 
Die volkseigenen Betriebe der Woh- 
nungswirtschaft finanzieren die Auf- 
wendungen für die Bewirtschaftung, 
Erhaltung, Modernisierung und Verwal- 


tung volkseigener Wohnungen nach 


dem ‚vom zuständigen örtlichen Staats- 
organ bestätigten Finanzplan. 


Der Finanzplan eines ‘VEB der Woh- 
nungswirtschaft ist — vereinfacht — auf 
S. 85 dargestellt. 


Sofern in einzelnen Gemeinden volks- 
eigene Wohnungen noch durch den ört- 
lichen Rat selbst verwaltet werden, sind 
die Einnahmen und Ausgaben aus der 
Wohnungsverwaltung und -bewirt- 
schaftung im örtlichen Haushalt nach 
dem Bruttoprinzip zu planen. 


Die Ausarbeitung und . Durchführung 
des Finanzplanes ist auf eine hohe Ef- 
fektivität der finanziellen Mittel bei 
konsequenter Durchsetzung des Prin- 
zips der sozialistischen Sparsamkeit ge- 
richtet. Dazu gehört die Aufgabe der 
zuständigen örtlichen Staatsorgane, 
durch überbetriebliche Leistungsver- 
gleiche und Erfahrungsaustausche zu 
sichern, daß die Kosten für die Bewirt- 
schaftung und Verwaltung gesenkt und 
nicht gerechtfertigte Unterschiede im 
Niveau ‘dieser Kosten überwunden 
werden. 


Zu diesem Zweck werden durch die ört- 
lichen Staatsorgane Normen, Richtwerte 


‘und Limite für die Bewirtschaftung und 


Verwaltung des Wohnungsbestandes 
sowie der Umfang der dafür erforderli- 
chen Mittel festgelegt. Die Zuwendun- 


gen aus dem örtlichen Haushalt werden .. . 


’ 


 Finanzplan eines VEB der 
 Wohnungswirtschaft (vereinfacht) 


' Kosten 


— Bewirtschaftungskosten für volks- 
eigene Wohnungen und sonstige 
volkseigene Grundmittel, z.B. bei 
Müllabfuhr, Straßenreinigung 

— Baureparaturkosten 
für Erhaltungs- und Modernisie- 
rungsmaßnahmen 

— Abschreibungen 

— Investitionen (ohne Wohnungsbau) 

— ‚Verwaltungskosten 


Summe 


von der Durchsetzung der Normen, 
Richtwerte usw. abhängig gemacht. 

Besondere Bedeutung für. die Erhaltung 
und Pflege des Wohnungsbestandes so- 


wie für den effektiven Einsatz der zur 
Verfügung stehenden materiellen und 


finanziellen Mittel hat die Entwicklung 
von leistungsfähigen Instandhaltungs- 
kapazitäten für Reparaturen, Wartungs- 
und Pflegearbeiten, um größeren Schä- 
den weitgehend vorzubeugen., 


Aufgaben 


1. Welche Grundsätze gelten für die 
Finanzierung der örtlichgeleiteten 
Industrie- und Baubetriebe? 

2. Welche Besonderheiten gelten für 
die Finanzierung des Nahverkehrs? 
3. Erläutern Sie an Beispielen, wie 
die finanziellen Regelungen im 
volkseigenen Einzelhandel zur sta- 
bileır Versorgung der Bevölkerung 
beitragen! 

4. Erläutern Sie die Bedeutung der 
ÖVW für die Vernargiing der Be- 
völkerung! 

5. Warum werden den volkseigenen 
Betrieben der ÖVW für bestimmte 
Leistungen Preisstützungen aus dem 
Staatshaushalt gewährt? 


Erlöse 


— Einnahmen aus Mieten 

— Einnahmen aus Neben- und 
Hilfsleistungen . 

— Jleistungsabhängige Erlöse, 
einschließlich Abschreibungen 

— Zuwendungen aus dem ürtlichen 
Haushalt 


Summe 


6. Erläutern Sie, ausgehend von der 


Bedeutung der VEB der Woh- 
nungswirtschatt, deren Finanz- 
beziehungen zu den örtlichen 
Haushalten! 

i 
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Die Rolle 
des Staatshaushaltes 


bei der Entwicklung 
der Land- und 
Nahrungsgüterwirtschaft 


5.1. 

Die Leitung und Planung 

der Land- und Nahrungsgüter- 
wirtschaft 


Die Land- und Nahrungsgüterwirtschaft 
der DDR ist fest in die planmäßige 
proportionale Entwicklung der gesam- 
ten Volkswirtschaft eingeordnet und mit 
den anderen Bereichen und Zweigen 
untrennbar verbunden. Das äußert sich 

z.B. in der Bereitstellung von Nah- 

rungsmitteln für die Bevölkerung und 

in der Lieferung pflanzlicher und tieri- 
scher Erzeugnisse sowie von sonstigen 

Rohstoffen landwirtschaftlichen Ur- 

sprungs an die Industrie zur Weiter- 

verarbeitung, aber auch im Bezug von 

Geräten, Fahrzeugen, Ausrüstungen, 

Dünge- und Futtermitteln sowie Pflan- 

zenschutzmitteln von der Industrie. 

Im Programm der SED heißt es: „Die 

Sozialistische Einheitspartei Deutsch- 

lands verfolgt in ihrer Agrarpolitik zwei 

eng miteinander verknüpfte Ziele: 

— in der Land- und Nahrungsgüter- 
wirtschaft die Produktion und deren 
Effektivität systematisch zu erhöhen, 
um eine stabile, sich stetig verbes- 
sernde Versorgung der Bevölkerung 
mit hochwertigen Nahrungsmitteln 
und der Industrie mit Rohstoffen zu 
sichern; 


-— die Lebensbedingungen des Dorfes 
denen der Stadt anzunähern, um die 
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wesentlichen Unterschiede zwischen 
Stadt und Land allmählich zu über- 
winden.”! 


Diese Ziele sind nur erreichbar durch 


— eine weitere Intensivierung der 
Produktion, 

—' die Einführung industriemäßiger 
Produktionsmethoden, 


— die planmäßige Spezialisierung auf 

“ die Erzeugung pflanzlicher und tie- 
rischer Produkte in industrieller 
Großproduktion. 


In der Land- und Nahrungsgüterwirt- 
schaft werden durch Arbeitsteilung, 
Konzentration, Spezialisierung und 
Kooperation in immer größerem Um- 
fang Voraussetzungen für den Über- 
gang zur industriemäßigen Produktion 
in der Landwirtschaft geschaffen. 

Die Entwicklung der Betriebe der 
Pflanzenproduktion ist eine Vorausset- 
zung für die weitere Spezialisierung 
und den Übergang zu industriemäßig 
produzierenden Betrieben im Bereich 
der Tierproduktion. 

Da der Aufbau industrieller Anlagen 
für die Zucht und die Mast von Tieren 
ein langfristiger Prozeß ist, arbeiten die 
Betriebe im Bereich der Tierproduktion 
für längere Zeit zugleich noch nach 
herkömmlicher Art unter Nutzung der 
vorhandenen Stallungen. 


1 Programm der SED, Dietz Verlag, Berlin 1976, 
5.3. 


j Betriebe der sozialistischen Landwirtschaft 


Pflanzenproduktion 


VEG Pflanzenproduktion 


LPG Pflanzenproduktion 


kooperative Abteilungen Pflanzenproduktion 
(KAP) 


gärtnerische Produktionsgenossenschaften (GPG) 


 Abb.5.1, 
Produktionsstruktur der Landwirtschaft 
in der DDR? (vereinfacht) 


Zwischen den Betrieben der Pflanzen- 
produktion und der Tierproduktion be- 


stehen planmäßige Kooperationsbezie- . 


hungen, z.B. zur Lieferung des Futters. 
‚Außerdem arbeiten die Betriebe der 
Pflanzenproduktion mit den agroche- 
mischen Zentren (ACZ), den Kreis- 
betrieben für Landtechnik (KfL), den 
Meliorationsgenossenschaften (MG) 
und den zwischengenossenschaftlichen 
Bauorganisationen (ZBO) ‚zusammen. 
Die Betriebe der Tierproduktion wirken 
vor allem mit den Verarbeitungsbetrie- 
ben und Handelseinrichtungen in Ko- 
operationsverbänden zusammen. 
Die Bedeutung der zunehmenden indu- 
striemäßigen Produktion innerhalb der 
Land- und Nahrungsgüterwirtschaft 
besteht vor allem darin, daß mehr, bes- 
‚ ser und billiger produziert werden 
_ kann, günstige Bedingungen für ‘die 
Weiterentwicklung der Produktivkräfte 
und die Vervollkommnung der soziali- 


stischen Produktionsverhältnisse in der 


. Landwirtschaft geschaffen werden und 
daß sich die Arbeits- und Lebensbedin- 
gungen auf dem Lande denen in der 
Stadt weiter annähern. 

Die sozialistischen Landwirtschaftsbe- 
“ triebe arbeiten auf der Grundlage des 
Planes nach den Prinzipien sozialisti- 
scher Betriebswirtschaft. 


Tierproduktion 


VEG Tierproduktion 
LPG Tierproduktion 


zwischenbetriebliche und zwischengenossen- 
schaftliche Einrichtungen (ZBE, ZGE) 


Kombinate für industrielle Mast (KIM) 


Ihre Anleitung und Kontrolle obliegt 
den.Räten der Kreise und Bezirke. 


Die Abteilungen Land- und Nahrungs- 
güterwirtschaft der Räte der Kreise sind 
verantwortlich für die planmäfßige Ar- 
beit und Entwicklung 


— der landwirtschaftlichen Produk- 
tionsgenossenschaften (LPG), 
—. der kooperativen Abteilungen 


Pflanzenproduktion (KAP), 

— der zwischenbetrieblichen Einrich- 
tungen (ZBE), 

— der zwischengenossenschaftlichen 
Einrichtungen (ZGE), 

— der gärtnerischen Produktionsge- 
nossenschaften (GPG), 

— der zwischengenossenschaftlichen 
Bauorganisationen (ZBO), 

— des Kreisbetriebes für Landtechnik 
(K£L), 

— des agrochemischen Zentrums (ACZ) 


sowie 

— der Trockenwerke, Kartoffella- 
gerhäuser und Betriebe des Me- 
liorationsbaus. 


Den Abteilungen Land-, Forst- und 
Nahrungsgüterwirtschaft der Räte der 
Bezirke sind unterstellt 


— die volkseigenen Güter (VEG) für. 


Tierproduktion,? 


2 Vgl. Grüneberg, G.: Die schöpferische Verwirk- 
lichung des Leninschen Genossenschaftsplanes in 
der Landwirtschaft der DDR. In: Einheit, Heft 
9/10/1979, S. 940.. 

3 VEG für Pflanzenproduktion sind zentral unter- 
stellt. 
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— die Kombinate für industrielle Mast 
(KIM) sowie 

— die Produktionsbetriebe der Nah- 
rungsgüterwirtschaft, die über- 
wiegend in Kombinaten zusammen- 
geschlossen sind, z.B. Kombinat 
Fleischwirtschaft, Vereinigung 
milchverarbeitende Industrie. 


Die zuständigen Fachorgane der Räte 
planen das jährliche Aufkommen an 
pflanzlichen und tierischen Erzeugnis- 
sen sowie andere wichtige Leistungen 
und übergeben den Landwirtschaftsbe- 
trieben die Planaufgaben und weitere 
Kennziffern im Auftrag des Rates. 


Unter Einbeziehung der Genossen- 
schaftsbauern und Arbeiter wird der 
Betriebsplan erarbeitet, der dem örtlich 
zuständigen Organ der Staatsmacht zur 
Bestätigung vorgelegt wird. Die be- 
stätigten Plandokumente haben den 
Charakter staatlicher Weisungen, für 
deren Erfüllung die Direktoren der 
VEG und die Vorstände der LPG sowie 
die Räte der kooperativen Einrichtun- 
gen verantwortlich sind. 


Alle Landwirtschaftsbetriebe arbeiten 
nach den Grundsätzen der wirtschatftli- 
chen Rechnungsführung. In den LPG 
und deren kooperativen Einrichtungen 
werden die Prinzipien der wirtschaftli- 
chen Rechnungsführung unter Berück- 
sichtigung der Besonderheiten des 
landwirtschaftlichen Reproduktions- 
prozesses wie folgt durchgesetzt: 


1. Das Eigentum der LPG und der ko- 
operativen Einrichtungen sowie das 
zur Nutzung überlassene Volksei- 
gentum und andere genutzte Pro- 
duktionsmittel bilden die ökonomi- 
sche Grundlage für die Tätigkeit, 
die nach den bestehenden Statuten 
und Betriebsordnungen organisiert 
wird.* 

2. Für die planmäßige Durchführung 
und Entwicklung der Produktion 
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bildet die Genossenschaft oder die 

kooperative Einrichtung folgende 

Fonds: Grundmittelfonds, Umlauf- 

mittelfonds, Vergütungsfonds/ 

Lohnfonds, Prämienfonds, Kultur- 

und Sozialfonds, Investitionsfonds, 

Reservefonds. 

Die Zuführung zu den Fonds und die 

Verwendung der Fonds erfolgt im 

Rahmen des Planes auf der Grund- 

lage der staatlichen Regelungen und 

gesellschaftlichen Erfordernisse. 

Bei der. Verwendung der Fonds steht 

besonders im Vordergrund, 

— daß sich die Betriebe ent- 
sprechend ihren Möglichkeiten ° 
an der Finanzierung gemeinsa- 
mer Investitionen mehrerer Be- 
triebe beteiligen, die der soziali- 
stischen Rationalisierung und 
dem Übergang zu industriemä- 
Bigen Produktionsmethoden auf 
dem Lande dienen, und 

— daß der Einsatz der Fonds zur 
Verbesserung der Arbeits- und 
Lebensbedingungen der Genos- 
senschaftsbauern und Arbeiter 
sowie anderer Werktätiger und 
Bürger im Territorium beiträgt. 
Wichtig ist hierbei die Finanzie- 
rung gemeinsamer Vorhaben 
innerhalb der Gemeinden und 
Gemeindeverbände zur Verbesse- 
rung der Wohnverhältnisse. 


3. Die Ware-Geld-Beziehungen in der 
Landwirtschaft werden durch Wirt- 
schaftsverträge zwischen den ko- 
operierenden Betrieben geregelt. 
Den Lieferungen oder Leistungen 


4 Vgl. Beschluß über das Musterstatut für koopera- 
tive Einrichtungen der LPG, VEG, GPG sowie 
der sozialistischen Betriebe der Nahrungsgüter- 
wirtschaft und des Handels vom 1. November 
1972 (GBl. II Nr. 68 5. 781) und 
Beschluß über die Musterstatuten und Muster- 
betriebsordnungen der LPG Pflanzenproduktion 
und LPG Tierproduktion vom 28. Juli 1977 
{GBl. I Nr. 26 S.317 sowie GBl. Sonderdruck 
Nr. 937). 


‘ werden fest vereinbarte Preise zu- 
grunde gelegt. Beispielsweise wird 
Futter durch eine LPG Pflanzen- 
produktion zu einem vertraglich 
festgelegten Verrechnungspreis pro 
Erzeugniseinheit an eine- LPG Tier- 
produktion geliefert. 
Den Betrieben verbleibt nach dem 
Abzug der materiellen und finan- 
ziellen Aufwendungen für die Pro- 
duktion, also des Produktionsver- 
brauchs, und nach Bereitstellung der 
finanziellen Mittel für die Vergü- 
tung/Entlohnung und soziale Si- 
cherstellung der Werktätigen ein 
Gewinn. Seine Höhe wird ent- 
scheidend beeinflußt von 
— der Qualität und Effektivität der 
eigenen Arbeit der Kollektive in 
den Landwirtschaftsbetrieben, 
— den natürlichen Produktionsbe- 


dingungen, 

— der Preisgestaltung für die Er- 
zeugnisse, : 

— der Bereitstellung wichtiger 
Produktionsmittel, 

— den Förderungsmaßnahmen 


durch den sozialistischen Staat. 

Der Gewinn der Betriebe wird vor- 

rangig verwendet für die planmä- 

Gige ' 

— Erfüllung der Verpflichtungen 
gegenüber dem Staat, 

— Rückzahlung von Krediten, 

— Akkumulation zur erweiterten 
Reproduktion im produktiven 
Bereich sowie 

— weitere Verbesserung der Ar- 
beits- und Lebensbedingungen 
der Werktätigen. 

Die Betriebe haben durch die ziel- 

gerichtete Anwendung des soziali- 

stischen Leistungsprinzips die In- 
teressiertheit der Genossenschafts- 
bauern und Arbeiter an der weiteren 

Steigerung der Produktion und der 

Arbeitsproduktivität, an der Ver- 


besserung der Materialökonomie, an 
der Auslastung der Grundfonds und 
der Arbeitszeit, an der Steigerung 
der Qualität der Erzeugnisse sowie 
an der Senkung der Selbstkosten zu 
fördern. 


7. Die Geonssenschaften und koopera- 
tiven Einrichtungen führen bei der 
Bank für Landwirtschaft und Nah- 
rungsgüterwirtschaft Konten für die 
Durchführung ihrer Zahlungsge- 
schäfte und Verrechnungen. Sie 
können planmäßig Kredite aufneh- 
men. Für verschiedene Zwecke wer- 
den Kredite von der Bank zu Vor- 
zugsbedingungen gewährt.’ 

8. Die Genossenschaftsbauern und 
Arbeiter erhalten als Hauptbestand- 
-teil. ihres Einkommens Vergütung 
bzw. Lohn entsprechend der Quan- 
titätt und Qualität der geleisteten 
Arbeit, die anhand von Normen für 
die Arbeitsaufgaben, den Verbrauch 
von Futtermitteln und anderen Ma- 
terialien sowie nach dem Einsatz der 
Grundmittel bewertet wird. Für 
vorbildliche individuelle und kol- 
lektive Arbeitsleistungen werden 
außerdem Prämien aus dem Prä- 
mienfonds gezahlt. Die Genossen- 
schaftsmitglieder erhalten einen Teil 
ihrer Einkünfte entsprechend dem 
Ergebnis der Jahresendabrechnung. 


In den volkseigenen Gütern bestehen 
auf der Grundlage des staatlichen Ei- 
gentums am Boden und an den anderen 
Produktionsmitteln einige Besonderhei- 
ten gegenüber den LPG hinsichtlich der 
Bildung und Verwendung finanzieller 
Fonds. Zum Beispiel werden die Arbei- 
ter nach dem Rahmen-Kollektivvertrag 
entlohnt. Die Fonds werden planmäßig 


5 Vgl. Anordnung über die Durchführung der Kre- 
dit- und Zinspolitik in der Landwirtschaft - Kre- 
ditanordnung Landwirtschaft -— vom 15. Februar 
1977 (GBl. I Nr. 6 S. 45). 
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nach den für volkseigene Betriebe gel- 
tenden Rechtsvorschriften gebildet -und 
verwendet. 


Im Bereich der Landwirtschaft bestehen 
auch nichtproduzierende Einrichtungen, 
z.B. für Veterinärmedizin, Pflanzen- 
schutz sowie Rechenstationen, die nicht 
nach der wirtschaftlichen Rechnungs- 
führung arbeiten. Sie werden mit ihren 
Einnahmen und Ausgaben unmittelbar 
im Haushalt des übergeordneten staat- 
lichen Organs geplant. 


Aufgaben 
1. Welche Bedeutung haben die 
Einführung industriemäßiger Pro- 


duktionsmethoden und die Speziali- 
sierung der Betriebe in der soziali- 
stichen Landwirtschaft für die 
Volkswirtschaft der DDR? 


2. Erläutern Sie, wie die Grundsätze 
der wirtschaftlichen Rechnungsfüh- 
rung in den Landwirtschaftsbetrie- 
ben angewandt werden! 


5.2. 

Die planmäßige Förderung 
der sozialistischen Land- 

und Nahrungsgüterwirtschaft 
durch den Staatshaushalt 


Der sozialistische Staat fördert den ge- 
sellschaftlichen Entwicklungsprozeß in 
der Landwirtschaft auf vielfältige 
Weise. Dazu gehören auch finanzielle 
Maßnahmen. Aus dem Staatshaushalt 
werden jährlich mehrere Milliarden 
Mark für die sozialistische Intensivie- 
rung der Produktion, den Übergang zu 
industriemäßigen Produktionsmethoden 
in der Landwirtschaft und die Annähe- 
rung der Klasse der Genossenschafts- 
‚ bauern an die Arbeiterklasse planmäßig 
zur Verfügung gestellt. 
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Die ökonomischen Maßnahmen zur För- 
derung der sozialistischen Landwirt- 
schaft und . Nahrungsgüterwirtschaft 
haben das Ziel, das ökonomische Inter- 
esse der Betriebskollektive in den Kom- 
binaten, VEG und LPG und ihren ko- 
operativen Einrichtungen darauf zu 
richten, durch weitere Intensivierung 
und Rationalisierung 


- Produktion, Arbeitsproduktivität, 
Qualität und Effektivität zu stei- 
gern, 

- Rohstoffe, Energie und Material 
-— insbesondere. Ersatzteile — ein- 
zusparen, 

- unbegründete Unterschiede in den 
ökonomischen Ergebnissen der ein- 
zelnen Betriebe durch besseres Wirt- 
schaften einzuschränken und 

—- die ökonomischen Maßnahmen ein- 
facher zu gestalten, um sie über- 
schaubarer zu machen und Verwal- 
tungsaufwand einzusparen.® 


Diese neuen Regelungen dienen 


— der höheren Wirksamkeit der neuen 
Preise für Ersatzteile und Instand- 
setzungsleistungen für die, Betriebe 
der Pflanzenproduktion, 

— der Verbesserung der Preisrelationen 
zwischen bestimmten Haupterzeug- 
nissen in der Pflanzenproduktion 
und der Tierproduktion, 

- der Weiterentwicklung der bisheri- 
gen Abgabenregelungen für die land- 
wirtschaftlichen Betriebe (vgl. Ab- 
schnitt 5.3.), 

- der Einführung einer komplexen 
Tierversicherung und 

- der wirksamen Nutzung der. ein- 
gesetzten staatlichen Förderungs- 
mittel. 


6 Vgl. Beschluß über die Weiterentwicklung der 
ökonomischen Maßnahmen in der sozialistischen 
Landwirtschaft und Nahrungsgüterwirtschaft ab | 
1981 vom 8. Mai 1980 (GBl. I Nr. 16 S. 135). 


Die Verbesserung 
der Preisrelationen 
; zwischen 


bestimmten Haupterzeugnissen 


“ der Landwirtschaft 


‚ Durch die planmäßige Gestaltung der 
. Erzeugerpreise für landwirtschaftliche 


Produkte nimmt der sozialistische Staat 


Einfluß auf Höhe, Struktur und Quali- 
' tät der landwirtschaftlichen Produktion 
sowie auf die Ergebnisse der Betriebe. 


Um die bestehenden Unterschiede in den 
Produktionsaufwendungen weitgehend 


‚ auszugleichen und die Erzeugung wich- 
' tiger Produkte anzuregen, nimmt der so* 


zialistische Staat planmäßig Preisände- 
rungen bei ausgewählten landwirtschaft- 
lichen Erzeugnissen vor. So wurden 
z.B. die Erzeugerpreise für Speisekar- 


. toffeln, Roggen, Kälber, Mastrinder und 


Mastgänse erhöht. Damit die Preise für 
Waren des Grundbedarfs der Bevölke- 
rung auch bei "Agrarpreisänderungen 
unverändert bleiben, werden aus dem 
Staatshaushalt Preisstützungen an die 
Verarbeitungsbetriebe der Nahrungs- 
güterwirtschaft gezahlt. 


_Preis- und Vertragszuschläge sollen die 


Betriebe zu besonderen Leistungen an- 


regen. 


. Diese Zuschläge werden aus dem Staats- 


haushalt gezahlt für 


- die Erfüllung bestimmter Qualitäts- 


anforderungen, z.B. hoher Eiweiß- 
gehalt bei Getreide, 
gewicht bei Schlachtrind, hoher Fett- 
gehalt der Milch, 


— die Ausnutzung von Reserven bei 


der Mast von Schweinen, 


- den schnellen Anbau leistungsfähi- 
ger Sorten von Saat- und Pflanzgut, 


- die bedarfsgerechte Bereitstellung 


von Obst, Gemüse und Zierpflanzen. 


hohes Mast- 


Die Erhöhung der Wirksamkeit 

der Preisfestsetzungen 

für Ersatzteile 

und Instandsetzungsleistungen 

für Betriebe der Pflanzenproduktion 
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Die Abgabepreise für Produktionsmittel 
an die Landwirtschaft bleiben in der 
Regel niedrig, auch wenn sich die gesell- 
schaftlichen Aufwendungen für wichtige 
Rohstoffe, Geräte und andere benötigte 
Produktionsmittel infolge technischer 
Weiterentwicklung, planmäßiger Preis- 
änderungen oder durch Verteuerung 
von Importen erhöhen. Die entsprechen- 
den Preisdifferenzen werden aus dem 
Staatshaushalt als produktgebundene 


Stützungen an die Herstellerbetriebe. 


oder an den Produktionsmittelhandel 
gezahlt. Auch die Preise für Leistungen 
des Meliorations- und des Landbaues 
liegen niedrig bzw. werden gestützt. 


Die neu geregelten Preise für Ersatzteile 
und Instandsetzungsleistungen mußten 
die LPG bisher zahlen, erhielten jedoch 
die erhöhten Aufwendungen aus dem 
Staatshaushalt zurückerstattet. Im Inter- 
esse der Einsparung und ökonomischen 
Ausnutzung von Materialien werden den 
Genossenschaften nur noch 50 Prozent 
der bisherigen Erstattungen als Fest- 
betrag gewährt; der Rest mindert das 
Ergebnis der LPG, 
Erzeugerpreiserhöhungen für pflanz- 
liche Produkte ein Ausgleich eintritt. 

Diese Maßnahme stimuliert die Betriebe 


zum pfleglichen Umgang mit ihren Ma- 
schinen. 


Der Einsatz 
von staatlichen Förderungsmitteln? 


Zur Unterstützung der weiteren Inten- 
sivierung und Rationalisierung in der 
Landwirtschaft werden aus dem Staats- 
haushalt verschiedene finanzielle För- 
derungsmittel differenziert eingesetzt: 
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soweit nicht durch 
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Staatliche Zuschüsse werden für die’ 


Melioration landwirtschaftlicher 
Flächen gewährt, wenn damit hohe 
und stabile Erträge in der Pflanzen- 
. produktion gesichert sind. 

Die im Grundmittelbereich einge- 
setzten Zuschüsse sind als staatlicher 
‘Anteil (Volkseigentum) auszuweisen. 


Staatliche Zuschüsse werden für 
Neuanpflanzungen von Obstanlagen, 
Spargel und Hopfen entsprechend 
.den bezirklichen Programmen ge- 
währt. 

Sofern die Zuschüsse im Grund- 
mittelbereich verwendet werden, 
sind die Beträge als staatlicher Anteil 
(Volkseigentum) auszuweisen. 


Förderungsmittel zur Steigerung der 
Effektivität der Beregnung werden 
dann gewährt, wenn die festgelegten 
Ertragsvorgaben erreicht wurden. 


Kostenstützungen werden für die 
technische Trocknung sowie für die 
Herstellung von Strohpellets gege- 
ben, wenn dadurch ein besseres Ver- 
hältnis zwischen Aufwand und Er- 
gebnis bei der Sicherung der Futter- 
grundlage eintritt. 


Produktgebundene Zuschläge erhal- 
ten zeitweilig Betriebe der Pflanzen- 
und Tierproduktion, die vorüber- 
gehend die Wirtschaftlichkeit ihres 
Reproduktionsprozesses nicht er- 
reichen. Die Zuschläge werden nur 
bei Erfüllung mehrerer wichtiger 
Kennziffern gewährt. 


Standortbezogene Zuschläge erhalten 
Betriebe der Pflanzenproduktion, die 
unter ungünstigen natürlich-ökono- 
mischen Produktionsbedingungen 


Vgl. Verfügung über Förderungsmaßrahmen für 
LPG, GPG, VEG und deren kooperative Einrich- 
tungen im Zeitraum ab 1981 vom 7. Juli 1980 
(Verfügungen und Mitteilungen des Ministeriums 
für Land-, Forst- 
Nr. 3/1980). 


und Nahrungsgüterwirtschaft 


produzieren. Die Höhe der Zuschläge 
je Hektar wird jeweils festgelegt. 

-. Sanierungsbeihilfen erhalten Betriebe 
der Tierproduktion, um einen leu- 
kosefreien Rinderbestand zu schaf- 
fen. j 


Weitere finanzielle Mittel werden aus 
dem Staatshaushalt bereitgestellt zur. 


— Förderung des sozialistischen Wett- 
bewerbs, besonders während der: 
Erntezeit, 

- Stützung des Agrarflugtarifes, 

- Gewährung von Ausgleichsbeträgen 
für die in die LPG delegierten Fach- 
kader, 

- Gewährung von Krediterlaß, wenn 
das Jahresergebnis eine Steigerung 
der Produktion und eine Senkung 
des Aufwandes im Planjahr aus- 
weist. 


Die eingesetzten Förderungsmittel sind 
zielgerichtet dafür zu nutzen, die Pro- 
duktion, die Arbeitsproduktivität und 
die Effektivität in der Landwirtschaft 
weiter zu steigern und das Verhältnis 
von Aufwand und Ergebnis immer gün- 
stiger zu gestalten. Gleichzeitig ist 
durch eine Konzentration aller materiel- 
len und finanziellen Fonds auf die 
immer bessere Nutzung der natürlich- 
ökonomischen Produktionsbedingungen 
und auf.die schrittweise Überwindung 
ungerechtfertigter Niveauunterschiede in 
den materiellen Erträgen und finanziel- 
len Ergebnissen zwischen den einzelnen 
Betrieben der Landwirtschaft einzuwir- 
ken. 


Die aus dem Staatshaushalt gewährten 
Förderungsmittel sind im Rahmen der 
für die einzelnen Territorien bzw. Maß- 
nahmen festgelegten Limite von den 
Vorständen bzw. Kooperationsräten der 
LPG und deren kooperativen Einrichtun- 
gen bei den Räten der Kreise’ zu be- 
antragen. 


Nachdem die Förderungsmittel geprüft 
und bestätigt sind, werden sie und die 
als Voraussetzung für ihre Gewährung 
vorgegebene Steigerung materieller 
Produktionsergebnisse Bestandteil der 
Betriebspläne. Solche Vorgaben sind 
z.B. Ertragssteigerung je ha bzw. die 
Erreichung bestimmter Plankennziffern, 
wie Senkung der Kosten, Erhöhung des 
Ergebnisses, Einsparung von Produk- 
tionsverbrauch insgesamt bzw. von aus- 
gewähltem Material. 

‘Über die staatlichen Förderungsmittel 
für die Landwirtschaft, die aus dem 
Staatshaushalt bereitgestellt werden, 
beschließt der Ministerrat der DDR. Die 
Beträge sind im jährlichen Gesetz über 
den Staatshaushaltsplan enthalten. 


Aufgaben 


| 1. Informieren Sie sich im Gesetz 
über den Staatshaushaltsplan für das 

laufende Jahr über den Umfang der 
finanziellen Unterstützung der Land- 
wirtschaft durch den sozialistischen 
Staat! 
2. Informieren Sie sich über die vom 
Ministerrat der DDR beschlossenen 
und zur Zeit geltenden ökonomischen 
Regelungen für die Landwirtschaft! 
3. Erläutern Sie die wichtigsten For- 
men der finanziellen Förderung der 
Landwirtschaft durch den Staatshaus- 
halt! 


5.3. 

Die ökonomisch begründete Abgabe 
der sozialistischen Landwirtschaft an 
den Staatshaushalt _ 


Zweck der Abgabe 


Landwirtschaftliche Produktionsgenos- 
senschaften und deren kooperative Ein- 
richtungen sowie weitere im Bereich der 


Landwirtschaft tätige Produktionsgenos- 
senschaften leisten durch die Zahlung 
einer gesetzlich festgelegten ökonomisch 
begründeten Abgabe an den Staatshaus- 
halt planmäßig einen Beitrag zur Finan- 
zierung gesamtgesellschaftlicher Auf- 
gaben. 


Die ökonomisch kayntindahe Abgabe der 


‚sozialistischen Landwirtschaft wird ab- 


hängig von den in der Pflanzenproduk- 


tion und in der Tierproduktion erreich- 


ten betrieblichen Ergebnissen erhoben. 
Sie sichert, daß 


— günstige ökonomische Bedingungen 
für die ständige Erhöhung der Pro- 
duktion bei gleichzeitiger Steigerung 
‘der erreichten wirtschaftlichen Er- 
gebnisse in den Betrieben der Pflan- 
zenproduktion und der Tierproduk- 
tion durch eine entsprechende Ge- 
staltung und Differenzierung der Ab- 
gabesätze bestehen und 

— ökonomisch richtige Proportionen 
zwischen notwendiger Akkumulation 
und möglicher Konsumtion in den 
Landwirtschaftsbetrieben durchge- 
setzt werden. 


Die Rechtsvorschriften für die Abgaben- 
erhebung in der sozialistischen Land- 
wirtschaft sind in einem Beschluß des - 
Ministerrates der DDR sowie in einer 
Verfügung des Ministers für Land-, 

Forst- und Nahrungsgüterwirtschaft I 
halten.® 


Eine Übersicht über die Arten der öko- 
nomisch begründeten Abgabe der ge- 
nossenschaftlichen Landwirtschaftsbe- 
triebe und deren kooperative Einrich- 
tungen an den Staatshaushalt enthält die 
Abb. 5.2. 


8 Vgl. a. a. ©. (GBl. 171980 Nr. 16 $.135) und 
Verfügung zur Gestaltung und Ermittlung der 
ökonomisch begründeten Abgabe für die genos- | 
senschaftlichen Betriebe der sozialistischen Land- 
wirtschaft vom 13. Juni 1980 (Verfügungen und 
Mitteilungen des Ministeriums für Land-, Forst- 
und Nahrungsgüterwirtschaft Nr. 2/1980). 


93 


Genossenschaftliche 
Betriebe 


Pflanzenproduktion 
ohne GPG 


Ergebnisbezogene Abgabe 


nach den natürlich-ökono- 
mischen Produktionsbe- 
dingungen 


— 


Bezugsbasis: 
Gewinn in Mark je haLN 


Genossenschaftliche 
Betriebe 


Tierproduktion, gärtne- 
rische und sonstige 
Produktion 


Ergebnisbezogene Abgabe 


nach dem Rentabilitäts- 
niveau 


Bezugsbasis: 


Gewinn in Mark je 1000M 
Selbstkosten 


Genossenschaftliche 
Betriebe 


 Pflanzenproduktion, 


. Tierproduktion, 
sonstige Produktion 


Abgabe auf die Konsumtion 
(persönliche Einkünfte) 


Bezugsbasis: 


Konsumtion in Mark und 
Anzahl der VbE 


Okonomisch begründete Abgabe 


Abb. 5.2. 
Die ökonomisch begründete Abgabe der 
genossenschaftlichen Betriebe der sozia- 


listischen Landwirtschaft (vereinfachte 
Übersicht) 


Die Abgabe 

nach den natürlich-ökonomischen 
Produktionsbedingungen 

für die Betriebe 

der Pflanzenproduktion (außer GPG) 


Die Grundlagen für die Ermittlung der 
ergebnisbezogenen Abgabe bilden 


— das nach den Vorschriften von Rech- 
nungsführung und Statistik geplante 
bzw. erwirtschaftete Ergebnis des 
Betriebes, 


— die bestätigte natürliche Standort- 
einheit It. Abgabebescheid und die 
bewirtschaftete landwirtschaftliche 
Nutzfläche It. Betriebsplan, 

— die nach den unterschiedlichen Pro- 
duktionsbedingungen gestaffelten 
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Abgabebeträge in Mark je ha land- 
wirtschaftlicher Nutzfläche (Ta- 
belle 1). 


Die benötigten Kennziffern sind sämt- 
lich im Betriebsplan bzw. im Jahres- 
abschlußbericht enthalten. 

Bruttoprodukt abzüglich Selbstkosten 
des Bruttoprodukts ergibt das Ergebnis. 
Werden hiervon standortbezogene und 
zeitweilig produktgebundene Zuschläge 
abgezogen, erhält man das abgabe- 
pflichtige Ergebnis. Sofern dies über 
700,— M je ha landwirtschaftlicher Nutz- 
fläche liegt, wird für diesen Teil eine 
erhöhte Abgabe berechnet. 


Beispiel: 
Abgabepflichtiges Ergebnis 2 200 000M 


Nutzfläche 4000 ha 
Ergebnis inMjehaLN 550 M 
Standorteinheit „D 6 Süd” 

Abgabebetrag hierauf in M 

jeha LN (Tabelle 1) 211M 


Abgabe auf die Pflanzen- 
produktion (211M :- 4000) 844000M 


Genossenschaftliche Betriebe der Pflan- 
zenproduktion -bis zu einem Ergebnis 
von 40 M je ha LN sind von der Abgabe 
befreit. Für bestimmte Böden gilt die 
Befreiung bis zu einem Ergebnis von 
200 M. 


Die Abgabe nach dem 
Rentabilitätsniveau für die Betriebe 
der Tierproduktion, für die 


gärtnerische und sonstige Produktion 
(ZBO und MG) 


Die Grundlagen für die Ermittlung der 

ergebnisbezogenen Abgabe bilden 

- dasnach den Vorschriften von Rech- 
nungsführung und Statistik geplante 
bzw. erwirtschaftete Ergebnis, 

— das erreichte Rentabilitätsniveau 
(Ergebnis in M je 1000 M Selbst- 
kosten des Bruttoprodukts), 

- die differenziert festgelegten Ab- 
gabesätze in Prozent (Tabelle 2). 

Die benötigten Kennziffern ergeben 
sich als Planansatz aus dem Betriebs- 
plan und in ihrer Erfüllung aus dem 
Jahresabschlußbericht. 
Nach Abzug der Selbstkosten des Brutto- 
produkts vom Wert des Bruttoprodukts 
erhält man das Ergebnis. Nach Abzug 
von zeitweilig produktgebundenen Zu- 
schlägen ergibt sich das abgabenpflich- 
tige Ergebnis. Wird dieses ins Verhält- 
nis zu je 1000 M Selbstkosten gesetzt, 
erhält man das Rentabilitätsniveau. 


Der entsprechende Abgabesatz in Pro- 
zent wird aus der Tabelle entnommen. 


Beispiel: 

Abgabepflichtiges Er- 

gebnis 2500000 M 
Selbstkosten 10 000 000M 


Ergebnis in M (0,25 - 1 000) 


je 1000M Selbstkosten 250M 
Abgabesatz (Tabelle 2) 50% 
Abgabe (50 % von 

2 500 000) 1250000M 


Betriebe mit einem Rentabilitätsniveau 
bis zu 40 M Ergebnis je 1000 M Selbst- 
kosten sind von der Abgabe nach dem 
Rentabilitätsniveau befreit. 
Zwischengenossenschaftliche Bauorgani- 
sationen (ZBO) und Meliorationsgenos- 
senschaften (MG) ermitteln ihr abgabe- 
pflichtiges Ergebnis mit einigen Ab- 
weichungen von den genannten ökono-: 
mischen Kennziffern. j 
Außer einer der beiden vorgenannten 
Arten der ökonomisch begründeten Ab- 
gabe leisten die betreffenden genossen- 
schaftlichen Betriebe der sozialistischen 
Landwirtschaft — soweit die gesetzlichen 
Bestimmungen dies festlegen - eine 
ökonomisch begründete Abgabe auf die 
Konsumtion. 


Die Abgabe auf die Konsumtion 
(persönliche Einkünfte) 

der genossenschaftlichen Betriebe 
der sozialistischen 

Landwirtschaft 


Die Produktionsgenossenschaften und 
deren kooperative Einrichtungen in 
der Landwirtschaft entscheiden anhand 
der gesetzlichen Bestimmungen selbst 
darüber, in welchem Umfang die er- 


wirtschafteten Ergebnisse den Produk- 


tionsfonds oder den Konsumtionsfonds 
zugeführt, das heißt, akkumuliert oder 
konsumiert werden. a 
Zur genossenschaftlichen Konsumtion 
rechnen dabei insbesondere die Ver- 
gütungen für geleistete Arbeitseinheiten 
und für eingebrachte Bodenanteile so- 
wie die Zuführungen zum Prämien- und 
zum Kultur- und Sozialfonds. 

Der genossenschaftlichen Konsumtion 
entsprechen im Umfang die persön- 
lichen Einkünfte der Mitglieder aus > 
Genossenschaft. 

Die Grundlagen für die Ermittlung der 
Abgabe auf die Konsumtion bilden 
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— die persönlichen Einkünfte der Mit- 
glieder aus der Genossenschaft, 

— die Anzahl der tätigen Mitglieder 
und Lehrlinge, umgerechnet in VbE. 


Beispiel: 

Persönliche Einkünfte 

der Mitglieder 5800000 M 
Anzahl der VbE 450 


persönliche Einkünfte je Vbe 12889 M 
Abgabebetrag in M je i 
:VbE (Tabelle 3) 1769 M 
Abgabe auf die Konsumtion 

(1760M - 450) 792 000M 
Zahlungen aus genossenschaftlichen 


Fonds an Nichtmitglieder unterliegen 
der Abgabe nicht. Sie sind vor Berech- 
nung der Abgabe vom. Konsumtions- 
fonds abzusetzen. 

Sofern Genossenschaften und deren ko- 
operative Einrichtungen ihre Mitglieder 
mit Genehmigung der zuständigen 
Staatsorgane nach rahmenkollektivrecht- 
lichen Regelungen vergüten, entfällt die 
Zahlung einer Abgabe auf die Konsum- 
tion (auf die persönlichen Einkünfte). 


Planung und Abrechnung 
der ökonomisch begründeten Abgabe 
der Landwirtschaft 


Die genossenschaftlichen Betriebe haben 
im Betriebsplan und im Jahresabschluß- 
bericht die jährliche Abgabe selbst zu 
ermitteln. Auf die zu leistende Abgabe 
sind vierteljährliche Abschlagszahlungen 
jeweils bis zum 15. des dritten Monats 
‚im Quartal an den Rat des Kreises, Ab- 
teilung Finanzen, zu leisten. 

Nachzahlungen für das abgelaufene 
Jahr sind bis’zum 27. Februar des Folge- 
jahres zu leisten. Überzahlungen sind 
mit der am 15. März fälligen Abschlag- 
zahlungsrate zu verrechnen. 


Die Abteilungen Finanzen der Räte der 
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Kreise erteilen den genossenschaftlichen 
Betrieben der sozialistischen Landwirt- 
schaft Abgabebescheide und tragen die 
Verantwortung für den ordnungs- und 
termingemäßen Eingang der Abgabe 
beim örtlich zuständigen Staatsorgan. 


Aufgaben 


| 1. Erläutern Sie die einzelnen Arten 

der ökonomisch begründeten Ab- 

gabe der sozialistischen Landwirt- 
schaft! 
2. Wie wird die ergebnisbezogene 
Abgabe nach den natürlich-ökono- 
mischen Produktionsbedingungen be- 
rechnet, und welcte Genossenschaf- 
ten sind zu ihrer 2 ıhlung verpflich- 
tet? 
3. Informieren Sie sich anhand der 
„Verfügungen un Mitteilungen 
des Ministeriums f r Land-, Forst- 
und Nahrungsgüt „wirtschaft“ Nr. 3 
vom 27. Augus’ 1980 über weitere 
Einzelheiten .a den Arten der öko- 
nomisch +_gründeten Abgabe der 
sozialistischen Landwirtschaft! 


Die Finanzbeziehungen 

der PCGH, der privaten 
Handwerker und Gewerbe- 
treibenden sowie anderer 
Bürger zum Staatshaushalt 


6.1. 

Das Wesen der Steuern in 

der DDR und ihre Rolle bei der 
Verwirklichung der Einheit von 
Wirtschafts- und Sozialpolitik 


Der sozialistische Staat erfaßt im 
Staatshaushalt in Ergänzung zu seinen 
Haupteinnahmen aus Abführungen der 
volkseigenen Wirtschaft unter anderem 
auch Einnahmen aus Steuern. 


Steuern sind differenziert erhobene 
Geldleistungen der Produktionsgenos- 
senschalten des Handwerks und der 


Angehörigen aller Klassen und Schich- 


ten als Beitrag zur Finanzierung ge- 
samtgesellschaftlicher Aufgaben. 


Steuern sind historisch entstanden und 
vom Charakter der Produktionsverhält- 
nisse und des Staates abhängig. In der 
DDR werden die Steuern im Interesse 
der herrschenden Arbeiterklasse und 
ihrer Verbündeten durch den sozialisti- 
schen Staat auf der Grundlage gesetzli- 
cher Bestimmungen erhoben. 


Mit Hilfe von Steuern werden Teile des 
Nationaleinkommens umverteilt. Die 
Steuern dienen der Durchsetzung der 
' Erfordernisse der ökonomischen Ge- 
: setze des Sozialismus und werden dem- 
entsprechend für die Finanzierung 
wirtschafts- und sozialpolitischer Auf- 
gaben eingesetzt. 


Steuern werden an den Staatshaushalt 
der DDR entrichtet von 


— Produktionsgenossenschaften des 
Handwerks und ihren Mitgliedern, 

— Inhabern privater Handels-, Hand- 
werks-- und anderer Gewer- 
bebetriebe und sonstigen selbständig 
tätigen Bürgern, ; 

— Arbeitern, Angestellten und Ange- 
hörigen der Intelligenz. i 


Die Steuerleistungen der einzelnen 
Klassen und Schichten sind nach so- 
zialökonomischen Gesichtspunkten dif- 
ferenziert. Hierbei werden Arbeitsein- 
kommen der Arbeiter und Angestellten 
entsprechend der ökonomischen Quelle 
des Einkommens nur mit einem Steuer- 
satz bis höchstens 20 Prozent besteuert. 
Bündnispartner der Arbeiterklasse, die 
den sozialistischen Entwicklungsweg 
beschritten haben und für die soziali- 
stische Gesellschaft besonders wichtige 
Tätigkeiten ausüben, leisten Steuerzah- 
lungen nach besonderen Tarifen, die der 
Besteuerung der Arbeiter und Ange- 
stellten nahekommen. Das betrifft zum 
Beispiel die Mitglieder von Produk- 
tionsgenossenschaften des Handwerks 
und die Kommissionshändler. Produk- 
tionsgenossenschaften des Handwerks, 
private Handwerker und Einzelhändler 
werden insbesondere dann steuerlich 
gefördert, wenn sie ihre Leistungen für 
die Versorgung der Bevölkerung ver- 
größern. 5 
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Die Steuern im Sozialismus unterschei- 
den sich in ihrem Wesen grundlegend 
von den Steuern im Kapitalismus. 


In den imperialistischen Ländern bilden 
die Steuern die Haupteinnahmequelle 
des Staates. Sie werden zu einem großen 
Teil den Werktätigen auferlegt, die 
damit außer ihrer Ausbeutung am Ar- 
beitsplatz noch einen zusätzlichen Tri- 
but an ihre Unterdrücker entrichten 
müssen. So ist es nur verständlich, daß 
sich die Werktätigen in den kapitalisti- 
schen Ländern unter anderem auch 


gegen die zunehmenden Steuerbela- 
stungen in immer stärkerem Maße 
wehren. 


Der- sozialistische Staat bezieht seine 
Haupteinnahmen aus den Abführungen 
der volkseigenen Kombinate und Be- 
triebe 'aus dem erwirtschafteten Rein- 
einkommen. Die Werktätigen entrichten 
aus ihren Einkünften einen gesetzlich 
festgelegten Betrag an den Staat zur 
Finanzierung gesamtgesellschaftlicher 
Aufgaben bei der weiteren Gestaltung 
der entwickelten sozialistischen Gesell- 
schaft. Die sozialökonomisch dif- 
ferenzierte Besteuerung der einzelnen 
Eigentumsformen sowie Klassen und 
Schichten ergibt sich vor allem aus den 
unterschiedlichen Eigentumsverhält- 
nissen. Die wichtigsten Steuern in der 
DDR sind: 


1. Steuern der PGH und ihrer Mitglie- 
der, 

2. Steuern der privaten Handwerker, 

"Steuern der Kommissionshändler, 


4. Steuern der privaten Einzelhändler, 
der anderen Gewerbetreibenden und 
sonstigen selbständig tätigen Bür- 
ger, z.B. Einkommensteuer und 
Umsatzsteuer, 


w 


5. Steuer vom Arbeitseinkommen, 


6. andere Steuern der Bürger, zum 
Beispiel . Vermögensteuer, Erb- 
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schaftsteuer und 
steuer, j 
7. Grundsteuer und andere von den 


Gemeinden erhobene Steuern. 


Kraftfahrzeug- 


Über die Steuern erfolgt eine Einfluß- 
nahme 


— auf die Einkommensbildung ° der 
Klassen und Schichten unter Beach- 
tung ihrer Leistungen für die Ge- 
sellschaft, 

— auf eine den Interessen der Arbei- 
terklasse und ihrer Verbündeten 
dienende Differenzierung der Ein- 
kommen zwischen den Klassen und 
Schichten, 

— auf eine sozial gerechte Entwicklung 
der Einkommen der Klassen und 
Schichten entsprechend ihrem Bei- 
trag für die Stärkung der Wirt- 
schaftskraft unseres Staates und der 


erbrachten Leistungen zur Sicherung . 


und weiteren Verbesserung des 
Lebensniveaus des Volkes. 


Die Steuern wirken folglich niemals 
isoliert, sondern stets im Zusammen- 
hang mit wirtschafts- und sozialpoli- 
tischen Maßnahmen, mit der Lohn-, 
Preis- und Finanzpolitik. 


Der enge Zusammenhang zwischen den 
wirtschafts- und sozialpolitischen Auf- 
gabenstellungen der Partei- und Staats- 
führung und der differenzierten Erhe- 
bung von Steuern wird z.B. an folgen- 
den steuerlichen Maßnahmen deutlich: 


— Arbeiter und Angestellte entrichten 
auf ihr Arbeitseinkommen eine 
Lohnsteuer von höchstens 20 Pro- 
zent. Um hohe Leistungen zu stimu- 
lieren, werden Mehrleistungslohn 
und Lohnprämien nur mit 5 Prozent 
besteuert. Alle Zahlungen aus dem 
Prämienfonds sind steuerfrei, ebenso 
auch Zahlungen aus sozialen Grün- 
den, wie Leistungen der Sozialversi- 
cherung. Zugleich werden soziale 


Belastungen durch steuerliche Ver- 
günstigungen berücksichtigt, wie das 
u.a. bei der Steuerermäßigung für 
Kinder der Fall ist. 


Die Angehörigen der freischaffen- 
den Intelligenz mit steuerbegünstig- 
ten’ Tätigkeiten, z.B. Ärzte, Wis- 
“ senschaftler, Erfinder, Künstler, 
zahlen auf ihr Arbeitseinkommen bis 
zur Höhe von jährlich 15 100M die 
gleiche niedrige Steuer wie die Ar- 
beiter und Angestellten. Darüber 
hinausgehende Einkommen werden 
bis zu höchstens 30 Prozent ver- 
steuert. 


Bestimmte Berufsgruppen freiberuf- 
lich Tätiger entrichten eine Ein- 
kommensteuer, die bis 15100M 
Jahreseinkommen dem Lohn- 
steuertarif entspricht und dann bis 
zu einem Steuersatz von 60 Prozent 
ansteigt. 

Produktionsgenossenschaften des 
Handwerks sind während der ersten 
zwei Jahre nach ihrer Gründung von 
Steuerzahlungen befreit. Danach 


entrichten die PGH vor allem Ge- 


winnsteuer. Sie wird nach zwei un- 
terschiedlichen Tarifen erhoben. Bei 
Reparatur- und Dienstleistungen für 
die Bevölkerung wird der niedrige 
Steuertarif angewandt. Bei indu- 
strieähnlicher Produktion oder bei 
Kooperation mit der Industrie und 
bei Neubauleistungen erfolgt die 
Steuerberechnung nach dem höhe- 
ren Tarif. Genossenschaftshand- 
werker zahlen auf ihre Arbeitsver- 
gütungen eine PGH-Mitglieder- 
Steuer, die im wesentlichen der 
Steuer vom Arbeitseinkommen ent- 
spricht. x 


Einzelhändler und Gastwirte mit 
Kommissionshandelsvertrag, bei 
denen eine bestimmte Zahl von Be- 
schäftigten nicht überschritten wird, 


entrichten eine Steuer des Kommis- 
sionshandels, die in Höhe und Ta- 
rifgestaltung der Steuer’ für die Ar- 
beiter und Angestellten entspricht. 


Handwerker, die höchstens zehn 
Arbeitskräfte beschäftigen, entrich- 
ten eine von ihren handwerksty- 
pischen Leistungen abhängige 
Handwerksteuer. Betriebe, die Lei- 
stungen für die Versorgung der Be- 
völkerung ausführen, erhalten viel- 
fältige steuerliche Vergünstigungen 
und Befreiungen, wenn die Bevöl- 
kerungsleistungen planmäßig ge- 
steigert oder die erteilten Aufgaben 
erfüllt werden. 


Einzelhändler sind in die Lösung der 
örtlichen Versorgungsaufgaben ein- 
bezogen und :von der Entrichtung 
der Gewerbesteuer befreit; sie zah- 
len Einkommensteuer und Umsatz- 
steuer. Auch den privaten Gastwir- 
ten werden zur Förderung einer 
besseren Versorgung ‘der Bevölke- 
rung steuerliche Vergünstigungen 
gewährt. ! 


Inhaber von Handwerks- und Han- 
delsbetrieben, die ihr Gewerbe neu 
beginnen, erhalten im ersten Jahr 
ihrer Tätigkeit Steuervergünstigun- 
gen. 


Sonstige Gewerbetreibende, die Re- 
paratur- und wichtige Versorgungs- 
leistungen für die Bevölkerung aus- 
führen und höchstens zehn Beschäf- 
tigte haben, sowie private Dienstlei- 
stungsbetriebe erhalten ebenfalls 
steuerliche Erleichterungen oder 
werden entsprechend den territoria- 
len Erfordernissen den Handwerks- 
betrieben steuerlich weitgehend 
gleichgestellt. 


Viele Bevölkerungsgruppen, zum 
Beispiel die Kleinproduzenten 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse und 
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die nebenberuflichen Zimmerver- 
mieter, sind mit ihren Einkünften 
weitgehend steuerbefreit. 


— Handwerkern, Gewerbetreibenden 
und anderen selbständig tätigen 
Bürgern werden die durch Lohner- 
höhungen und weitere lohnpolitische 
Maßnahmen bedingten Mehrauf- 
wendungen bis zu einer gewissen 
Einkommenshöhe erstattet, oder es 
werden Verrechnungen mit abzu- 
führenden Steuern gestattet. 


— Spareinlagen der Bürger der DDR 
bei den Kreditinstituten einschließ- 
lich der Zinseinnahmen daraus 
werden nicht besteuert. 


Diese Beispiele zeigen, daß die Erhe- 
bung von Steuern im Sinne der Einheit 
von Wirtschafts- und Sozialpolitik der 
Partei- und Staatsführung. erfolgt. Die 
steuerrechtlichen Regelungen unter- 
stützen die Durchsetzung einer . lei- 
stungsorientierten und, sozial gerechten 
Lohn- und Einkommenspolitik. Sie sti- 
mulieren die Ausschöpfung der: Kapazi- 
täts- und Effektivitätsreserven,.. vor 
allem der genossenschaftlichen und 
gewerblichen Betriebe im Bereich der 
örtlichen : Versorgungswirtschaft, zur 
planmäßigen Erhöhung der Leistungen 
für den Bevölkerungsbedarf. 


Aufgaben 


1. Charakterisieren Sie das Wesen 
der in der DDR erhobenen Steuern! 


2. Warum werden von den einzel- 
nen Klassen und Schichten in der 
DDR Steuern in differenzierter 
Weise durch den sozialistischen 
Staat erhoben? 

3. Zeigen Sie an Beispielen, wie 
steuerliche Regelungen zur Lösung 
wirtschatts- und sozialpolitischer 
"Aufgaben in der. DDR beitragen! 
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6.2. 

Die Besteuerung 

der Produktionsgenossenschaften 
des Handwerks sowie _ 

der privaten Handwerker, 

der Kommissionshändler 

und der anderen Gewerbe- 
treibenden 


6.2.1. 

Die Stellung 

der Produktionsgenossenschaften 
des Handwerks sowie 

der privaten Handwerker, 

der Kommissionshändler 

und der anderen Gewerbe- 
treibenden in der Volks- 
wirtschaft der DDR 


Im Programm der Sozialistischen Ein- 
heitspartei Deutschlands heißt es: „Die 
sozialistische Gesellschaft bietet. den 
Handwerkern: und Gewerbetreibenden 
günstige Möglichkeiten, ihre Kräfte und 
Fähigkeiten im Interesse der Gesell- 
schaft anzuwenden, am Aufbau der 
neuen Gesellschaft aktiv mitzuwirken 
und eine entsprechende Vergütung für 
ihre Arbeit zu erhalten. Von den 
Handwerkern und Gewerbetreibenden 
wird insbesondere ein wichtiger Beitrag 
zur Sicherung und Erweiterung der 
Dienstleistungen für die Bevölkerung 
erwartet.”! 

Die örtlichen Staatsorgane haben die 
Aufgabe, die Zusammenarbeit mit den 
Mitgliedern der PGH, den privaten 
Handwerkern, Händlern und selbstän- 
dig tätigen Bürgern ständig zu vertiefen 
und deren Initiativen zur Steigerung der 
Leistungen für die Versorgung der Be- 
völkerung mit Waren, Reparaturen und 
Dienstleistungen zielstrebig zu unter- 
stützen. 


1 Programm der SED. Dietz Verlag, Berlin 1976, 
5: 394“ 


N 


Die wichtigsten volkswirtschaftlichen 
_ Aufgabenstellungen sind im Gesetz über 
den Fünfjahrplan für die Entwicklung 
der Volkswirtschaft der DDR enthalten. 


Die volkswirtschaftlichen Schwerpunkte 
zur planmäßigen Bedarfsdeckung der 
Dienstleistungen? für die Bevölkerung 
bestehen besonders in 


— der stärkeren Auslastung und 
planmäßigen Erweiterung der Ka- 
pazitäten zur Versorgung der Be- 
völkerung, 

— der umfassenden Steigerung der 
Leistungen auf den verschiedenen 
Gebieten der Versorgungs-, Repara- 
tur- und Dienstleistungen, 

— der Erhöhung der Handelskultur 


und des Kundenservices ent- 
sprechend den Wünschen der Werk- 
tätigen. 


Die örtlichen Volksvertretungen, und 
ihre Räte sind verantwortlich für. die 
Leitung und Planung der örtlichen Ver- 
sorgungswirtschaft? und beschließen 
längerfristige Konzeptionen für die 
planmäßige Entwicklung im Territo- 


rium. Dabei kommt es vor allem darauf. 


an, die ‚Handwerker und Gewer- 
betreibenden sinnvoll in die Versor- 
gungssysteme einzubeziehen, die unter 
Leitung volkseigener Betriebe in den 
Territorien ausgebaut werden. Die 
planmäßige Mitarbeit der Handwerker 
und Gewerbetreibenden in den Erzeug- 
nis- und Versorgungsgruppen ist be- 
sonders wichtig, da das Handwerk rund 
83 Prozent aller Reparaturen und 
66 Prozent der ‚Dienstleistungen aus- 
führt. 

Die volkseigenen und genossenschaftli- 
chen sowie die wichtigsten privaten 
 Versorgungs- und Dienstleistungsbe- 
triebe erhalten durch die zuständigen 
Fachorgane jährlich Planauflagen zur 
Erhöhung ihrer Leistungen für die Ver- 
sorgung der Bevölkerung. Damit wird 


vor allem gesichert, daß die Tätigkeiten 
der PGH, der privaten Handwerker und 
der sonstigen Gewerbetreibenden auf 
die planmäßige Befriedigung . des 
steigenden Bedarfs der Bevölkerung 
gerichtet werden. 


Auf der Grundlage der von.der Regie- 
rung der DDR zentral festgelegten 
Förderungsmaßnahmen‘ besitzen die 
Räte der Kreise viele Möglichkeiten), die 
Erfüllung und Übererfüllung volks- 
wirtschaftlich wichtiger Leistungen der 
PGH sowie der privaten Handwerker 
und Gewerbetreibenden für den 
wachsenden Bevölkerungsbedarf zu 
stimulieren. Das geschieht vor allem 
durch Anwendung der gesetzlichen Re- 
gelungen zur Gewährung von Steuer- 
vergünstigungen bei Steigerung der 
Leistungen für die Bevölkerung. 


Die großzügige Förderung durch den 
sozialistischen Staat verpflichtet die 
Produktionsgenossenschaften des 
Handwerks und ihre Mitglieder, die 
privaten Handwerker und Einzelhändler 
sowie die übrigen Gewerbetreibenden 
und selbständig tätigen Bürger, die 
ihnen von den Organen der Staatsmacht 
übertragenen Aufgaben zur Verbesse- 
rung der Arbeits- und Lebensbedin- 
gungen der Werktätigen sowie ihre ge- 


2 Dieser Begriff ist im weitesten Sinne zu ver- 
stehen und umfaßt auch Handels-, Versorgungs-, 
Reparatur-, Wartungs-, Instandhaltungs- und In- 
standsetzungstätigkeiten sowie Arbeiten nach 
Kundenwünschen. 

3 Vogl. Gesetz über die örtlichen Volksvertretungen 
und ihre Organe in der DDR vom 12. Juli 1973 
(GBl. I Nr. 32 $. 313); Verordnung über die 
Förderung des Handwerks bei Dienst- und Re- 
paraturleistungen und die Regelung der privaten 
Gewerbetätigkeit vom 12. Juli 1972 in der Fas- 
sung vom 21. August 1975 (GBl. 11972 Nr. 47 
$.541 und GBI. 11975 Nr. 36 S$. 642). 

4 Beschluß des Ministerrates der DDR vom 12. Fe- 
bruar 1976 zur Förderung privater Einzelhan- 
delsgeschäfte, Gaststätten und Handwerksbetriebe 
für Dienstleistungen im Interesse der weiteren 
Verbesserung der Versorgung der Bevölkerung 
sowie hierzu ergangene  Direktiven des Mini- 
sters der Finanzen vom 9. April 1976. 
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setzlichen Verpflichtungen gegenüber 
dem Staatshaushalt gewissenhaft zu 
erfüllen. 


Aufgaben 


‚1. Erläutern Sie die wichtigsten 
volkswirtschaftlichen Aufgaben der 

- PGH sowie der privaten Handwer- 
ker und Gewerbetreibenden! 
2. Zeigen Sie. an Beispielen, welche 
Bedeutung uie Tätigkeit der PGH 
und der privaten Handwerker für die 
Bevölkerung hat! 


6.2.2. 

Die Besteuerung 

der Produktionsgenossenschaften 
des Handwerks 

und ihrer Mitglieder 


Die Zentralisation von Teilen des 
Reineinkommens der Produktionsge- 
nossenschaften des Handwerks (PGH)? 
im Staatshaushalt erfolgt im wesentli- 
chen über die Umsatzsteuer, die Pro- 
duktionsfondssteuer und - die Ge- 
winnsteuer (vgl. Abb. 6.1.). Außer die- 
sen Steuern zahlen PGH auch produkt- 
gebundene Abgaben und andere Ab- 
führungen. 


Die Umsatzsteuer 


Die Umsatzsteuer (USt) wird auf den 
Umsatz aus Lieferungen und Leistungen 
erhoben und beträgt in der Regel drei 
Prozent der Erlöse, bei Umsätzen aus 
dem Verkauf von Brot und Backwaren 
1,5 Prozent, bei Fleisch- und Wurstwa- 
ren 1,35 Prozent. Die Erlöse unterliegen 
der Umsatzsteuer, wenn keine Umsatz- 
steuerbefreiung vorliegt und es sich 
nicht um Preise handelt, die durch die 
‚Industriepreisreform oder durch plan- 
mäßige Industriepreisänderungen ge- 
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regelt worden sind (Industriepreise). In 
diesen Fällen ist anstelle der Umsatz- 
steuer Produktionsfondssteuer zu zah- 
len. 


Die Produktionsfondssteuer 


Die PGH, die industriell produzieren 
oder industrielle Leistungen vollbringen 
und dafür Industriepreise berechnen 
und vereinnahmen, entrichten Produk- 
tionsfondssteuer (PFSt)6. Hierunter 
fallen zum Beispiel alle PGH des Bau- 
haupt- und Baunebengewerbes sowie 
die PGH der Kraftfahrzeug-Instandhal- 
tung. 


Die PFSt wird auf der Grundlage der 
produktiven Fonds festgelegt. Ent- 
sprechend dem Ministerratsbeschluß 
vom 15. Dezember 1970 wird damit auf 
eine effektivere Nutzung der Fonds 
sowie auf eine optimale Grundfonds- 
wirtschaft in den PGH eingewirkt. 


Zu den betrieblichen Fonds gehören 
insbesondere 


— alle der Produktion dienenden eige- 
nen Grundmittel und 
— alle materiellen Umlaufmittel. 


Für gemietete, gepachtete und in Nut- 
zung genommene Grundmittel gelten 
besondere Regelungen. Bei der Wert- 
ermittlung der produktiven Fonds sind 
die Grundmittel mit ihren Bruttowerten 
anzusetzen. Um die Schwankungen im 
Bestand der produktiven Fonds aus- 
zugleichen, wird ein Durchschnittsbe- 
stand ermittelt. 


5 Vgl. Gesetz über die Besteuerung der Produk- 
tionsgenossenschaften des Handwerks und ihrer 
Mitglieder —-— PGH-Steuergesetz - vom 30. No- 
vember 1962 (GBl.I Nr. 13 $. 119) und Verord- 
nung über die Besteuerung der Produktionsge- 
nossenschaften des Handwerks vom 15. Dezember 
19720 (GBl. II Nr. 97 S. 683). 

6 Vgl. Anordnung über Finanzmaßnahmen zur bes- 
seren Nutzung der in’ den PGH vorhandenen 
Leistungs- und Effektivitätsreserven vom 15. De- 
zember 1970 (GBl. 11/1970 Nr. 97 $. 684). 


Umsatzsteuer 


Jahreseinnahmen aus 
Lieferungen und 
Leistungen 


Leistungen 


Abb. 6.1. 
Steuerbeziehungen der PGH zum Staats- 
haushalt 


Beispiel: 
Bilanz- Bruttowert 
position l. Januar 31. Dezember 
Grundmittel 
industrielle 
Produktion 267000M 288500 M 
Grundmittel 
Transport 35600M 38 100M 
Materielle 

‚ Umlaufmittel 104500M 153600M 
Insgesamt 407 100M 


480 200 M 


Durchschnittsbestand an produktiven Fonds 
407 100 M + 480200 M 


2 
abgerundet auf volle 1000M 


= 443 650 M 
443 000 M 


Die PFSt ist in der Regel in Höhe von 


sechs Prozent der produktiven Fonds zu 


entrichten. 


Für PGH des Kraftfahrzeughandwerks 
gelten zum Teil abweichende Sätze. 
Die PFSt wird anteilig erhoben, wenn 
sowohl Industriepreise als auch Bevöl- 
kerungspreise realisiert werden. 

Die PFSt ist kein Bestandteil der Kosten 
und auch kein Kalkulationselement bei 


Staatshaushult 2 \ 


Produktionsfondssteuer 


Eingesetzte produktive 
Fonds zur Ausführung 
von Lieferungen und 


Besteuerungsgrundlagen 


Gewinnsteuer 


Jahresgewinn der PGH 


der Preisbildung. Sie wird aus dem 
Gewinn an den Staatshaushalt abge- 
führt. Die PFSt wird bei der Ermittlung 
des steuerpflichtigen Gewinns der PGH 
vom Betriebsergebnis abgesetzt. 


Die Gewinnsteuer 


Der Gewinnsteuertarif (Tabellen A und 

B) ist progressiv gestaffelt. Die Steuer 

beträgt bei Tabelle A zwischen 2 und 

45 Prozent sowie bei Tabelle B zwischen 

2 und 60 Prozent des Gewinns. 

Die Grundlagen für die Berechnung der 

Gewinnsteuer bilden 

—, die Höhe des steuerpflichtigen 
Jahresgewinns der PGH, 

— die Höhe des Jahresgewinns je Mit- 
glied, 

— die Art der ausgeführten Leistungen. 


Die Gewinnermittlung der PGH erfolgt 
nach den geltenden Rechtsvorschriften 
für Rechnungsführung und Statistik.? 
Das ausgewiesene Betriebsergebnis er- 
gibt nach dem Abzug verschiedener Po- 


sten, z.B. der Produktionsfondssteuer, 


den steuerpflichtigen Gewinn der PGH. 
Er wird, da er das Arbeitsergebnis aller 
in der PGH tätigen Mitglieder ist, durch 
die durchschnittliche Anzahl der Mit- 


7 Vgl. Anordnung Nr, 2 über vereinfachte Anfor- 
derungen an die Erfassung und Nachweisführung 
in Rechnungsführung und Statistik vom 29, De- ' 
zember 1972 (GBl. 1/1973 Nr. 5 S$. 60). 
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Tabelle 6.1. 


Beispiele für die Berechnung der Gewinnsteuer der PGH 


Zahl der Steuer- Jahres- Steuersatz nach Gewinnsteuer nach 
Mitglie- - pflichtiger gewinn je Tabelle A Tabelle B Tabelle A Tabelle B 
der Gewinn Mitglied 

10 50 000 M 5000M 34% 49,5% 17 000 M’ 24 750 M 
20 50 000M 2500 M 12% 23,6% 6 000 M 


glieder geteilt. Dadurch ergibt sich die 
Höhe des Jahresgewinns je Mitglied. 
Der sich aus der Steuertabelle erge- 
bende Prozentsatz ist auf den steuer- 
pflichtigen Gewinn der PGH anzuwen- 
den. 

Damit die PGH ihre handwerksty- 
pischen Leistungen für die Bevölkerung 
erhöhen, erfolgt die Festsetzung der 
Gewinnsteuer in Abhängigkeit von der 
Art der ausgeführten Leistungen ent- 
weder nach dem niedrigen Tarif der 
Tabelle A oder nach dem höheren der 
Tabelle B. j 


— Tabelle A gilt für PGH, die aus- 
schließlich Leistungen für den Be- 


völkerungsbedarf einschließlich 
Werterhaltung und Reparaturen an 
Wohn- und Gesellschaftsbauten 
durchführen. 

— TabelleB gilt für PGH, die keine 
Leistungen für die : Bevölkerung 
erbringen. 


Die industriell produzierenden, mit der 
Industrie kooperierenden oder Neubau- 
leistungen ausführenden PGH zahlen 
eine höhere Gewinnsteuer als die PGH, 
die handwerkstypische Leistungen für 
die Bevölkerung und bestimmte gesell- 
schaftliche Einrichtungen erbringen, da 
bei den zuerst genannten Leistungen ein 
höherer Gewinn erzielt wird. Das ver- 
langt, daß die PGH die Ausführung 
von Leistungen für die Bevölkerung sta- 
tistisch nachweisen müssen. 


Um die PGH ökonomisch anzuregen, 
ihre Effektivitäts- und Leistungsreser- 
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11800 M 


ven stärker auszuschöpfen und ihre 
Leistungen für den Bevölkerungsbedarf 
zu erhöhen, erhalten die PGH steuerli- 
che und andere Vergünstigungen. Die 
Räte der Kreise können die PGH, die 
Klein- und Kleinstreparaturen ausfüh- 
ren, teilweise oder ganz von der Ab- 
führung der USt befreien sowie zeit- 
weilig Ermäßigungen bei der PFSt und 
der Gewinnsteuer gewähren. 

Die nicht abzuführenden Beträge an 
USt und PFSt mindern jeweils den 
steuerpflichtigen Gewinn und werden 
den Fonds der PGH zugeführt. 


Die PGH-Mitglieder erzielen aus ihrer 
Tätigkeit in der PGH verschiedene 
Einnahmen, die auch unterschiedlich 
besteuert werden (vgl. Abb. 6.2.). 


Beispiel: 

Ein PGH-Mitglied erzielt auf der 
Grundlage bestehender Normen in 
einem Monat aus der PGH eine Lei- 
stungsgrundvergütung von 500M und 
eine Mehrleistungsvergütung von 200 M. 


Demzufolge betragen 
—- die Gesamtvergütung 
500 M + 200 M = 700 M 
— die durchschnittliche Normerfüllung 
700 - 100 
500 
Für 500 M beträgt die Steuer 
bei Anwendung 


= 140 % 


der Steuerklasse I 62,00M 
für 200 M beträgt die Steuer 

bei 140 % Normerfüllung 15,60 M 
Steuerbetrag insgesamt 77,60 M 


Einnahmen der PGH-Mitglieder a 


aus der Tätigkeit für 
die PGH 


Leistungs- Mehr- Gewinn- 
grund- leistungs- aus- 
vergütung vergütung schüttung 
Anwendung "Anwendung Besteuerung 
einer Steuer- einer von einheitlich 
tabelle, die 5 bis 20% mit 10% 
dem Lohn- gestaffelten 

steuertarif Steuertabelle 

entspricht 


Abb. 6.2. 

Übersicht über die der Mitglieder-Steuer 
unterliegenden Einnahmen der PGH- 
Mitglieder 


Die von der Besteuerung der Arbeiter 
und Angestellten abweichende Besteue- 
rung der Mehrleistungsvergütungen der 
PGH-Mitglieder ist gerechtfertigt, da 
die PGH die Normen selbst ermitteln 
und festsetzen. Durch das jeweils zu- 
ständige Staatsorgan erfolgt die Bestä- 
tigung der Summe der Arbeitsvergü- 
tungen, d.h. die Höhe des Vergütungs- 
fonds einer PGH, in Anlehnung an die 
Löhne und Gehälter volkseigener Be- 
triebe. Dabei wird die höhere Besteue- 
rung der Mehrleistungsvergütungen 
berücksichtigt, die bis zu 29 Prozent 
erreicht, während die Lohnsteuer für 


aus den Fonds der PGH 


PGH-Mitglieder- Steuer 


aus der Überlassung und 
dem Verkauf von 
Produktionsmitteln 
an die PGH 


Prämien, " Gewinne Nutzungs- 
Beihilfen aus dem entgelte für 
Produktions- überlassene 
mittelverkauf Produktions- 

| mittel 

steuerfrei steuerfrei steuer- oder 
frei Besteu- 

erung 


mit 30% 


den Mehrleistungslohn in den volksei- 
genen Betrieben nur 5 Prozent beträgt. 
Auf diese Weise wird gesichert, daß die 
PGH-Mitglieder trotz anderer Besteue- 
rung der Mehrleistungsvergütungen für 
vergleichbare Leistungen im Prinzip ein 
gleiches Nettoeinkommen erhalten wie 
Werktätige in volkseigenen Betrieben. 

Die PGH-Mitglieder erhalten nach den 
geltenden Rechtsvorschriften außer den 
Steuerklassenvergünstigungen für ihre 
Kinder ein staatliches Kindergeld. 

Für die richtige Berechnung, Einbehal- 
tung und Abführung der .PGH- 
Mitglieder-Steuer sind die Produk- 
tionsgenossenschaften des Handwerks 
verantwortlich. 


Aufgaben R 
1. Informieren Sie sich in Ihrer 
Dienststelle über wichtige steuerli- 


che Förderungsmaßnahmen für 
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Ausführung von handwerk- 
lichen VersorgungS-, 
Peparatur- und Dienst- 
leistungen c 


Abb. 6.3. 


Übersicht über wichtige Merkmale eines 
Handwerksbetriebes 


PGH, die in Beschlüssen und Wei- 
sungen zentraler und örtlicher Or- 
gane enthalten sind! 

2. Begründen Sie, warum bei der 
Gewinnsteuer der PGH zwei 
Steuersätze bestehen! 

3. Nach welchen Grundsätzen er- 
folgt die Besteuerung der PGH- 
Mitglieder? 


6.2.3. 
Die Besteuerung 
der privaten Handwerker 


Die Besteuerung der privaten Hand- 
werker ist nach . sozialökonomischen 
Gesichtspunkten differenziert. Es wer- 
den steuerliche Förderungsmaßnahmen 
wirksam, wenn die Leistungs- und Ef- 
fektivitätsreserven für die Verbesserung 
der Versorgung der Bürger eingesetzt 
werden. Voraussetzung dabei ist, daß 


die Betriebe die Merkmale eines 
Handwerksbetriebes erfüllen (vgl. 
Abb. 6.3.). 


Zur Ermittlung der Besteuerungsgrund- 
lagen brauchen die Handwerker nur 
einfache Aufzeichnungen zu führen. Die 
Betriebseinnahmen, die Erlöse, und die 
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Handwerksbetrieb 


Privateigentum an Produktions- 
mitteln, 
Inhaber arbeitet selbst mit und 
ist in der Handwerksrolle 

eingetragen 


Beschäftigung von höchstens 
KWerktätigen im Arbeits- 
rechtsverhaltnis (für Lehr- 
linge und Schwerbeschädigte 
gelten Sonderregelungen) 


Betriebsausgaben, die Kosten, sind täg- 
lich aufzuzeichnen. Die Abteilungen 
Finanzen der Räte der Kreise sind be- 
rechtigt, den Handwerkern weitere Er- 
leichterungen im Umfang der Auf- 
zeichnungspflicht zu gestatten. 

Die von den Handwerkern zu zahlende 
Handwerksteuer® wird jeweils für ein 
Kalenderjahr erhoben. Ihre Zusam- 
mensetzung ist aus der Abb. 6.4: er- 
sichtlich. 


Die Umsatzsteuer 


Die USt wird für alle Einnahmen aus 


_ Lieferungen und Leistungen erhoben, 


sofern im Preis die USt kalkuliert wor- 

den ist. Der Steuer unterliegen Lei- - 
stungen, deren Preise nicht von der In- 

dustriepreisreform oder von Industrie- 

preisänderungen berührt werden. Zu 

den umsatzsteuerpflichtigen Einnahmen 

gehört. auch die Entnahme von Waren 

für private Zwecke des Handwerkers. 

Die USt beträgt in der Regel drei Pro- 

zent von den Einnahmen. 


8 Vgl. Gesetz über die Besteuerung der Handwer- 
ker vom 16. März 1966 (GBl. I Nr. 8 $:71); 
Verordnung über die Besteuerung der Handwer- 
ker vom 15. Dezember 1970 (GBl. II Nr. 96 
$. 676); Verordnung zur Ergänzung von Rechts- 
vorschriften über die Besteuerung privater 
Handwerker und Gewerbetreibender vom 5. April 
1976 (GBl. I Nr. 13 S. 193); Erste Durchführungs- 
bestimmung zum Gesetz über die Besteuerung 
der Handwerker vom 17. März 1966 (GBl. II 
Nr. 32 $. 183); Dritte DB zum Gesetz über die 
Besteuerung der Handwerker vom 16. Mai 1968 
(GBl. II Nr. 54 8.287); Anordnung über die 
Steuerveranlagung der Handwerker (Veranla- 
gungsrichtlinien ab 1966-Hdw-) vom 17. März 
1966 (GBl. Sonderdruck Nr. 537 $.1). 


Handwerksteuer 


Umsatzsteuer Produktionsfonds- 
(USt) oder steuer (PFSt) 
Abb. 6.4. 


Übersicht über die Zusammensetzung der 
Handwerksteuer 


Die Produktionsfondssteuer 


Bei den Handwerksbetrieben wird die 
PFSt aus Vereinfachungsgründen von 
den Einnahmen berechnet. Sie beträgt 
in der Regel drei Prozent von den Erlö- 
sen, wenn die Preise durch die Indu- 
striepreisreform oder durch Industrie- 
preisänderungen neu gebildet worden 
sind. Bauhandwerker zahlen auf ihre 
Einnahmen generell PFSt. Umsatzsteuer 
und Produktionsfondssteuer für gleiche 
Umsätze (Einnahmen) 
gegenseitig aus. 


Die Lohnsummensteuer 


Die LSSt soll dazu beitragen, daß die 
Steigerung der handwerklichen Lei- 
stungen für die Bevölkerung in erster 
Linie durch Rationalisierungsmaßnah- 
men, Kleinmechanisierung und An- 
wendung fortschrittlicher Arbeitsme- 
thoden erreicht wird. Die LSSt wird er- 
hoben, wenn ..die im Handwerksbetrieb 
gezahlte Lohnsumme jährlich mehr als 


12000 M beträgt. Lehrlingsvergütungen ' 


unterliegen nicht der LSSt. Die Lohn- 
summensteuer wird nach einer Tabelle 
erhoben und ist abhängig von der Höhe 
der Lohnsumme. Sie ist von 6 Prozent 
bis 15 Prozent gestaffelt. 


schließen sich 


Lohnsummensteuer Gewinnsteuer 
(LSSt) 

Die Gewinnsteuer 

Der sozialistische Staat fördert das 


Handwerk auch durch eine sehr gün- 
stige Gewinnsteuer. Bis zu 11009M 
Einkommen im Jahr entspricht die Ge: 
winnsteuer im wesentlichen dem Lohn- 
steuertarif. Beträgt der steuerpflichtige 
Gewinn über 11000M, steigt die Ge- 
winnsteuer prozentual an, erreicht aber 
nicht die Höhe der Einkommensteuer, 
Übersteigt der jährliche Gewinn aus 
dem Handwerksbetrieb 20 000M, zah- 
len die Handwerker, die nicht aus- 
schließlich Bevölkerungsleistungen er- 
bringen, einen Zuschlag zur Ge- 
winnsteuer. Abhängig von der Höhe des 
steuerpflichtigen Gewinns wird der Zu- 
schlag unterschiedlich festgesetzt, z.B. 
bei einem steuerpflichtigen Gewinn bis 
zu 100 000 M jährlich in Höhe von zehn 
Prozent des steuerpflichtigen Gewinns 
minus 2000M. Werden Bevölkerungs- 
leistungen anteilig erbracht, wird auf 
diese Leistungen kein Zuschlag erhoben. 
Die Bemessungsgrundlage für die Be- 
rechnung der Gewinnsteuer bildet der 
steuerpflichtige Gewinn aus: dem 
Handwerksbetrieb. 

Zu den Betriebseinnahmen zählen die 
Erlöse aus Lieferungen und Leistungen, 
der Privatverbrauch an Waren, Ein- 
nahmen aus Verkäufen und Vermietung 
betrieblicher Gegenstände, Provi- 
sionseinnahmen, erhaltene Preisaus- 
gleichszahlungen und Preisstützungen. 


Betriebsausgaben werden nur in dem 
Umfang anerkannt, wie sie betrieblich 
verursacht werden und den rechtlichen 
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Bestimmungen entsprechen. Es handelt 
sich hierbei vor allem um die Kosten 
für Material, Löhne, betrieblich be- 
dingte Steuern (USt oder PFSt, LSSt), 
SV-Beitragsanteile für Beschäftigte und 
Unfallumlage, Aufwand für Miete, 
Energie und Heizung, für betrieblich 


bedingte “ Fahrzeugunterhaltung, 
Reisekosten, Abschreibungen, Sonder- 
abschreibungen bei aufgenommenen 


Krediten für Grundmittel, Reparaturen, 
Neuanschaffung von Anlagegegenstän- 
den bis 500 M Anschaffungskosten. 
Alle Aufwendungen, die privaten 
Zwecken dienen oder die durch ein ge- 
sellschaftlich nicht zu billigendes Ver- 
halten ausgelöst werden, dürfen den 
Gewinn nicht mindern und sind vom 
Handwerker privat zu tragen. Das be- 
trifft z.B. die private Kräftfahrzeugun- 
terhaltung, Zuwendungen und Ge- 
schenke, zu zahlende Zuschläge ‘oder 
Strafen sowie persönliche Steuern, wie 
Gewinnsteuer, Vermögensteuer, Erb- 
schaftsteuer usw. 


Beispiel für die Ermittlung des Gewinns 
“ aus dem Handwerksbetrieb (verein- 


facht): 


- Ein Elektroinstallateur, bei dem zwei 
Werktätige im Arbeitsrechtsverhältnis 
stehen und dessen Ehefrau voll mitar- 


Material- und 
Warenbestände 


1. 1. 14 000 M 

31. 12. 18 000 M 
Berechnung des Gewinns: 
Betriebseinnahmen 

— abzugsfähige Kosten 
Überschuß 

-+ Bestände am 31. 12. 
‚Zwischensumme 

— Bestände am 1.1. 


Tag 


Gewinn aus Handwerksbetrieb 
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Forderungen 


+ 10000M 
+ 7000M 


beitet, führt Reparaturen und Han- 
delstätigkeit' aus; 50 Prozent der Um- 
sätze entfallen auf Bevölkerungslei- 
stungen, 50 Prozent auf Leistungen für 
Betriebe. 


Im Kalenderjahr betrugen die Erlöse 
aus: handwerklicher Tätigkeit, ein- 
schließlich der. Handelsumsätze, 
105 000M, die steuerlich abzugsfähigen 
Kosten 75000M. Die Ermittlung des 
Gewinns geht aus der unten stehenden 
Übersicht hervor. 


Zur Feststellung der Höhe des steuer- 
pflichtigen Gewinnes werden vom er- 
mittelten Gewinn aus dem Handwerks- 
betrieb noch abgesetzt 


— Produktionsfondssteuer und andere 
Abführungen, 

— Freibetrag für körperbehinderte/ 
blinde Handwerker, 

- Freibetrag in Höhe von 50 Prozent 
der SV-Pflichtbeiträge für den 
Handwerker und seinen mitar- 
beitenden Ehegatten. 


Der steuerpflichtige Gewinn bildet die 
Grundlage für die Berechnung der Ge- 
winnsteuer nach der Steuertabelle. Der 
ermittelte Steuerbetrag wird um jeweils 
120M für jede zu gewährende 
Steuerermäßigung für Ehegatten und 
Kinder gekürzt. 


Verbindlichkeiten Bestände 


— 8000M 
— 4000 M 


16 000M 
21'000 M 


105 000 M 
75 000 M 


30 000 M 
21000M, 


51000M 
16 000M 


35000 M 


\ 


Beispiel für die Ermittlung der Ge- 
winnsteuer (vereinfacht): 


.Der genannte Handwerksmeister ist 
verheiratet; zum Haushalt gehören zwei 
Kinder im Alter von 9 und 17 Jahren. 
Die Voraussetzungen zur Gewährung 
von Steuerermäßigung für den Ehegatten 
und zwei Kinder sind gegeben. Die 
SV-Pflichtbeiträge betragen für den 
Handwerksmeister und seine mitar- 
beitende Ehefrau zusammen 2880 M. 


Berechnung: 
Gewinn aus Handwerksbetrieb 35 000 M 


50% der SV-Pflichtbeiträge 
des Handwerkers und seiner 


mithelfenden Ehefrau — 1440 M 
steuerpflichtiger Gewinn 33 560 M 
Gewinnsteuer It. Steuertabelle 12516 M 
Zuschlag zur Gewinfsteuer 
3 350 M (abgerundet) 
— 2000M = 1350 M, 

. davon nicht zu erheben (50%) 
für Bevölkerungsleistungen 
(1350 M — 675 M = 675M) +675M 
Zwischensumme 13191 M 
Steuerermäßigungen 
(3 120 M) — 360 M 
zu zahlende Gewinnsteuer 12831 M 


Weitere Finanzbeziehungen der privaten 
-Handwerker zum Staatshaushalt 


Liegen bei Handwerkern andere Ein- 
künfte bis zu 1200M jährlich, vor, so 
z.B. aus Grundstücksvermietung, dann 
werden diese. zusammen mit dem Ge- 
winn aus dem Handwerksbetrieb be- 
steuert. Sofern die anderen Einkünfte 
1200M jährlich übersteigen, ist hier- 
auf Einkommensteuer zu zahlen. 

Für anderes Vermögen außerhalb des 
Handwerksbetriebes ist, wenn die Vor- 
aussetzungen erfüllt sind, Vermögen- 
steuer zu entrichten. 

Handwerker zahlen im Einzelfall auch 
produktgebundene Abgaben sowie wei- 
tere Abführungen und erhalten Preis- 


stützungen und weitere Ausgleichszah- 
lungen, die mit der Durchsetzung der 
Preispolitik im, Zusammenhang stehen. 
Handwerker erhalten aus dem Staats- 
haushalt das staatliche Kindergeld und 
— wenn eine festgelegte Gewinnhöhe 
nicht überschritten wird — auch einen 
Ausgleich für die mit der Durchführung 
lohnpolitischer Maßnahmen entstande- 
nen Mehraufwendungen. Diese Beträge 
werden in der Regel mit der abzufüh- 
renden Handwerksteuer verrechnet. 
Finanzbeziehungen ergeben sich auch 
im Zusammenhang mit der Anwendung 
zielgerichteter Förderungsmaßnahmen 
durch die örtlichen Organe der Staats- 
macht. 

Im Interesse der Erhöhung der Lei- 
stungen für die Bevölkerung bestehen 
vielfältige Förderungsmöglichkeiten, 
die differenziert angewendet werden. 
Das betrifft z.B. 


— die Erteilung von Gewerbegeneh- 
migungen entsprechend den territo- 
rialen Erfordernissen zur Sicherung 
der Versorgung und die Gewährung 
einer Steuerbefreiung für ein Jahr, 


höchstens jedoch für 10090M 
Steuern, 

— die Sicherung des Handwerker- 
nachwuchses (durch planmäßige 
Lehrlingsausbildung, 

— die Gewährung von steuerlichen: 


Vergünstigungen in Form von Prä- 
mien an Handwerker und deren Be- 
schäftigte, die für die Versorgung im 

. Territorium besonders wichtige Tä- 
tigkeiten verrichten, soweit diese die 
erteilten staatlichen Auflagen erfül- 
len und überbieten. 


Auch die Gewährung von Bankkrediten 
für den Kauf von Grundmitteln zu gün- 
stigen Bedingungen unterstützt die 
Stabilisierung und Verbesserung der. 
Versorgung der Bevölkerung. Die In- 
anspruchnahme eines solchen Kredits 
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und die Gewährung von Sonderab- 
schreibungen in Höhe der jährlichen 
Kredittilgung erleichtert zum Beispiel 
dem Bäckerhandwerk die Anschaffung 
moderner Automatiköfen, mit denen die 
Backleistungen bis zu 50 Prozent erhöht 
werden können. 


Eine wichtige steuerliche Förderungs- 
maßnahme ist die pauschale Festsetzung 
der Handwerksteuer. Sie erfolgt vor 
allem bei Handwerkern bestimmter Be- 
rufsgruppen, die allein tätig sind oder 
nicht mehr als einen Werktätigen im 
Arbeitsrechtsverhältnis beschäftigen 
sowie mindestens 70 Prozent ihrer 
handwerklichen Leistungen für die Be- 
völkerung und für gesellschaftliche 
Einrichtungen in den Wohngebieten 
ausführen. Die Handwerksteuer kann 
pauschal auch für allein tätige Hand- 
werker weiterer Berufe unabhängig 
vom Anteil der Leistungen für die Be- 
völkerung festgesetzt werden. Es ist 
auch möglich, daß eine Pauschale für 
Betriebsausgaben anerkannt wird. Die 
Höhe der pauschalen Handwerksteuer 
hängt ab vom Durchschnitt der für die 
letzten beiden Jahre gezahlten Hand- 
werksteuer. 


Diese Maßnahme regt die Handwerker 
wesentlich zur Leistungsteigerung an, 
da ihre erhöhten Leistungen nicht zu 
einer Erhöhung der Handwerksteuer 
führen, sondern voll einkommenswirk- 
sam werden. Außerdem erleichtert sie 
die Buchführungsarbeiten erheblich, da 
nur noch die Einnahmen aufzuzeichnen 
und ggf. Lohnnachweise zu führen sind. 


Aufgaben 


B | 1. Inwiefern trägt die Gestaltung 
der Handwerksteuer zur Über- 

einstimmung der gesellschattlichen 

Erfordernisse mit den persönlichen 

Interessen der Handwerker bei? 

2. Welche finanziellen Förde- 


110 


rungsmaßnahmen ermöglichen dem 
örtlichen Rat die Stimulierung 
handwerkstypischer Leistungen? 
3. Informieren Sie sich in Ihrer 
Dienststelle über die Auswirkungen 
dieser Förderungsmaßnahmen auf 
die Entwicklung der Handwerkslei- 
stungen im Territorium! 


6.2.4. 
Die Besteuerung 
der Kommissionshändler 


Kommissionshändler sind private Ein- 
zelhändler oder Gastwirte, die ihre 
Handelstätigkeit auf der Basis eines 
Kommissionshandelsvertrages mit dem 
volkseigenen oder genossenschaftlichen 
Einzelhandel ausüben (vgl. Abb. 6.5.). 


Kommissionshandelsverträge? werden 
auf freiwilliger Grundlage abgeschlos- 
sen. Sie regeln alle wichtigen ökono- 
mischen und rechtlichen Beziehungen 
der Vertragspartner. In ihnen sind zum 
Beispiel Versorgungsaufträge sowie 
Höhe und Sortiment des Umsatzes 
festgelegt. Außerdem werden die An- 
zahl der Arbeitskräfte, die Höhe der 
Provision und die Arbeitsleistung des 
mitarbeitenden Ehegatten vereinbart. 
Einen Teil der entstehenden’ Kosten 
übernimmt der sozialistische Vertrags- 
partner (vgl. Abb. 6.6.). 


Die Haushaltsbeziehungen der Kom- 
missionshändler sind einfach gestaltet 
und regen durch steuerliche Erleichte- 
rungen zur Leistungssteigerung im In- 
teresse der besseren Versorgung der 


9 Vgl. Verordnung über die Tätigkeit privater 
Einzelhändler und Gastwirte als Kommissions- 
händler des sozialistischen Einzelhandels - Kom- 
missionshandelsverordnung - vom 26. Mai 1966 
(GBl. II Nr. 68 S. 429); Fünfte Durchführungs- 
bestimmung zur Kommissionshandelsverordnung 
vom 15. April 1976 (GBl.I Nr.16 $. 221): 
Sechste Durchführungsbestimmung zur Kommis- 
sionshandelsverordnung - Kommissienshandel 
mit festen Brennstoffen - vom 12. November 
1976 (GBl.I Nr. 44 S. 503). 


Kommissionshandelsbetrieb 


F 


Privateigentum an Grund- 
mitteln für die Handels- 
tätigkeit 


Abb. 6.5. 


Wichtige Merkmale eines Kommissions- 


handelsbetriebes 


Verwalter von sozialistischem 
Eigentum’an Umlaufmitteln, 
d.h. an Handelsware und 
Warenerlösen, sowie an 
Grundmitteln, z.B. Ausrüstungs- 
gegenständen 


Zusammensetzung der Handelskosten 
im Kommissionshandel 


selbständige Handels- 
tätigkeit auf Provisions- 
basıs, wobei in der Regel 
bis zu drei Beschäftigte 
tätig sind 


Konstante Handelskosten 


.Diese Kosten sind zeitabhängig und 
werden nur gering von der Umsatzhöhe 
beeinflußt, z.B. Miete, Licht, Heizung, 
Abschreibungen 


trägt (erstattet) der sozialistische 
Vertragspartner 


Abb. 6.6. 
Übersicht über die Struktur der Handels- 
kosten im Kommissionshandel 


Bevölkerung an. Kommissionshändler 
zahlen auf ihr steuerpflichtiges Ein- 
kommen aus der Kommissionshan- 
delstätigkeit eine Steuer des Kommis- 
sionshandels!®, deren Höhe im Prinzip 
der Lohnsteuer für Arbeiter und Ange- 
stellte entspricht. Übersteigt der 
Jahresgewinn 24000 M, ist auf den 
übersteigenden Betrag ein Zuschlag in 
Höhe von 59 Prozent zu zahlen. 

Der Kommissionshändler zeichnet seine 
Erlöse, vor allem seine Provisionsein- 


Variable Handelskosten 


Diese Kosten sind umsatzabhängig und 
werden stärker von der Umsatzhöohe 
beeinflußt, z.B. Löhne, Reparaturen, 


Verpackung 


trägt der Kommissionshändler 


nahmen, und seine Kosten täglich in 
einem Tagebuch auf und ermittelt sei- 
nen Gewinn in einfacher Weise. Be- 
standsveränderungen bleiben unberück- 
sichtigt, da die Warenvorräte Eigentum 


des sozialistischen Vertragspartners 
sind. Gewinne aus Nebentätigkeiten, ‘ 
zum Beispiel aus Reparatur- und 


Dienstleistungen, die im Zusammen- 
hang mit der Kommissionshandelstä- 
tigkeit stehen, sowie andere Einkünfte 
bis zu jährlich 720M werden mit bei 
der Gewinnermittlung aus Kommis- 
sionshandel erfaßt. Für die aus Neben- 


10 Vgl. 1. Verordnung über die Besteuerung der 
Kommissionshändler vom 24. Dezember 1959 
{GBl. 71960 Nr.2 5.19); 2. Verordnung über 
die Besteuerung der Kommissionshändler vom 
15. Dezember 1970 (GBl. II Nr. 97 S$. 689). 
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Beispiel der Gewinnermilttlung, der Einkommensermittlung und Steuerberechnung eines Kom- 


missionshändlers: 


Einnahmen: 


— Provision (angenommen 14% von 290 000 M Umsatz) 


— erstattete Handelskosten 


— Sonstige Einnahmen im Zusammenhang mit 


Kommissionshandelstätigkeit 


Kosten: 
— Miete für Geschäftsräume 


‚— Energie-, Heizungs- und ae 


— Abschreibungen 
— Löhne (Bruttolöhne) 
— Kraftfahrzeugkosten 


— Sonstige Kosten (im einzelnen aufgegliedert) 


Gewinn aus Kommissionshandel 


abzüglich absetzungsfähiger Beträge 


steuerpflichtiges Einkommen aus Kommissionshandel 


Kommissionshandelssteuer in Steuerklasse III/1 


(verheiratet, ein 7jähriges Kind) 


tätigkeiten erzielten Einnahmen ist ggf. 
Umsatzsteuer zu entrichten. 

Zwischen der Höhe des Gewinnes aus 
Kommissionshandel und dem steuer- 
pflichtigen Einkommen des Kommis- 
sionshändlers bestehen Unterschiede. 
“ Unter anderem werden ein gesetzlich 
festgelegter Freibetrag sowie die ge- 
zahlten Pflichtbeiträge zur Sozialversi- 


cherung (unter Beachtung von Höchst-. 


beträgen) abgesetzt. 

Für seine Kinder erhält der Kommis- 
sionshändler . neben dem _ staatlichen 
Kindergeld Steuerermäßigung durch die 
Einstufung in Steuerklassen wie die 
Lohnempfänger. Außergewöhnliche Be- 
‚lastungen, zum Beispiel als Beschädig- 
ter, werden im gleichen Umfang be- 
rücksichtigt wie beim Arbeitseinkom- 
“men. 


Aufgaben 


] 1. Erläutern Sie die Einordnung der 

Kommissionshändler in die örtlichen 
Versorgungsaufgaben! 

2. Erläutern Sie an einem Beispiel 
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40 600M 
- 4980 M 
— 45 580 M 
1080 M 
1680M 
1320 M 
ö 6840 M 
3120M 
7840 M 21880 M 
23 700 M 
5900M 
17 800M 
3550M 


die Berechnung des Gewinns aus 
dem Kommissionshandel und die 


Zusammenhänge zwischen Ein- 
kommen und Höhe der Steuer des 
Kommissionshandels! 

6.2.5. 


Die Besteuerung: 
der Gewerbetreibenden und anderer 
selbständig tätiger Bürger 


Zum Kreis der Gewerbetreibenden und 

anderer selbständig tätiger Bürger zäh- 

len im Sinne der steuerrechtlichen Vor- 

schriften insbesondere 

— private Einzelhändler und Gastwirte 
ohne Kommissionshandelsvertrag, 

— private Gärtner, 


— Inhaber kleiner Verkehrsbetriebe 
zur Personen- oder Güterbeförde- 
rung, 


— Gewerbetreibende, die Dienstlei- 
stungen ausführen, z.B. Textilreini- 
ger, Schausteller, 


— sonstige Gewerbetreibende, z.B. 
Altstoffhändler, 

— freiberuflich tätige Bürger, z.B. 
Rechtsanwälte, Helfer in Steuersa- 
chen sowie 

— Hauseigentümer. 


Die Gewerbetreibenden und anderen 
selbständig tätigen Bürger sind vor 
allem durch Steuern, SV-Beiträge und 
Ausgleichszahlungen mit dem Staats- 
haushalt verbunden (vgl. Abb. 6.7.). 


Die Einkommensteuer 


Die Gewerbetreibenden und anderen 
selbständig tätigen Bürger zahlen für 
ihre in der DDR erzielten Einkünfte 
Einkommensteuer (ESt) als persönliche 
Steuerleistung an den Staatshaushalt. 
Besteuert werden insbesondere 


.— Einkünfte aus Gewerbebetrieb, 

— Einkünfte aus Land- und Fast 
schaft, 

— Einkünfte aus steuerlich nicht be- 
günstigter selbständiger Arbeit, 

— Einkünfte aus Vermietung und Ver- 
pachtung. 


Für Einkünfte aus Tätigkeiten, die im 
volkswirtschaftlichen Interesse liegen, 
gelten steuerliche Sonderregelungen. 
Zum Beispiel bestehen Steuerbegünsti- 
gungen für Reparatur- und Dienstlei- 
stungstätigkeiten. 

Die jeweiligen Einkünfte werden unter 
Berücksichtigung spezieller Rechtsvor- 
schriften ermittelt. Die Gewer- 
betreibenden haben den jährlichen Ge- 
winn in den Jahressteuererklärungen 
selbst zu berechnen. - 

Als Gewinn gilt dabei im Prinzip der 
Überschuß der Erlöse über die Kosten 
unter Berücksichtigung von Bestands- 
veränderungen bei Umlaufmitteln 
(Einnahme-Ausgabe-Überschußrech- 
nung). Es handelt sich hierbei um eine 
einfache Form der Gegenüberstellung 
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der Einnahmen zu den Aufwendungen. 
Die Summe der Einkünfte aus den ein- 
zelnen Einkunftsarten ergibt den jähr- 
lichen Gesamtbetrag der Einkünfte. Bei 
der Einkommensteuer erfolgt zur .Er- 
fassung der wirtschaftlichen Leistungs- 
fähigkeit der Familien eine Haushalts- 
besteuerung, d.h., die Einkünfte des 
Gewerbetreibenden oder selbständig 
tätigen Bürgers, seines Ehegatten und 
seiner Kinder werden zusammenge- 
rechnet, sofern die gesetzlichen Vor- 
aussetzungen zur Zusammenveranla- 
gung erfüllt sind. Erzielt der Ehegatte 
Arbeitseinkommen, erfolgt eine ge- 
trennte Veranlagung. Soziale Verpflich- 
tungen des Bürgers und seiner mit ihm 
zusammenveranlagten Familienangehö- 
rigen werden bei der Ermittlung des 
steuerpflichtigen Einkommens teilweise 
berücksichtigt, soweit die Einkom- 
menshöhe dies sozial vertretbar er- 
scheinen läßt. 


"Es handelt sich hierbei vor allem um 
- an Abzug der It. "Jahressteuerer- 


klärung zu entrichtenden Sozialver- 
sicherungspflichtbeiträge unter Be- 
achtung von Höchstbeträgen!! 

— den Abzug von Beträgen für vorlie- 
gende außergewöhnliche. Belastun- 
gen, z.B. als Beschädigter oder bei 
Unterhalt bzw. Tod von Familien- 


angehörigen. 
Die Ermittlung des steuerpflichtigen 
Einkommens ist aus den Jahres- 


steuererklärungen ersichtlich. 

Bei der Einkommensteuer werden 
Steuerermäßigungen für Ehegatten, 
Kinder und Eltern sowie aus Alters- 
gründen berücksichtigt. Diese 
Steuerermäßigungen sind in Form von 
Steuerklassenvergünstigungen zu ge- 
währen, wenn das jährliche Einkommen 


11 Für den Steuerpflichtigen jährlich 500M und 
für jede mit ihm zusammenveranlagte Person 
300 M. 
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Produkt- 
gebundene 
Abgaben 

und ande- 
re Abfüh- 
rungen 


Vermögen- SV- 
steuer 


(vSt) 


Abb. 6.7. 
. Beziehungen der Gewerbetreibenden zum 
Staatshaushalt (vereinfacht) 


20000 M nicht übersteigt und die son- 
stigen gesetzlich geforderten Voräus- 
setzungen erfüllt werden. Bei Bürgern 
ohne Steuerermäßigungen gilt die 
Steuerklasse 1. 


Beispiel: 

Das steuerpflichtige Einkommen eines 
Bürgers beträgt 12000M. Er ist ver- 
heiratet und hat 3 Kinder unter 16 Jah- 
ren. Ihm werden Steuerermäßigungen 
für den Ehegatten und 3 Kinder ge- 
währt. Der Bürger wird in die Steuer- 
klasse 5 eingestuft und zahlt eine Ein- 
kommensteuer in Höhe von 3144M. In 
Steuerklasse 1 beträgt sie vergleichs- 
weise 3826 M. Durch die Steuerermäßi- 
gungen erhöht sich folglich .das Netto- 
einkommen dieses Bürgers gegenüber 
einem Bürger ohne Steuerklassenver- 
günstigungen um 682 M. 


Der ESt-Tarif ist progressiv gestaffelt. 
Das bedeutet, daß der Anteil der Steuer 
am Einkommen um so größer ist, je 
höher das Einkommen steigt. 
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Staatshaushalt j 


Beiträge 


Produktgebundene 
Preisstützungen und 
andere Zuführungen 


Bei der ESt können die örtlichen Räte in 
bestimmten Umfang Vergünstigungen 
gewähren oder entsprechend den 
Rechtsvorschriften Befreiungen von der 
Steuerzahlung vornehmen.!? 

Dies ist in bestimmten Fällen 
besondere möglich bei 


ins- 


— Inhabern von Gastwirtschaften, 

— Inhabern von Kleinbetrieben, die 
Reparaturen und Dienstleistungen 
ausführen oder allein, d.h. ohne 

. fremde Beschäftigte, tätig sind, 

— Inhabern von Wäschereien und an- 
deren Kleinbetrieben des textilen 


Reinigungswesens, die für die Be- 
völkerung tätig sind, 
— Angehörigen bestimmter Berufs- 


gruppen freiberuflich tätiger Bürger. 


Die V.eermögensteuer 


In der DDR wird Vermögensteuer 
(VSt) erhoben. Die Mehrzahl der Bür- 
ger braucht jedoch keine VSt zu zahlen, 


12 Vgl. Anordnung über Finanzmafnahmen... in 
den Kleinindustriebetrieben... vom 15. Dezem- 
ber 1970 (GBl. II Nr. 96 S. 680); Verordnung 
über die Besteuerung von Berufsgruppen frei- 
beruflih Tätiger vom 15. Dezember 1970 
(GBl. II Nr.97 S.690); $3 des EStG in der 
Fassung vom 18. September 1970 (GBl. Sonder- 
druck Nr. 670 S.1); Anordnung über finanzielle 
Regelungen für private Betriebe des textilen Rei- 
ınigungswesens vom 30. Dezember 1970 (GBl. II 
1971 Nr. 8 S. 58). 


“ Land- und forstwirtschaftliches Vermögen Wertfeststellung 
+ Grundvermögen durch 
+ Betriebsvermögen Einheitswerte 


+ Wert des sonstigen Vermögens 


= Rohvermögen 
- Schulden 


= Gesamtvermögen bei Zusammenveranlagung 


| 


Abrundung 


Freigrenzen 


Steuerpflichtiges Vermögen 


(Steuersatz von 0,5 bis 2,5 % entsprechend der Steuertabelle) 


Abb. 6.8. 
Überblick über die Berechnung der Ver- 
mögensteuer (vereinfacht) 


da viele Vermögensteile, wie Spar- und 


Spargiroguthaben, Renten- und Versi- - 


cherungsansprüche, Kräder, PKW, nicht 
zum steuerpflichtigen Vermögen zählen. 
Außerdem gibt es Freigrenzen, z.B. für 
Kunstgegenstände und Sammlungen im 
Wert bis 50000 M. Kommissionshänd- 
lern und Handwerkern werden für be- 
stimmte Vermögensteile, die der ge- 
werblichen Tätigkeit dienen, Ver- 
günstigungen gewährt. 


Das steuerpflichtige Vermögen umfaßt 
folgende Vermögensteile: 


— land- und 
Vermögen, 

— Grundvermögen, 

— Betriebsvermögen, 

— sonstiges Vermögen. 


forstwirtschaftliches 


Bei der Vermögensteuer erfolgt eine’ 


Zusammenveranlagung des Vermögens 
der in einem Haushalt lebenden Ehe- 
gatten und ihrer Kinder. Die Vermö- 
gensteuer wird nur erhoben, wenn das 


Gesamtvermögen die gesetzlich festge- 
legten Freigrenzen übersteigt. Sie be- 
tragen für den steuerpflichtigen Bürger 
10000 M, für den Ehegatten sowie für 
jedes Kind unter 18 Jahren jeweils wei- 
tere 5900 M. Die VSt-Sätze sind, ab- 
hängig von der Höhe des Vermögens, 
von 0,5 Prozent bis 2,5 Prozent gestaf- 
felt. Die Vermögensteuerbeträge erge- 
ben sich aus besonders gestalteten 
Steuertabellen, die sowohl die Vermö- 
genshöhe als auch die verschiedenen 
Freigrenzen berücksichtigen. 


Das Vermögen wird an festgelegten 
Stichtagen, d.h. zum 1.1. des Jahres, 
ermittelt und danach die Vermögen- 
steuer festgesetzt. Änderungen in der“ 
Höhe des Vermögens führen nur dann 
zu einer neuen Steuerberechnung, wenn 
die Abweichung 10Prozent bzw. 
20 Prozent oder 100 000 M übersteigt. 


Beispiel: 


Ein Bürger kaufte 1976 ein Einfa- 
milienhaus mit einem Einheitswert von 
30000M. Anderes Vermögen und 
Schulden hatte er nicht. Im Haushalt 
lebt ein 1961 geborenes Kind. Am 
1. Januar 1980 hatte er außerdem als 
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sonstiges Vermögen ein privates Dar- 
lehen in Höhe von 5000 M. 


Die Vermögensteuer wird wie folgt 
festgesetzt: 


1.1.1977: Gesamtvermögen 30 000M, 
Freigrenze 20 000 M, VSt300M. 
1.1.1980: Gesamtvermögen 35000M, 
Freigrenze 15000M, VSt524M. 


Die VSt beträgt also in den Jahren 1977, 


1978 und 1979 je 300 M, 1980 524 M 


jährlich. 


Die Umsatzsteuer 


Umsatzsteuer entrichten hauptsächlich 
die Gewerbetreibenden, die Umsätze 
aus der Handels- und Dienstleistungs- 
tätigkeit für die Bevölkerung erzielen. 
Ihre Einnahmen — soweit sie der Um- 
satzsteuer’ unterliegen — werden meist 
mit 3 Prozent besteuert, wenn 


— in den Preisen Umsatzsteuer kalku- 


liert worden ist, 
— keine Produktionsfondssteuer zu 
zahlen ist. 


. Die Produktionsfondssteuer 


Gewerbetreibende, für deren Lieferun- 
gen oder Leistungen neue Industrie- 
preise oder Handelsspannen festgesetzt 
werden, entrichten eine Produktions- 
fondssteuer.!? Hierzu gehören z.B. be- 
stinmte Kleingewerbetreibende, private 
Betriebe des Kohlehandels sowie Ver- 
kehrsbetriebe. 

Einzelhändler und Gastwirte entrichten 
keine Produktionsfondssteuer. 
Gewerbliche Kleinbetriebe sowie son- 
stige Betriebe mit höchstens 10 Be- 
schäftigten, u-a. Verkehrsbetriebe, ent- 
richten die PFSt in der Regel in Höhe 
von 3 Prozent vom Umsatz zu Preisen, 
die neu festgesetzt worden sind. 
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Die Gewerbesteuer 


Gewerbetreibende, die Gewinne aus 
einem Gewerbebetrieb im. Sinne des 
Einkommensteuerrechts erzielen, unter- 
liegen gleichzeitig der Gewerbesteuer- 
pflicht, sofern in den den Einnahmen zu- 
grunde liegenden Preisen die Gewer- 
besteuer als Kalkulationselement ent- 
halten ist und keine Befreiungsvor- 
schriften wirksam werden. 

Betriebe, die ausschließlich Industrie- 
preise realisieren, zahlen keine Gewer- 
besteuer. Auch private Einzelhändler 
und Gastwirte sowie Kohlenhändler und 
Altstoffhändler sind von der Entrich- 
tung der Gewerbesteuer befreit. 


Für Kleingewerbetreibende, die minde- 
stens 70 Prozent ihrer Leistungen zu- 
gunsten der Bevölkerung und für ge- 
sellschaftliche Einrichtungen in den 
Wohngebieten ausführen, kann der ört- 
liche Rat die Gewerbesteuer pauschal 
festsetzen.“ 


D 


Weitere Finanzbeziehungen 


der Gewerbetreibenden 
zum Staatshaushalt 


Soweit die in den speziellen Rechtsvor- 
schriften genannten Voraussetzungen 
auch für Gewerbetreibende und andere ' 


selbständig tätige Bürger zutreffen, 
entrichten diese produktgebundene 
Abgaben sowie andere Abführungen 


oder erhalten produktgebundene Preis- 
stützungen sowie andere Zuführungen. 


Das gewährte staatliche : Kindergeld 
wird von den abzuführenden Steuern 
bzw. von den SV- FOLLSMSENTAgEn ab- 
gesetzt. 


13 Vgl, Anordnung über Finanzmaßnahmen... in 
den privaten Betrieben... vom 15. Dezember 
1970 (GBl. II Nr. 98.$. 708). 

14 Wgl. SS 2 und 3 der Verordnung zur  Ergänztig 
von Rechtsvorschriften über die Besteuerung pri- 
vater Handwerker und Gewerbetreibender vom 
5. April 1976 (GBl. I Nr. 13 $. 193). 


Aufgaben 


| 1. Erläutern Sie die Grundsätze der 
Besteuerung der Gewerbetreibenden 
und der anderen selbständig tätigen 
Bürger! 
2..Welche steuerlichen Vergünsti- 
gungen können private Einzelhänd- 
ler und Gastwirte sowie einzelne 


Gruppen von Gewerbetreibenden 
erhalten? 
Welche Voraussetzungen müssen 
vorliegen? \ 

6.3. 


Die Besteuerung der Empfänger 
von Arbeitseinkommen 


6.3.1. 
Die Besteuerung der Arbeiter 
und Angestellten 


In der DDR ist jedem Bürger das Recht 
auf Arbeit garantiert. Männer und 
Frauen, Erwachsene und Jugendliche 
erhalten gleichen Lohn für gleiche Ar- 
beitsleistungen. 

Die vom sozialistischen Staat erlassenen 
Rechtsvorschriften zur Besteuerung der 
Empfänger von Arbeitseinkommen tra- 
gen dazu bei, 


— die leistungsorientierte Lohnpolitik, 

— die Steigerung der Arbeitsproduk- 
tivität, , 

— die weitere Erhöhung des Lebensni- 
veaus der Werktätigen, vor allem 
der Familien mit mehreren Kindern, 


zu unterstützen und zu fördern. 


Die Arbeiter und Angestellten leisten 
mit ihrer Steuerzahlung einen Beitrag 
zur Finanzierung gesamtgesellschaftli- 
cher Aufgaben, die auch im persönli- 
chen Interesse der Werktätigen liegen: 
Die Steuer vom Arbeitseinkommen wird 
als Lohnsteuer von den steuerpflichti- 


stellten erhoben. :Hierzu zählen 


gen Einkünften aus dem Arbeitsrechts- 
verhältnis des Arbeiters oder Ange- 
ins- 
besondere die als Lohn oder Gehalt er- 
zielten Bruttoverdienste. 

In Übereinstimmung mit der leistungs- 
orientierten staatlichen Lohn- und Ein- 
kommenspolitik wird der Kampf der 
Werktätigen um hohe Leistungen zur 
allseitigen Erfüllung der Pläne durch 
eine Reihe steuerlicher Maßnahmen 
unterstützt. 

Zum Beispiel wird keine Lohnsteuer 
erhoben für 


— die aus dem Prämienfonds sowie im 
Zusammenhang mit staatlichen 
Auszeichnungen gewährten Prämien, 

— Zuschläge für Schicht-, Überstun- 
den-, Nacht- und Feiertagsarbeit 
sowie für Zulagen bei besonderen 
Arbeitserschwernissen, 

— Leistungen der Sozialversicherung 
sowie für soziale Zuwendungen aus 
den betrieblichen Fonds. 


Werktätige, die Neuerervorschläge un- 
terbreiten, sich an _Neuerervereinba- 
rungen beteiligen oder Patente entwik- 
keln, sind mit den dafür erhaltenen 
Vergütungen bis zu einem Betrag von 
10000 M je Neuerung oder Erfindung 
steuerbefreit. Vergütungen für zusätz- 
liche Arbeiten, die im unmittelbaren 
gesellschaftlichen Interesse liegen und 
der Verbesserung der Arbeits- und Le- 
bensbedingungen der Bürger sowie der 
besseren Versorgung in den Städten und 
Gemeinden dienen, sind ebenfalls 
steuerfrei. Hierzu zählen insbeson- 
dere freiwillige Tätigkeiten der Bürger 


— bei der Erhaltung von Wohn- und 
Gesellschaftsbauten, 


15 Vgl. Anordnung über die Zulässigkeit, Vergü- 


tung und Kontrolle von zusätzlicher Arbeit bei 
der Vorbereitung und Durchführung von Bau- 
maßnahmen vom 25. August 1975 (GBl..I Nr. 35 
$.632) in der Fassung vom 27. Oktober 1978 
(GBl. I Nr. 38 S. 419). 


117 


— bei organisierten Arbeitseinsätzen 
zur Verhütung volkswirtschaftlicher 
Verluste, 

— im Bereich des Handels zur Siche- 
rung und Verbesserung der Versor- 
gung. 

Zur Anregung der Werktätigen zu 

hohen Leistungen im Bereich der ma- 

teriellen Produktion werden die über 
den Tarif- oder Grundlohn hinaus er- 

. zielten Mehrleistungslöhne oder Lohn- 

prämien der Produktionsarbeiter nur 

mit 5Prozent besteuert. Hierdurch 
verbleibt den Arbeitern der größte Teil 
des durch gute Qualitätsarbeit und 

Übererfüllung der Arbeitsnormen zu- 

sätzlich erarbeiteten Einkommens. 


Von den Lohneinnahmen aus Tariflohn 
oder Gehalt werden vor der Berechnung 
der Lohnsteuer die den Werktätigen im 
Zusammenhang mit der beruflichen Tä- 
tigkeit entstehenden berufsbedingten 
Ausgaben abgesetzt, z.B. . 


— die Pflichtbeiträge zur Sozialversi- 
cherung, 

— die Beiträge zum Freien Deutschen 
Gewerkschaftsbund (FDGB), 

— die Fahrtkosten von der Wohnung 
zur Arbeitsstätte und zurück, 

— die Ausgaben für fachliche und ge- 
sellschaftliche Qualifizierung und 
Literatur. 


Für alle Werktätigen ist hierfür in den 
Steuertabellen bereits ein monatlicher 
Pauschalbetrag in Höhe von 100M 
eingearbeitet. Sind die nachgewiesenen 
Aufwendungen höher, erkennt die Ab- 
teilung Finanzen des zuständigen Rates 
des Kreises den übersteigenden Betrag 
als erhöhte berufsbedingte Ausgaben 
an. 


Den Werktätigen bestimmter Berufs- 
gruppen, z.B. Lehrer und Ärzte, 
werden für ihre laufend notwendige 
Weiterbildung zusätzliche Steuerfreibe- 
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träge für berufsbedingte Ausgaben ; 
gewährt. 

Der Lohnsteuertarif ist progressiv ge- 
staffelt; er beginnt bei 0,5 Prozent und 
endet bereits bei 20 Prozent der steuer- 
pflichtigen Lohneinkünfte. 

Als Lohnabrechnungszeitraum gilt der 
Kalendermonat. Die Steuer wird in der 
Regel nach der monatlichen Steuerta- 
belle berechnet. Ist der Lohnzahlungs- 
zeitraum unterbrochen, z.B. infolge von 
Arbeitsunfähigkeit im Laufe des Monats 


oder bei Aufnahme bzw. Beendigung 


des Arbeitsrechtsverhältnisses, werden 
Tagestabellen angewandt. 
Unter Berücksichtigung der sozialen 


Verhältnisse der einzelnen Arbeiter und 
Angestellten und ihres Familienstandes 
erfolgt die Einstufung in Steuerklassen 
(s. Abb. 6.9.). Für jedes Kind wird 
mindestens bis zur Vollendung des 
18. Lebensjahres eine Steuerklassen- 
vergünstigung gewährt. 

Entsprechend der Sozialpolitik unseres 
Staates und seiner besonderen Fürsorge 
für Familien mit mehreren Kindern 
wird allen Werktätigen!® unabhängig 
von der Höhe ihres Einkommens je 
Familie ein staatliches Kindergeld ge- 
zahlt.'? 


Das Kindergeld beträgt, abhängig von 
der Zahl der zum Haushalt gehörenden 
und wirtschaftlich noch nicht selbständi- 
gen Kinder, 

— für das 1. und 2. Kind monatlich je 

20M, 
— für das 3. Kind monatlich 50 M, 
— für das 4. Kind monatlich 60 M, 


16 Hierunter fallen alle Bürger der DDR, die in 
einem Arbeitsrechtsverhältnis stehen, Mitglied 
einer sozialistischen Produktionsgenossenschaft 
oder selbständig tätig sind. 

17 Vgl. Verordnung über die Gewährung eines 
staatlichen Kindergeldes sowie die besondere Un- 
terstützung kinderreicher Familien und allein- 
stehender Bürger mit 3 Kindern vom 4. Dezem- 
ber 1975, einschließlich Erster DB vom 14. Ja- 
nuar 1976 (GBl.I Nr.4 $.52 und 5.56). 


bis zu 60 Jahren 
und ohne Kinder 


" I 
Steuerklasse I Steuerklasse II 


Steuerklasse IIT 


mit Steuerermäßigung 
für Kinder 


über 60 Jahre 
und ohne Kinder 


bis zu 40 Jahren 
und ohne Kinder 


Abb. 6.9. 

Übersicht über die Steuerklasseneintei- 
lung bei der Steuer vom Arbeitseinkom- 
men 


v 


— für das 5. und jedes weitere Kind 
monatlich 70 M. 


Außer den Steuerermäßigungen nach 
dem Familienstand werden bei der 
Steuer vom Arbeitseinkommen bei 
außergewöhnlichen sozialen Verhält- 
nissen weitere steuerfreie Beträge ge- 
währt, z.B. für ' 2 


— Werktätige mit Körperschäden, ge- 
staffelt von 70M bis 400M monat- 
lich, 

— Kämpfer gegen den Faschismus und 
Verfolgte des Faschismus, 

— Diabetiker, 

— Werktätige, die nahe Angehörige 
unterhalten oder finanziell unter- 
stützen, 

— finanzielle Aufwendungen, die im 
Zusammenhang mit Krankheits-, 
Unglücks- und Todesfällen in der 
Familie des Werktätigen entstanden 
sind. 


Beispiel: 

Ein Produktionsarbeiter, verheiratet, 
2 Kinder unter 18 Jahren, ist schwer- 
beschädigt. Der monatliche Freibetrag 
beträgt 140 M. Sein Monatsverdienst 
beträgt 1000 M und setzt sich aus 700 M 


Verheiratete ohne Steuerermäßi- 
Frauen /Männer gung für Kinder 


über 40 Jahre 


mit Steuerermäßigung 
und ohne Kinder 


für Kinder 


mit Steuerermäßligung 
für Kinder 


Grundlohn, 160 M Mehrleistungslohn, 
100M Leistungsprämie und 40M Er- 
schwerniszuschlägen zusammen. 


. Berechnung 
Lohneinnahmen und andere 
Einnahmen 1060 M 
davon frei und begünstigt — 300M 
steuerpflichtiger Lohn 
lt. Tabelle 700M 
Steuerfreibetrag 
als Schwerbeschädigter —140M 
zu besteuern 560M 
Steuer in Steuerklasse III/2 40,40 M 
+35 °% auf Mehrleistungsiohn 
(160 M) 80C0M 
zu zahlende Lohnsteuer 48,40 M 


Die Lohnsteuer wird durch Steuerabzug 
vom Arbeitseinkommen erhoben. Alle 
Betriebe, Institutionen, Einrichtungen, 
Genossenschaften und selbständig tä- 
tigen Bürger, die Arbeiter und Ange- - 
stellte im Arbeitsrechtsverhältnis be- 

schäftigen, sind verpflichtet, die Steuer: 

beträge richtig zu berechnen, einzube- 

halten und abzuführen. 

Die Überweisung an den Rat des Krei- 

ses, Abteilung Finanzen, erfolgt zusam- 

men mit den Sozialversicherungsbei- 

trägen. Die Summe wird zuvor um das 

an die Werktätigen ausgezahlte staatliche - 
Kindergeld und evtl. weitere vom Be- 

trieb ausgezahlte Leistungen der Sozial- 
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versicherung, wie Krankengeld, Schwan- 
gerschafts- und Wochengeld, gekürzt. 


6.3.2. 

Die Besteuerung 

der steuerbegünstigten 
freischaffenden Intelligenz 
sowie bestimmter Berufsgruppen 
freiberuflich Tätiger 


Das Einkommen der im Hauptberuf frei- 
schaffenden Bürger ist Arbeitseinkom- 
men und wird steuerlich begünstigt, 
wenn es das Ergebnis einer volkswirt- 
‚ schaftlich und sozialpolitisch besonders 
förderungswürdigen Tätigkeit ist.18 
Steuerbegünstigte freiberufliche 

künfte erzielen freiberuflich tätige 


Ein- 


— Schriftsteller und Journalisten, 
— Wissenschaftler, Lehrer und Dozen- 


ten, 
— darstellende und bildende Künstler, 
— Ärzte, Zahnärzte, Tierärzte und 
Hebammen, 
— Erfinder. 


Voraussetzung für die begünstigte Be- 
steuerung ist, daß der freiberuflich tä- 
tige Bürger eine staatliche Zulassung 
oder Bestätigung für die Ausübung der 
betreffenden Tätigkeit hat und daß die 
vereinnahmten Honorare und Gebühren 
Ergebnis seiner persönlichen Arbeits- 
leistung sind. Er darf daher keine qua- 
lifizierten Hilfskräfte und nicht mehr 
als zwei technische Hilfskräfte beschäf- 
tigen. Diese Einschränkung gilt nicht 
für Ärzte, Zahnärzte und Tierärzte. 

Angehörige bestimmter Berufsgruppen 
freiberuflich Tätiger, die auf Honorar- 
oder Gebührenbasis Aufträge von Be- 
trieben und Einrichtungen ausführen, 
- entrichten Einkommensteuer nach 
einem günstigen Steuertarif. Umsatz- 
und Gewerbesteuer werden nicht erho- 
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ben. Das betrifft 
Werbefachleute und Ausstellungsge- 
stalter, Kunsthandwerker, Ingenieure, 
Architekten und Projektanten, Bildre- 
porter und Filmhersteller, Dolmetscher 
und Übersetzer, Reiseleiter und Stadt- 
führer sowie Lebensmittelchemiker. 

Der Einkommensteuertarif für die Ein- 
künfte der genannten Gruppen freibe- 
ruflich Tätiger entspricht bis zu einem . 
Jahreseinkommen von 15100M dem 
Lohnsteuertarif und steigt bei höherem 
Einkommen progressiv bis zu 60 Pro- 
zent. 

Der Entgeltzahler behält 20 Prozent 
Steuerabzug vom Arbeitseinkommen 
bzw. von den steuerbegünstigten frei- 
beruflichen Einkünften ein und führt 
den einbehaltenen Betrag an den Rat 
des Kreises ab. 

Entspricht der pauschale Steuerabzug 
nicht den tatsächlichen steuerlichen 
Verhältnissen, hat der Bürger das Recht 
und die Pflicht, eine Jahressteuerfest- 
setzung vornehmen zu lassen. 

In diesen Fällen werden zur Berechnung 
der Steuer nach dem jeweiligen Steuer- 
tarif vom Gesamtbetrag der freiberuf- 
lichen Einnahmen — den Bruttovergü- 
tungen — berufsbedingte Ausgaben ab- 
gezogen. Das erfolgt pauschal mit 
30 Prozent der Einnahmen oder in der 
nachgewiesenen Höhe. 

Alle anderen steuerlichen Vergünsti- 
gungen, wie steuerfreie Einnahmen, . 
Steuerklasseneinteilung, Steuerfreibe- 
träge aus sozialen Gründen, Zahlung 
des staatlichen Kindergeldes usw., 
werden dabei im gleichen Umfang wie 
bei den Arbeitern und Angestellten 


Gebrauchsgrafiker, 


18 Vgl. Gesetz zur Änderung der Besteuerung der 
steuerbegünstigten freischaffenden Intelligenz 
vom 28. Mai 1958 (GBl.I Nr.37 $.453) ein- 
schließlich Erste DB vom 6. Juni 1958 (GBl. 1 
Nr. 49 S. 564); Verordnung über die Besteuerung 
von Berufsgruppen freiberuflich Tätiger vom 
15. Dezember 1970 einschließlich Erste DB 
(GBl. II Nr. 97 S. 690 und S. 692). 


gewährt. Erzielen Werktätige außer 
ihren Lohn- oder Gehaltseinkünften 
nebenberufliche Einnahmen aus einer 
steuerbegünstigten freiberuflichen Tä- 
tigkeit auf Honorarbasis, z.B. aus ne- 
benberuflicher Tätigkeit als Dozent, 
wird durch die Auftraggeber von diesen 
Nebeneinnahmen ein Steuerabzug in 
Höhe von 20 Prozent vorgenommen. 
Das Bruttohonorar wird dem Bürger 
ungekürzt gezahlt, wenn dieser bei Ne- 
beneinnahmen bis zu 1028M jährlich 
im Besitz einer vom zuständigen Rat des 
Kreises, Abteilung Finanzen, ausge- 
stellten Bescheinigung über den Wegfall 
des Steuerabzugs ist. Diese Bescheini- 
gung wird in der Regel für drei Jahre 
erteilt.!? 

Dieses Verfahren verringert den Ar- 
beits- und Zeitaufwand der beteiligten 
Bürger, Betriebe und Abteilungen Fi- 
nanzen. 


Aufgaben 


| 1. Erläutern Sie an Beispielen, wie 
sich auch in der Besteuerung des 
. Arbeitseinkommens in der DDR die 
Einheit von Wirtschafts- und‘ So- 
zialpolitik widerspiegelt! 
2. Durch welche steuerlichen Ma&- 


nahmen werden die unterschiedli- , 


chen sozialen Bedingungen der 
Empfänger von Arbeitseinkommen 
besonders berücksichtigt? 


6.4. 
Die Erhebung der Beiträge 
zur Sozialversicherung 


6.4.1. 

Die Beiträge zur Sozialpflicht- 
versicherung der Arbeiter 

und Angestellten 


Die vom Freien Deutschen Gewerk- 
schaftsbund (FDGB) geleitete Sozial- 


. 


versicherung der Arbeiter und Ange- 
stellten trägt mit ihren materiellen und 
finanziellen Leistungen dazu bei, die in 
der Verfassung der DDR garantierte 
soziale Sicherheit der Werktätigen zu 
verwirklichen. 

Der von der Sozialversicherung ge- 
währte umfangreiche Versicherungs- 
schutz umfaßt Sach- und Geldleistungen 
an Werktätige und deren Familienan- 
gehörige, insbesondere bei Krankheit, 
Mutterschaft, Betreuung erkrankter 
Kinder, Invalidität, im Alter und im 
Falle des Todes. Mit fast 60 Prozent der 
Ausgaben der Sozialversicherung stehen 
hierbei die Rentenleistungen an der 


Spitze. 
Der Haushalt der Sozialversicherung ist 
Bestandteil des Staatshaushaltes der 


DDR. Die Einnahmen der Sozialversi- 

cherung (SV) werden zweckgebunden 

für die Finanzierung ihrer Ausgaben 
verwendet. Die ständig steigenden 

Aufwendungen der Sozialversicherung 

zur Gewährleistung des umfangreichen 

Versicherungsschutzes?® werden finan- 

ziert 

— durch die von den versicherten 
Werktätigen zu leistenden Beiträge, 

— durch die von den Kombinaten, Be- 
trieben, Einrichtungen und Organen 
abzuführenden Beiträge einschließ- 
Jich Unfallumlage, 

— durch den sozialistischen Staat über 
die jährlich zum Ausgleich des 
Haushaltes der SV planmäßig be- 
reitgestellten finanziellen Mittel aus 
gesellschaftlichen Fonds des Staates. 


Der Versicherungspflicht unterliegen 
alle Werktätigen während der Dauer 


19 Vgl. Anordnung zur Änderung der Richtlinien 
über die Besteuerung des Arbeitseinkommens 
(AStR) vom 25. Juni 1976 (GBl. I Nr. 26 S. 366), ’ 

20 Vgl. Arbeitsgesetzbuch der Deutschen Demokra-. 
tischen Republik vom 16. Juni 1977 (GBLI 
Nr. 18 S. 185); Verordnung zur Sozialpflichtver- 
sicherung der Arbeiter und Angestellten - SVO - 
vom 17. November 1977 (GBl.I Nr. 35 S. 373 
und Erste DB S. 391). 
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eines bestehenden 
hältnisses.?! 
Während der Zeit der bestehenden 
Pflichtversicherung erhalten die Arbei- 
ter und Angestellten den gesetzlichen 
Versicherungsschutz und haben Bei- 
träge zu zahlen. 

Der Beitrag der Werktätigen zur So- 
zialpflichtversicherung beträgt 10 Pro- 
zent ihres monatlichen Bruttoverdien- 
stes, höchstens jedoch von 600 M als der 
Höchstgrenze: der Beitragspflicht. Über 
den 690 M übersteigenden Teil ihres 
Bruttoverdienstes können Werktätige 
eine ‚freiwillige Zusatzrentenversiche- 
rung abschließen (vgl. Abschnitt 6.4.3.). 
Versicherungspflichtige Arbeiter und 
Angestellte, die eine Vollrente beziehen, 
entrichten keinen eigenen Beitrag zur 
Sozialpflichtversicherung. 

Der Beitrag der Betriebe zur Sozial- 
- pflichtversicherung beträgt 12,5 Prozent 
des monatlichen beitragspflichtigen 
Bruttoverdienstes der Werktätigen. 
Grundlage für die Beitragsberechnung 
sind die der Lohnsteuer unterliegenden 
Arbeitsverdienste ohne Berücksichti- 
gung von Steuerfreigrenzen und 
steuerfreien Beträgen. 

Bestimmte Lohnteile und andere Ein- 


Arbeitsrechtsver- 


nahmen der Werktätigen sind von der. 


Beitragspflicht zur SV befreit.?? 


Beispiel: 

Für die bei der Vorbereitung. und 
Durchführung von Baumaßnahmen ge- 
leistete zusätzliche Arbeit gewährt die 
SV Versicherungsschutz, während die 
daraus erzielten Einkünfte nicht bei- 
tragspflichtig sind. 


Besteht die . Beitragspflicht nicht für 
einen vollen Monat, zum Beispiel bei 
‚Bezug von kurzfristigen Geldleistungen 


der SV infolge Krankheit, Kur oder 


‚Schwangerschaft, so ist der beitrags- 
pflichtige Verdienst eines Monats be- 
sonders zu berechnen.?? 


122 


Die Betriebe zahlen zur Deckung der 
Ausgaben für Arbeitsunfälle und Be- 
rufskrankheiten eine Unfallumlage. Die 
Feststellung der Versicherungspflicht 
söwie die Berechnung der Beiträge und 
der Unfallumlage erfolgt durch die Be- 
triebe und Einrichtungen, bei denen die 
Werktätigen im Arbeitsrechtsverhältnis 
stehen. Die 'Pflichtbeiträge zur SV ein- 
schließlich Unfallumlage sind an den Rat 
des Kreises, Abteilung Finanzen, zu den 
gleichen Terminen wie die einbehaltene 
Lohnsteuer abzuführen. . 

Bei der vom FDGB geleiteten Sozial- 
versicherung sind auch die in eigener 
Praxis tätigen Ärzte, Zahnärzte und 
Tierärzte sowie die freiberuflich tätigen 
Kultur- und Kunstschaffenden pflicht- 
versichert (vgl. Abschnitt 6.4.2.).?' 


6.4.2. 

Die Pflichtbeiträge 

zur Sozialversicherung 

der Mitglieder sozialistischer 
Produktionsgenossenschaften so- 
wie anderer werktätiger Schichten 


Zur Gewährleistung des erforderlichen 


Versicherungsschutzes und der ma- 


"teriellen Sicherheit der Mitglieder so- 


zialistischer Produktionsgenossenschaf- 


21 Teilbeschäftigte Werktätige mit einem monatli- 
chen Bruttoverdienst unter 75 M unterliegen 
nicht der Sozialpflichtversicherung. 

22 vgl. Balling, H.: Lohnsteuertabellen.. .:., 12. 
überarbeitete Auflage, Staatsverlag der DDR, 
Berlin 1980, S. 60; Anordnung über die Zuläs- 
sigkeit, Vergütung und Kontrolle von zusätzli- i 
cher Arbeit bei der Vorbereitung und Durchfüh- 
rung von Baumaßnahmen vom 25. August 1975 
(GBl. I Nr. 35 $.632) in der Fassung vom 
27. Oktober 1978 (GBl. I Nr. 38 S, 419). 

23 Vgl. $17 der SVO vom 17. November 1977 und 
85 der Ersten DB zur SVO vom 17. November 
19727 (GBl. I Nr. 35 $. 373 und $. 391). 

24 Vgl. Verordnung über die Sozialpflichtversichc- 
rung der in eigener Praxis tätigen Ärzte, Zahn- 
ärzte, 
Kultur- und Kunstschaffenden vom 9. Dezember 
1977 (GBl. Sonderdruck Nr. 942). 


Tierärzte, und der freiberuflich tätigen ' 


ten sowie der selbständig tätigen Bürger 
besteht die Sozialversicherung bei der 
Staatlichen Versicherung der DDR?®. 
Die Sozialversicherung für diesen Per- 
sonenkreis gewährt den gleichen Versi- 
cherungsschutz wie die Sozialpflichtver- 
sicherung der Arbeiter und Angestellten. 
Die dafür erforderlichen Ausgaben wer- 
den finanziert durch 


— Beiträge der versicherten Genos- 
senschaftsmitglieder und der selb- 
ständig sowie freiberuflich tätigen 


Bürger, 
— Beiträge und Unfallumlage der sos 
zialistischen Produktionsgenossen- 


schaften einschließlich deren ko- 
“ operativer Einrichtungen, 
— den sozialistischen Staat über die 
“ jährlich. zum Ausgleich des Haus- 
haltes der SV planmäßig bereitge- 
stellten finanziellen Mittel aus ge- 
sellschaftlichen Fonds des Staates. 


Der Versicherungspflicht unterliegen 

mit ihren jährlichen Einkünften, wenn 

diese Einkünfte mindestens 900 M be- 

tragen®®, 

— die Mitglieder sozialistischer Pro- 
duktionsgenossenschaften der 
Landwirtschaft einschließlich der in 


kooperative Einrichtungen und 
volkseigene Betriebe delegierten 
Mitglieder, 


— die Mitglieder der Fischereiproduk- 
tionsgenossenschaften (FPG), 
— die Mitglieder von Produktionsge- 


nossenschaften des Handwerks 
(PGH), 

— die Mitglieder von Kollegien der 
Rechtsanwälte, 

— die Inhaber von Handwerks- 


betrieben einschließlich ihrer ständig 
mitarbeitenden Ehegatten, 

— die Gewerbetreibenden, freiberuflich 
Tätigen und anderen selbständig 
Tätigen einschließlich ihrer mitar- 
beitenden Ehegatten, 


— die in eigener Praxis tätigen Ärzte, 
Zahnärzte und Tierärzte sowie deren 
ständig mitarbeitende Ehegatten, 

— die freiberuflich tätigen Kultur- und 
Kunstschaffenden sowie deren stän- 
dig mitarbeitende Ehegatten. 


Die Versicherungspflicht besteht wäh- 
rend der Dauer der ausgeübten Tätig- 
keit. 

Der Beitragspflicht zur SV unterliegen 
die aus der versicherungspflichtigen 
Tätigkeit im Kalenderjahr erzielten 
Gewinne, Arbeitsvergütungen und 
Einkünfte ohne Abzug von Sonderaus- 
gaben, berufstedingten Ausgaben und 
Steuerfreibeträgen bis zur Höhe: von 
7209 M. Bei Mitgliedern von PGH, von 
Rechtsanwaltskollegien sowie bei in 
kooperative Einrichtungen der. Land- 
wirtschaft delegierten Mitgliedern sind 
die monatlich erzielten Vergütungen 
und Einkünfte bis zur Höhe von 600M 
beitragspflichtig. 

Bei Mitgliedern sozialistischer Produk- 
tionsgenossenschaften der Landwirt- 
schaft zählen zu den beitragspflichtigen 
Einkünften insbesondere die Einkünfte 
aus der in der Genossenschaft und der 
kooperativen Einrichtung geleisteten 
Arbeit sowie aus Bodenanteilen und aus 
individuell betriebener Wirtschaft. 

Bei PGH-Mitgliedern sind die Arbeits- 
vergütungen beitragspflichtig; die Ein- 
künfte aus dem Konsumtionsfonds der 
PGH sowie aus der nutzungsweisen ° 
Überlassung und dem Verkauf von 
Produktionsmitteln an die PGH bleiben 
beitragsfrei. 


25 Vgl. Verordnung über die Sozialversicherung bei 
der Staatlichen Versicherung der Deutschen De- 
mokratischen Republik vom 9. Dezember 1977 
einschließlich Erster DB vom 9. Dezember 1977 
(GBl. 11978 Nr. 1 $S.1 und $.23). 

26 Bei LPG-Mitgliedern, die nach rahmenkollektiv- 
vertraglichen Regelungen vergütet werden, sowie 
bei Mitgliedern von PGH und Rechtsanwalts- 
kollegien besteht Versicherungspflicht. sofern 
deren monatliche Einkünfte mindestens 75 M be- 
tragen. 
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Für ständig mitarbeitende und daher 
pflichtversicherte Ehegatten 
Handwerker, Gewerbetreibenden, Ärzte 
und übrigen selbständig oder freiberuf- 
lich Tätigen ist der in Geld ‘ausge- 
: drückte Wert ihrer Arbeitsleistung be- 
sonders zu ermitteln, wobei in der Regel 
vom . Tariflohn einer vergleichbaren 
Arbeitskraft ausgegangen wird. Dieser 
Wert der Arbeitsleistung des mitar- 
beitenden Ehegatten wird von den 
Jahreseinkünften des selbständig täti- 
gen Bürgers bei der Berechnung seines 
SV-Beitrages abgezogen. 


_ Der Beitrag zur Sozialversicherung wird 
entweder als Jahres- oder als Monats- 
beitrag erhoben. Die Beitragssätze be- 

tragen 
— für Produktionsgenossenschaften, 
kooperative Einrichtungen und 
volkseigene Betriebe der Landwirt- 
schaft sowie für FPG und PGH 

. 12,5 Prozent, 


— für Genossenschaftsbauern und Ge- 
nossenschaftshandwerker 10 Prozent 
der beitragspflichtigen jährlichen 
oder monatlichen Einkünfte oder 
Vergütungen des Genossenschafts- 


mitgliedes; 
— für Kollegien der Rechtsanwälte 
10 Prozent, für Mitglieder von 


Rechtsanwaltskollegien 10 Prozent 
der beitragspflichtigen monatlichen 
Arbeitsvergütung des Mitgliedes; 


— für Handwerker, Gewerbetreibende, 
Kommisssionshändler, in eigener 
Praxis tätige Ärzte, Zahnärzte und 
Tierärzte, freiberuflich tätige Kul- 
“tur- und Kunstschaffende sowie für 
andere freiberuflich oder selbständig 
Tätige 20 Prozent, für den ständig 
 mitarbeitenden Ehegatten der Bür- 
ger der genannten Berufsgruppen 
20 Prozent des beitragspflichtigen 
Gewinns oder der beitragspflichti- 
gen Einkünfte. 
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der. 


Sofern versicherungspflichtige Werktä- 
tige der genannten, Gruppen eine Voll- 
rente beziehen, zahlen Mitglieder von 
LPG, FPG, PGH und Rechtsan- 
waltskollegien keinen eigenen Beitrag 
zur 'Sozialversicherung, während sich 
der Beitrag bei Handwerkern, Gewer- 
betreibenden und anderen selbständig 
Tätigen sowie bei deren mitarbeitenden - 
Ehegatten um die Hälfte auf 10 Prozent 
ermäßigt. ; 


Die Höhe der beitragspflichtigen Ein- 
künfte im Monat oder im Jahr ist dann 
besonders zu berechnen, wenn die Bei- 
tragspflicht ruht oder unterbrochen ist, 
zum Beispiel während des Bezugs von 
Krankengeld, Wochengeld oder Müt- 
terunterstützung durch die Sozialversi- 
cherung. ; 


Zur Mitfinanzierung der Belastungen, 
die sich aus Arbeitsunfällen und Be- 
rufskrankheiten ergeben, sind von den 
Genossenschaften und den selbständig 
tätigen Bürgern Beiträge zur Unfallum- 
lage zu leisten. 


Die Produktionsgenossenschaften des 

Handwerks und der Landwirtschaft 

sowie die Rechtsanwaltskollegien sind 
verantwortlich für die richtige Berech- 

nung und Einbehaltung der SV- 

Pflichtbeiträge der Mitglieder und füh- 

ren diese monatlich zusammen mit ihren 

Beiträgen zur SV einschließlich Unfall- 

umlage an die Räte der Kreise, Abtei- 

lung Finanzen, ab. ° 


Die selbständig tätigen Bürger entrich- 
ten die SV-Pflichtbeiträge für sich und 
den mitarbeitenden Ehegatten sowie die 
Unfallumlage zusammen mit den vier- 
teljährlichen oder monatlichen Steuer- 
abschlagzahlungen. Die Abteilungen 
Finanzen der Räte ‘der Kreise haben 
hier die Aufgabe, die Versicherungs- 
pflicht festzustellen und die Beiträge 
festzusetzen. 


6.4.3. 
Die Beiträge zur freiwilligen 
Zusatzrentenversicherung 


Alle Werktätigen, die der Pflichtversi- 
cherung bei der Sozialversicherung des 
FDGB oder bei der Staatlichen Versi- 
cherung der DDR unterliegen, können 
eine freiwillige Zusatzrentenversiche- 
rung (FZR) abschließen.?? Sie dient der 
Verbesserung ihrer sozialen und fi- 
nanziellen Lage im Falle von Krankheit, 
Invalidität und Alter. 


Durch den Beitritt zur FZR wird ein’ 


Anspruch erworben auf 


— Zusatzaltersrente, 
— Zusatzinvalidenrente, 
— Zusatzhinterbliebenenrente sowie 


— erhöhtes Krankengeld bei Arbeits- 
unfähigkeit. 


Bei der Berechnung der Beiträge zur 
FZR sind zwei Gruppen von Werktäti- 
gen zu unterscheiden: 


— Arbeiter und Angestellte sowie 
Mitglieder sozialistischer Produk- 
tionsgenossenschaften, 


— selbständig tätige Bürger einschließ- 
lich ihrer ständig mitarbeitenden 
Ehegatten. 


Arbeiter und Angestellte. sowie Mit- 
glieder sozialistischer Produktionsge- 
nossenschaften, die der FZR beigetreten 
sind, entrichten Beiträge in Höhe von 
10 Prozent für den 609M übersteigen- 


den Teil ihres Monatseinkommens oder. 


für den 7200M übersteigenden Teil 
ihres Jahreseinkommens. 


Arbeiter, Angestellte und Mitglieder 
sozialistischer Produktionsgenossen- 
schaften mit einem Einkommen über 
120) M monatlich — oder 1440 M 
jährlich — können beim Versicherungs- 
abschluß entscheiden, ob sie für das ge- 
samte Einkommen über 600M monat- 


lich Beiträge zur FRZ zahlen oder nur 
für das monatliche Einkommen . über 
600M bis zur Höhe von 1200M bzw. 
das jährliche Einkommen über 7200 M 
bis zur Höhe von 14400 M. 


Der Beitrag der Betriebe, Einrichtungen 
und der sozialistischen Produktionsge- 
nossenschaften beträgt gleichfalls 10 Pro- 
zent des freiwillig zusatzversicherten 
Monats- oder Jahreseinkommens der 
Arbeiter, Angestellten und Genossen- 
schaftsmitglieder. 


Selbständig tätige Bürger einschließlich 
ihrer mitarbeitenden Ehegatten, die der 
FZR beigetreten sind, entrichten für 
sich sowie für den ständig mitarbeiten- 
den’ Ehegatten für das 7200M über- 
steigende Jahreseinkommen bis zur 
Höhe von 14400 M einen Beitragssatz 
von 20 Prozent. 


Aufgaben 


1. Erläutern Sie die Versicherungs- 
und Beitragspflicht zur Sozialversi- 
cherung der Arbeiter und Angestell- 
ten! 


2. In welchem Umfang leisten Ge- 
nossenschaftsmitglieder und selb- 
ständig tätige Bürger einschließlich 
ihrer ständig mitarbeitenden Ehe- 
gatten einen Beitrag zur Sozial- 
pflichtversicherung? 


3. Welche Bedeutung hat die »frei- 
willige Zusatzrentenversicherung für 
die Werktätigen, und warum sind 
Beitragshöhe und Umfang des ver- 
sicherten Einkommens unterschied- 
lich festgelegt? a 


27 Vgl. Verordnung über die freiwillige Zusatzren- 
tenversicherung der Sozialversicherung - FZR- 
Verordnung -— vom 17. November 1977  ein- 
schließlich Erster DB zur FZR-Verordnung vom 
17 ‚November 1977 (GBl.I Nr,33 $.395 und 
S. 400). 
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6.5. 
Die Pflichten und Rechte der 
Bürger im Besteuerungsverfahren 


Das Besteuerungsverfahren umfaßt alle 
Maßnahmen der Abteilung Finanzen 
der örtlichen Räte zur Sicherung der 
ordnungsgemäßen Abführung der 


‘ Steuern, Abgaben und Sozialversiche- - 


rungsbeiträge durch die Kombinate, 
Betriebe, Genossenschaften und Bürger. 

Das wichtigste Instrument zur einheit- 
lichen Durchführung des Besteue- 
rungsverfahren ist das steuerliche Ver- 
_ fahrensrecht. Es handelt sich hierbei um 
allgemeine und spezielle Rechtsvor- 
schriften, in denen unter anderem auch 
die Pflichten und Rechte der Bürger bei 
der Zahlung von Steuern, Abgaben und 
SV-Beiträgen an den Staatshaushalt der 
DDR geregelt sind. Die selbständig tä- 
tigen steuerpflichtigen Bürger haben 
zum Beispiel folgende Pflichten im 
Besteuerungsverfahren: 


Die Erklärungs- 

und j 

Selbstberechnungspflicht 

Sie umfaßt die Verpflichtung, in den 
einzureichenden Jahressteuererklärun- 
gen® die _Besteuerungsgrundlagen 
vollständig anzugeben und die zu lei- 
stenden Steuern und SV-Beiträge sowie 
weitere Abführungen an den Staats- 
haushalt selbst zu berechnen. 


Die Leistungspflicht 

Sie ist die Pflicht zur Entrichtung der 

Steuern, Abgaben und SV-Beiträgen an 

den jeweiligen Rat des Kreises, Abtei- 

Jung Finanzen. Dabei sind verschiedene 

Zahlungsarten möglich: 

— Abschlagzahlungen vierteljährlich 
oder monatlich am 10. Tag nach Ab- 
lauf des Zeitraumes (vgl. Abb. 6.10.), 

‚— Abschluß- oder Nachzahlungen in- 
nerhalb von 7 Tagen nach dem Ein- 
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- Verpflichtung 


reichungstermin der Jahressteuer- 
erklärungen, 

— Begleichung von Nachtorderungen 
innerhalb von 14 Tagen nach Zu- 
stellung des Steuerbescheides. 


Überzahlungen werden auf später fällige 
Abführungen an den Haushalt verrech- 
net. 


Die Rechnungstührungs- iind 
Aufzeichnungspflicht 


Sie ist unerläßlich für den ordnungs- 
gemäßen Ausweis der. erzielten wirt- 
schaftlichen Ergebnisse und für die 
vollständige Ermittlung der Besteue- 
rungsgrundlagen. 

Von den meisten steuerpflichtigen Bür- 
gern und Betrieben ist das Betriebser- 
gebnis oder der Gewinn nach der Ein- 
nahme-Ausgabe-Überschuß-Rechnung 
zu ermitteln. Während für Handwerker 
ähnliche Vorschriften gelten, werden an 
die Rechnungsführung der Produk- 
tionsgenossenschaften des Handwerks 
höhere Anforderungen gestellt. 


Die Auskunfts- und Nachweispflicht 


Sie regelt im Besteuerungsverfahren die 
‘der steuerpflichtigen 
Bürger und anderer Personen zur Ertei- 
lung von Auskünften und Abgabe von 
Erklärungen gegenüber den Mitarbei- 
tern der Abteilungen Finanzen, damit 
vom örtlichen Staatsorgan alle erfor- 
derlichen Ermittlungen geführt und 
Entscheidungen sachkundig getroffen 
werden können. 

Jeder steuerpflichtige Bürger hat seine 
steuerlichen Pflichten grundsätzlich 
selbst zu erfüllen. Er ist jedoch berech- 
tigt; im Besteuerungsverfahren Vertre- 
ter oder Bevollmächtigte gegenüber der 
Abteilung Finanzen zu benennen. Bei- 


28 Allgemeiner Einreichungstermin ist der 20. März 
des folgendes Jahres; für Handwerker und PGH 
gelten andere Termine. 


spielsweise sind die für die Geschäfts-- der VEB Rechnungsführung und Wirt- 
führung einer PGH verantwortlichen schaftsberatung oder Helfer in Steuer- 
Personen deren gesetzliche Vertreter, sachen mitwirken können. 

während als Bevollmächtigte vor allem Zu den Rechten der Bürger im Besteue- 


Abschlagzahlungen für selbst zu berechnende Steuern.und andere Abführungen sowie 
Sozialversicherungsbeiträge 


Vierteljährliche Vierteljährliche SV- Monatliche Steuer- Monatliche SV- 


Steuerabschlag- Abschlagzahlungen abschlagzahlungen Abschlagzahlungen 
zahlungen in festen in Höhe von 14 des nach einem Steuer- in Höhe von 1/1. 
Teilbeträgen vom letzten Jahres- prozentsatz als des letzten Jahres- 
letzten Jahresbetrag beitrages zur SV Verhältnis Jahres- : beitrages zur SV 
entrichten entrichten steuer: Jahres- entrichten 

umsatz entrichten 


- private Handwerker, Kommissionshändler, - private Handwerker, Kommissions- 
private Händler und sonstige Gewerbetreibende, händler, private Händler und sonstige 
deren Summe an Steuern und anderen Gewerbetreibende, deren Summe an Steuern 
Abführungen 2000 M im Vorjahr nicht und anderen Abführungen 2000 M 
überstiegen hat im Vorjahr überstiegen hat 

- Handwerker, deren Steuern und andere - PGH und andere entfällt 
Abführungen pauschaliert worden sind Genossenschaften, 

er er = 

- Arbeiter, An estellte, entfällt euern und anderen. 
Mitglieder ne in der Regel Abführungen 2000 M 
scher Produktions- im Vorjahr 
genossenschaften überstiegen hat 


für Steuern auf 
andere Einkünfte 
und das Vermögen 


- Bürger, die nur entfällt 
Vermögensteuer zahlen, 
sowie Hausbesitzer 


- PGH und andere entfällt 
Genossenschaften, 
deren Summe an 
Steuern und anderen 
Abführungen 2000 M 
im Vorjahr nicht 
überstiegen hat 


Zahlungstermine 


allgemein: /O. April, 10. Juli, 10.Okt. und 10. Jan. bzw. am 10. jedes Monats für den Vormonat 


bei Kommissions- j 
händlern : 20. April, 20. Juli, 20. Okt. und 20. Jan. bzw. am 20. jedes Monats für den Vormonat 


Der Rat des Kreises, Abteilung Finanzen, kann bei kleineren Beträgen die‘ ‚Abschlagzahlungs- 
termine zusammenlegen. 


Abb. 6.10: e 
Übersicht über die Abschlagzahlungen 


B 
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Beschwerdeverfahren bei der Erhebung von Steuern und Abgaben 


Zulässig gegen 


Einzureichen . 
mit Begründung 


Bei der Dienststelle, 
die den Bescheid 
erlassen hat 


Wird der Beschwerde 
stattgegeben, entscheidet 
der 


Wird der Beschwerde 
nicht stattgegeben, wird 
sie zur Entscheidung 
weitergereicht an den: 


Endgültige Entscheidung 
trifft der . 


Innerhalb einer Frist von 


Abschluß des 


' Steuerbescheide und andere Bescheide, z.B. Abrechnungs- 


und Abführungsbescheide, Bescheide über Zuschläge 


und Gebühren 


innerhalb von 4 Wochen 


nach Zugehen des Bescheides 


Rat des Kreises Rat der Stadt 
oder der Gemeinde 


Leiter der Abteilung 
Finanzen innerhalb 
von 4Wochen nach 

Beschwerdeeingang 


Rat des Bezirkes 
innerhalb von 4 Wochen 
nach Eingang beim Rat 
des Kreises 


Leiter der Abteilung 
Finanzen beim Rat 
des Bezirkes 


weiteren 4 Wochen 


in der Regel innerhalb 


Bürgermeister oder das 
beauftragte Ratsmitglied 
innerhalb von 2 Wochen 
nach Beschwerdeeingang 


Rat des Kreises 
innerhalb von 2 Wochen 
nach Eingang beim Rat 
der Stadt/Gemeinde 


Leiter der Abteilung 
Finanzen beim Rat 
des Kreises 


weiteren 4 Wochen 


in der Regel innerhalb 


Beschwerdeverfahrens 


Abb. 6.11. 
Übersicht über das Beschwerdeverfahren 


bei der Erhebung von Steuern und Ab- 


gaben (vereinfacht) 


rungsverlahren gehört, daß jeder von 
einer Steuerfestsetzung Betroffene die 
Möglichkeit hat, gegen einen Steuer- 
bescheid oder einen anderen Bescheid 
der Abteilung Finanzen Beschwerde 
einzulegen. Dieses Recht der Bürger ist 
Teil der sozialistischen Gesetzlichkeit 
und verlangt von den Mitarbeitern der 
Abteilungen Finanzen eine gewissen- 
hafte Arbeit, um das Vertrauensverhält- 
nis zwischen den Bürgern und dem 
Staat der Arbeiter und Bauern ständig 
zu festigen. Die Grundsätze und Einzel- 
heiten des zulässigen Beschwerdever- 
fahrens sind rechtlich geregelt.” (Siehe 
Abb. 6.11.) j 
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von 4 bis 8 Wochen 
nach Einreichung 


von 2 bis 6 Wochen 
nach Einreichung 


Aufgaben 


| 


29 


1. Nennen Sie die wichtigsten 
Pflichten der Bürger im Besteue- 
rungsverlahren! 


2. Begründen Sie die Pflicht der 
selbständig tätigen Bürger zur 
Selbstberechnung der _Besteue- 
rungsgrundlagen und der zu 
zahlenden Steuern in den Jahres- 
steuererklärungen! 


3. Welche Anforderungen ergeben 
sich aus dem Beschwerderecht der 
Bürger im Besteuerungsverfahren an 
die Arbeit der Abteilungen Finanzen 
der örtlichen Räte? 


Vgl. Verordnung über das Beschwerdeverfahren 
bei der Erhebung von Steuern und Abgaben vom 
4. Januar 1972 (GBl. II Nr. 2 S. 17). 


6.6. 

Die Aufgaben der Abteilungen 
Finanzen der örtlichen Räte 

bei der Festsetzung und beim 
Einzug von Steuern, Abgaben und 
Sozialversicherungsbeiträgen 


Im 537 des Gesetzes üter die örtlichen 
Volksvertretungen und ihre Organe in 
der DDR vom 12. Juli 1973°0 heißt es: 

„Der Rat des Kreises hat die nach den 
Rechtsvorschriften von ihm einzuzie- 
henden Einnahmen des zentralen 
Haushaltes vollständig und terminge- 
recht zu realisieren und an den zentra- 
len Haushalt abzuführen.“ 

Hierdurch ist eindeutig bestimmt, daß 
nur der Rat des Kreises die dem zentra- 
len Haushalt zustehenden Steuern und 
Abgaben festsetzen und einziehen darf. 

Die örtliche Zuständigkeit im Besteue- 
rungsverfahren ist bei den verschiede- 
nen Steuerarten unterschiedlich gere- 
gelt. Bei der Einkommensteuer zum 
Beispiel ist im Prinzip der Wohnsitz des 
Steuerpflichtigen maßgebend; bei der 
Handwerksteuer der Sitz des Hand- 
werksbetriebes. 

Der Steueranspruch des sozialistischen 
Staates gegenüber den Bürgern, Genos- 
senschaften und Betrieben entsteht mit 
der gesetzlich geregelten Steuerpflicht. 
Die daraus entstehende Steuerschuld ist 
also die Voraussetzung für einen 
Steueranspruch in der jeweiligen Höhe. 
Der Zeitpunkt des Entstehens des 
Steueranspruchs ist aber nicht gleich- 
zusetzen mit der Fälligkeit der Steuer- 
schuld des Bürgers, d.h. mit dem Ter- 
min, an dem die Steuern und anderen 
Abführungen an die Abteilung Finanzen 
zu zahlen sind. 


Beispiel: 

Der Anspruch des Staates auf die für 
das I. Quartal eines Jahres zu leistenden 
Abschlagzahlungen an Steuern und 


SV-Beiträgen entsteht am 1. Januar, 
während die Beträge vom Bürger bis 
zum 10. April an den zuständigen Rat 
des Kreises zu zahlen sind. 


Die Fälligkeitstermine für die zu lei- 
stenden Zahlungen ergeben sich aus den 
jeweiligen Rechtsvorschriften oder 
werden von den Abteilungen Finanzen 
im Einzelfall festgesetzt. Die steuer- 
pflichtigen Bürger und PGH begleichen 
ihre Steuerschulden an den Staat in der 
Regel durch die termingemäße Erfül- 
lung der Zahlungspflicht insbesondere 
von Abschlag- und Abschlußzahlungen. 


Die eingereichten Jahressteuererklä- 
rungen und anderen Unterlagen werden 
von der zuständigen Abteilung Finanzen 
überprüft. Planmäßig und entsprechend . 
den Erfordernissen werden durch die 
Abteilung Finanzen steuerliche Kon- 
trollen bei den Betrieben und den Bür- 
gern durchgeführt. 

Die operativen Kontrollen und Be- 
triebsprüfungen erfolgen durch dafür 
eingesetzte qualifizierte Mitarbeiter der 
Abteilung Finanzen. Die Aufgaben der 
Betriebsprüfung werden im Abschnitt 
9.2.4. behandelt. 
Nach Durchführung der erforderlichen ° 
Ermittlungen setzt die Abteilung Fi- 
nanzen — unabhängig von der Pflicht 
der Bürger zur Selbstberechnung — die 
zu zahlenden Steuern in einem schrift- 
lichen Steuerbescheid gemäß $$ 210 und 
211 der Abgabenordnung fest, beson- 
ders dann, wenn die Prüfungsfeststel- 
lungen von den Angaben in den 
Jahressteuererklärungen abweichen. 
Mit der Steuerfestsetzung werden zwi- 
schen dem sozialistischen Staat und dem 
Steuerpflichtigen die rechtlichen Wir- 
kungen hinsichtlich der Steuerschuld 
und deren Begleichung ausgelöst. 

Die für den einzelnen Steuerpflichtigen 


30 GBI. 1/1973 Nr. 32 S. 313. 
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wirksamen Handlungen der Abteilung 


“Finanzen werden als Verfügungen be- 
zeichnet. Das betrifft besonders die 
Steuerbescheide und alle an den ein- 
zelnen steuerpflichtigen Bürger gerich- 
teten Entscheidungen der Abteilung 
Finanzen, die für die Steuer- und Ab- 
gabenschuldner verbindliche Wirkung 
haben. Die Verfügungen werden mit 
ihrer Bekanntgabe wirksam. 

Schriftliche Verfügungen werden auf 
dem Postweg mit oder ohne Zustel- 
lungsurkunde zugestellt, wobei be- 
stimmte Fristen gelten. Vom Zeitpunkt 
der Bekanntgabe der Verfügungen, z.B. 
Steuerbescheiden, ist die Einhaltung 
gesetzter Fristen für die Zahlung oder 
für die Einlegung einer Beschwerde 
. abhängig. 


Beispiel: 

Ein Steuerbescheid, der an einem 
Dienstag bei der Post laut Poststempel 
aufgegeben- worden ist, gilt in der Regel 
als am folgenden Freitag an so 
daß am Samstag 


— die 14tägige Frist für den Zahlungs- 
.terminund 
— die vierwöchige Frist zur Einlegung 
einer Beschwerde 


beginnt und entsprechend den Kalen- 
dertagen jeweils an einem Freitag 
endet. Ist dieser Tag arbeitsfrei, läuft 
die Frist erst am daräuffolgenden Ar- 
beitstag ab. 


Aus Gründen der Rechtssicherheit 
können Verfügungen nur. unter be- 
stimmten Bedingungen zurückgenom- 
men, geändert und berichtigt werden. 
Verfügungen, insbesondere Steuer- 
bescheide, erlangen nach Ablauf der 
Rechtsmittelfrist ihre formelle Rechts- 
kraft. 

Zur Stärkung der Rechtssicherheit ist 
eine Berichtigung von Steuerbescheiden 
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“mit Ablauf des Jahres, 


beim Vorliegen von neuen Tatsachen 
oder offenbaren Fehlern für die laufend 
festzusetzenden wichtigsten Steuerarten 
nur bis zum Ablauf von zwei Jahren 
möglich. 

Der Steueranspruch des Staates er- 
lischt beim Eintritt der Verjährung. Sie 
beträgt für die selbst zu berechnenden 


_ Steuerarten zwei Jahre, für die Grund- 


steuer und die SV-Beiträge drei Jahre, 


- für die Lohnsteuer und die produkt- 


gebundenen Abgaben fünf Jahre. Die 
Verjährungsfrist für Steuern beginnt 
in dem der 
Steueranspruch entstanden ist. Sie wird 
durch jede Handlung der Abteilung Fi- 
nanzen oder des Bürgers im Besteue- 
rungsverfahren unterbrochen, d.h. 
durch jede Zahlung, Stundung usw. 
Sind Steuern und andere Abführungen 
vorsätzlich falsch erklärt und zu niedrig 
entrichtet, d.h. verkürzt worden, ver- 
jähren diese Ansprüche erst nach zehn 
Jahren. Bis dahin ist auch die Berichti- 
gung der Steuerbescheide möglich. 

Die Abteilungen Finanzen können in 
begründeten Einzelfällen sogenannte 
Billigkeitsmaßnahmen durchführen. So 
kann der Leiter der Abteilung Finanzen 
beispielsweise Steuern zeitweilig stun- 
den oder Ratenzahlungen genehmigen 
sowie als Ausnahmeregelung den Erlaß 
noch bestehender Steuerschulden aus- 
sprechen. In bestimmten Fällen ent- 
scheidet hierüber die örtliche Volksver- 
tretung oder ihr Rat. 

Der planmäßige Eingang der zu den 
Fälligkeitsterminen an den Staatshaus- 
halt über den Rat: des Kreises zu 
zahlenden Steuern, Abgaben und SV- 
Beiträge wird in den Zentralbuchhal- 
tungen mit Hilfe von EDV-gerechten 
Unterlagen überwacht. 

Gegenüber Bürgern, die ihren steuerli- 
chen Pflichten nicht nachkommen, füh- 
ren die Abteilungen Finanzen innerhalb 
des Besteuerungsverfahrens eine Reihe 


erzieherischer Maßnahmen durch. Sie 
“ sind darauf gerichtet, die Steueran- 
sprücke des Arbeiter-und-Bauern- 
Staates in der zutreffenden Höhe zu 
sichern. 

Führt zum Beispiel ein Bürger seine 
Aufzeichnungen lückenhaft oder offen- 
kundig fehlerhaft, so erfolgt eine teil- 
weise oder vollständige Schätzung der 
Besteuerungsgrundlagen, d.h. des Um- 
satzes, des Gewinns usw., durch die 
Abteilung Finanzen. 

Die Abteilungen Finanzen erheben Zu- 
schläge und Zinsen, wenn die Steuerer- 
klärungen nicht oder verspätet einge- 
reicht, Steuerzahlungen zu niedrig oder 
verspätet geleistet sowie fällige Steuer- 
zahlungen gestundet werden. 


Kann der Steueranspruch des Staates mit 
den dargelegten Mitteln nach erfolglo- 
sem Mahnverfahren sowie nach sachli- 
cher und vertrauensvoller Aussprache 
mit dem Bürger nicht realisiert werden, 
wird das Vollstreckungsverfahren?! 
eingeleitet. Es werden gesetzlich zuläs- 
sige Handlungen der Vollstreckung 
durchgeführt, die gewährleisten, daß 
der Haushalt ohne längeren Zeitverzug 
die ihm zustehenden Steuern und ande- 
ren Abführungen erhält. 

Sind die zu zahlenden Steuern, Abgaben 
und SV-Beiträge vom Bürger schuldhaft 
verkürzt worden, wird dies strafrecht- 
lich oder als Ordnungswidrigkeit 
geahndet.?? 


Aufgaben 

“ 1. Begründen Sie die Zuständigkeit 
der Abteilungen Finanzen der Räte 
der Kreise für die Ermittlung, Fest- 
setzung und Kontrolle der Steuern, 
Abgaben und SV-Beiträge! 
2. Wie lange besteht der Steueran- 
spruch des sozialistischen Staates? 
3. Zeigen Sie an Beispielen, wann 
erzieherische Maßnahmen innerhalb 
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des Besteuerungsverfahrens 
wendet werden! 


ange- 


Vgl. Verordnung über die Vollstreckung wegen 
Geldforderungen der Staatsorgane und staatlichen 


"Einrichtungen vom 6. Dezember 1968 (GBl. IV 


1969 Nr. 6 S. 61). 

Vgl. $176 des ‚Strafgesetzbuches der DDR vom, 
12. Januar 1968 in der Fassung vom 19. Dezem- 

ber 1974 (GBl. 71975 Nr. 3 $.14); 

818 des Gesetzes zur Bekämpfung von Ord- 
nungswidrigkeiten -— OWG - vom 12. Januar 
1968 (GBl.I Nr. 3 S. 101). j 
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7.1. 

Inhalt der gesellschaftlichen 
Fonds des Staates und ihre 
Bedeutung für die Bevölkerung 


Den größten Anteil an den Ausgaben 
der örtlichen Haushalte und des gesam- 
ten Staatshaushaltes haben die Zuwen- 
dungen aus den gesellschaftlichen 
Fonds für die Bevölkerung. Die gesell- 
schaftlichen Fonds dienen 


— dem Neubau und der Modernisie- 
rung von Wohnungen, der Erhaltung 
des Wohnungsbestandes und der 
Beibehaltung niedriger Mietpreise; 

- der Preisstützung von Waren des 
Grundbedarfs, Tarifen und Dienst- 
leistungen für die Bevölkerung; 

— der weiteren planmäßigen Entwick- 

.. lung des Bildungswesens, des Ge- 

» sundheits- und Sozialwesens sowie 
der Befriedigung der geistig- 
kulturellen Bedürfnisse 
sportlichen Betätigung der Werktä- 
tigen. 

Die Zuwendungen aus den gesellschaft- 

lichen Fonds des Staates für die Bevöl- 

kerung und die entsprechenden Ausga- 
ben des Staatshaushaltes sind in vielen 

Fällen unterschiedlich hoch. 


Beispiele: 
1. Der Staatshaushaltsplan enthielt zum 


Beispiel für 1980 Ausgaben der So- 
zialversicherung in Höhe von 
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und der’ 


Die Rolle der örtlichen 
Haushalte bei der _ 
Sicherung und Erhöhung 
des Lebensniveaus 

des Volkes 


\ 


28,3 Md. M. Ihnen standen als Ein- 
nahmen Beiträge der Betriebe, Ein- 
richtungen und Bürger in Höhe von 
15,1Md.M gegenüber. Die Zu- 
wendungen aus gesellschaftlichen 
Fonds betrugen 13,2 Md.M. 


2. Den Ausgaben des Staatshaushaltes 
für die Bildung, die Kultur usw. 
stehen bestimmte Einnahmen ge- 
genüber, zum Beispiel Essengeld für 
die Schüler- und Kinderspeisung, 
Eintrittsgeld für Theaterbesuche. 
Die Ausgaben sind jedoch wesent- 
lich höher. Auch hier werden be- 
deutende Mittel aus den gesell- 
schaftlichen Fonds zur Deckung der 
Ausgaben bereitgestellt. 


Bei einem Teil der gesellschaftlichen 


‘ Fonds sind Ausgaben und Zuwendungen 


gleichhoch. Das betrifft besonders die 
Preisstützungen für die Bevölkerung. 
1980 betrugen diese Zuwendungen 
16,9 Md. M. Sie wurden besonders für 
Waren des Grundbedarfs, für Elek- 
troenergie, Stadtgas und Hausbrand- 
kohle sowie. für Tarife, zum Beispiel 
Fahrpreise, geleistet. Insgesamt betru- 
gen die im Staatshaushalt für 1980 ge- 
planten gesellschaftlichen Fonds — also 
die Ausgaben abzüglich der Einnahmen 
— 52,3 Md. M.! 1971, in dem Jahr, in 
dem der VIII. Parteitag der SED die 


1 GBI. 171979 Nr. 45 5. 462... 


' Hauptaufgabe beschloß, betrugen die 
gesamten gesellschaftlichen Fonds für 
die Bevölkerung 26,2Md.M. Das 
waren monatlich durchschnittlich 360 M 
: für eine vierköpfige Familie. Die vom 
IX. Parteitag der SED beschlossene Di- 
' rektive zur Entwicklung der Volkswirt- 
schaft der DDR in den Jahren 1976 bis 
1980 stellte die Aufgabe, die gesell- 
. schaftlichen Fonds von 161 Md. M 
1971 bis 1975 auf 207 bis 210 Md.M 
1976 bis 1980 zu erhöhen.? Auf eine 
' Familie mit vier Personen berechnet, 
' ergab sich 1980 gegenüber 1971 eine 
Erhöhung auf etwa das Doppelte. 


Die Erhöhung des materiellen und kul- ' 


turellen Lebensniveaus der Werktätigen 
— so heißt es im Programm der SED? — 
wird auch weiterhin hauptsächlich über 
das Arbeitseinkommen als wichtigste 
. Einkommensquelle vollzogen, denn das 
Leistungsprinzip ist das Grundprinzip 
der Verteilung im Sozialismus. Die ge- 
sellschaftlichen Fonds erhalten jedoch 
bei der Erhöhung des: Realeinkommens 
der Bürger eine zunehmende Bedeu- 
tung. Sie wachsen schneller als die 
Lohn- und Prämienfonds. Der Einsatz 
gesellschaftlicher Fonds ergänzt die 
Verteilung nach der Arbeitsleistung, 
: indem er zur sozialen Sicherheit bei- 
trägt und zum Beispiel die Versorgung 
bei Arbeitsunfähigkeit, Krankheit und 
im Alter garantiert sowie kostenlose 
‚Schulbildung und andere soziale Er- 
rungenschaften der Bürger der DDR 
gewährleistet. 
‚ Innerhalb-der Ausgaben der örtlichen 
Haushalte und des Staatshaushaltes der 
DDR in seiner Gesamtheit steigen von 
Jahr zu Jahr die Aufwendungen für die 
humanistischen Ziele unserer sozialisti- 
schen Gesellschaft. Das ist ein sichtbarer 
Ausdruck der auf soziale Sicherheit und 
Geborgenheit der Bürger gerichteten 
Politik der DDR und ein beredtes 
Zeugnis dafür, daß sich in unserem 


Staat mit der Leistungsentwicklung der 
Wirtschaft auch das materielle und kul- 
turelle Lebensniveau des Volkes weiter 
erhöht. 

Die Einheit von Wirtschafts- und 55: 
zialpolitik setzt. für das Wachstum der 
gesellschaftlichen Fonds des Staates 
einen entsprechenden ökonomischen 
Leistungsanstieg, die Erhöhung der Ef- 
fektivität und Qualität der gesellschaft- 
lichen Arbeit voraus. Zugleich spornen 
die sozialpolitischen Maßnahmen die 
Werktätigen zu hohen Leistungen an. 


7.2. 
Die Finanzierung \ 
des komplexen Wohnungsbaus 


Das auf dem IX. Parteitag der SED be- 
schlossene Programm der Partei der 
Arbeiterklasse hebt die herausragende 


Rolle des Wohnungsbaus für die näch- - . 


sten Fünfjahrplanperioden hervor: 

„Das Wohnungsbauprogramm ist das 
Kernstück der Sozialpolitik der Soziali- 
stischen Einheitspartei Deutschlands. Es 
ist darauf gerichtet, bis 1999 die Woh- 
nungsfrage zu lösen. Damit wird ein 
altes Ziel der revolutionären Arbeiter- 
bewegung verwirklicht. Durch den 
Wohnungbau wird in wachsendem 
Maße Einfluß auf eine hohe Wohnkul- 
tur, eine sinnvolle Freizeitgestaltung 
und die Gemeinschaftsbeziehungen ge- 
nommen. Der Wohnungsbau wird ver- 
bunden mit der Schaffung rationeller 
Verkehrs-, Versorgungs- und Betreu- 
ungseinrichtungen.”* 

Der Fünfjahrplan 1976 bis 1980 stellte 
die Aufgabe, insgesamt 750 009 Woh- 


2 Direktive des IX. Parteitages der SED zum 
Fünfjahrplan... 1976-1980 Dietz Verlag, Berlin 
1976, $. 21/22. 

3 Programm der SED, Dietz Verlag, Berlin 1976, 
S. 24. i 

4 Programm der SED, Dietz Verlag, Berlin 1976, 
$. 23. 
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nungen zu schaffen, darunter 550 000 
Neubauwohnungen, einschließlich der 
Eigenheime. Das entspricht dem 
Wohnraum für etwa 2,2 Millionen Bür- 
ger. Mit den Wohnungen sind auch die 
erforderlichen gesellschaftlichen Ein- 
richtungen zur gesundheitlichen, sozia- 
len und geistig-kulturellen Betreuung 
sowie zur materiellen Versorgung 'der 
Bürger zu bauen. Der Bau von Kinder- 
‘ einrichtungen, Feierabendheimen und 
Kulturräumen ist untrennbarer Be- 
standteil des Wohnungsbauprogramms. 
Im Zeitraum von 1976 bis 1980 waren 
It. Fünfjahrplan zum Beispiel 16 000 bis 
17000 Unterrichtsräume zu bauen, 
35000 bis 55000 Plätze in Kinderkrip- 
pen, 25000 bis 30000 Plätze in Feier- 
abendheimen mit Pflegestationen und 
mindestens 10000 Plätze in Wohnhei- 
men für ältere Bürger neu zu schaffen. 
Der Zusammenhang zwischen dem Bau 
von . Wohnungen einschließlich ihrer 
Modernisierung und Erhaltung und der 
Errichtung der dazu gehörenden ge- 
sellschaftlichen Einrichtungen kommt 
im Begriff „Komplexer Wohnungsbau” 
zum Ausdruck. Die Planung des kom- 
plexen Wohnungsbaus für den Zeitraum 
eines Fünfjahrplanes ist in der Anord- 
nung über die Ordnung der Planung 
der Volkswirtschaft der DDR für den 
betreffenden Fünfjahrplan geregelt. Der 
Plan des komplexen Wohnungsbaus 
umfaßt als Bestandteil des Fünfjahr- 
planes sowie des jährlichen Volkswirt- 
schaftsplanes 


— den Neubau von Wohngebäuden und 
die Modernisierung, einschließlich 
Um- und Ausbau von Wohnungen 
sowie die Erhaltung der Wohnsub- 


stanz, 

— die in den neuen Wohngebieten er- 
forderlichen Neubauten gesell- 
schaftlicher Einrichtungen, wie 


Schulen, Kindereinrichtungen sowie 
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"Wohnungsbau liegen 


Handels- 
- richtungen, 
— die Aufschließungsmaßnahmen, ein- 
. schließlich der Vorbereitung sowie 
der notwendigen Umsetzungen und 
Verlagerungen. 


Gleichzeitig erfolgt in den bestehenden 
Wohngebieten, in denen der Versor- 
gungsgrad erhöht werden muß, plan- 
mäßig der Neu-, Um- und Ausbau. sowie 
die Erhaltung von Schulen, Kin- 
derkrippen, Kindergärten, Schulturn- 
hallen und anderen Gemeinschaftsein- 
richtungen. 

Die Investitionen für den komplexen 
im Verantwor- 
tungsbereich der örtlichen Staatsorgane. 
Mit der Bestätigung des Fünfjahrplanes 
und des jährlichen Volkswirtschafts- 
planes wird festgelegt, wer für die je- 
weilige Investitionsmaßnahme verant- 
wortlich ist, also der Bezirk, der Kreis, 
die Stadt oder die Gemeinde. Grund- 
sätzlich sind die örtlichen Staatsorgane 
für die Durchführung und Finanzierung 
der Investition zuständig; bei Woh- | 
nungen, Schulen und Gesundheitsein- 
richtungen sind das in der Regel die 
Räte der Städte und Gemeinden. 

Zur Sicherung einer straffen Staatsdis- 
ziplin werden die Leitung für Investi- 
tionen komplexer Wohngebiete und die 
finanziellen Mittel bei den übergeord- 
neten örtlichen Organen, dem Kreis und 
dem Bezirk, zusammengefaßt. Die spä- 
teren Rechtsträger (vgl. Kapitel 11) sind 
in diesen Fällen bereits mit Beginn der 
Vorbereitung der Investition in das In- 
vestitionsgeschehen verantwortlich ein- 
zubeziehen. 

Grundlage für die Planung der finan- 
ziellen Investitionsmittel in den örtli- 
chen Haushaltsplänen sind die ma- 
teriellen Planaufgaben, die im Fünf- 
jahrplan und im jährlichen Volkswirt- 
schaftsplan als Zielstellung enthalten 
sind. 


und Dienstleistungsein- 


Tabelle 7.1. 


Finanzierungsquellen für Investitionen des staatlichen Wohnungsbaus und den Bau _ 


staatlicher Einrichtungen 
Art der Maßnahme 


— ‚Vorbereitung der Investition 

— Aufschließungsmaßnahmen 

— Erwerb nichtvolkseigener Grundstücke 

— Bodennutzungsgebühren 

— Umsetzungen und Verlagerungen 

— Alle weiteren planmäßigen Investi- 
tionsaufwendungen, z. B. für Bau- 
‘und Montagearbeiten, nach den gel- 
tenden Rechtsvorschriften 

— Zins- und Tilgungsleistungen für die 
aufgenommenen Kredite 


Als Finanzierungsquellen für Investitio- 
nen des staatlichen Wohnungsbaus und 
des Baus staatlicher Einrichtungen ste- 
hen den örtlichen Staatsorganen plan- 
mäßig Haushaltsmittel und Kredite zur 
Verfügung. 

Welche Finanzierungsquellen jeweils in 
Anspruch zu nehmen sind, zeigt die 
Tabelle 7.1. 

In die Finanzierung ist auch die Erst- 
ausstattung mit beweglichen Grund- 


mitteln einbezogen. Beim Neubau einer ° 


Schule sind das zum Beispiel die Ein- 
richtungsgegenstände, wie Möbel, 
Gardinen und Geräte, die zur Funk- 
: tionstüchtigkeit erforderlich sind. 


Der. Finanzbedarf für die Neubeschaf- 


fung von Ausrüstungen und für die 
Modernisierung sowie für den Um- und 


Ausbau bestehender Einrichtungen wird ° 


im Rahmen des bestätigten Investi- 
tionsplanes aus Haushaltsmitteln ge- 
deckt. Damit die neuen Gebäude, die 
Wohnungen, die Klassenzimmer usw. 
möglichst schnell genutzt werden kön- 
nen, sind entsprechende Bauzeitnormen 
festgelegt. Für den Wohnungsbau darf 
zum Beispiel vom Baubeginn bis zur 
Schlüsselübergabe die Frist von 12 
Monaten nicht überschritten werden. 


Finanzierungsquelle 


Haushalt 
Haushalt 
Haushalt 
Haushalt 
Haushalt 
Kredit sowie ein Anteil durch den Haushalt 


Haushalt und Eigenmittel 
(Mieteinnahmen) 


Die Vorbereitungsunterlagen (Aufga- 
benstellung) der Investitionsmaßnah- 
men sind mindestens sechs Monate vor 
Baubeginn fertigzustellen. Deshalb 
kann sich die Finanzierung einer Inve- 
stition’ über zwei Jahre oder bei größe- 
ren Spezialbauten, zum Beispiel einem 
Bezirkskrankenhaus, auch über mehrere 
Jahre erstrecken. Das muß bei der Pla- 
nung der Haushalts- und Kreditmittel -» 
berücksichtigt werden. 


Der Investitionsfinanzierungsplan ist 
durch den Auftraggeber und die Abtei- 
lung Finanzen zu erarbeiten. 


Die Berechnung der erforderlichen 
Haushaltsmittel, der Kredite sowie der 
Eigenmittel der AWG erfolgt im jährli- 
chen Investitionsfinanzierungsplan ent- 
sprechend den dem Plan zugrunde ge- 
legten materiellen Kennziffern. Das be- 
trifft zum Beispiel die Zahl der neu zu 
errichtenden Wohnungseinheiten, die 
Zahl der neu zu gestaltenden Klas- 
senzimmer, die Zahl der neu zu errich- 
tenden Gruppenräume für Kindergärten 
und das staatliche Aufwandsnormativ 
für eine neu zu bauende Wohnungsein- 
heit sowie Richtwerte für staatliche 
Einrichtungen. 


135 


Beispiel: 

Das staatliche Normativ für die Finan- 
zierung des Wohnungsbaus sind die 
Kosten je Wohnungseinheit (WE) in 
1000M und ein Richtwert für die Auf- 
schließungskosten je WE in 1C00M. 
Diese Werte sind — entsprechend .den 
örtlichen Gegebenheiten differenziert — 
den staatlichen Aufgaben zugrunde 
gelegt. 


Über die Aufnahme von Krediten be- 
schließt die zuständige örtliche Volks- 
vertretung. Sie: ermächtigt mit ihrem 
Beschluß den VEB Kommunale Woh- 
nüngsverwaltung, den VEB Gebäude- 
wirtschaft oder die AWG, Kredite in der 
geplanten Höhe bei der Staatsbank 
aufzunehmen. Für diese Kredite sind 
die Zinsen und.die Tilgung, fünf Pro- 
zent der Kreditsumme, aus Haushalts- 
mitteln zu zahlen. 


Beispiel (vereinfacht)°: 

a) Sachverhalt 
1. Im Jahre 1981 planmäßig zu er- 
richtende Neubauwohnungen, 
Übergabetermin 31. Dezember 
1981: 200 WE, 
2. angenommener durchschnittli- 
‘cher Investitionsaufwand für den 


Neubau einer Wohnungseinheit: 
30 TM, 
3. angenommener durchschnittli- 


cher Aufschließungsaufwand je WE, 
davon sind It. Projektierung 1980 
50 Prozent und 1981 50 Prozent zu 
planen: 12 TM, 

4. jährliche Zins- und Tilgungslei- 
stungen für Kredite: 5 Prozent, 

b) Berechnung der planmäßig benötig- 
ten finanziellen Mittel 1980 und 
1981 
Investitionskosten 
200 WE - 30 TM je WE = 6000 TM 
Haushalts- und Kreditmittel (dar- 
unter 5400 TM Kreditmittel). 
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Aufschließungsaufwand 

200 Wohnungen - 12 TM je WE 
= 2400 TM Haushaltsmittel, j 
davon: 


50 Prozent im Planjahr 1980 
= 1200 TM Haushaltsmittel, 

50 Prozent im Planjahr 1981 
= 1200 TM Haushaltsmittel, 

Zinsen und Tilgung ab 1982 

5 Prozent von 5400 TM 


= 27) TM Haushaltsmittel. 


Der Kredit für den Wohnungsbau und 
den Bau staatlicher Einrichtungen wird 
in Form einer Annuität® bereitgestellt 
und ist mit vier Prozent zu verzinsen 
und mit einem Prozent zuzüglich der 
ersparten Zinsen zu tilgen. Die Jahres- 
zahlung für den Kredit beträgt demzu- 
folge gleichbleibend fünf Prozent von 
der ursprünglichen Kredithöhe. 

Die Zinsen werden jeweils von der 
Restschuld am Anfang des Jahres be- 
rechnet. Ihr Umfang verringert sich 
demzufolge von Jahr zu Jahr. Der Til- 
gungsbetrag erhöht sich jeweils in Höhe 
der eingesparten Zinsen. 


Beispiel: 


Kredithöhe 5 400 TM, 4% Zinsen, 1% Til- 
gung. ; 


Jahr Leistung davon davon Rest- 
Zinsen Tilgung schuld 
M M M M 
1. 270000 216000 54000 5346 000 
2. 270000 213840 56160 5289 840 
usw. 


Diese Form der Verzinsung und Tilgung 
führt bei dem festgelegten Zins- und 
Tilgungssatz im komplexen Woh- 


5 Zahlungen für die einzelnen Bauabschnitte sind 
nicht berücksichtigt. R 

6 Das heißt gleichbleibende jährliche Raten zur 
Verzinsung und schrittweisen Tilgung des Kre- 
dits. Sie unterteilen sich in den von Jahr zu 
Jahr fallenden Zinsbetrag und den steigenden 
Tilgungsbetrag, da die noch zu verzinsende 
Restschuld mit jeder Abzahlung kleiner wird. 


nungsbau zu einer vollständigen Til- 
gung des Kredits in 41 Jahren. 


Aus dem Staatshaushalt werden nicht 


nur für den staatlichen Wohnungsbau | 


Mittel zur Verfügung gestellt. Auch der 
genossenschaftliche Wohnungsbau und 
der Bau von Eigenheimen im indi- 
viduellen Wohnungsbau werden im 
Rahmen des sozialpolitischen Pro- 
gramms durch Haushaltszuschüsse ge- 
fördert. 

Aus dem örtlichen Haushalt werden auch 
die Aufschliefungskosten und die Ko- 
sten für den Erwerb von nichtvolksei- 
genem Grund und Boden zur Gewinnung 
von Bauland für die Arbeiter- 
Wohnungsbau-Genossenschaften _ 
AWG — und in bestimmten Fällen auch 
für den Bau von Eigenheimen über- 
nommen. 

Die AWG finanzieren den Wohnungs- 
bau aus Eigenmitteln, und zwar bis zu 
15 Prozent der Baukosten, und mit Hilfe 
von Krediten. Die Kreditausreichung 
durch die Staatsbank erfolgt nach den 
gleichen Zins- und Tilgungsbedingun- 
gen wie für den staatlichen Wohnungs- 
bau. Die Zinsen für die aufgenommenen 
Kredite werden ebenfalls aus dem ört- 
lichen Haushalt gezahlt. 


Der Eigenheimbau, insbesondere für 
kinderreiche Familien und Arbeiter, 
wird durch differenzierte Zuschüsse aus 
dem örtlichen Haushalt großzügig un- 
terstützt. Unter bestimmten Vorausset- 
zungen, wie termingemäße Fertigstel- 
lung, hohe Eigenleistungen, können 
Zuschüsse aus dem Haushalt für Zinsen 
und Tilgungen gewährt werden. 


Die Haushaltsmittel in den Haushalts- 


plänen der örtlichen Staatsorgane für. 


die Finanzierung von Investitionen 
werden grundsätzlich zweck- und ob- 
jektgebunden für Investitionen ver- 
wendet. Nicht verbrauchte Investi- 


tionsmittel sind nach Jahresabschluß an 
den zentralen Haushalt abzuführen. 


Eine Verwendung der im Investitions- 
finanzierungsplan enthaltenen Mittel 
für den Wohnungsbau, für den Neubau 
sowie den Um- und Ausbau staatlicher 
Einrichtungen zugunsten anderer Aus- 
gaben ist nicht statthaft. 

Zur Sicherung einer rationellen Grund- 
fondswirtschaft der örtlichen Organe 
gelten folgende Ausnahmen’, die für 
den Neu-, Um- und Ausbau staatlicher 
Einrichtungen von Bedeutung sind: . 


— Kann eine volkswirtschaftlich 
günstigere Lösung für eine im Plan 
festgelegte Aufgabe dadurch erzielt . 
werden, daß anstelle von Investitio- 
nen Werterhaltungsmaßnahmen 
durchgeführt werden, kann der Ein- 
satz der frei werdenden Investi- 
tionsmittel zweckgebunden für die 
Werterhaltung erfolgen. j 

— Zur Rationalisierung auf dem Gebiet 
der Betreuung und Versorgung der 
Bürger sowie der Stadtwirtschaft 
können Städte und Gemeinden über 
die staatliche Plankennziffer „Inve- 
stitionen (materielles Volumen)“ 
hinaus gebrauchte Grundmittel kau- 
fen, wenn die Rationalisierungs- 
maßnahmen in den Plänen enthalten 
und durch die örtlichen Volksver- 
tretungen beschlossen sind. 

Zur Finanzierung solcher Rationa- 

lisierungsinvestitionen dürfen u.a. 

folgende Mittel eingesetzt werden: 

®° Fonds der Volksvertretungen, 

® Fonds der Volksvertretungen, 
der Kombinate und Betriebe im 
Rahmen von Kommunalverträ- 
gen, ‘ 


7 Vgl: Erste Durchführungsverordnung zum Ge- 
setz über die Staatshaushaltsordnung der DDR 
— Festlegungen zur Durchführung des Staats- 
haushaltsplanes -— vom 19. Juli 1978 (GBl.I 
Nr. 22 $. 247). 
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© Zuwendungen von Genossen- 
schaften. 


Aufgaben 


| 1. Begründen Sie, warum der kom- 

plexe Wohnungsbau das Kernstück 
der Sozialpolitik der SED ist! 
2. Erläutern Sie die Aufgaben der 
örtlichen Staatsorgane beim kom- 
plexen Wohnungsbau! 
3. Welche Finanzierungsquellen 
stehen den örtlichen Organen für 
den staatlichen Wohnungsbau und 
den Bau staatlicher Einrichtungen 
zur Verfügung? Erläutern Sie an 
einem einfachen Beispiel, für welche 
Maßnahmen sie einsetzbar sind! 


Ze, >; - 
Die Finanzierung der staatlichen 
Einrichtungen des Bildungswesens, 
des Gesundheits- und Sozialwesens 
sowie der Kultur 


Die weitere Gestaltung der entwickelten. 


. sozialistischen Gesellschaft in der DDR 
stellt hohe Anforderungen an die Tä- 
tigkeit der Einrichtungen für die Bil- 
dung und Erziehung sowie für die Er- 
haltung, Förderung und Wiederherstel- 
lung der Gesundheit der Bürger und für 
die Befriedigung ihrer geistig-kulturel- 
len Bedürfnisse. Mit ihren Leistungen 
tragen diese, Einrichtungen maßgeblich 
dazu bei, das materielle und kulturelle 
Lebensniveau des Volkes zu sichern und 
schrittweise weiter zu erhöhen. 

Das hat wesentlichen Einfluß auf die 
Steigerung der Produktion und der Ef- 
fektivitätt der Volkswirtschaft. Ins- 
besondere fördern diese Leistungen das 
ökonomische Wachstum der Volkswirt- 
schaft durch die Erhöhung des Bil- 
dungsniveaus der Bürger, durch die ge- 
sundheitliche und kulturelle Betreuung 
der Werktätigen und andere Maßnah- 
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men zur Reproduktion der Arbeitskraft. 
Die Ausgaben für die Bildung, das Ge- 
sundheits- und Sozialwesen sowie für 
die Kultur werden planmäßig im Ein- 
klang mit dem wirtschaftlichen Lei- 
stungsanstieg vergrößert (s. Tabelle 7.2.). 


Die Leitung und Planung der Einrich- 

tungen des Bildungswesens, des Ge- 

sundheits- und Sozialwesens und der 

Kultur erfolgt nach dem Prinzip des 

demokratischen Zentralismus. 

Ihrer Unterstellung nach gibt es 

— staatliche Einrichtungen, 

— betriebliche Einrichtungen, 

— Einrichtungen gesellschaftlicher 
Organisationen. i 


Die meisten Einrichtungen sind staatli- 
chen Organen zugeordnet. Dabei gilt 
der Grundsatz, daß die Einrichtungen 
demjenigen staatlichen Organ zu un- 
terstellen sind, das den wirksamsten 
Einfluß auf die Erfüllung der Aufgaben 
und die Verbesserung der Leistungen 
ausüben kann und die besten Bedin- 
gungen hat, um die Mitarbeit der Be- 
völkerung bei der Lösung der Aufgaben 
zu organisieren. 

Die örtlichen Volksvertretungen und 
ihre Organe sind für die. politische, 
ökonomische und kulturelle Entwick- 
lung in ihrem Territorium verantwort- 
lich. Ihnen unterstehen daher Einrich- 
tungen aus folgenden Bereichen: 


— Bildungswesen, z.B. Kindergärten, 
polytechnische Oberschulen; 

— Gesundheits- und Sozialwesen, z.B. 
Kinderkrippen, Polikliniken, Kran- 
kenhäuser; 

— Kultur und Kunst, z.B. allgemeine 
Bibliotheken, Museen; 

— Körperkultur, Sport und Erholung, 
z.B. Sportplätze, Bäder, Zeltplätze. 


Einrichtungen, deren Wirkungsbereich 
über die Grenzen des Territoriums hin- 
ausgeht, werden in der Regel dem 


De 


Tabelle 7.2. 


Entwicklung ausgewählter Ausgaben des Staatshaushaltes 


Jahr Ausgaben des darunter für 
Staatshaus- Bildungs- 
haltes in wesen 
Mill. M 

1950 24 091 1136 

1970 69 954 5812 

1975 114 160 8 276 


Quelle: Statistisches Jahrbuch der DDR 1979. Staats- , 


verlag der DDR, Berlin 1979, S. 249/250. 


übergeordneten staatlichen Organ un- 
terstellt. Beispielsweise sind die Kran- 
kenhäuser den Städten und Kreisen zu- 
geordnet, das Bezirkskrankenhaus un- 
tersteht dem Rat des Bezirkes. 

In den Betrieben der volkseigenen 
Wirtschaft bestehen ebenfalls Einrich- 
tungen, die der Betreuung der Werktä- 
tigen und der Verbesserung ihrer Ar- 
beits- und Lebensbedingungen dienen, 
z.B. Betriebskindergärten, -poliklini- 
ken, -kulturhäuser. Sie werden haupt- 
sächlich aus dem Kultur- und Sozial- 
fonds der Betriebe finanziert. Für ihre 
fachliche Anleitung sind die örtlichen 
Räte verantwortlich. Sie beteiligen sich 
durch Haushaltszuschüsse an der Finan- 
zierung. 

Die gesellschaftlichen Organisationen, 
insbesondere der FDGB, die FDJ, der 
DFD und der Kulturbund der DDR, 
verfügen über eigene Ferienheime und 
Klubhäuser. Sie werden bei der Durch- 
führung der Aufgaben dieser Einrich- 
tungen von den örtlichen Organen des 
Staates unterstützt. 

Außerdem gibt es soziale Einrichtungen 
verschiedener Religionsgemeinschaften, 
z.B. Krankenhäuser und Pflegeheime. 
Auch sie werden von den staatlichen 
Organen untersützt. 

Die Einnahmen und Ausgaben der 
staatlichen Einrichtungen auf dem Ge- 
biet der Bildung, des Gesundheits- und 


Kultur 


1082 
1953 


Gesundheits- Sozial- 

und Sozial- versicherung 

wesen und Renten 
312 1394 4 575 

5 877 14-976 

7888 21 358 


Sozialwesens sowie der Kultur sind Be- 
standteil des Haushaltes des zuständigen 
staatlichen Organs. Die Planung und 
Bewirtschaftung der Haushaltsmittel 
erfolgt nach. dem Gesetz über die 
Staatshaushaltsordnung der DDR und 
den dazu erlassenen Durchführungsbe- 
stimmungen. Unter Beachtung der spe- 
zifischen Aufgabenstellung der jeweili- 
gen Einrichtung werden von den zu- 
ständigen Ministerien in Übereinstim- 
mung mit dem Ministerium der Finan- 
zen spezielle planmethodische Bestim- 
mungen für die Ausarbeitung und 
Durchführung der Haushaltspläne der 
Einrichtungen herausgegeben.® 
Auch für die Einrichtungen der Bildung, 
des Gesundheits-- und Sozialwesens 
sowie der Kultur gilt der Grundsatz der 
Übereinstimmung von materieller und 
finanzieller Planung. Das betrifft be-, 
sonders 


— den Lohnfonds, um die volkswirt- 
schaftliche Proportion von Kauf- 
fonds zum Warenfonds zu beachten, 

— die Erweiterung von Kapazitäten 
und Einrichtungen, um die ma- 
terielle -Bilanzierung und die Finan-. 
zierung der Investitionen in Ein- 

. klang zu bringen, 
— die Werterhaltung, um eine plan- 


8 Vgl. Anordnung über die Ordnung der Planung 
der Volkswirtschaft der DDR für den jeweiligen 
Fünfjahrplanzeitraum (GBl. Sonderdruck). 
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mäßige Verteilung der Werterhal- 
tungsmittel zu gewährleisten. 


Die Einrichtungen der Bildung, des 
Gesundheits- und Sozialwesens sowie 
der Kultur werden überwiegend nach 
dem Bruttoprinzip geplant. Das bedeu- 
tet, daß die Einnahmen und Ausgaben 
unsaldiert im Haushaltsplan der Ein- 
richtung erfaßt werden. Da erhebliche 
Leistungen auf diesen Gebieten für die 
Bevölkerung kostenlos oder zu sehr 
niedrigen Preisen erfolgen, sind die 
Einnahmen im Verhältnis zu den Aus- 
gaben in den meisten Einrichtungen 
gering. Beispielsweise ist die Buchaus- 
leihe in den staatlichen Bibliotheken 
gebührenfrei, die Eintrittspreise in 
Museen, in Freibädern usw. sind sehr 
‚niedrig. 

‘ Die Ausreichung der Mittel im Laufe 
der Plandurchführung erfolgt in der 
Regel in Form der Bruttofinanzierung. 
Die Mittel dürfen nicht unabhängig von 
der Erfüllung der Leistungen verbraucht 
werden. Vielmehr können die geplanten 
Ausgaben nur in dem Umfang in An- 
spruch genommen werden, in dem die 
vorgesehenen Aufgaben erfüllt sind. 
Für bestimmte Einrichtungen sehen ge- 
setzliche Bestimmungen über die Pla- 
nung, Finanzierung und Abrechnung die 
Aufgabenstellung eines Plans der Auf- 
‘gaben oder Plans der Einrichtung? vor. 
Durch die Rechtsvorschriften werden 
die Bildung und die Verwendung des 
Prämienfonds und.des Kultur- und So- 
zialfonds von der Leistung, d.h. von der 
Erfüllung der geplanten Aufgaben, ab- 
hängig gemacht. Damit wird zur effek- 
tiven Nutzung der Kapazitäten und zur 
Erfüllung oder Übererfüllung der ge- 
planten Aufgaben angeregt. Bei Über- 
erfüllung geplanter ‘Leistungen können 
höhere Zuführungen zu den Fonds der 
materiellen Interessiertheit vorgenom- 
men‘ werden. Wird der Plan nicht er- 
füllt, kann eine Minderung der geplan- 
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ten Zuführungen zum Prämienfonds und 
Kultur- und Sozialfonds eintreten. 

Der Plan der Aufgaben wird vom Leiter 
des übergeordneten Fachorgans bestä- 
tigt. 

Ebenso wie in der materiellen Produk- 
tion muß in den Einrichtungen der Bil- 
dung, des Gesundheits- und Sozialwe- 
sens sowie der Kultur die Sparsamkeit 
ständiges Prinzip des sozialistischen 
Wirtschaftens sein. Das verlangt, mit | 
den geplanten Mitteln die höchstmögli- 
chen Leistungen für die Bevölkerung zu 
erreichen. 

Besonders wichtig sind die Senkung der 
Ausgaben für die Verwaltung sowie der 


“ rationelle und effektive Einsatz der 


Mittel für Investitionen, für Ausstat- 
tungen und für die Werterhaltung. 

Das verlangt z.B. bei Investitionen die 
Wahl richtiger Standorte, die rechtzei- 
tige Vorbereitung, die Einhaltung der 
Normative und Richtwerte, die Ver- 
wendung von Typenprojekten, die 
planmäßige Inbetriebnahme und weitere . 
Anforderungen an eine qualifizierte _ 


‘Arbeit. Gleichzeitig ist es erforderlich, 


vorhandene Kapazitäten voll auszula- 
sten, sachgemäß zu nutzen, pfleglich zu 
behandeln und keine überhöhten Be- 
stände zuzulassen. 

Bei der Durchsetzung des Sparsam- 


"keitsprinzips haben sich z.B. folgende 


Methoden in der Praxis bewährt: 


1. Haushalts- und Leistungsvergleiche 


Durch die Gegenüberstellung der er- _ 
brachten Leistungen, der Einnahmen 
und der Ausgaben zu denen von Ein- 
richtungen gleicher Art und mit glei- 
chen Bedingungen ist es möglich, im 
Erfahrungsaustausch Bestwerte für jede . 
Einrichtung zu ermitteln. 


9 GBI. 1/1972 Nr.43 S.494, GBI. 71973 Nr. 4 
S.49, GBi. 71973 Nr.56 5.550, GBI. 1/1974 
Nr. 56 S. 509. e 


Zurückbleibende Einrichtungen können 
auf diese Weise nach gründlicher Ur- 
sachenforschung durch die zuständigen 
Räte zu höherer Effektivität geführt 
werden. 


2. Entwicklungsreihen 


Bei zahlreichen Einrichtungen ist auf 
Grund ihrer spezifischen Art ein Ver- 
gleich mit anderen Einrichtungen nicht 
möglich. Hier nehmen die Abteilungen 
Finanzen in Zusammenarbeit mit den 
zuständigen Fachorganen des Rates, 
z.B. in Auswertung: statistischer Ent- 
wicklungsreihen über Aufwand und Lei- 
stung, Einfluß auf die Verbesserung der 
konomie. : 

3. Ökonomische Konferenzen und 
Erfahrungsaustausche 


Diese Formen aktiver Mitarbeit der 
Werktätigen, an denen außer den Mit- 
arbeitern der Einrichtungen auch inter- 
essierte Bürger teilnehmen, dienen 
einem umfassenden Leistungsvergleich 
und Erfahrungsaustausch. 

In Auswertung der Ergebnisse werden 
neue, effektivere Methoden des Wirt- 
schaftens angewandt, wobei die 
Neuererbewegung und die Messe der 
Meister von morgen große Bedeutung 
besitzen. 


Für jede Einrichtung auf dem Gebiet 
der Bildung, des Gesundheits- und So- 
zialwesens sowie der Kultur wird eine 
spezielle Aufgabenstellung ausgearbei- 
tet, die die Grundlage für die jährlich 
zu planenden materiellen und finanziel- 
len Mittel bildet. 

Die erforderlichen finanziellen Mittel 
werden im Haushaltsplan des zuständi- 
gen örtlichen Organs 
Dabei gelten für die Planung der Ein- 
nahmen und Ausgaben die in den Kapi- 
teln 1 und 2 erläuterten Grundsätze und 
Regelungen. 


.sen oder 


bereitgestellt. 


Bei- der Planung und Verwendung der 
staatlichen Mittel werden entsprechend 
der Aufgabenstellung Normen, Norma- 
tive usw. (vgl. Abschnitt 2.2.) ange- 
wandt, z.B. für Geräte, Arbeitsmittel, 
Bücher, Verpflegung, für den Arbeits- 
kräftebedarf und die Werterhaltung. 
Solche Normen, Normative usw. sind in 
gesetzlichen Bestimmungen, Beschlüs- 
planmethodischen Bestim- 
mungen der Ministerien für die einzel- 
nen Bereiche festgelegt. 


Beispiele: 
Kommunale Einrichtungen der Vor- 
schulerziehung 


Jährlich ist für die Anschaffung von 
Spielzeug .und. Beschäftigungsmaterial 
ein bestimmter Betrag je Krippen- oder 


. Kindergartenplatz zu planen. Auch bei 


der Planung der notwendigen finanziel- 
len Mittel für.die Gestaltung von kul- 
turellen Höhepunkten im Kinderkollek- 
tiv, z.B. zum Tag des Kindes, wird ein 
bestimmter Betrag je Platz zugrunde 
gelegt. 


Schüler- und Kinderspeisung 

Im Haushaltsplan sind als Einnahmen je 
Portion differenzierte Beträge für die 
Schülerspeisung, die Kinderspeisung 
und für die an der Versorgung teil- 
nehmenden Mitarbeiter der Einrich- 
tungen zu planen. Bei der Planung der 
Ausgaben für Lebensmittel sind eben- 
falls festgelegte Beträge je Portion bei 
der Kinderspeisung, . der Schülerspei- 
sung und der altersdifferenzierten 
Schülerspeisung zugrunde zu legen. 


Für die Planung und Finanzierung von 
Maßnahmen, für die zentral keine 
Normierung vorgenommen werden 
kann, ist die Herausbildung von Nor- 
men durch die örtlichen Organe von 
Bedeutung. Das betrifft insbesondere . 
Normen für den Material- und Ener-. 
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gieverbrauch und einen ökonomisch 
begründeten Materialbestand. 


Einnahmen 


Die Einnahmen der Einrichtungen auf 
dem Gebiet der Bildung, des Gesund- 
heits- und Sozialwesens sowie der Kul- 
tur lassen sich in drei Gruppen zusam- 
menfassen: 


1. Einnahmen aus den spezifischen 

Leistungen der Einrichtung 
Diese Einnahmen sind abhängig von der 
Art der Einrichtung und. der in An- 
spruch genommenen Leistung, z.B. 
Eintrittsgebühren bei kulturellen Ver- 
anstaltungen oder Erstattungsbeiträge 
zu den Heimkosten in Kinderheimen, 
gestaffelt nach den sozialen Verhältnis- 
sen der Eltern. 


2. Einnahmen für Verpflegung 

Dabei werden — entsprechend den 
Normativen für den Lebensmitteleinsatz 
— die dafür erforderlichen Ausgaben 
berechnet. Bei vielen Einrichtungen 
werden Zuschüsse zum Materialeinsatz 
geleistet, z.B. bei der Schüler- und 
Kinderspeisung. Die Ausgaben für die 
Herstellung des Essens, den Transport 
usw. werden vom Staatshaushalt getra- 
gen. 


3. Einnahmen sonstiger Art 


Hier handelt es sich z.B. um Verwal- 
tungsgebühren und um Erlöse aus 
Dienstleistungen für Betriebe, Organe 
oder andere Einrichtungen. 


Ausgaben 


Die Ausgaben dieser Einrichtungen 
gliedern sich in folgende Gruppen: 


1. Ausgaben für die Erhaltung und 
Erweiterung der Grundmittel 


Die ordnungsgemäße Erfassung und 
Sicherung der Grundmittel der Einrich- 
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tungen ist eine wichtige Aufgabe der 
Haushaltswirtschaft. Die Ausgaben für 
alle Maßnahmen der Werterhaltung 


sowie für Investitionen sind im Haus- 


halt zu planen. Für die Finanzierung 
bestimmter Investitionen im Bereich der 
örtlichen Organe können zum Teil auch 
Kredite in Anspruch genommen werden. 
Die geplanten Investitionen werden 
außerdem territorial in einem Finanzie- 
rungsplan erfaßt. Der Planung der Er- 
haltung der Grundmittel werden Nor- 
mative zugrunde gelegt (vgl. Abschnitt 
7.4.). 


2. Ausgaben für Löhne und Gehälter 


In den genannten Einrichtungen hat der 
Lohnfonds einen relativ großen Anteil 
an den Ausgaben. Er wird auf der 
Grundlage des bestätigten Stellenplans 
und der im Rahmenkollektivvertrag 
festgelegten Tarife geplant. Eine wei- 
tere Grundlage für die Lohnfondspla- 
nung ist die staatliche Planauflage Ar- 
beitskräfte und Lohn für die Einrich- 
tung. Außerdem ist bei der Lohnfonds- 
planung die voraussichtliche Entwick- 
lung des Krankenstandes zu berück- 
sichtigen. 


3. Ausgaben an die Bevölkerung 


Dazu gehören z.B. Lehrlingsentgelte, 
Stipendien und andere Ausgaben aus 
gesellschaftlichen Fonds, in denen die 
Sorge des sozialistischen Staates für das 
Wohl der Bürger zum Ausdruck kommt. 
Außerdem sind bei diesem Ausga- 
benkomplex auch die notwendigen 
Haushaltsmittel für Honorare, Reise- 
kosten, Dienstaufwandsentschädigungen 
u.a. zu planen. “ 


4. Ausgaben für Material und Lei- 
stungen 

Der Materialverbrauch erstreckt sich 

z.B. auf Lebensmittel, Medikamente, 

Textilien und Papier, aber auch auf 


"Tabelle 7.3. 


Übersicht über ausgewählte Kapitel eines Haushaltsplanes - 


Kapitel Bezeichnung Einnahmen Ausgaben Differenz Zuschuß zu 
(ohne zwischen Ausgaben 
Investi- Einnahmen 
tionen) und Ausgaben 
- (Zuschuß) 
in 1000M in1000M in 1000M in % 
51002 Kindergärten . 
51031 Schülerspeisung 
52201 Feierabendheime 
52212 Kommunale 
Kinderkrippen 
mit Tagesbelegung 
54101 Staatliche 
allgemeine 
öffentliche 
Bibliotheken 
56002 Sportanlagen 


Kraft- und Brennstoffe. Als Leistungen 
werden z.B. Strom, Transporte, Telefon, 
Müllabfuhr in Anspruch genommen. 


Aufgaben 


1. Welche Stellung nehmen die Lei- 
. stungen der Einrichtungen auf dem 
Gebiet der Bildung, des Gesund- 
heits- und Sozialwesens sowie der 
Kultur im gesellschaftlichen Re- 
produktionsprozeß ein? 


2. Wie erfolgt die Leitung und Pla- 
nung dieser Einrichtungen? 
Informieren Sie sich über die Un- 
terstellung der entsprechenden Ein- 
richtungen in Ihrem Heimatkreis! 

3. Nennen Sie Beispiele, wie die 
Werktätigen auf eine effektive 
Haushaltswirtschaft in den Einrich- 
tungen der Bildung, des Gesund- 
heits- und Sozialwesens sowie der 
Kultur Einfluß nehmen können! 

4. Stellen Sie fest, welche Normative 
und Normen bei der Haushaltspla- 
nung und -finanzierung in Ihrem 
Organ angewendet werden! 


5. Fertigen Sie auf der Grundlage 
des diesjährigen Haushaltsplanes 
des Kreises eine.Übersicht nach der 
Tabelle 7.3. an und werten Sie diese 
aus! 


7.4. 


‚Die Finanzierung der Werterhal- 


tung im Bereich der staatlichen 
Organe und Einrichtungen 


Entsprechend den Beschlüssen . der 
Partei- und Staatsführung kommt es 
darauf an, den baulichen Zustand der 
Wohngebäude und Schulen, der Bauten 
des Gesundheitswesens und im kultu- 
rellen Bereich durch Reparaturen, Mo- 
dernisierung sowie durch Um- und 
Ausbaumaßnahmen zu erhalten und zu 
verbessern. Durch die laufende Über- 
wachung des Zustandes der Grundmit- 
tel, durch rechtzeitige Instandhaltungen 
und Reparaturen wird eine hohe Ge- 
brauchsfähigkeit auf lange Zeit erreicht. 
Im Bereich der staatlichen Organe und 
in den staatlichen Einrichtungen wird 
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statt des Begriffs „Instandhaltung“ der 
Begriff Werterhaltung verwendet. 


Die Werterhaltung umfaßt Reparatur- 
leistungen als Instandhaltung und In- 
standsetzung sowie Wartungsarbeiten, 
die der Erhaltung der Grundmittel und 
Arbeitsmittel im Bereich der staatlichen 
Organe und: staatlichen Einrichtungen 
dienen. 


Auch die Ersatzteilbeschaffung für 
“ Grundmittel rechnet zur Werterhaltung. 
Eine wertmäßige Begrenzung der 
Werterhaltungsmaßnahmen je Objekt 
besteht nicht, jedoch muß der Werter- 
haltungsaufwand im Verhältnis zum 
Neuwert ökonomisch vertretbar sein. 

Für die planmäßige effektive Werter- 
haltung der in ihrer Rechtsträgerschaft 
befindlichen Wohngebäude und gesell- 
schaftlichen Einrichtungen sind die ört- 
lichen Staatsorgane verantwortlich. Sie 


sind auch dafür zuständig, daß der bau- 


liche Zustand: der Wohngebäude aller 
Eigentumsformen in ihrem Territorium 
erhalten und planmäßig verbessert 
wird. 

Mit der Lösung der Hauptaufgabe 
werden die Instandhaltungsmaßnahmen 
im Bereich der Wohnungswirtschaft und 
in den Einrichtungen der Bildung, des 
Gesundheits- und Sozialwesens sowie 
der Kultur schrittweise durchgeführt. 
Die materiellen und finanziellen Fönds 
für diesen Zweck werden systematisch 
erhöht. 

Die örtlichen Räte erhalten für die 
Ausarbeitung des Volkswirtschaftspla- 
nes jährlich Kennziffern für die In- 
standhaltungsmaßnahmen an Wohnge- 
bäuden und gesellschaftlichen Einrich- 
tungen, die in ihrem Zuständigkeitsbe- 
reich liegen. Diese materiellen Kenn- 
„ziffern, z.B. über Bauhaupt- und Bau- 
nebenleistungen, sind die Basis für die 
Planung der finanziellen Mittel. Die er- 
forderlichen finanziellen Mittel werden 
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dann im jeweiligen Haushaltsplan als 
Werterhaltung aufgenommen. 

Instandhaltungen an volkseigenen 
Wohnungen werden finanziell von dem 
VEB Kommunale Wohnungsverwaltung 
oder dem VEB Gebäudewirtschaft ge- 
plant. Instandhaltungen an Wohnge- 
bäuden anderer Eigentumsformen, z.B. 


der AWG, sind durch deren Eigentümer 


aus ihren Fonds zu finanzieren. 

Die materiellen und finanziellen Fonds 

sind. mit hoher Effektivität einzusetzen. 

Das verlangt, daß die staatlichen Or- 

gane bei ihrer Arbeit auf dem Gebiet 

der Werterhaltung vor allem folgendes 

berücksichtigen: 

1. Die Einheit der Grundfondsre- 
produktion als Werterhaltung, Er- 
neuerung ausgesonderter Grund- 


mittel und Erweiterung ist bei der ° 


Planung der Werterhaltungsmittel in 
jedem einzelnen Fall zu beachten. 
Anhand der Sachlage ist verantwor- 
tungsbewußt zu entscheiden, in- 
wieweit Werterhaltungsmaßnahmen 
ausreichen oder eine Investition 
notwendig ist. 

2. Die zur Verfügung stehenden ma- 
teriellen und finanziellen Fonds 
müssen sorgfältig für die einzelnen 
staatlichen Organe, z.B. für die 
Gemeinden und für die Einrichtun- 
gen, Schulen usw. differenziert 
werden. Für die Differenzierung 
sind verschiedene Faktoren maß- 
gebend. Ein wichtiger Faktor sind 
die Richtwerte über die Haus- 
haltsausgaben für die Werterhaltung 
je 100M Bruttowert vorhandener 
Grundmittel. In Ergänzung dazu 
sind auch der Umfang, die Struktur 
und der Verschleißgrad der jeweili- 
gen Grundmittel zu berücksichtigen. 
Der jährliche Verschleiß ist ein wei- 


terer Faktor, der bei der Differen- .. 


zierung zu beachten ist. Insbeson- 
dere muß bekannt sein, welche ma- 
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teriellen Voraussetzungen, vor allem 
an Baureparaturkapazitäten, vor- 
aussichtlich zur Verfügung stehen 
werden. Besonders ist zu prüfen, 
welche Schwerpunktaufgaben in be- 
stimmten Gemeinden oder Einrich- 
tungen zu lösen sind, woraus sich 
dann eine entsprechende Rang- und 
Reihenfolge der Maßnahmen ergibt. 
Erst nach Beachtung aller Faktoren 
können begründete Richtwerte für 
die Werterhaltung abgeleitet wer- 
den, die eine optimale Werterhal- 
tung ermöglichen. 

3. Eine ständige, gewissenhafte Pflege 
der Grundmittel ist effektiver als 
aufwendige Reparaturen. Für die 
Pflege der Grundmittel sind die 
vielfältigen Initiativen der Bürger 
einschließlich zusätzlicher Leistun- 
gen der im Territorium liegenden 
Betriebe und Einrichtungen zu nut- 
zen. Der breiten Volksinitiative 
„Schöner unsere Städte und Ge- 
meinden — Mach mit!” kommt dabei 
‘eine große Bedeutung zu. Die viel- 
fältigen Aktivitäten der Bürger 


können bei zahlreichen Werterhal-- 


tungsmaßnahmen genutzt werden, 
z.B. bei der Renovierung von Schu- 
len und Kindergärten, bei der Mo- 
dernisierung von Wohnungen und 
bei der Erhaltung von Grünflächen. 


Für die Bezahlung freiwilliger Tätigkeit 
zur Erhaltung und Rekonstruktion von 
Wohn- und Gesellschaftsbauten können 
die Städte und Gemeinden geplante 
Haushaltsmittel sowie Mittel des 
Volksvertreterfonds entsprechend den 
gesetzlichen Bestimmungen einsetzen. 

Bei solchen Maßnahmen sind der „Be- 
schluß zur Erhöhung von Ordnung und 
Disziplin sowie zur Durchsetzung einer 
straffen Kontrolle bei der Leistung zu- 
:sätzlicher Arbeit”!® sowie die „Anord- 
nung über Zulässigkeit, Vergütung und 


Kontrolle von zusätzlicher Arbeit bei 


der Vorbereitung und Durchführung 
von Baumaßnahmen“!1 zu beachten. 


Aufgaben 


1. Erläutern Sie an Beispielen, was 
im Bereich der staatlichen Organe 
und Einrichtungen unter Werterhal- 
tung zu verstehen ist! 

2. Warum müssen bei der Planung 
der Werterhaltung die einzelnen 
Formen der Grundfondsreproduk- 
tion komplex betrachtet werden? 

3. Welche Anforderungen sind an 
die Durchführung einer planmäßji- 
gen und effektiven Werterhaltung 
zu stellen? 

4. Warum ist die Mitarbeit der 
Bürger bei der Pflege und Erhaltung 
der staatlichen Grundmittel von 
großer Bedeutung? 


7.5. : 

Die Grundmittelrechnung 
der staatlichen Organe 
und Einrichtungen 


Die Grundmittel der staatlichen Organe 
und Einrichtungen sind Volkseigentum. 
Ein wichtiges Instrument für die Erfas- 
sung und Kontrolle des Bestandes an 
Grundmitteln und seiner Entwicklung 
ist die Grundmittelrechnung der staat- 
lichen Organe und Einrichtungen. 

In der Grundmittelrechnung werden die 
Bestände an Grundmitteln und ihre 
Veränderungen mengen- und wertmäßig 
erfaßt, nachgewiesen und analysiert. 
Im einzelnen enthält die Grundmittel- 
rechnung der. staatlichen Organe und 
Einrichtungen Re 
— den Bruttowert der Grundmittel 

sowie die Zu- und Abgänge, 
— die jährlichen Abschreibungen, - 


10 GBI. 7/1975 Nr. 35 S. 631. 
11 GBI. 11975 Nr. 35 S. 632 und GBl. 71978 Nr. 38 
S. 419. 
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— die wesentlichen Bruttowerterhö- 
hungen, 

— den Verschleiß und seine Verände- 
rungen, 


— technische Daten, 
— . den Einsatz der Grundmittel, d.h. 
den Einsatzort und -zweck. 


Die Grundmittelrechnung muß den 
lückenlosen, Nachweis und die rechtzei- 
tige Erfassung aller Grundmittel und 
deren Veränderungen garantieren. 


Die Grundmittelrechnung der staatli- 
chen Organe und Einrichtungen ist eine 
statistische Rechnung. Die jährlichen 
Abschreibungen führen nicht — wie das 
im produktiven Bereich der Volkswirt- 
schaft der Fall ist — zur Bildung eines 
speziellen Amortisationsfonds. 

Die Grundmittelrechnung ist eine un- 
entbehrliche Informationsquelle, da sie 
wichtige Erkenntnisse für die Berech- 
nung von Richtwerten für die Ausstat- 
tung mit Grundmitteln und den Auf- 
wand für die Werterhaltung vermittelt. 
Ihre Daten ermöglichen Schlüsse für die 
Grundfondsreproduktion. 

In der Grundmittelrechnung der staat- 
lichen Organe und’ Einrichtungen wer- 
den Gebäude, bauliche Anlagen, Geräte 


und Ausrüstungen mit einem Bruttowert. 


ab 500M erfaßt, sofern ihre Nutzungs- 
dauer ein Jahr überschreitet. 
Vermögenswerte bis 500M werden 
nach besonderen Festlegungen der zen- 
tralen und örtlichen Staatsorgane als 
inventarisierungspflichtige Arbeitsmit- 
tel erfaßt und nachgewiesen. 

Ein wichtiger Bestandteil der Grund- 
mittelrechnung ist in jedem Organ und 
jeder Einrichtung die Grundmittel- 
“kartei, in der jede technisch in sich ab- 
geschlossene Grundmitteleinheit (In- 
ventarobjekt) erfaßt wird, die selbstän- 
dig verwendungsfähig ist. 

Die Grundmittelkartei ist gegliedert in 


— Gebäude und bauliche Anlagen, 
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— Maschinen, Geräte und Ausrüstun- 


gen. 


Sie gibt Auskunft über die Art des 
Grundmittels mit seiner Zuordnung zum 
Organ bzw. zur Einrichtung, über tech- 
nische Daten des Grundmittels und den 
Einsatzort, über Menge, Bruttowert, 
Verschleiß, normative Nutzungsdauer 
und Abschreibungssatz.. 


Die normative Nutzungsdauer ist der 
Zeitraum, in dem gleichartige Grund- 
mittel unter für sie typischen Nut- 
zungsbedingungen bei Durchführung 
ökonomisch zweckmäßfjiger Instandhal- 
tung im Durchschnitt mit optimaler 
Wirtschaftlichkeit genutzt werden kön- 
nen. Sie gilt als staatliches Normativ!? 
und bildet die Grundlage für die Er- 
mittlung der Abschreibungssätze. 


Der Abschreibungssatz ist der Prozent- 
satz, der in einem bestimmten Zeitraum, 
z.B. in einem Jahr, vom Bruttowert des 
Grundmittels abzuschreiben ist. Mit 
seiner Hilfe wird der jährliche Ab- 
schreibungsbetrag ermittelt, der den 
Verschleiß während dieses Zeitraumes 
wertmäßig widerspiegelt. 

Der Verschleiß ist die Gebrauchswert-. 
und Wertminderung des Grundmittels 
durch materielle und gesellschaftliche 
Vorgänge. Der bisherige Verschleiß 
findet seine wertmäßige Widerspiege- 
lung in der Summe der bereits vorge- 
nommenen Abschreibungen. 


Abschreibungen sind nicht mehr zuläs- 
sig, wenn der Bruttowert abgeschrieben 
ist. Die Berechnung der Abschreibungen 
erfolgt jährlich zum Jahresschluß. 
Unabhängig vom Zeitpunkt der An- 
schaffung im Laufe des Jahres ist je 
Grundmittel der volle Jahresabschrei- 
bungssatz anzuwenden. 


12 Vgl. Anordnung über die Nomenklatur und das: 
Verzeichnis der Abschreibungssätze für Grund- 
mittel vom 16. September 1968 (GBl. Sonder 
druck Nr. 550). 


Beim Zugang gebrauchter Grundmittel 
werden der Bruttowert und die Summe 
der bisherigen Abschreibungen als 
wertmäßiger Ausdıuck des Verschleißes 
in die Grundmittelrechnung über- 
nommen. Beim Abgang gebrauchter 
“ Grundmittel werden der Bruttowert und 
der eingetretene Verschleiß ausgebucht. 
Zur. Sicherung der‘ vorhandenen 
Grundmittelbestände. und zur Führung 
der Grundmittelkartei wird regelmäßig 
eine Inventur durchgeführt. Bei der In- 
ventur erfolgt eine körperliche Be- 
standsaufnahme aller Grundmittel nach 
Art und Menge. Die Ergebnisse der 
Inventur werden mit der Grundmittel- 
kartei abgestimmt. 

Die Grundmittelrechnung der staatli- 
chen Organe und Einrichtungen wird 
mit Hilfe der elektronischen Datenver- 
arbeitung geführt. Das betrifft ins- 
besondere die Erfassung des Zuganges 
neuer Grundmittel, des Zuganges ge- 
brauchter Grundmittel, des Abganges 
von Grundmitteln, die Stammdatenän- 
derung, die Berechnung der jährlichen 
Abschreibungen und die Zusammenfas- 
sung für Berichterstattungen (Jahres- 
grundmittelbericht). 


Die EDV-Anlage liefert zum Jahresende 
je Organ oder Einrichtung einen Ta- 
bellenausdruck, der Auskunft über den 
Bruttowert der Grundmittel und den 
bisherigen Verschleiß gibt. Diese An- 
gaben bilden die Grundlage für die 
jährlichen Grundfondsanalysen. Zur 
Analyse der Grundfonds gehören u.a. 
Einschätzungen über - 


— die Struktur und den Umfang der 
vorhandenen Grundmittel, 

— den Erhaltungszustand (Bruttowert, 
Verschleiß, durchgeführte und not- 
wendige Werterhaltungsmaßnah- 
men), 

— die Ausnutzung der Grundmittel, 
d.h. die Kapazitätsauslastung, und 


Vorschläge über die Verwendung 
nicht genutzter Grundmittel u. a., 

— den zweckentsprechenden Einsatz 
der materiellen und finanziellen 
Fonds, 

— die Entwicklung von Ausstattungs- 
und Werterhaltungsnormativen. 


Die jährliche Analyse der Grundmittel 
hat das Ziel, eine straffe Kontrolle über 
die Ordnungsmäßigkeit der Grundmit- 
telwirtschaft zu sichern. Zugleich ist 
diese Analyse eine Grundlage für Ent- 
scheidungen bei der Planung notwen- 
diger Investitionen und Werterhal- 


tungsmaßnahmen. 

Aufgaben 
1. Welche Aufgaben hat die 
Grundmittelrechnung in den 


staatlichen Organen und Einrich- 
tungen? 

2. Wie werden die Grundmittel in 
der Grundmittelrechnung erfaßt? 

3. Verschaffen Sie sich einen Ein- 
blick in die Grundmittelrechnung 
einer Einrichtung! 

4. Informieren Sie sich in Ihrer Ab- 
teilung über die Arbeitsorganisation 
bei der Führung der Grundmittel- 
rechnung unter EDV-Bedingungen! 


7.6. 

Die Struktur- und Stellenpläne 
der staatlichen Organe 

und Einrichtungen 


Struktur- und Stellenpläne sind In- 
strumente der Leitung. Sie gehen von 
den Aufgaben der staatlichen Organe 
und Einrichtungen aus und sind auf die 
wirksamste und rationellste Organi- 
sation des Aufbaus und der Tätigkeit 
der staatlichen Organe und Einrichtun- 
gen gerichtet. Damit fördern sie die 
Durchsetzung des. Sparsamkeitsprinzips 
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Strukturplan einer Kreispoliklinik 


Leitung 


Bereich 
Stomatologie 


Anzahl 
der 
Arbeits- 
kräfte 


Bereich 
Humanmedizin 


Allgemeinmedizin 
Kinderkrankheiten 
Gynäkologie 
Radiologie 
Psychiatrie 

Innere Krankheiten 


Arbeitsplätze 
Zahntechnik 
Lehrwerkstatt 


Stomatologische 


Anzahl 
der 
Arbeits- 
kräfte 


Bereich 
Physiotherapie 


Anzahl 
der 
Arbeits- 
kräfte 


Verwaltung 


Stellenplan - Auszug -(Leitung und Bereich Humanmedizin) 


Planstellen-Nr. 


Ärztlicher Direktor 


Leitende Schwester 


Leiter Allgemeinmedizin 


Facharzt 


Sprechstundenschwester 


Leiter Kinderabteilung 


Facharzt 


Sprechstundenschwester 


Abb. 27.1.. 
Beispiel eines Struktur- und eines Stel- 
lenplanes 


’ 


beim Einsatz der Arbeitskräfte und der 
finanziellen Mittel sowie in der An- 
wendung von Maßnahmen der Rationa- 
lisierung. Bei den Strukturplänen gibt 
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es Rahmenstruktur- und Feinstruktur- 
pläne. 


Rahmenstrukturpläne für die örtlichen 
Staatsorgane werden. durch den Mini- 
sterrat beschlossen. Die zuständigen 
Ministerien legen die Rahmenstruktur 
der ihnen unterstellten Einrichtungen ° 
fest. Auf der Grundlage der Rah- 
menstrukturpläne beschließen die örtli- 


‘chen Organe der Staatsmacht 


Feinstrukturpläine für das örtliche 
Organ und die nachgeordneten Einrich- 


tungen. Diese Pläne legen die konkrete - 


Gliederung der Einrichtungen nach 
Arbeits- und Verantwortungsbereichen 
verbindlich fest. j 

Die Stellenpläine bauen auf . den 
Feinstrukturplänen auf. Sie enthalten 
Angaben über .die Funktionen, die An- 
zahl der Planstellen und die Vergü- 
tungsgruppen (vgl. Abb. 7.1) 

Zur Unterstützung der Arbeit mit den 
Stellenplänen im Bereich der örtlichen 
Organe werden von den zentralen 
Staatsorganen Normative, z.B. als 
Rahmen- und Typenstellenpläne, vor- 
gegeben. 


Diese Normative dienen der Anwen- 


dung einheitlicher Grundsätze in glei- 
chen oder gleichartigen Organen und 


Einrichtungen und haben das Ziel, einen... 
effektiven Einsatz der Arbeitskräfte zu: 


sichern und die Verallgemeinerung 
fortgeschrittener Arbeitsmethoden zu 
unterstützen. 
Die weitere Gestaltung der entwickelten 
sozialistischen Gesellschaft: verlangt 
eine ständige Qualifizierung der staat- 
lichen Leitungstätigkeit. Sie ist un- 
trennbar mit der Rationalisierung der 
Verwaltungsarbeit und der Reduzierung 
des Verwaltungsaufwandes verbunden 
und führt auch zu Veränderungen der 
Struktur- und Stellenpläne. Die Leiter 
der staatlichen Organe und Einrichtun: 
gen sind für die ordnungsgemäße Arbeit 
mit den bestätigten Stellenplänen ver- 
artwortlich. 


Aufgaben 


1. Erläutern Sie die Bedeutung der 
Struktur- und Stellenpläne! . 
2. Informieren Sie sich über die 
Arbeit mit den Struktur- und Stel- 
lenplänen in Ihrem örtlichen Organ! 
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8 


Die Finanzbeziehungen 
aus der sozialistischen 
Gemeinschaftsarbeit 

im Territorium 


8.1. 

Die planmäßigen Finanzbeziehun- 
gen aus der Zusammenarbeit der 
Städte und Gemeinden 

mit den Betrieben und Ein- 
richtungen ihres Territoriums 


Auf der Grundlage des Gesetzes über 
die örtlichen Volksvertretungen und 
ihre Organe in der DDR vom 12. Juli 
1973' arbeiten die örtlichen Volksver- 
tretungen und ihre Räte eng mit den 
Kombinaten, Betrieben, Genossenschaf- 
ten und Einrichtungen ihres Territo- 
riums zusammen, unabhängig davon, ob 
sie zentralen oder örtlichen Staatsorga- 
nen unterstellt sind. 


Das Ziel dieses planmäßigen Zusam- 
menwirkens besteht darin, die günstig- 
sten territorialen Bedingungen zur Er- 
füllung der mit dem Volkswirtschafts- 
und dem Staatshaushaltsplan festgeleg- 
ten Entwicklung aller Bereiche und 


Zweige zu gewährleisten. Bei dieser 
Zusammenarbeit geht es besonders 
darum, 


— alle territorialen: Quellen für die 
Erhöhung der Leistungsfähigkeit 
und Effektivität der Volkswirtschaft 
zu erschließen, 

— die Standortverteilung der Produk- 

‚tivkräfte und die materiell- 
technische Territorialstruktur so ra- 
tionell wie möglich zu gestalten, 

— die vorhandenen Einrichtungen und 
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Fonds durch gemeinsame Nutzung 
effektiv auszulasten 


und damit zugleich zur weiteren Ver- 
besserung der Arbeits- und Lebensbe- 
dingungen der Arbeiterklasse und aller 
anderen Werktätigen beizutragen. 


Die Zusammenarbeit erfolgt in der 
Regel auf der Grundlage vertraglicher 
Vereinbarungen, die als Kommunalver- 
träge bezeichnet werden. Damit die 
durchzuführenden Maßnahmen mate- 
riell und finanziell gewährleistet sind, 
müssen diein den Verträgen festgeleg- 
ten Aufgaben Bestandteil der Pläne der 
Betriebe und der örtlichen Organe sein. 
Die Verträge beinhalten besonders fol- 
gendes: i 


1. Materielle und finanzielle staatliche 
.und betriebliche Fonds können im 
Rahmen der Rechtsvorschriften 
gemeinsam eingesetzt werden für 
— die Erschließung und Nutzung 
von Reserven für einen hohen Lei- 
stungszuwachs, z.B. durch Gewin- 
nung von Baustoffreserven, _ 
— die Verbesserung der Wohnbe- 
dingungen der Bürger durch Erhal- 
tung und Modernisierung von Woh- 
nungen sowie kultureller und sozia- 
ler Einrichtungen, 
— die Durchführung von Maß- 
nahmen zur Verbesserung kommu- 
naler Einrichtungen, insbesondere 


1 GBI. 1/1973 Nr. 32 S. 313. 


zur Instandsetzung von Straßen und 
Wegen sowie zur Erhaltung, Moder- 
nisierung” und Gewinnung von 
Dienstleistungseinrichtungen. 


2. Die Fonds werden beim zuständigen 
Rechtsträger zusammengeführt und 
bilanziert. 


3. Der für die Bewirtschaftung oder 
Nutzung verantwortliche Rechtsträ- 
ger ist seinem übergeordneten 
Organ und gegenüber den Partnern 
für die Durchführung der Aufgaben 
verantwortlich. Entsprechende Ver- 
pflichtungen werden in der Verein- 
barung festgelegt. 


4. Die Vorsitzenden der Räte und die 
Leiter der Betriebe und Einrichtun- 


gen sind zur Rechenschaftslegung 
verpflichtet. 


Als. Quellen für die Finanzierung der 
gemeinsamen Aufgaben dienen plan- 
mäßig 


— Haushaltsmittel der örtlichen Or- 
gane der Staatsmacht im Rahmen 


der geltenden Rechtsvorschriften 
sowie 


— die’ im Rahmen der Kommunalver- 
träge zur Verfügung gestellten Mit- 
tel aus Fonds der Kombinate, Be- 
triebe, Genossenschaften und Ein- 
richtungen. 


. Beim Einsatz dieser Mittel für die Ge- 
meinschaftsarbeit der örtlichen Organe 
und der Betriebe nehmen Maßnahmen 
der territorialen Rationalisierung einen 
entscheidenden Platz ein. Durch sie 
werden Reserven für die Vergrößerung 
.der Leistungen der Kombinate, Be- 
triebe, Genossenschaften und Einrich- 
‚tungen zur Erhöhung ihrer Effektivität 
sowie für die Verbesserung der Arbeits- 
und Lebensbedingungen der Werktäti- 
gen erschlossen. 


Beispiel: 

Die gemeinsame Errichtung eines 
Heizwerkes durch mehrere Industrie- 
betriebe und das örtliche Staatsorgan 
bringt für die Nutzer bedeutende Ra- 
tionalisierungseffekte. So können er- 
hebliche materielle und finanzielle In- 
vestitionsmittel eingespart werden. Das 
moderne Heizwerk ermöglicht Arbeits- 
zeit- und Materialeinsparungen. Es 
können Arbeitskräfte für den Einsatz in 
anderen Bereichen freigestellt werden. 
Hinzu kommen bessere Ausnutzung der 
Brennstoffe, geringere Umweltver- 
schmutzung und Verbesserung der Ar- 
beits- und Lebensbedingungen. 


8.2... 

Die planmäßigen Finanzbezie- 
hungen aus der Zusammenarbeit 
der örtlichen Staatsorgane 


Eine Form der sozialistischen Gemein- 
schaftsarbeit der Städte und Gemeinden 
ist ihre Zusammenarbeit im Rahmen 
von Zweckverbänden. Zweckverbände 
dienen der rationelleren und effektive- 


“ren Lösung von gemeinsamen Aufgaben 


zur Verbesserung der Arbeits- und Le- 
bensbedingungen der Werktätigen. Den 
Zweckverbänden können auch Kombi- 
nate, Betriete, Genossenschäften und 
Einrichtungen angehören. In der Praxis 
bestehen 'besonders auf folgenden Ge- 
bieten Zweckverbände: 
— Stad- und Gemeindewirtschaft 
‘ sowie hauswirtschaftliche Dienstlei- 
stungen, 
— Verwaltung und Bewirtschaftung 
von Wohn- und Gesellschaftsbauten, 
— Unterhaltung und Instandsetzung 


S von Straßen, Wegen und Plätzen, 


— Verwaltung und Bewirtschaftung 
von Einrichtungen des Bildungswe- 
sens und des Gesundheits- und So- 
zialwesens, 
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— ‚Schaffung, Verwaltung und Bewirt- 
schaftung von Einrichtungen der 
Erholung, der Kultur und des Sports. 


Die vom Zweckverband geschaffenen 
Betriebe und Einrichtungen werden dem 
Rat einer der beteiligten Städte und 
Gemeinden unterstellt. Der Rat dieser 
Stadt oder Gemeinde ist verpflichtet, 
die Einhaltung der Plan- und Finanz- 
disziplin in diesen Betrieben und Ein- 
richtungen zu sichern. 


Beispiel: 

Ein Versorgungsbetrieb der Stadt- und 
Gemeindewirtschaft führt seine Lei- 
stungen, z.B. die Müllabfuhr, gegen 
Bezahlung durch. Die beteiligten Städte 
und Gemeinden planen in ihrem Haus- 
halt anteilig.die Mittel, die über die 
Einnahmen dieses Betriebes hinaus für 
die Finanzierung erforderlich sind. 
Auch für die Schaffung oder Erweite- 
rung und für die Unterhaltung der Be- 
triebe und Einrichtungen stellen die be- 
teiligten Gemeinden der jeweils ver- 
antwortlichen Gemeinde entsprechende 
Mittel zur Verfügung. 


Außerhalb des Haushaltsplanes und der 
Haushaltsrechnung dürfen Einnahmen 
aus Zweckverbänden und Ausgaben für 
Zweckverbände nicht geplant und fi- 
nanziert werden. 


Von Bedeutung für die Entwicklung 
sozialistischer Gemeinschaftsarbeit ört- 
licher Staatsorgane sind auch Gemein- 
deverbände. Schon 1978 arbeiteten über 
zwei Drittel der Städte und Gemeinden 
in _Gemeindeverbänden zusammen, 
heute trifft das in vielen Kreisen bereits 
_ auf alle kleineren Städte und Gemein- 
den zu. 


Im Unterschied zum kommunalen 
Zweckverband, dem auch Kombinate, 
Betriebe, Genossenschaften und Ein: 
richtungen angehören können, arbeiten 


152 


im Gemeindeverband nur Städte und/ 
oder Gemeinden zusammen. Die Zu- 
sammenarbeit erstreckt sich auf die 
gemeinsame Lösung mehrerer Aufga- 
ben, für die diese Organe verantwort- 
lich sind (vgl. Abb. 8.1.). 
Der Gemeindeverband ist gegenwärtig 
die höchste und umfassende Form der 
sozialistischen Gemeinschaftsarbeit 
zwischen Städten und Gemeinden. Mit 
seiner Hilfe sollen die aus den Be- 
schlüssen der Partei- und Staatsführung, 
insbesondere aus dem Volkswirt- 
schaftsplan und dem Staatshaushalts- 
plan, hervorgehenden Aufgaben gemein- 
sam noch effektiver erfüllt werden. 
Das Recht der Städte und Gemeinden, 
Gemeindeverbände zu bilden, ist in den 
SS 70 und 71 des Gesetzes über die ört- 
lichen Volksvertretungen und ihre Or- 
gane in der DDR festgelegt. Die Bil- 
dung eines Gemeindeverbandes bedarf 
der Bestätigung durch den übergeord- 
neten Rat. 

Für die Arbeit des Gemeindeverbandes 

beschließen die beteiligten Städte und 

Gemeinden ein Statut. Über.die Bildung 

gemeinsamer Organe und die schritt- 

weise Übertragung von Aufgaben und 

Befugnissen auf die Organe des Ge- 

meindeverbandes entscheiden die betei- 

ligten Volksvertretungen eigenverant- 
wortlich. Das gilt auch für die Konzen- 
tration von materiellen und finanziellen 

Fonds beim Gemeindeverband. 

Die Bildung und die Tätigkeit von. Ge- 

meindeverbänden wird begünstigt durch 

— Nachbarschaft der Gemeinden und 
die zwischen ihnen bestehenden 
Produktions- oder Dienstleistungs- 
beziehungen, 

— Kooperation zwischen den Betrieben 
‚der Landwirtschaft dieser Cemein- 
den, 

— günstige Verkehrsverbindungen und 

— Herausbildung einer sozialistischen 
Siedlungsstruktur. 


Gemeinde A 


Gemeinde B 


Gemeinsame 


(Sitz des Gemeindeverbandes) 


Rat des Gemeindeverbandes 


Gemeinsame: Aufgaben 
(für einen längeren Zeitraum) 
- Schüler- und Kinderspeisung 
Werterhaltung, besonders an Wohnungen 
- Dienstleistungen und Annahmestellen 

- Staatliche Arztpraxis 


Gemeinde D 


Gemeinsamer 


Wasser- : i Straßenbau 
versorgung - Kinderkrippe (Verbindungs- 
- Zentralschule straße) 


- Kulturhaus 
- Schwimmbad 


Gemeinde C 


Gemeinde F 


Abb. 8.1. 
Ausgewählte Beziehungen zwischen Ge- 
meinden eines Gemeindeverbandes 


Der konzentieite und planmäßige Ein- 
satz der gesellschaftlichen Kräfte sowie 
der materiellen und finanziellen Mittel 
‚im Gemeindeverband ermöglicht eine 
rasche und effektive Entwicklung im 
Territorium. Er gestattet auch die Ver- 
wirklichung von Aufgaben, die mit den 
Möglichkeiten einer Gemeinde nicht 
oder erst nach Jahren gelöst werden 
könnten. Diese Entwicklung muß durch 
die Haushalts- und Finanzwirtschaft der 


- Zentrale Kaufhalle 


Zentrale Haushaltsstelle 


Gemeinsamer 
Kındergarten 


Gemeinde E 


Gemeinde G 


Gemeinden, die einem  Gemeindever- 
band angehören, gefördert werden. 

Grundsätzlich hat jede Stadt und Ge-: 
meinde des Gemeindeverbandes einen 
eigenen Haushaltsplan, den die Volks- 
vertretung beschließt und eigenverant- 
wortlich durchführt. Alle beteiligten 
Gemeinden legen jedoch gemeinsam 
fest, welche Maßnahmen in. sozialisti- 
scher Gemeinschaftsarbeit planmäßig 
im Gemeindeverband durchgeführt 
werden sollen. Daraus ergibt sich, daß 
die planmäßig benötigten materiellen 
und finanziellen Fonds koordiniert 
werden müssen. Die Planung, Durch- 
führung und Abrechnung der von den 
beteiligten Volksvertretungen be- 
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schlössenen gemeinsamen materiellen 


und finanziellen Aufgaben des Rates 
des Gemeindeverbandes kann je nach 
Zweckmäßigkeit entweder im Haushalt 
der Gemeinde am Sitz des Gemeinde- 
verbandes oder im Haushalt der Ge- 
meinde, die die Maßnahme durchführt, 
erfolgen. 


Wenn die notwendigen Erfahrungen 
vorhanden sind und die Entwicklung 
einen entsprechenden Stand erreicht 
hat, kann nach Zustimmung durch den 
Rat des Kreises ein selbständiger 
Haushaltsplan des Rates des Gemein- 
deverbandes aufgestellt werden. Dieser 
Plan ist. von den Volksvertretungen der 
angeschlossenen Gemeinden und Städte 
zu beschließen. 

Werden dem Rat des Gemeindeverban- 
des Betriebe oder Einrichtungen unter- 
stellt, können auch diese Haushaltsbe- 
ziehungen auf den Gemeindeverband 
übergehen. 

Für die Planung und Durchführung der 
Haushalte der Gemeindeverbände gibt 
es keine besonderen Regelungen. Es 
gelten die gleichen Rechtsvorschriften 
wie für die Gemeinden und kreisange- 
hörigen Städte. Zur rationellen Gestal- 
tung der Haushaltswirtschaft im Ge- 
meindeverband besteht eine. zentrale 
Haushaltsstelle, die im Auftrag der be- 
teiligten Städte/Gemeinden arbeitet. 


‚Aufgaben 

| 1. Erarbeiten Sie anhand der $$4, 
20(2), 35(4), 49(3) und 55(3,4) des 
Gesetzes über die örtlichen Volks- 
vertretungen und ihre Organe in der 
DDR vom 12. Juli 1973 eine Über- 
sicht über die Aufgaben der örtli- 
chen Organe bei der Durchführung 
gemeinsamer Maßnahmen für die 
Entwicklung des Territoriums! 
2. Informieren Sie sich in Ihrem 
Kreis über die bestehenden Zweck- 
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serhändh und Gemeindeverbände 


sowie über die Gestaltung 
Finanzbeziehungen! 


ihrer 


Die Kontrolle 

und Analyse 

der örtlichen Haushalts- 
und Finanzwirtschaft 


9.1. 
Die Verantwortung für die Finanz- 
kontrolle und Finanzanalyse 


Finanzkontrolle und Finanzanalyse sind 
Teil der Kontrolle durch die Mark, die 
eine wichtige Seite staatlicher und ge- 
sellschaftlicher Kontrolle ist. 

Die Verantwortung für ihre Durchfüh- 
rung tragen alle Leitungsorgane und 
alle Leiter, denen Verantwortung für die 
Erwirtschaftung und Verwendung fi- 
nanzieller Mittel übertragen worden ist. 
Die Finanz- und Bankorgane haben 
dabei spezifische Aufgaben der Fi- 
nanzkontrolle und der Finanzanalyse 


wahrzunehmen, die in Statuten und an- 
deren Rechtsvorschriften festgelegt 
sind. 


Kontrolle und Analyse sind wichtige 
Instrumente der Leitungstätigkeit auf 
allen Ebenen und in allen Bereichen des 
Staates und der Wirtschaft. Sie sind 
darauf gerichtet, die Plan- und Finanz- 
disziplin einzuhalten, das Prinzip so- 


zialistischer Sparsamkeit durchzusetzen, _ 


Ordnung und Sicherheit zu gewährlei- 
sten und auf allen Gebieten Reserven 
zur Erhöhung der Leistungen und der 
Effektivität nutzbar zu machen. Kon- 
trolle und Analyse als Bestandteil staat- 
licher Leitungstätigkeit sind Ausdruck 
der Machtausübung der Arbeiterklasse. 
Daraus erwächst die Verpflichtung, bei 
der Festlegung und Durchführung der 
. Kontrollaufgaben stets vom Standpunkt 


der Arbeiterklasse auszugehen und die 
Werktätigen in den Kombinaten, Be- 
trieben und Einrichtungen unmittelbar 
in die Kontrolltätigkeit einzubeziehen. 
Es geht darum, „eine praktische Kon- 
trolle darüber zu schaffen, daß das Wort 
auch zur Tat werde. 
Hier kann man auf keinen Fall ohne die 
Hilfe und ohne die. führende Rolle der 
Organisatoren, der Praktiker aus dem 
‚Volke‘, aus den Reihen der Arbeiter 
und werktätigen Bauern auskommen.“! 
Die Möglichkeiten der Mitwirkung der 
Werktätigen bei der Lösung von Auf- 
gaben der Kontrolle und Analyse sind 
vielfältig. Das betrifft Produktionsbe- 
ratungen, Arbeitsbesprechungen, Be- 
legschaftsversammlungen, Rechen- 
schaftslegungen, Leistungsvergleiche, 
ökonomische Konferenzen und andere 
Formen. Auch die aktive Mitarbeit in 
den Kommissionen und Aktivs der 
Volksvertretungen, in den Ausschüssen, 
in sozialistiscuen Arbeitsgemeinschaften 
und Kontrollaktivs usw. dient zur Kon- 
trolle der Durchführung der Aufgaben 
mit hohem Nutzen für die Gesellschaft. 
Jeder staatliche Leiter ist dabei für die 
Finanzkontrolle und Finanzanalyse in 
seinem Bereich verantwortlich. Den 
Hauptinhalt dieser Kontrolle und Ana- 
lyse bildet in bezug auf die örtliche 
Haushalts-- und Finanzwirtschaft die 
1 Lenin, W. I.: Wie soll man den Wettbewerb or- 
ganisieren? In: Werke, Bd.26. ‚Dietz Verlag, 
Berlin 1974, $. 411. 
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Erfüllung des von der zuständigen 
Volksvertretung beschlossenen Haus- 
haltsplanes. 

Finanzkontrolle und Finanzanalyse 
müssen dazu beitragen, daß die festge- 
legten Maßnahmen zur Durchführung 
der wirtschafts- und sozialpolitischen 
Aufgaben nach einheitlichen Grundsät- 
zen und mit hoher Plan- und Finanzdis- 
ziplin verwirklicht werden. 

Mit ihrer Hilfe wird Einfluß auf die 
allseitige Planerfüllung und die Über- 
erfüllung durch Erhöhung von Effek- 


tivität und Qualität der Arbeit in allen: 


Bereichen der Volkswirtschaft: ausgeübt. 


Wichtige Aufgaben auf dem Gebiet der 
Haushalts- und Finanzwirtschaft, ins- 
besondere hinsichtlich der Kontrolle 
und Analyse der Haushaltswirtschaft 
des jeweiligen Organs bzw. der Ein- 
richtungen, hat der Leiter für Haus- 
haltswirtschaft zu erfüllen. Er kon- 
trolliert die Ausarbeitung und Durch- 
führung des Haushaltsplans und sichert, 
daß alle Einnahmen termingerecht er- 
faßt und realisiert und die Ausgaben 
planmäßig ‘'nach den Rechtsvorschriften 
und den Grundsätzen sozialistischer 
Sparsamkeit geleistet werden. 

“Ber Leiter für Haushaltswirtschaft er- 
arbeitet Analysen über die Durchfüh- 
rung. des Haushaltsplans und ent- 
sprechende Schlußfolgerungen für die 
Verbesserung der Arbeit. Damit nimmt 
er Einfluß auf die Steigerung der Ef- 
fektivität beim Einsatz der vom Staat 
bereitgestellten Mittel, insbesondere auf 
die Aufdeckung und Mobilisierung von 
Reserven, die Verhinderung von Verlu- 
sten und die Festigung der Haushalts- 
disziplin. 


Aufgaben R 
1. Warum sind Finanzkontrolle und 
-analyse untrennbarer Bestandteil 


staatlicher Leitungstätigkeit? 
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2: Zeigen Sie an einem Beispiel, 
welche Bedeutung die Mitwirkung 
der Werktätigen bei der Kontrolle 
und Analyse hat! 


9.2. 

Die Durchführung der 
Finanzkontrolle und Finanzanalyse 
durch die 

Abteilungen Finanzen 


der örtlichen Räte 
9.2.1. 


Die Formen und Methoden 
der Finanzkontrolle 


Die Abteilung Finanzen des örtlichen 
Rates ist im Auftrag des Rates verant- 
wortlich für die Kontrolle der gesamten 
Haushalts- und Finanzwirtschaft im 
jeweiligen Verantwortungsbereich. Die 
Formen und Methoden der Finanzkon- 
trolle werden von den Anforderungen 
der- Kontroll- und Analysentätigkeit 
bestimmt. 


Formen der Finanzkontrolle 


Die Finanzkontrolle durch die Abtei- 
lungen Finanzen der örtlichen Räte wird 
vor allem in folgenden drei Formen 
wirksam: 


1. Die Kontrolle bei der Ausarbeitung 
der Pläne 
‚Bereits im Prozeß der Planausarbei- 
tung geht es darum, Einfluß auf die 
ständige Verbesserung des Verhält- 
nisses, von Aufwand und Ergebnis 
auf allen Gebieten und auf die Ein- 
haltung der Rechtsvorschriften zu 
nehmen. 
Zur Kontrolle bei der Ausarbeitung 
der Haushaltsplanentwürfe gehört, 
daß die Entwürfe 
— mit den materiell geplanten Auf- 
gaben, wie Anzahl der Arbeits- 


kräfte, Lohnfonds, Kindergarten- 


und Kinderkrippenplätze, Anzahl der , 


Schüler, übereinstimmen, 

— die staatlichen Aufgaben für die 
Einnahmen und Ausgaben sowie die 
vorgesehenen Kennziffern für ein- 
zelne Bereiche (z.B. ÖVW) und für 
bestimmte.Aufgaben (z. B. Investitio- 
nen) einhalten, 

— auf der Grundlage von Kontin- 
genten, Normativen und Limiten so- 
wie nach den Erfahrungen der Be- 
sten ausgearbeitet werden, 

— die Verwirklichung des Prinzips 
der sozialistischen Sparsamkeit und 
eine hohe Effektivität beim Einsatz 
der materiellen und finanziellen 
Fonds fördern. 


Die Kontrolle bei der Durchführung 
der. Pläne 


Mit der Kontrolle der Durchführung 
der Haushaltspläne ist zu gewähr- 
leisten, daß die geplanten Ausgaben 
entsprechend dem Plan zweckge- 
bunden und nach den Grundsätzen 
einer sparsamen und effektiven 
Haushalts- und Finanzwirtschaft ge- 
leistet werden. Bei den Einnahmen 
ist zu kontrollieren, daß alle Lei- 
stungs- und Effektivitätsreserven 
erschlossen und alle dem Staats- 
haushalt zustehenden Gelder ent- 
sprechend den Rechtsvorschriften 
von den Zahlungspflichtigen abge- 
führt werden. 

Mit dieser Form der Kontrolle wird 
die unmittelbare Abwicklung und 
Durchführung der Haushaltswirt- 
schaft, die Einhaltung der Plan- und 
Finanzdisziplin überwacht. 
Über die aus der laufenden Kon- 
trolle, gewonnenen Erkenntnisse der 
Planerfüllung werden die Volksver- 
tretungen und ihre Räte regelmäßig 
informiert, damit die notwendigen 


Entscheidungen für die weitere, 


Plandurchführung getroffen werden 
können. 

Weitere Aufgaben für die laufende 
Kontrolle ergeben sich aus der Kas- 
senordnung der DDR, z.B. die 
Überprüfung der sachlichen und 
rechnerischen Richtigkeit und die, 
Einhaltung der Ordnungsmäßigkeit 
in der Rechnungsführung des 
Staatshaushaltes. 


3. Die Kontrolle bei der Abrechnung 
der Pläne 
Diese Kontrolle hat die Aufgabe, die 
Erfüllung der beschlossenen Pläne 
und die ordnungsgemäße Finanzie- 
rung zu überprüfen. Gleichzeitig, 
sind Schlußfolgerungen für die 
Ausarbeitung und Durchführung 
künftiger Plane zu ziehen. 
Zur Nachkontrolle gehört die Prü- 
fung der . Jahreshaushaltsrechnung. 
Sie erfolgt auf der Grundlage pri- 
märer Prüfungsunterlagen, d.h. zum 
Beispiel von Rechnungen, Quittun- ' 
gen, Annahme-Anordnungen für 
Einnahmen, Zahlungsanweisungen 
für Ausgaben, Lieferscheinen, Ver- 
trägen über Bestellungen und Lei- 
stungen. Als weitere Prüfungsunter- 
lagen werden die Ergebnisse der 
Rechnungsführung des Staatshaus- 
haltes und die darauf beruhenden 
Abrechnungen und Analysen über 
die Haushalts- und Finanzwirtschaft 
genutzt. 

Diese drei Formen der Kontrolle greifen - 

ineinander über, sie bedingen und er- 

gänzen sich. 


Mit der Bestätigung der Jahreshaus- 
haltsrechnung erfolgt die Entlastung 
über die den Rechtsvorschriften ent- 
spreshende Durchführung und Abrech- 
nung der Haushaltspläne der örtlichen 
Räte durch die örtlichen Volksvertre- 
tungen. 

Von der Kontrollform und der Kon- 
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trollaufgabe hängt die jeweils anzu- 


‘wendende Methode ab. 


"Methoden der Finanzkontrolle 


Wichtige Methoden der Finanzkontrolle 
sind die des Vergleiches. 


1. Der Plan-Ist-Vergleich 

Diese Methode ist von besonderer Be- 
deutung. Das Soll des Planes wird dem 
zum Zeitpunkt der Kontrolle vorhan- 
denen Ist, also der 
gegenübergestellt. Die daraus erkenn- 
baren Abweichungen vom Plan bilden 
die Grundlage für die Analyse der Ur- 
sachen und für die vorzuschlagenden 
Leitungsentscheidungen. 

In Ergänzung dieser Form des Verglei- 
ches werden folgende weitere Methoden 
angewandt: 


2. Der Niveauvergleich 


Hierbei werden die Kapazitäten, die 
Leistungen und die dafür erforderlichen 


Kosten oder Aufwendungen aus dem 


Haushalt, evtl. auch die Erlöse oder 
die Haushaltseinnahmen, vergleichbarer 
Kombinate, Betriebe, Einrichtungen oder 
Territorien miteinander verglichen. Der 
Niveauvergleich wird angewandt zwi- 
schen volkseigenen Kombinaten, Be- 
trieben, staatlichen Einrichtungen, wie 
Schulen, Heimen, 
Vorschuleinrichtungen, und im „Mach 
mit!“-Wettbewerb der Städte und der 
Gemeinden. Mit diesen Vergleichen 
werden Niveauunterschiede in den Lei- 
stungen bzw. im Aufwand erkennbar. 
Im Ergebnis dieser Vergleiche geht es 
darum, die Erfahrungen der Besten zu 
ermitteln und auf die anderen zu über- 
tragen, um ungerechtfertigte Unter- 
. schiede bei gleichen Bedingungen zu 
beseitigen. Auf diese Weise werden 
Reserven zur Verbesserung, des Ver- 
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Planerfüllung, . 


Krankenhäusern, 


-hältnisses von Aufwand und Ergebnis 


erschlossen. 


3. Der Zeitvergleich 

Die Leistungen und die dafür aufge- 
wandten -Mittel des Vorjahres oder 
mehrerer Vorjahre werden mit denen 
des laufenden Jahres verglichen. Dabei 
geht es um das Erkennen von Entwick- 
lungstendenzen innerhalb einer be- 


stimmten Zeitspanne. Durch den Ver- 


gleich mit der Entwicklung vorange- 
gangener Zeiträume ist es möglich, Re- 
serven zur Beschleunigung des Ent- 
wicklungstempos nutzbar zu machen. 


4. Der Relationsvergleich 

Innerhalb eines Betriebes oder einer 
Einrichtung bzw. auch bei gleichartigen 
Betrieben und Einrichtungen wird das 
Verhältnis bestimmter Positionen zu- 
einander untersucht, z. B. das Verhältnis 
von Kosten und Erlösen oder von Ein- 
nahmen und Ausgaben. Auch hier geht 
es vor allem darum, Reserven für die 
Erhöhung des Nutzeffekts zu erschlie- 
Gen. 


Aufgaben 

1. Nennen Sie die Formen der Fi- 
nanzkontrolle durch die Abteilung 
Finanzen der örtlichen Räte, und er- 
läutern Sie deren Inhalt! 

2. Erläutern Sie die Methoden des 
Vergleiches bei örtlichen Einrich- 
tungen an einem Beispiel! 


9.2.2. 
Die Ausarbeitung 
finanzökonomischer Analysen 


Inhalt der Analysen 


Die Abteilung Finanzen des örtlichen 
Rates ist im Auftrag des Rates verant- 
wortlich für die Analyse der gesamten 


Haushalts- und Finanzwirtschaft. im 
jeweiligen Verantwortungsbereich. 


Finanzökonomische Analysen konzen- 
trieren sich auf die Schwerpunkte der 
gesellschaftlichen Entwicklung im Ter- 
ritorium entsprechend dem Plan. Sie 
haben folglich in erster Linie zum In- 
halt, wie der Plan erfüllt ist, welche 
Ursachen den erreichten Ergebnissen 
zugrunde liegen, welche Reserven im 
Kampf um die allseitige Erfüllung des 
Planes genutzt werden müssen und 
welche Leitungsentscheidungen dazu 
erforderlich sind. 


Zugleich müssen sie Antwort darauf 
geben, 


— wie der Einfluß des Finanzorgans 
auf die Erfüllung der staatlichen 
Planauflagen zu erhöhen ist, 

— wie sich bestehende finanzielle Re- 
gelungen auf den effektiven Einsatz 
der materiellen und finanziellen 
Fonds auswirken, und welche weite- 
ren Maßnahmen erforderlich sind, 

— wie Erfahrungen der Besten so ver- 
allgemeinert werden können, daß 
das Verhältnis von Aufwand und 
Ergebnis weiter verbessert wird, 

— welche Maßnahmen erforderlich 
sind, um Sparsamkeit, Ordnung und 
Disziplin zu gewährleisten und Ver- 
luste von vornherein zu verhindern. 


Ausgangspunkt der analytischen Tätig- . 


keit sind die Beschlüsse der Partei- und 
Staatsführung einschließlich der be- 
schlossenen Volkswirtschafts- und 
Haushaltspläne. 


Formen der Analyse 


Die Formen der Analyse durch die Ab- 
teilung Finanzen ergeben sich aus den 
Anforderungen der örtlichen Organe 
der Staatsmacht. Dabei wird wie folgt 
unterschieden: 


— Monatliche Kurzinformationen die- 


w 


nen der rechtzeitigen Information zu 
ausgewählten Problemen _ der 
Durchführung des Haushaltsplanes. 
Anhand der finanziellen Erfüllung 
des Planes werden wichtige Er- 
kenntnisse vermittelt hinsichtlich der 
Entwicklung der Leistungen in den 
Kombinaten, Betrieben und Einrich- 
tungen, zu wichtigen Investitions- 
vorhaben, zur Inanspruchnahme der 
Lohnfonds, zur Erfüllung von’ Maß- 
nahmen der Werterhaltung und an- 
derer Schwerpunkte. 

Die Aussagekraft dieser Informa- 
tionen ist begrenzt, weil im Interesse 
hoher Aktualität der Information 
nicht immer zugleich eine umfang- 
reiche Ursachenforschung. möglich 
ist. Diese Kurzinformationen sig- 
nalisieren jedoch den verantwort- 
lichen ‚Leitungsorganen frühzeitig 
Planabweichungen und Probleme und 
bilden den Ausgangspunkt für wei- 
tere Untersuchungen in Kombinaten, 
Betrieben und Einrichtungen. 
Quartalsberichte geben den örtlichen 
Organen eine analytische Einschät- 
zung über die Erfüllung des Haus- 
haltsplanes im betreffenden Quartal. 


- Sie enthalten Schlußfolgerungen für 


die weitere Plandurchführung und 


Vorschläge für notwendige Lei- 
tungsentscheidungen. 
Halbjahresanalysen machen die 


Planerfüllung im Laufe eines halben 
Jahres in ihrer Gesamtheit sichtbar 
und zeigen Schwerpunkte in be- 
stimmten Bereichen sowie Entwick- 
lungstendenzen auf. Sie sollen dazu 
beitragen, die Planerfüllung durch 
entsprechende Schlußfolgerungen 
und 'Maßnahmen des Rates sichern 
zu helfen. Darüber hinaus dienen sie 
den Finanz- und Bankorganen als 
eine Grundlage für die Festlegung 
von Aufgaben für die Durchführung 
der Finanzkontrolle. s 


159 


— Thematische oder Sonderanalysen 
haben Schwerpunkte und Einzel- 
probleme zum Inhalt,. die für "die 
Entwicklung im Territorium von 
Bedeutung sind. Ihre Thematik wird 
entweder vom örtlichen Rat be- 
stimmt oder vom übergeordneten 
Organ. 


Die Qualität und damit der Nutzen der 
analytischen Arbeit hängen ent- 
scheidend von der Vorbereitung, 
Durchführung und Auswertung finanz- 
ökonomischer Analysen ab. Die 
Grundsätze der analytischen Tätigkeit 
werden bei den örtlichen Finanzorganen 
in Analysenordnungen festgelegt, um 
eine koordinierte und kontinuierliche 
Analysentätigkeit zu gewährleisten. 


Etappen der Analysentätigkeit 


Als Etappen der Analysentätigkeit sind 
zu unterscheiden: die Vorbereitung, 
die Durchführung und die Auswer- 
tung. 


Zur Vorbereitung von Analysen gehört 
die klare Aufgabenstellung, die vom 
zuständigen Leiter bestätigt wird. Für 
die Lösüng der einzelnen Aufgaben 
werden innerhalb der Abteilung Finan- 
zen die zuständigen Mitarbeiter ver- 
antwortlich benannt. Als Gesamtver- 
antwortlicher für den Entwurf der Ana- 
lyse wird in der Regel der Bereichsleiter 
Haushalt bestimmt. Er vereinbart zu- 
gleich die Zusammenarbeit mit anderen 
Fachorganen des örtlichen Rates sowie 
mit den anderen Finanz-, Bank- und 
Kontrollorganen. Er ist verantwortlich 
für die Einweisung und Anleitung der 
Mitarbeiter sowie für die Festlegung 
des terminlichen Ablaufs der Durch- 
führung und Auswertung der Ana- 
lysentätigkeit. 

Die Durchführung der Analysenarbeit 
‚erfolgt durch die Beteiligten eigenver- 
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antwortlich entsprechend dem festge- 
legten Maßnahmeplan. Dazu gehört vor 
allem die Aufbereitung des_vorliegen- 
den Zahlenmaterials, die Untersuchung 
der Abweichungen mit Hilfe des Plan- 
Ist-Vergleiches, des Niveauvergleiches, 
des Zeitvergleiches und des Relations- 
vergleiches und die Herstellung von 
Beziehungen zu materiellen Kennzif- 
fern, zum Beispiel zur Entwicklung der 
Arbeitskräfte, Kapazitäten und Lei- 
stungen. 


Durch unmittelbare Untersuchungen in 
Kombinaten, Betrieben, staatlichen 
Einrichtungen und Organen werden die 
Ursachen für gute oder mangelhafte 
Ergebnisse in der Planerfüllung er- 
forscht. 


Die Auswertung aller Einzelergebnisse 
wird unmittelbar in den Kombinaten, 
Betrieben, staatlichen Einrichtungen, 
Fachorganen und örtlichen Räten vor- 
genommen. Die Zusammenfassung zur 


‚Gesamtanalyse erfolgt in der Abteilung 


Finanzen. 


Aus der Gesamtanalyse wird ein Bericht 
für den örtlichen Rat erarbeitet. Der 


‘ Bericht enthält zugleich Vorschläge für 


Leitungsentscheidungen durch den Rat. - 
Aus den Beschlüssen des Rates werden 
Weisungen, Auflagen, langfristige 
Konzeptionen u.ä. abgeleitet. Die Ana- 
lysen und Berichte werden ebenfalls in 
der Ständigen Kommission Haushalt 
und Finanzen und in anderen ständigen 
Kommissionen der örtlichen Volksver- 
tretungen ausgewertet. 


Der Bericht an den Rat bildet eine 
wichtige Grundlage für die Berichter- 
stattung über die Haushalts- und Fi- 
nanzwirtschaft durch den Rat vor der 
Volksvertretung. 


Die Abb. 9.1. zeigt zusammengefaßt die 
wesentlichen Anforderungen an die 
Analysentätigkeit der örtlichen Finanz- 
organe. 


Politische Inhaltliche 


Anforderungen 


« Parteilichkeit . 
(Standpunkt der 
Arbeiterklasse) 


* Beachtung der volkswirt- 
schaftlichen Zusamrnenhänge 


» Betrachtung des 
gesellschaftlichen 
Reproduktionsprozesses 
als Einheit von Wirtschafts- 
und Sozialpolitik 


« Konkretheit, 


* Einbeziehung und 
Wertung der gesell- 


schaftlichen Initiativen . das 


« Beweisführung für 
alle Behauptungen 
und: Schluhfolgerungen 


Analyse - wichtiger Bestandteil 
wissenschaftlicher Leitungstätigkeit 


Anforderungen 


« Schwerpunkte: 
staatliche Planauflagen 


typische Erscheinungen 
» Entwicklungstendenzen 


« Konzentration auf 
Neue und 
Fortschrittliche und 
kritisches Aufzeigen 
von Mängeln 


“Organisatorisch- 
technische 
Anforderungen 


sorgfältige Vorbereitung 
und allseitige 
Abstimmung 


klare Aufgabenstellung 


exakte Abgrenzun 
der Verantwortlichkeit 


Nutzung vielfältiger 
Methoden und 
technischer Mittel 
bei Durchführung 


übersichtliche Gliederung 
und knappe verständ- 
liche Ausdrucksweise 
bei Darstellung 

der Ergebnisse 


für Leitungs- 
entscheidüngen 


Abb. 9.1. 
Übersicht über die Anforderungen an 


die Analysentätigkeit der örtlichen Ei- 
nanzorgane 


Aufgaben 


| 


1. Erläutern Sie die Bedeutung der 
finanzökonomischen Analysen für 
die staatliche Leitungstätigkeit! 


2. Welche Arten von Analysen 
werden bei der Untersuchung der 
örtlichen Haushalts- und Finanz- 
wirtschaft angewendet? 


3. Informieren Sie sich über die 
Schwerpunkte der letzten Quartals- 
analyse in Ihrer Abteilung Finanzen! 


9.2.3. 
Die Durchführung der Innen- 
revision 


Innenrevisionen bestehen in den Abtei- 
lungen Finanzen der Räte der Bezirke 
und der Räte der Kreise. Die Innenre- 
vision ist ein Kontrollorgan des Leiters 
der Abteilung Finanzen; sie ist ihm di- 
rekt unterstellt und ihm gegenüber re- 
chenschaftspflichtig. 

Die Aufgaben und die Arbeitsweise der 
Innenrevisoren sind in einer Ordnung 
des Ministers der Finanzen festgelegt. 
Grundlage für die operative Arbeit der 
jeweiligen Innenrevision sind Arbeits- 
pläne, die vom Leiter der Abteilung Fi- 
nanzen bestätigt werden. 


Schwerpunkte der Kontrolltätigkeit der 
Innenrevision sind: 


— die Einhaltung der Rechtsvorschrif- 
ten auf dem Gebiet der Haushalts- 
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und Finanzwirtschaft und der Be- 
schlüsse der örtlichen Organe der 
Staatsmacht, 

— die Durchsetzung des Prinzips er 
sozialistischen Sparsamkeit, 

— die Aufdeckung materieller und fi- 
nanzieller Reserven. 


Die Innenrevision geht bei ihrer Kon- 
trolle von folgenden Fragen aus: 


1.. Wird die Haushaltswirtschaft in den 
staatlichen Organen und staatlichen 
Einrichtungen _ entsprechend den 


Rechtsvorschriften und den Wei- 


sungen des Rates durchgeführt? 

2. Wird die Kassenordnung eingehal- 
ten? 

3. Sind Ordnung und Sicherheit in der 
kassenmäfigen Durchführung der 
Haushalte sowie in Rechnungsfüh- 
rung und Statistik gewährleistet? 

4, Werden die Aufgaben in der Vor- 
und Nachorganisation bei Anwen- 
dung der EDV in der Rechnungs- 


führung und Abrechnung der. örtli-. 


chen Haushalte 
- erfüllt? 

5. Sind alle Vorkehrungen zur Einhal- 
tung von Ordnung und Sicherheit 
bei den Zentralbuchhaltungen ge- 
troffen? 

6. Werden die Buchführung. über die 
Steuern und Abgaben sowie die 
Verrechnungen mit dem zentralen 
Haushalt ordnungsgemäß geführt? 


ordnungsgemäß 


Kontrollen zu diesen Schwerpunkten 


erfolgen auf der Grundlage von do- 
kumentarischen Unterlagen, zum Bei- 
spiel der Annahme-Anordnungen. 

Die Innenrevisoren arbeiten eng mit 
den Leitern für Haushaltswirtschaft in 
den: Fachorganen und Einrichtungen 
zusammen. Ihre Arbeitspläne und die 
Prüfungsaufgaben werden mit der 
Staatlichen Finanzrevision abgestimmt, 
Unter ihrer Anleitung wirkt die In- 
nenrevision bei der Prüfung der 
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Jahreshaushaltsrechnung mit. Bei the- 
matischen Überprüfungen arbeitet die 
Innenrevision mit dem Komitee der 
Arbeiter-und-Bauern-Inspektion zu- 
sammen. Sie unterhält ständigen Kon- 
takt zu den gesellschaftlichen Kon- 
trollaktivs der örtlichen Räte. Diese 
Aktivs bestehen bei den Räten der Be- 
zirke, Kreise und Städte sowie in grö- 
feren Gemeinden und in Gemeinde- 
verbänden. Sie setzen sich aus sach- 
kundigen Bürgern und Mitarbeitern der 
staatlichen Organe und Einrichtungen, 
insbesondere den Leitern für Haus- 
haltswirtschaft, zusammen. Die Innen- 


_ revision unterstützt diese Aktivs in 


ihrer Arbeit, leitet sie fachlich an und 
wertet die Kontrollergebnisse aus. 


Die Mitglieder der gesellschaftlichen 
Kontrollaktivs werden durch den Vor- 
sitzenden des betreffenden örtlichen 
. Rates in diese Funktion berufen. 


Aufgaben 


l 1. Welche Aufgaben hat die Innen- 
revision der Abteilung Finanzen der 
Räte der Bezirke und Kreise? 

2. Vergleichen Sie diese Aufgaben 
der Innenrevision der Abteilung Fi- 
nanzen mit derien der Innenrevision 
Ihrer Abteilung! 


9.2.4. 

Die Rolle der Betriebsprüfung 

Die Betriebsprüfung ist ein wichtiges 

Leitungs- und Kontrollinstrument der 
“örtlichen Organe der Staatsmacht. Als 

Teil der Abteilung Finanzen des Rates 

des Kreises kontrolliert sie, ob die nach 

den Rechtsvorschriften zu zahlenden 

Steuern, Abgaben, anderen Abführungen 

und SV-Beiträge in voller Höhe und ter- 


Betriebsprüfungen durch die Abteilungen . 
Finanzen der Räte der Kreise erfolgen bei 


- Genossenschaften 


- privaten Handels- und . 
Handwerksbetrieben sowie 
sonstigen Gewerbetreibenden 


- selbständig tätigen Bürgern 


hinsichtlich der richtigen Abführung 
ocer Gewährung von 


SV- Beiträgen sonstigen 
Abführungen f 


Abb. 9.2. 
Vereinfachte Übersicht über wichtige Ge- 
biete der Betriebsprüfung 


mingemäß von den Betrieben, Genossen- 
schaften und Bürgern geleistet werden. 


Auf der Grundlage der gesetzlichen Re- 
gelungen? organisieren die Räte der 
Kreise eine planmäßige Finanzkontrolle 
. gegenüber den steuer-. und abgabepflich- 

tigen Betrieben, Genossenschaften und 
Bürgern. 


Die Kontrollen erfolgen nach jährlichen 
Prüfungsplänen, die von den Leitern der 
Abteilungen Finanzen aufgestellt und 
von den Räten bestätigt werden. 


Die Betriebsprüfung 
Schwerpunktaufgaben: 


hat folgende 


— sorgfältige und umfassende Kon- 
trolle der termingerechten Erfüllung 
der finanziellen Verpflichtungen 


produktgebundenen 
Abgaben 


produktgebundenen 
Stützungen 
Preisausgleichs- einbehaltenen 
Zahlungen Lohnabzügen 

“ 


durch die prüfungspflichtigen Be- 
triebe, Genossenschaften und Bür- 
ger, " 


— Aufdeckung und Ausschöpfung aller 
Reserven zur Erhöhung der Lei- 
stungen der Betriebe für die Ver- 
sorgung der Bevölkerung, 


— ständige Verbindung der Kon- 
trolltätigkeit mit einer umfassenden 
und vorbeugenden Aufklärungs-, 
Überzeugungs- und Erziehungsar- 
beit. 


Die Prüfungen bei Produktionsgenos- 
senschaften, Handels- und Handwerks- 
betrieben sowie sonstigen Gewer- 
betreibenden und selbständig tätigen 
Bürgern erstrecken sich auf die Kon- 
trolle der Einhaltung aller finanziellen 
Verpflichtungen, gegenüber dem 
Staatshaushalt. Zu jeder Prüfung gehö- 
ren auch die Untersuchung über die 


2 Gesetz über die örtlichen Volksvertretungen und 
ihre Organe in der DDR vom 12. Juli 1973 
(GBl. I Nr. 32 S. 313). 
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Wirkung der angewandten finanzöko- 
nomischen Förderungsmaßnahmen und 
die Erläuterung der dazu bestehenden 
Beschlüsse der Partei- und Staatsfüh- 
rung. 

Bei den Prüfungen wird auch die richtige 
Anwendung der Preise kontrolliert. 


Dazu erfolgt eine gegenseitige Ab-. 


stimmung mit dem örtlichen Preisorgan. 
Die Prüfungen werden differenziert 
entsprechend den jährlichen Prüfungs- 
plänen unter Beachtung der unter- 
schiedlichen wirtschaftlichen Bedeutung 
der zu prüfenden Betriebe und Genos- 
senschaften vorgenommen. -Die Prü- 
fungszeiträume sind deshalb verschie- 
den, wobei eine zeitnahe Prüfung .zu 
gewährleisten ist. Die Prüfungen erfol- 
gen überwiegend an Ort und Stelle 
anhand von Belegen und Dokumenten. 
Die Prüfer der Abteilungei Finanzen 


arbeiten mit den anderen Fachabtei- * 
.. gung von Ordnung, 


lungen des Rates, sowie mit den örtli- 
chen Partei-, Gewerkschafts-, Wirt- 
schafts- und Kontrollorganen eng zu- 
sammen. Hierdurch wird gewährleistet, 
daß Doppelarbeiten: vermieden und 
qualifizierte Leitungsentscheidungen 
getroffen werden, die der weiteren 
Verwirklichung .der Wirtschafts und 
‚Sozialpolitik dienen. 


Aufgaben 


| 1. Nehmen Sie in Ihrer Dienststelle j 


Einblick in den jährlichen Prü- 
fungsplan der Betriebsprüfung! 

2. Informieren Sie sich über den 
Ablauf einer Betriebsprüfung, und 
verschaffen Sie sich hierbei einen 
Überblick über wichtige Prüfungs- 
methoden! 
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9.3. 


Die Aufgaben 


der Staatlichen Finanzrevision 


Die Finanzrevision ist Bestandteil der 


.Finanzkontrolle. Sie führt die Kontrolle . 


vor allem an Ort und Stelle anhand von 
Originaldokumenten und Belegen sowie 
in .enger Zusammenarbeit mit den 
Werktätigen durch. 

Die Staatliche Finanzrevision ist ein 
einheitlich organisiertes staatliches 
Kontrollorgan, das dem Minister der 
Finanzen untersteht. Sie hat dazu bei- 
zutragen, daß die gesamtstaatlichen In- 
teressen gesichert werden. 

Die Tätigkeit der Staatlichen Finanzre- 
vision ist auf die Einhaltung der so- 
zialistischen Gesetzlichkeit auf dem 
Gebiet der Haushalts- und Finanzwirt- 
schaft sowie der wirtschaftlichen Rech- 
nungsführung, auf die weitere Festi- 
Disziplin und 
Sparsamkeit beim Umgang mit dem 
Volkseigentum sowie auf die Mobili- 
sierung von Reserven zur Erhöhung des 
Nutzeffektes der gesellschaftlichen Ar- 
beit gerichtet. i 

Der Minister der Finanzen ist für die 
regelmäßige Finanzrevision in den 
Staatsorganen und staatlichen Einrich- 
tungen, in den volkseigenen Kombina- 
ten, Betrieben und wirtschaftsleitenden 
Organen verantwortlich. Diese Ver- 
antwortung bezieht sich unabhängig 
vom Unterstellungsverhältnis auf alle 
zentral- und örtlichgeleiteten Kombi- 
nate, Betriebe, Organe und Einrichtun- . 
gen. 
Die Staatliche 
jedem Bezirk eine Inspektion. Die Lei- 
ter der Inspektionen unterstehen dem 
Leiter der Staatlichen Finanzrevision. 


Die Revision der Haushalts- und Fi- 


nanzwirtschaft in den Kombinaten, Be- ... 


trieben, Organen und Einrichtungen ' 
erfolgt nach einheitlichen Prinzipien ; 


Finanzrevision hat in 


‘und in enger Zusammenarbeit mit den 
Leitern und gesellschaftlichen Organi- 
sationen : der volkseigenen Kombinate 
und Betriebe, der staatlichen Organe 
und Einrichtungen. Sie wird mit ande- 
ren Kontrollorganen, besonders der ABI 
und, den Banken abgestimmt. 
Entscheidendes Gewicht in der Arbeit 
der Staatlichen Finanzrevision haben die 
Komplexprüfungen in den Kombinaten 
aller Bereiche der Volkswirtschaft. Sie 
unterstützen wirksam die Leitungstätig- 
keit der Kombinatsdirektoren zur Er- 
höhung der Leistungen und der Effek- 
tivität des gesamten Reprodüktionspro- 
zesses. 


Prüfungsschwerpunkte im Verantwor- 
tungsbereich der örtlichen Organe der 
Staatsmacht sind: 


— Erfassung, termingemäße Einziehung 
und ordnungsgemäße Abrechnung 
der Haushaltseinnahmen, 

— planmäßige Verwendung der Haus- 
haltsausgaben nach den gesetzlichen 
Bestimmungen und Normativen unter 
Beachtung der sozialistischen Spar- 
samkeit, 

-- zweckentsprechende und effektive 
Verwendung der staatlichen Mittel 
im Interesse der weiteren Verbesse- 
rung der Arbeits- und Lebensbedin- 
gungen der Bürger, 

— Bildung und Verwendung der fi- 
nanziellen Fonds entsprechend den 
Rechtsvorschriften, 

— Erfassung, Verwaltung und Nutzung 
des staatlichen Vermögens, 

— Sicherheit im Geld- und Zahlungs- 
verkehr. 


Im Ergebnis der durchgeführten Fi- 
nanzrevisionen werden den zuständigen 
Leitern Vorschläge für notwendige 
Veränderungen und zur Ausschöpfung 
materieller und finanzieller Reserven 
unterbreitet. Dazu gehören zum Beispiel 
die bessere Nutzung vorhandener Ka- 


pazitäten in Kombinaten, Betrieben und 
Einrichtungen, die Senkung der Kosten, 
insbesondere des Produktionsver- 
brauchs und des Verwaltungsaufwan- 
des, sowie die Anwendung der besten : 
Erfahrungen. Bei Verletzungen von 
Rechtsvorschriften auf dem Gebiet der 
Haushalts- und Finanzwirtschaft sowie 
beim Umgang mit Volkseigentum wer- 
den Auflagen zur Herstellung der ve 
setzlichkeit erteilt. 
Die Staatliche Finanzrevision ist ver- 
pflichtet, die örtlichen Organe der 
Partei- und Staatsführung ständig über 
wichtige Ergebnisse ihrer Kon- 
trolltätigkeit zu informieren und damit 
die Vorbereitung von Leitungsent- 
scheidungen zu unterstützen. Dazu 
gehört zum Beispiel 

— die Einschätzung über die Durch- 
setzung der Beschlüsse der örtlichen 
Volksvertretungen und ihrer Räte 
bei der Durchführung des Planes, 

— das Aufgreifen beispielgebender 
Ergebnisse bei der Erwirtschaftung 
finanzieller Fonds und der effekti- 
ven Verwendung der vom Staat be- 
reitgestellten Mittel sowie bei der, 
Arbeit mit fortschrittlichen Norma- 

. tiven, i 

— die Information über Verstöße gegen 
die sozialistische Gesetzlichkeit und 
Sparsamkeit und ihre Ursachen. 


Die Staatliche Finanzrevision führt re- 
gelmäßige Finanzrevisionen, Jahresab- 
schlußprüfungen und thematische Fi- 
nanzrevisionen durch. 
Die regelmäßigen Finanzrevisionen wer 

den in allen volkseigenen Kombinaten 
und Betrieben sowie in allen staatlichen 
Organen und Einrichtungen nach einem 
Prüfungsturnus durchgeführt, der. vom 
Minister der Finanzen unter Beachtung 
volkswirtschaftlicher Erfordernisse 
festgelegt wird. 

Bei der Jahresabschlußprüfung werden 
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die Abrechnung der geplanten Haus- 
haltseinnahmen und -ausgaben, die Er- 
fassung des Volkseigentums, die Bil- 
dung und Verwendung der finanziellen 
Fonds sowie die Erarbeitung der Do- 
kumentation der Jahreshaushaltsrech- 
nung auf Vollständigkeit und Richtig- 
keit kontrolliert. 

Die Prüfung und Bestätigung der Ord- 
nungsmäßigkeit der Jahreshaushalts- 
rechnung ist erforderlich, damit den 
örtlichen Räten durch die zuständigen 
Volksvertretungen für das abgelaufene 
Jahr Entlastung erteilt werden kann. 
Die Prüfung des Jahresabschlusses bil- 
det auch die Grundlage für die Bestäti- 
gung der Jahresbilanzen der Kombinate 
und Betriebe der volkseigenen Wirt- 
schaft. Die Jahresabschlußprüfung er- 
folgt jährlich im I. Quartal in allen örtli- 
chen Staatsorganen und bei allen 
volkseigenen Kombinaten und Betrie- 
ben anhand der vorgelegten Dokumente 
und Bilanzen. Die Jahresabschlußprü- 
fungen werden in einem relativ kurzen 
Zeitraum als Dokumentationsprüfung 
durchgeführt, wobei die Innenrevisionen 
und die gesellschaftlichen Kontrollak- 
tivs der örtlichen Räte sowie Haupt- 
buchhalter und Leiter für Haushalts- 
wirtschaft einbezogen werden. 
Thematische Revisionen werden durch- 
geführt, um die Leiter an Ort und Stelle 
bei der Durchsetzung der Beschlüsse zu 
unterstützen. Sie konzentrieren sich auf 
ausgewählte Probleme, die in mehreren 
Kombinaten und Betrieben bzw. staat- 
"lichen Organen und Einrichtungen zu 
untersuchen sind und eine repräsenta- 
tive Aussage über die Durchsetzung und 
Wirkungsweise von Rechtsvorschriften 
ermöglichen. Daraus können kurzfristig 
aussagekräftige Verallgemeinerungen 
zur Information der Partei- und Staats- 
organe abgeleitet werden. 

Thematische Revisionen unterstützen 
die örtlichen Staatsorgane bei der Aus- 
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arbeitung realer und anspruchsvoller 
Pläne entsprechend den übergebenen 
staatlichen Aufgaben. 

Eine thematische Revision wird auch 
durchgeführt, wenn ein begründeter 
Verdacht auf- eine strafbare Handlung 
im Umgang mit dem Volkseigentum 
besteht. 


Aufgaben 


1. Erläutern Sie die Aufgaben 
Staatlichen Finanzrevision im 
Organe 


der 
Be- 
reich der örtlichen der 
Staatsmacht! 

2. Informieren Sie sich über die 
Arbeitsweise der Staatlichen Fi- 


nanzrevision! 


1 


Die Durchsetzung 
sozialistischer Preispolitik 
durch die örtlichen Organe 
der Staatsmacht 


10.1. 

Die Merkmale 

sozialistischer Preispolitik 

und die mit den Preisarten 
verbundenen Haushaltsbeziehungen 


Die Preispolitik ist Bestandteil der Ge- 


sanıtpolitik des sozialistischen Staates. 
und dient den Interessen der Arbeiter- 


klasse, der mit ihr verbündeten Klasse 
der Genossenschaftsbauern und aller 
anderen Werktätigen. 


Sie trägt dazu bei, die Hauptaufgabe in 
ihrer Einheit von -Wirtschafts- und So- 
zialpolitik zu verwirklichen. 


Die Preispolitik umfaßt die Gesamtheit 
der Maßnahmen, nach denen die Preise 
auf der Grundlage des Wirkens der 
ökonomischen Gesetze des Sozialismus 
planmäßig gebildet und kontrolliert 
werden. Mit ihr werden planmäßig die 
Funktionen des Preises als Meßinstru- 
ment des gesellschaftlich notwendigen 
Arbeitsaufwandes, als ein Instrument 
der Verteilung des Nationaleinkom- 
mens, der ökonomischen Stimulierung 
und der Kontrolle verwirklicht. 


Sozialistische Preispolitik ist staatliche 
und planmäßige Preispolitik nach dem 
Prinzip des demokratischen Zentralis- 
mus. 


Dementsprechend werden die Preise 
durch die von der Regierung dazu be- 


- legt.1 


auftragten Organe planmäßig gebildet, 
bestätigt und kontrolliert. 

Der sozialistische Staat bestimmt mit 
dem festgesetzten Preis, welchen Auf- 
wand die Gesellschaft unter den jewei- 
ligen Bedingungen für ein Erzeugnis 


“oder eine Leistung anerkennt. Im ein- 
‚zelnen wird das mit der zentralen staat- 


lichen Kalkulationsrichtlinie  festge- 


Grundlage des Preises bildet der Wert, 
der sich aus dem gesellschaftlich not- 
wendigen Arbeitsaufwand für die Her- 
stellung einer Ware ergibt. Damit haben 
die Kosten der Produktion und ihre 
Senkung entscheidende Bedeutung für 
die Festlegung der Preise. Der soziali- 
stische Staat kann Preise planmäßig 
über oder unter dem Wert. festsetzen, 
um damit wirtschafts- und sozialpoliti- 
sche Wirkungen bei den Betrieben und 
der Bevölkerung zu erreichen. 


Aufwanderhöhende Faktoren, zum 
Beispiel die weltweite Verteuerung der 
Rohstoffe, sowie  aufwandsenkende 


Faktoren, zum Beispiel die Steigerung 
der Arbeitsproduktivität und die Sen- . 
kung der Kosten, verändern die gesell- 
schaftlich notwendigen Aufwendungen 
im Bereich der Produktion. Deshalb 
werden durch den Staat in bestimmten 
Zeitabständen planmäßige Änderungen 


1 Anordnung über die zentrale staatliche Kalkula- 
tionsrichtlinie zur Bildung von Industriepreisen 
vom 10. Juni 1976 (GBl.I Nr. 24 S. 321). 
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der Industriepreise vorgenommen. In 
der Volkswirtschaft der DDR wurden 
die Industriepreise für Energie, Roh- 


stoffe, Materialien und andere ausge-' 


wählte Erzeugnisse im Zeitraum von 
1976 bis 1980 schrittweise neu gebildet. 
Durch die Veränderung der Industrie- 
preise werden die tatsächlichen Kosten 
in den Kombinaten und Betrieben bes- 
ser sichtbar gemacht. Das trägt dazu 
bei, 


— den Kampf der Betriebskollektive 

. um die Senkung der Kosten und die 

Erhöhung der Effektivität zielge- 
richtet zu führen sowie 


‚— die Anstrengungen der Werktätigen 
zur weiteren sozialistischen Intensi- 
vierung an jedem Arbeitsplatz, in 
jedem Kombinat und Betrieb und in 
der gesamten Volkswirtschaft zu 
unterstützen. 


Aus diesen Veränderungen der Indu- 
striepreise ‘ergeben sich jedoch keine 
Auswirkungen auf die Verbraucher- 
preise für die Bevölkerung. 


Über die Preise wirkt der sozialistische 
Staat auch auf die weitere sozialistische 
Entwicklung in der Landwirtschaft und 
auf die Förderung des Handwerks ein. 
Der Übergang zu industriemäßigen 
Produktionsmethoden in der Landwirt- 
schaft wird zum Beispiel dadurch un- 
terstützt, daß die Genossenschaften, 
Betriebe und kooperativen Einrichtun- 
gen der Landwirtschaft wichtige Pro- 
duktionsmittel vom sozialistischen Staat 
zu niedrigen Preisen erhalten. 


Durch preispolitischae Maßnahmen 

‘werden Handwerksbetriebe mit dem 
Ziel unterstützt, die Auswirkungen von 
Industriepreisänderungen auf das Ein- 
-kommen der Handwerker aufzufangen 
und die Leistungen für die Versorgung 
der Bevölkerung zu erhöhen. 
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Aufgaben 


| 1. Erläutern Sie wichtige Merkmale 


sozialistischer Preispolitik! 

2. Legen Sie Notwendigkeit und Ziel 
planmäßiger Industriepreisände- 
rungen dar! 


In der Wirtschaftspraxis wird zwischen 
Industriepreisen, Einzelhandelsver- 
kaufspreisen, Agrarpreisen und anderen 
Preisarten unterschieden. 

Abb. 10.1. zeigt den Preisaufbau, die 
einzelnen Preisarten und die ihnen zu- 
grunde liegenden Aufwendungen. 

Der Betriebspreis ist in den sozialisti- 
schen Industriebetrieben der Preis für 
Erzeugnisse und Leistungen, der zum 
Ausdruck bringt, welche Kosten je Er- 
zeugnis entstehen dürfen und welcher 
Gewinn erreicht werden soll. Ökono- 
misch begründete Betriebspreise regen 
die Betriebskollektive und jeden ein- 
zelnen Werktätigen an, den Arbeits- 
aufwand, die Kosten für den Verbrauch 
von Material und Energie, für Beschaf- 
fung und Absatz, für die Verwaltung 
usw. insgesamt und je Erzeugnis zu 
senken. 

Der Industrieabgabepreis ist der Preis, 
den der Hersteller dem Abnehmer für 
ein Erzeugnis berechnet. 

Bei Produktionsmitteln stimmen Be- 
triebspreis und Industrieabgabepreis in 
der Regel überein. Bei bestimmten 
Konsumtionsmitteln werden ent- 
sprechend gesetzlichen Festlegungen 
produktgebundene Abgaben erhoben. 
Die Erhebung produktgebundener Ab- 
gaben ist mit einer planmäßigen Zen- 
tralisierung von Teilen des Reinein- 
kommens im Staatshaushalt zur Dek- 
kung gesamtgesellschaftlich notwendi- 
ger Aufwendungen verbunden. 

Das zeigt den engen Zusammenhang 
zwischen den Preisen und der planmä- 
figen Gestaltung der Haushaltsbezie- 
hungen. 


Direkte technölogische Kosten, 
z.B. Grundmaterial und Grundlohn 


Indirekte technologische ‚Kosten, 
z.B. Energie, Hilfsmaterial, Abschreibungen, 
andere Gemeinkosten 


Technologische Kosten 
Abteilungsleitungskosten 


Abteilungskosten 


Beschaffungskosten, 
z.B. Materialbezug und -lagerung 


Betriebsleitungskosten 


FProduktionsselbstkosten 
Absatzkosten, 
z.B. für Verkauf und Versand 
= Gesamtselbstkosten 
+ Gewinn 
+ Nutzensanteil des Herstellers 


+ Einzelhandelsspanne 


Abb. 10.1. 
Preisaufbau und Preisarten 


Abgaben 


werden 
von den zuständigen Preisbildungsor- 
ganen als Bestandteil des Industrieab- 
gabepreises für bestimmte Konsumgü- 
ter, in Ausnahmefällen auch für Pro- 
duktionsmittel, festgesetzt. Ein solcher 
Ausnahmefall liegt vor, wenn gleiche 


Produktgebundene 


Erzeugnisse durch verschiedenartige 


Preisarten i 


u 


Betriebspreis (BP) 


Industrieabgabepreis (IAP) 


= Großhandelsabgabepreis (GAP) 


= Einzelhandelsverkaufspreis (EVP) 
unter Berücksichtigung produkt- 


gebundener Preisstützungen 


Herstellungsverfahren produziert wer- 
den und demzufolge bei gleichem In- 
dustrieabgabepreis unterschiedliche 
Betriebspreise bestehen. 

Produktgebundene Abgaben sind, so- 
weit die in den Rechtsvorschriften? ge- 
nannten Voraussetzungen zutreffen, von 
volkseigenen Kombinaten, volkseigenen 
und ihnen gleichgestellten Betrieben, 
von Genossenschaften, Handwerkern, 


2 Vgl. Verordnung über produktgebundene Abga- 
ben... - PAVO - vom 1. März 1972 (GBl. II 
Nr. 12 $. 137). 
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Gewerbetreibenden und anderen selb- 
. ständig tätigen Bürgern zu entrichten. 
Die Verpflichtung zur Abführung des 
Preisbestandteiles „produktgebundene 
Abgabe“ entsteht 


— beim Verkauf von Erzeugnissen, 

— bei der Durchführung von Leistun- 
gen, 

— beim Eigenverbrauch von Erzeug- 
nissen und Leistungen, soweit das 
besonders festgelegt ist, 

— bei der Verwendung von ER 
sen und Leistungen für außerbe- 
triebliche Zwecke, zum Beispiel 
Spenden, Schenkungen. 


Die Abführungszeiträume sind abhän- 
gig von der Abgabenhöhe differenziert 
festgelegt. Das bedeutet: Je höher die 
Abgabebeträge der Kombinate, Betriebe 
und Genossenschaften sind, desto kür- 


zer sind die Abstände der Abführungen, ' 


damit dem Staatshaushalt kontinuierlich 
etwa gleichhohe Beträge an produkt- 
gebundenen Abgaben zufließen. 


Beispiel: 

Die Abfihrungsseihäunie für die pro- 
duktgebundenen’ Abgaben betragen bei 
Genossenschaften, Handwerkern, Ge- 
werbetreibenden und anderen selbstän- 
dig tätigen Bürgern mit einer jährlichen 
Zahlungsverpflichtung 

von mehr als 500000 M: 5 Tage, 
über 25000 M bis 500000 M: 10 Tage, 
über 6000 M bis 25000 M: 1 Monat, 
von 1500 M bis 6000 M: !/, Jahr, 

bei weniger als 1500 M: 1 Jahr. 


Die Betriebspreise für sämtliche Er- 
zeugnisse und Leistungen sowie die In- 
dustrieabgabepreise werden unter dem 
Begriff „Industriepreise” zusammen- 
gefaßt.? 

Im Zusammenhang mit der stärkeren 
gesellschaftlichen Anerkennung der von 
den Betriebskollektiven durch eigene 
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Anstrengungen erzielten Leistungs- 
steigerungen bleibt der Industriepreis 
für bestehende Erzeugnisse über län- 
gere Zeit hinweg konstant, auch wenn 
die Kosten dafür sinken. Konstant 
bleiben die Industriepreise auch für 
solche weiterentwickelten oder neuen 
Erzeugnisse, die bei gleichen Lei- 
stungsparametern mit geringerem 
Aufwand als vergleichbare Erzeugnisse 
produziert werden. Für neue und wei- 
terentwickelte Erzeugnisse mit höheren 
Leistungsparametern werden die Preise 
entsprechend dem Preis-Leistungs- 
Verhältnis in der Regel so gebildet, daf 
die Hersteller und Abnehmer Anteil an 
dem aus den Intensivierungsmaßnah- 
men erzielten Nutzen haben. 


Der Großhandelsabgabepreis gilt für 
diejenigen Erzeugnisse, die über den 
Großhandel verkauft werden. Die im 
Großhandelsabgabepreis - enthaltene 
Großhandelsspanne dient zur Deckung 
der Kosten der Großhandelsbetriebe 
und umfaßt auch einen anteiligen Ge- 
winn. 

Der Einzelhandelsverkaufspreis gilk: für 
alle Waren, die über den Einzelhandel 
verkauft werden. Die im Einzelhan- 
delsverkaufspreis enthaltene Einzel- 
handelsspanne sichert für -die Einzel- 
handelseinrichtungen die Deckung der 
Kosten und die Erzielung eines anteili- 
gen Gewinns. Im Einzelhandelsver- 
kaufspreis ist die planmäßige Zahlung 


'produktgebundener Preisstützungen aus 


dem Staatshaushalt berücksichtigt. Zur 
Sicherung stabiler Verbraucherpreise 
für Waren des Grundbedarfs der: Be- 
völkerung stellt der Staatshaushalt der 
DDR planmäßig bedeutende und von 
Jahr zu Jahr steigende finanzielle Mittel 
bereit. Im Zeitraum von 1971 bis 1980 


3 Vgl. Beschluß über die Bildung der Industrie- 
preise zur Durchführung des Beschlusses zur Lei- 
stungsbewertung der Betriebe und Kombinate 
vom 10. Juni 1976 (GBl. I Nr. 24 S. 317). 


“wurden aus gesellschaftlichen Fonds des 

Staates über 120 Md. Mark aufgewen- 
det, um stabile Preise für Waren des 
Grundbedarfs, für Mieten und Ver- 
kehrstarife sowie für Reparaturen und 
Dienstleistungen für die Bevölkerung zu 
gewährleisten. Die hierfür erforderli- 
chen materiellen Werte und finanziellen 
Mittel ‘werden von den Werktätigen 
„durch Intensivierung der Produktion, 
durch Steigerung der Arbeitsproduk- 
tivität, durch bessere Material- und 
Grundfondsausnutzung sowie durch 
Senkung der Selbstkosten planning 
erarbeitet. 


Die zur Sicherung der Stabilität der 
Verbraucherpreise für Waren und Lei- 
stungen des Grundbedarfs der Bevöl- 
kerung notwendigen “produktgebunde- 
nen Preisstützungen erfolgen haupt- 
sächlich bei 


— Grundnahrungsmitteln, z.B. Brot, 
Milch, Butter, Fleisch, Kartoffeln, 
spezielle Kindernahrung; 


— bestimmten industriellen Konsum- 
gütern, z.B. Kinderschuhwerk, 
Kinderbekleidung, Berufskleidung, 
Schreib- und Papierwaren, Bücher, 
Braunkohlenbriketts; 


— Dienstleistungen für die Bevölkerung, 
z.B. Verkehrsleistungen, Waschlei- 
‚stungen. 


Produktgebundene Preisstützungen aus 
dem Staatshaushalt erhalten auf Antrag 
volkseigene Kombinate und Betriebe, 
Genossenschaften, private Handwerker 
und Gewerbetreibende sowie andere 
selbständig tätige Bürger. 


Der Anspruch auf produktgebundene 
Preisstützungen entsteht mit dem Ver- 
kauf der Erzeugnisse oder mit der 
Durchführung der Leistung. 


Die Summe der Preisstützungen wird 
von den Betrieben auf der Grundlage 


des je Erzeugnis- oder Leistungseinheit 
festgelegten Stützungsbetrages ermit- 
telt. Die sich danach: ergebenden Be- 
träge, die an die Kombinate und Be- 
triebe, Genossenschaften, Handwerker 
und Gewerbetreibenden auszuzahlen 
sind, werden vom zentralen oder ört- 
lich zuständigen Haushalt bereitgestellt. 


Weitere planmäßfige Haushaltsbezie- 
hungen im Zusammenhang mit der 
Preispolitik ergeben sich als Preisaus- 
gleichszuführungen und. Preisaus- 
gleichsabführungen infolge planmäßiger 


Änderungen von Industriepreisen.‘ N 


Volkseigene Kombinate und Betriebe . 
erfassen in den jährlichen Plandoküu- 
menten die finanziellen Auswirkungen 
aus planmäßigen Industriepreisände- 
rungen. Dazu gehören zum Beispiel: 


— die Erhöhungen oder Verminderun- 
gen der Kosten durch Änderung der 
Industriepreise für Vorstufenerzeug- 
nisse und -leistungen, 

— die Erhöhungen oder Verminderun- 
gen der Erlöse durch Änderung der 
Industriepreise ‘ und Leistungen 
sowie 


— die Erhöhungen oder Verminderun- 
gen der  produktgebundenen Abga- 
ben und Preisstützungen. 


Führen die finanziellen Auswirkungen 
aus planmäßigen Industriepreisände- 
rungen zu einer Änderung des Net- 
togewinns, ist die Nettogewinnabfüh- 
rung an den Staat entsprechend zu 
vermindern oder zu erhöhen. Reicht die 


4 Vgl. Anordnung über preis- und finanzpolitische 
Maßnahmen im Zusammenhang mit der ‚Durch- 
führung von planmäßigen Industriepreisänderun- 
gen vom 24. Mai 1976 (GBl.I Nr.17 S. 240); 
Zweite Durchführungsbestimmung. zur Verörd- 
nung über produktgebundene Abgaben und Sub- 
ventionen — 2. PADB Preisausgleichszuführungen 
und Preisausgleichsabführungen - vom 29. De- 
.zember 1977 (GBl. 1/1978 Nr. 3 S.54) in der ab 
1. Januar 1980 gültigen Fassung der 3. PADB 
vom 21. April 1979 (GBl.I Nr. 13: $. 95). 
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vorgesehene Nettogewinnabführung an 
den Staat nicht zum Ausgleich der fi- 
nanziellen Auswirkungen aus, wird 
durch die Kombinate und Betriebe ein 
Preisausgleichsfonds gebildet. Wenn 
neue Industriepreise planmäßig in Kraft 
treten und die Betriebe nach den gel- 
tenden Rechtsvorschriften verpflichtet 
sind, bestimmte Abnehmer weiterhin zu 
“den bisherigen Preisen zu beliefern, 
werden Preisdifferenzen aus dem 
Haushalt erstattet oder an den Haushalt 
abgeführt. Mit diesen rechtlichen Rege- 
lungen wird erreicht, daß die finanziel- 
len Auswirkungen der planmäßfigen 
Industriepreisänderungen 


— nicht zu einer Änderung der Ver- 
braucherpreise für die Bevölkerung 
führen, 


— nicht zu Lasten der Abrechnung der 
betrieblichen Ergebnisse gehen und 

— die Bildung und Verwendung der 
betrieblichen Fonds im Rahmen 
der wirtschaftlichen Rechnungs- 
führung in der geplanten Höhe und 
zu den vorgesehenen Zwecken gesi- 
chert sind. 


Produktionsgenossenschaften des Hand- 
werks, _ Produktionsgenossenschaften 
werktätiger See- und Küstenfischer, 
private Handwerker und Gewer- 
betreibende sowie selbständig tätige 
Bürger erhalten entsprechend den 
preisrechtlichen Festlegungen in der 
Regel ihre Zulieferungen von Material, 
Energie usw. zu den bisher für sie gel- 
tenden Preisen. Damit werden wichtige 
Voraussetzungen für die Stabilität der 
Preise der durch diese Betriebe ausge- 
führten Leistungen geschaffen. Nur in 
besonderen Fällen erhalten diese Be- 
triebe bestimmte Materialarten zu den 
neuen Industriepreisen geliefert. „Die 
finanziellen Auswirkungen der plan- 
mäßigen Industriepreisänderungen füh- 
ren in diesen Betrieben ebenfalls zu 
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Preisausgleichsabführungen und Preis- 
ausgleichszuführungen. Beispiele dafür 
sind j 

— Abführungen in Höhe der Preisdif- 
ferenzen, die sich daraus ergeben, 
daß Materialien, Erzeugnisse und 
Leistungen zu den bisherigen Prei- 
sen bezogen, jedoch bestimmten 
Abnehmern zu neuen Preisen wei- 
terberechnet werden oder daf neu- 
geregelte Preise für bezogene Mate- 
rialien und Erzeugnisse niedriger 
sind als die bisherigen Preise; 

— Zuführungen in Höhe der Preisdif- 
ferenzen, die sich dadurch ergeben, 
daß Materialien oder Erzeugnisse zu 
neuen Preisen bezogen, jedoch zu 
den bisherigen Preisen weiterbe- 
rechnet werden oder daß neugere- 
gelte Preise für verkaufte Erzeug- 
nisse oder ausgeführte Leistungen 
an bestimmte Abnehmer niedriger 
sind als die bisherigen Preise. 


Durch die bestehenden Rechtsvor- 
schriften ist zugleich geregelt, daß den 
Genossenschaften, Handwerkern, Ge- 
werbetreibenden und anderen selbstän- 
dig tätigen Bürgern trotz neugebildeter 


“ Industriepreise das bisherige betriebli- 


che Ergebnis oder die Einkommenshöhe 
gesichert bleiben. 


Aufgaben 
1. Welche Unterschiede bestehen 
zwischen den Industriepreisen und 


den Verbraucherpreisen für die 
Bevölkerung? 
2. Erläutern Sie, welche Haus- 
haltsbeziehungen mit der Durchset- 
zung sozialistischer Preispolitik 
verbunden sind! 


Preisbildungsarbeit der Räte der Bezirke und Kreise ; 


Bezirkspreis- 
regelungen 


für haus- und 
stadtwirtschaftliche 
Dienstleistungen, 


für zusätzlich 
produzierte 
Konsumgüter aus 
betrieblichen und 
örtlichen Reserven 


Reparaturen an 
Konsumgütern, 
einzelne Handwerks- 
leistungen 


Abb. 10.2. 
Mitwirkung der Räte der Bezirke und 
Kreise bei der Preisbildung 


10. 2. 

Die Aufgaben 

der örtlichen Organe 

der Staatsmacht 

auf dem Gebiet der Preise 


10.2.1. 
Die Aufgaben bei der Preisbildung 


Die örtlichen Räte’ setzen im Auftrag 
der Volksvertretungen die sozialistische 
Preispolitik in ihren Territorien durch. 
Dabei stützen sie sich auf die Abtei- 


lungen bzw. Referate Preise. Diese tra- _ 


gen im Rahmen der vom übergeord- 
neten Staatsorgan sowie vom Rat über- 
tragenen Aufgaben die Verantwortung 
für die Ausarbeitung örtlicher Preisre- 
gelungen sowie für die Bestätigung oder 
Einstufung von Preisen für solche Er- 
zeugnisse und Leistungen, die in den 
Verantwortungsbereich der örtlichen 
Räte fallen. Sie haben einen aktiven 
Einfluß auf die Durchsetzung der Ko- 
sten- und Preisarbeit in den Betrieben 


Bez ea 


Bestätigung und Einstufung von Einzelpreisen 


für Leistungen‘ 
örtlichen Charakters, 
z.B. ausgewählte 
Reparaturen, 
Grundstückspreise, 
Preise für Mieten 
und. Pachten, 
Eintrittspreise, 
Preiseinstufungen 
für Gaststätten usw. 


für Erzeugnisse 
örtlichen Charakters, 
z.B. Feinbackwaren, 
kunstgewerbliche 
Erzeugnisse usw. 


auszuüben mit dem Ziel, Leistungs- und 
Effektivitätsreserven aufzudecken sowie 
eine strenge Preisdisziplin zu gewähr- 
leisten. 

Bei der Wahrnehmung dieser Aufgaben 
ist von: folgender Abgrenzung der Ver- 
antwortlichkeit staatlicher Organe aus- 
zugehen: 

Die Ausarbeitung und Bestätigung der 
Industriepreise und der Verbraucher- 
preise erfolgt auf der Grundlage von 
Beschlüssen des Ministerrates. - 


Die Hauptverantwortung für die Preis- 
arbeit trägt als zentrales Staatsorgan 
das Amt für Preise. Die Räte der Be- 
zirke und Kreise werden in die Preis- 
bildungsarbeit einbezogen (vgl. 
Abb. 10.2.). 
Bezirkspreisregelungen sind wegen des 
unterschiedlichen Preisniveaus für ein- 
zelne Erzeugnisse und Leistungen in 
den Territorien gegenwärtig noch er- 
forderlich. Sie verlieren mit der zu- 
nehmenden  Vereinheitlichung der 
Dienstleistungs-, Reparatur- und Er- 
zeugnispreise an Bedeutung. . 

Die Preisbestätigungen für die aus ört- 
lichen Reserven hergestellten Konsum- 
güter dienen dem Ziel, alle territorialen 


‚Reserven zu erschließen und effektiv 


für die ständig bessere Versorgung der 
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_ Bevölkerung zu nutzen., Die örtlichen 
Preisorgane bestätigen für zusätzlich 
hergestellte Konsumgüter Preise, die 
„die Anstrengungen der Betriebkollek- 


„” „tive. bei der bedarfsgerechten Produk- 
. tion für die Bevölkerung unterstützen 


“und zugleich stabile Preise für die 
Waren des Grundbedarfs der Bevölke- 
rung sichern. 

Bei der Einstufung von Preisen für Er- 
zeugnisse oder Leistungen örtlichen 
Charakters wird die Höhe des Preises 
an ähnliche, bereits auf dem Markt be- 
findliche Erzeugnisse angelehnt. Die 
örtlichen Organe legen dabei die Höhe 
.des Betriebspreises, des Industrieabga- 
bepreises und des Einzelhandelsver- 
kaufspreises eigenverantwortlich fest. 
Sie sind dafür verantwortlich, daß die- 
sen Preisen ökonomisch begründete 
Materialverbrauchsnormen in ‚den Be- 
trieben zugrunde liegen. 

Sofern die Räte der Bezirke für be- 
stimmte Erzeugnisse bei der Preisbil- 
dung oder Preiseinstufung als Preisko- 
ordinierungsorgan® tätig werden oder 
für Preisänderungen zuständig sind, 
führen sie auch auf dem Gebiet der 
Preisplanung. für Erzeugnisse und Lei- 
stungen von territorialer Bedeutung 
wichtige Arbeiten durch, die sich aus 
den Festlegungen der Planungsordnung 
der DDR ergeben. 


10. 2.2. 
Die Aufgaben bei der Preis- 
‚ kontrolle 


Die Räte der Bezirke und Kreise sind 
verantwortlich für eine straffe Preiskon- 
trolle in ihren Territorien, insbesondere 
zur Sicherung stabiler Preise für Waren 
des Grundbedarfs der Bevölkerung. 

Die örtlichen Preisorgane arbeiten nach 
Kontrollplänen, die ökonomische und 
territoriale Schwerpunkte für die Prü- 
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 fungstätigkeit enthalten. Sie überprüfen 


vor allem in der bezirks- und kreis- 
geleiteten Wirtschaft die Einhaltung der 
Preisvorschriften in den Betrieben der 
Konsumgüterindustrie, in den Bau-, 
Handwerks- und. Dienstleistungsbetrie- 
ben sowie im Einzelhandel und in den 
Gaststätten. 


Darüber hinaus beteiligen sich die ört- 
lichen Preiskontrollorgane an Revisio- 
nen der Kosten- und Preisarbeit in 
volkseigenen Kombinaten und Betrie- 
ben. 


Die örtlichen Preisorgane überprüfen 
vor allem 


— den Stand der Kosten- und Preisar- 
beit, 

— die Einhaltung der Kalkulationsbe- 
stimmungen, der bestätigten Preise 
oder Preiselemente, 

— die Einhaltung der Preisnachweis- 
und Preisauszeichnungspflicht, 


“ _ die ökonomische Wirkung'der Preise 


und der Preisänderungen. 


Werden Preisüberschreitungen und an- 
dere wesentliche Mängel auf dem Ge- 
biet der Preise festgestellt, veranlassen 
die örtlichen Organe der Staatsmacht 


— Maßnahmen zur Beseitigung festge- 
stellter Mängel und zur Wiederher- 
stellung der Gesetzlichkeit sowie zur 
Abführung der Mehrerlöse aus 
Preisüberschreitungen an die Ge- 
schädigten oder an den Staatshaus- 
halt, 

— die Einleitung von Disziplinar- und 
anderen erzieherischen Maßnahmen 
oder eines Ordnungsstrafverfahrens. _ 
Sie beantragen ein Strafverfahren * 
bei den Justizorganen, wenn Preis- 
bestimmungen wiederholt verletzt 
worden sind und wenn der dabei er- 


5 Vgl. 
vom 7. Dezember 1979 (GBl. 
1008). 


Nomenklatur der Preiskoordinierungsorgane 
Sonderdruck Nr. 


© 


langte finanzielle Vorteil erheblich 
ist, 


Die Preiskontrolle der örtlichen Preis- 
organe ist Bestandteil der staatlichen 
Preiskontrölle, die von den jeweils zu- 


ständigen zentralen und örtlichen 
Preisorganen innerhalb ihres Verant- 
wortungsbereiches wahrgenommen 


wird (vgl. Abb. 10.3.). 


Das Amt für Preise kontrolliert mit 
seinen Außenstellen in erster Linie im 
Bereich der zentralgeleiteten volksei- 
genen Wirtschaft sowie in weiteren 
ausgewählten Bereichen, während die 
‚örtlichen Preisorgane vor allem im Be- 
reich der bezirks- und kreisgeleiteten 
Wirtschaft Überprüfungen vornehmen. 


Die Preiskontrolle 
trennbarer 
‚ tätigkeit der Staats- und wirtschaftslei- 
tenden Organe, d.h. der einzelnen In- 
dustrieminister und .der Leiter der an- 
deren zentralen Staatsorgane, der Vor- 
‚sitzenden der örtlichen Räte sowie der 
Generaldirektoren der volkseigenen 


ist zugleich un- 


Kombinate, innerhalb ihres Verantwor-. 


“ tungsbereiches gegenüber nachgeord- 
neten Betrieben und Einrichtungen. 


Preiskontrolle üben auch die Kombinate 
und Betriebe im Rahmen ihrer Ge- 

. schäftsbeziehungen aus, z.B. über die 
zwischen den Lieferern und Abnehmern 
abgeschlossenen- Wirtschaftsverträge. 
Die Leiter der Kombinate, Betriebe und 
Einrichtungen tragen die Verantwor- 
tung für die Zulässigkeit der berechne- 
ten Preise und die Einhaltung der 
Preisdisziplin. 


Von Bedeutung ist auch die innerbe- 
triebliche Preiskontrolle in den Produk- 
tionsbetrieben. Sie umfaßt alle Maß- 
nahmen, die dazu beitragen, die Ge- 
setzlichkeit auf dem Gebiet der Preise in 
den Kombinaten, Betrieben und Ein- 


Bestandteil der Leitungs- 


richtungen einzuhalten. Insbesondere 
gehen von ihr Anregungen aus auf die 
Steigerung der Qualität der Erzeug- 
nisse, auf die Senkung des. Material- 


‘verbrauchs und der Kosten sowie auf 


die Nutzung von Reserven zur Erhö- 
hung der Effektivität der Produktion. 


Die gesellschaftliche Preiskontrolle er- 
folgt durch ehrenamtlich tätige Kon- 
trollkräfte der Volksvertretungen, der - 
gesellschaftlichen Organisationen und 
der Werktätigen. 


Hierbei erfüllen die Preisaktivs bzw. 
Arbeitsgruppen der Ständigen Kom- 
missionen der örtlichen Volksvertre- 
tungen eine besonders wichtige Funk- 
tion. Mit ihnen arbeiten die Abteilungen 
bzw. Referate Preise der örtlichen Räte 
eng zusammen, um vor allem 


— die Preisdisziplin im Territorium 
ständig zu erhöhen, 

— Maßnahmen zur konsequenten 
Durchsetzung sozialistischer Preis- 
politik vorzubereiten und zu kon- 
trollieren, 

— Aufgaben für die 
trollorgane festzulegen. 


“ Preiskon- 


Die Preisaktivs der Werktätigen in den 
Produktionsbetrieben kontrollieren vor 
allem 


— die Einhaltung der 
Preisvorschriften, 

— die bedarfs- und qualitätsgerechte 
“ Produktion von Konsumgütern in 
den verschiedenen Sortimenten, 
Waren- und Preisgruppen, . 

— die rationelle Nutzung. des Mate- 
rials, der Energie, der Arbeitszeit 
und der Grundfonds, 

— die Erschließung von Reserven zur 
Steigerung der Produktion, zur 
Senkung der Kosten und zur Erhö- 
hung der Effektivität, 


gesetzlichen 
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Gegenstand 
der Preiskontrolle 


Kontrolle der Einhaltung der von Partei und Regierung 
beschlossenen Preispolitik in den Kombinaten, Betrieben, Einrich- 


tungen und Territorien unter breiter Einbeziehung der Werktätigen 


Verallgemeinerung positiver Erfahrungen bei der. Kosten-' 
und Preisarbeit ın den Kombinaten, Betrieben und Einrichtungen 
zur Sicherung der Erfüllung der Planaufgaben 


Aufgaben 
der Preiskontrolle 


Einflußnahme bei der Planung, Bildung und Festsetzung 
der Preise zur Erhöhung der Preisdisziplin 


Ahndung und Auswertung von Preisverstößen sowie 
Wiederherstellung des gesetzlichen Zustandes 


Abb. 10.3. 
Gegenstand und Aufgaben der Preis- 
kontrolle 


— den Stand der Anwendung bewähr- 
ter Methoden der sozialistischen 
Betriebswirtschaft, zum Beispiel der 
Gebrauchswert-Kosten-Analyse. 


Im Bereich der Warenzirkulation üben 
vor allem die Preisaktivs der Werktäti- 
gen des Handels, unterstützt von vielen 
ehrenamtlichen Kräften in den HO- 
Beiräten, Konsumverkaufsstellenaus- 
schüssen und Gästebeiräten, die gesell- 
schaftliche Preiskontrolle aus. 


Sie überprüfen vor allem 


— die bedarfs- und qualitätsgerechte 
Warenbereitstellung in allen Preis- 
und Warengruppen, 

— die Übereinstimmung von Preis, 
Menge und Qualität beim Wa- 
renangebot, 

-— die ordnungsgemäße Preisauszeich- 
nung. 


In den Handwerksbetrieben wird die 
gesellschaftliche Preiskontrolle von 
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Preisaktivs des Handwerks ausgeübt. 

Ferner leisten die örtlichen Preisaktivs 

in den Städten, Stadtbezirken und Ge- 

meinden durch ihre ehrenamtliche Tä- 

tigkeit eine wertvolle Arbeit zur Erhö- 
hung der Preisdisziplin, vor allem bei 

Dienstleistungen und Reparaturen sowie 

im Handel und im Gaststättenwesen. 


Die örtlichen Räte organisieren und 


“koordinieren die Vorbereitung, Durch- 


führung und Auswertung der staatli- 
chen und gesellschaftlichen Preiskon- 
trolle im Territorium. Hierbei arbeiten 
sie eng mit dem FDGB, der Arbeiter- 
und-Bauern-Inspektion und anderen 
Kontrollorganen zusammen. 


Die Durchführung einer wirksamen 
Preiskontrolle durch die örtlichen 
Volksvertretungen und ihre Organe 
trägt wesentlich zur Verbesserung der 
Preisarbeit und der Preisdisziplin bei 
und dient der planmäßigen Sicherung 
des Lebensniveaus der Bevölkerung. In 
diesen Prozeß werden immer mehr 
Werktätige einbezogen. Sie verwirkli- 
chen auch auf diese Weise ihr Recht auf 
unmittelbare Teilnahme an den Aufga- 
ben ihres Staates zur Leitung und Pla- 
nung der Volkswirtschaft. 


Aufgaben 


| 


1. Begründen Sie die Verantwortung 
der örtlichen Volksvertretungen und 
ihrer Räte für die Durchsetzung der 
sozialistischen Preispolitik! 

2. Wo liegen Schwerpunkte für die 
Mitwirkung der Räte der Bezirke 
und Kreise bei der Preisbildung? 

3. Welche Möglichkeiten haben die 
Werktätigen zur Teilnahme an 
Preiskontrollen? 

4. Beteiligen Sie sich im Rahmen 
Ihrer Ausbildung an einer gesell- 
schaftlichen Preiskontrolle sowie an 
deren Auswertung! 
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11.1. 
"Die Bedeutung 
des staatlichen Eigentums 


In der Verfassung der Deutschen Demo- 
‚ kratischen Republik ist im Artikel 9, 
Abs. 1 festgelegt: 


„Die Volkswirtschaft der Deutschen De- 
mokratischen Republik .beruht auf dem 
sozialistischen Eigentum an den Produk- 
tionsmitteln.”! 


Das sozialistische Eigentum ist die Basis 
für die ökonomische und politische 
Macht des Arbeiter-und-Bauern-Staates. 


Durch die effektive Nutzung dieses : 


Eigentums sichert der sozialistische 
Staat die weitere Erhöhung des ma- 
teriellen und kulturellen Lebensniveaus 
des Volkes und den ständigen Ausbau 
der materiell-technischen Basis der 
Volkswirtschaft entsprechend dem Plan. 
Das sozialistische Eigentum an den 
Produktionsmitteln besteht in zwei For- 
men: als gesamtgesellschaftliches Volks- 
eigentum und als genossenschaftliches 
Eigentum werktätiger Kollektive. 


Der sozialistische Staat und seine Bür- 
ger haben die Pflicht, das sozialistische 
Eigentum zu schützen und zu mehren. 


Zwischen sozialistischem und persön- 
lichem Eigentum besteht ein enger Zu- 
sammenhang. Im Zivilgesetzbuch der 
Deutschen Demokratischen Republik 
heißt es im $ 22, Abs. 1: 
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Die Aufgaben 

der örtlichen Organe 

der Staatsmacht 

auf dem Gebiet. 

des staatlichen Eigentums 


„Das sozialistische Eigentum, seine Meh- 
rung und sein Schutz sind Grundlage 
für die Entwicklung des persönlichen 
Eigentums."? 


Das Volkseigentum ist das Kernstück 
des sozialistischen ‚Eigentums. Volks- 
eigentum ist unantastbar; es darf weder 
verpfändet, gepfändet noch belastet 
werden. Die Veräußerung von Volks- 
eigentum ist nur auf der Grundlage von 
Gesetzen ‘möglich, z. B. des Gesetzes 
über den Verkauf volkseigener Eigen- 
heime. 


Das Volkseigentum weist gegenüber dem 
genossenschaftlichen Eigentum einen hö- 
heren Grad der Vergesellschaftung auf, 
denn die Produktionsmittel und die mit 
ihnen hergestellten materiellen Güter 
sind Eigentum aller -Mitglieder. der Ge- 
sellschaft. Für die Verwaltung und Nut- 


‘zung des Volkseigentums sind die ge- 


samtgesellschaftlichen Interessen und 
Erfordernisse bestimmend. 


Die weitere Entwicklung des Volks- 
eigentums vollzieht sich durch, die sozia- 
listische Akkumulation, also durch 
die Verwendung eines Teils des Natio- 
naleinkommens für die erweiterte Re- 
produktion, beispielsweise in Form von 
Investitionen, vor allem im Bereich der 
volkseigenen Wirtschaft entsprechend 
dem Plan. Der volkseigene Sektor wird 


1 GBI. 11974 Nr. 47 S. 432. 
2 GBI. 1/1975 Nr. 27 S. 465. 


aber auch durch den speziell geregelten 
Übergang von Privateigentum in Volks- 
eigentum stetig vergrößert. 

Das betrifft z.B. den Übergang von 
Grund und Boden oder von Mietwohn- 
grundstücken entsprechend den gesell- 
schaftlichen Erfordernissen, beispiels- 
weise im Zusammenhang mit dem 
Städtebau. 

Die Räte der Kreise haben für ihr Terri- 
torium anleitende und kontrollierende 
Funktionen gegenüber den Nutzern und 
Verwalten des Vokseigentums, den 
Rechtsträgern, zu erfüllen. Diese Aufga- 
ben werden durch die Abteilungen Fi- 
nanzen, Arbeitsbereich Staatliches Eigen- 
tum, wahrgenommen. 


Aufgaben 


i. Erläutern Sie den Zusammenhang 
zwischen sozialistischem Eigentum 
und persönlichem Eigentum anhand 
des Zivilgesetzbuches der DDR, $$ 17 
bis 24! 


2. Begründen Sie die Bedeutung des 


Volkseigentums für die weitere .Ge- 
staltung der entwickelten sozialisti- 
schen Gesellschaft in der DDR! 


11.2. 
Die Formen des Erwerbs 
von Grundbesitz durch den Staat: 


11.2.1. 

Der Erwerb nichtvolkseigener 
Grundstücke durch Kauf und 
Inanspruchnahme 


Im folgenden wird schwerpunktmäßig 
der Teil des Volkseigentums behandelt, 
der als volkseigenes Grundvermögen in 
Form ‚von bebauten und unbebauten 
Grundstücken besteht. Seine Entwicklung 
wird entscheidend durch das Investi- 


tionsgeschehen entsprechend den Aufga- 
ben, des Volkswirtschaftsplanes beein- 
flußt. 

Der darüber hinaus mögliche Erwerb von 
Grundstücken zugunsten des Volkseigen- 
tums erfolgt, wenn das im gesellschaft- 
lichen Interesse liegt, z.B. für den kom- 
plexen Wohnungsbau, den Landschafts- 
schutz und andere Standortzwecke. 

Der Erwerb eines nichtvolkseigenen 
Grundstücks erfolgt in erster Linie durch : 
Kauf. Dabei wird ein notarieller Kauf- 
vertrag zwischen Käufer und Grund- 
stückseigentümer abgeschlossen, in dem: 
der Kaufpreis und die Regelungen über 
die Zahlung des Kaufpreises festgelegt 
werden. 

Falls keine vertragliche Vereinbarung 
über den Kauf eines Grundstücks zu- 
stande kommt, besteht die Möglichkeit 
der Inanspruchnahme. 

Die Inanspruchnahme setzt das Bestehen 
von Rechtsvorschriften voraus, die eine 
solche staatliche Maßnahme ermöglichen. 
Sie ist eine Form der staatlichen Leitung 
der Bodennutzung. Mit ihr ist die Zah- 
lung einer Entschädigung verbunden. 


Gesetzliche Regelungen zur Inanspruch- 
nahme von Grundstücken in gesellschaft- 
lichem Interesse sind insbesondere: 


1. das Aufbaugesetz vom 6.9. 19503 
Zur Durchführung staatlicher Aufga- 
ben einschließlich des genossenschaft- 
lichen Wohnungsbaus können private 
Grundstücke oder Teile von ihnen in 
Anspruch genommen werden, wenn 
ein Aufbauplan für den Ort vorliegt 
und das betreffende Gelände vom zu- 
ständigen örtlichen Rat zum Aufbau- 
gebiet erklärt worden ist. 

2. die Zweite Durchführungsbestim- 
mung zum Aufbaugesetz vom 29. Sep- 
tember 1972%. 

Nach dieser Rechtsvorschrift können 


3 GBl. 1950 Nr. 104 S. 965. 
4 GBI. 11/1972 Nr. 59 S. 641. 


u 


4. 


Grundstücke zur Sicherung der In- 
standsetzung, der Modernisierung, 
des Um- und Ausbaus sowie des Ab- 
risses von Gebäuden in Anspruch ge- 
nommen werden, wenn diese Maß- 
nahmen zur Realisierung der geplan- 
ten städtebaulichen Entwicklung im 
Territorium notwendig und wenn sie 
im Volkswirtschaftsplan enthalten 
sind. 

Zugleich wird durch diese Rechts- 
norm der Eigenheimbau gefördert. 


Die staatlichen Organe können pri- - - 


vates oder persönliches Eigentum 
am Boden in Anspruch nehmen, 
wenn 'das zur Baulandbereitstellung 
für Eigenheimbauten erforderlich 
ist. Diese Rechtsvorschrift zur staat- 
lichen Leitung der Bodennutzung 
trägt der gesellschaftlichen Bedeu- 


‘tung des Eigenheimbaus, besonders 


für Arbeiter und kinderreiche Ma 
milien, Rechnung. 
das Verteidigungsgesetz vom 13. Ok- 


...tober 1978° 


Einzelheiten über den Kauf oder die 
Inanspruchnahme von Grundstücken 


für die Landesverteidigung der DDR 


sind in einer Verordnung geregelt.® 
Das Atomenergiegesetz vom 28. März 
19627 

Grundstücke können zu einem 
Schutzgebiet erklärt werden, wenn 
sie für die Errichtung und den Be- 
trieb von Kernanlagen oder für er- 
forderliche Schutzmaßnahmen benö- 
tigt werden. Die Erklärung zum 
Schutzgebiet bewirkt, daß die in die- 
sem Gebiet befindlichen Grund- 
stücke dauernd oder zeitweilig in 
Anspruch genommen werden können. 
das Wassergesetz vom 17. April 
19638 Ki 
Nichtvolkseigene Grundstücke bzw. 
Gebäude, die für die Errichtung von 


Talsperren, Rückhaltebecken, Hoch- ' 


wasser- und Küstenschutzbauten, Ka- 
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nalbauten und Bauten für Brauch- 
und Abwasseranlagen benötigt wer- 
den, sind durch Kauf zu erwerben 
oder gegen Entschädigung i in An- 
spruch zu nehmen. 


6. das Berggesetz der DDR-- vom 
12. Mai 19699 

Es regelt den Erwerb von Bodenflä- 
chen, Gebäuden und Anlagen für 
folgende Zwecke: 

— geologische, _ hydrogeologische, 
geophysikalische und geachpniehe 
Untersuchungen, 

— Aufschluß von Lagerstätten, keit 
und Förderung mineralischer Roh- 
stoffe, 

— unterirdische behälterlose Speiche- 
rung von Gasen und Flüssigkeiten 
natürlichen oder künstlichen Ur- 
sprungs. 


Rohstoffe, deren Nutzung von volks- 


‘ wirtschaftlicher Bedeutung ist, sind 

Bodenschätze und daher Volkseigen- 
tum, unabhängig vom Grundeigen- 
tum. 

7. die zweite Durchführungsverord- 
nung zum Landeskulturgesetz — Er- 
schließung, Pflege und Entwicklung 
der Landschaft für die Erholung _ 
vom 14. Mai 197010 


Der Schutz der Rechte der Bennäskicke- 
eigentümer ist im Gesetz über die Ent- 
schädigung bei Inanspruchnahme nach 
dem Aufbaugesetz — Entschädigungsge- 
setz — vom 25. April 196011 gewährlei- 
stet. 


Dieses Gesetz enthält die Grundsätze 
über 


— die Feststellung der Höhe des Kauf- 


5 GBI. 1/1978 Nr. 35 S. 377. 
6 'GBl. 1/1979 Nr. 29 S. 265. 
7 GBI. 1/1962 Nr. 3 $. 47. 
8 GBI. 171963 Nr. 5 S. 77. 
9 GBI. 1/1969 Nr. 5 S. 29. 
0 GBI. 11/1970 Nr. 46 S. 336. 
1 GBI. 1/1960 Nr. 26 S. 257. 


preises oder der Entschädiguig bei 
Inanspruchnahme, 

— ‚die Art der Auszahlung, . : 

— die Einbeziehung des Entschädi- 
gungsberechtigten in das Entschädi- 
gungsverfahren. 


Diese Grundsätze gelten sowohl bei der 
vertraglichen Übernahme als auch bei 
der Inanspruchnahme von Grundstük- 
ken. 


Grundstücke, die zugunsten des Volks- 
eigentums erworben oder in Anspruch 
genommen werden, gehen lastenfrei in 
Volkseigentum über. 


Beim Abschluß‘ von Kaufverträgen ist 
daher die Löschungsbewilligung für die 
im Grundbuch eingetragenen Hypothe- 
ken einzuholen, damit die. dinglich ge- 
sicherten Rechte Dritter im Grundbuch 
gelöscht werden. An die Stelle der ding- 
“lich gesicherten Rechte tritt die Entschä- 
digung. 

Bei Tkanspnehnähine wird die Entschä- 
digung in der Regel in Geld geleistet. 
Eine Naturalentschädigung kann aus ge- 
sellschaftlichen Gründen gewährt wer- 
den, sofern Voraussetzungen und Mög- 
lichkeiten dafür bestehen. Das 
dann, wenn die bisherige Nutzungsart 
des Grundstückes für den früheren 
Eigentümer im gesellschaftlichen Inter- 
esse erhalten werden soll und ein ent- 
sprechendes Ersatzgrundstück zur Ver- 
fügung steht. Die Naturalentschädigung 
beschränkt sich deshalb auf Eigenheime 
und landwirtschaftlich genutzte Grund- 
stücke und Gebäude. 


Die Art und die Höhe der Entschädi- 
gung werden vom Rat des Kreises, Ab- 
teilung Finanzen, festgestellt. Eine Ent- 
“ schädigungskommission berät die Abtei- 
lung Finanzen bei ihren Entscheidungen. 
In der Kommission arbeiten Mitglieder 
der Ständigen Kommission Finanzen, 
Mitarbeiter der Fachorgane, Vertreter 


gilt. 


der Kreditinstitute und sachkundige 
Bürger mit. Bei der Festsetzung der 
Höhe der Entschädigung werden die 
Rechtsvorschriften!? zur Durchführung 
des Entschädigungsgesetzes angewen- 
det. Für die Regelungen über die Höhe 
der Entschädigung sind die nach dem 
geltenden Preisrecht zulässigen Kauf- 


: preise und die Realisierbarkeit der 


Grundstücksarten im Grundstücksver- 
kehr zwischen Bürgern bestimmend. 


Für die Durchführung des Entschädi- 
gungsverfahrens, d.h. für die Vorberei- 
tung, die Auszahlung der Entschädi- 
gungssumme usw., ist die Abteilung Fi- 
nanzen des Rates des Kreises verant- 
wortlich. Sie hat zu sichern, daß das in 
Volkseigentum übergegangene Grund- 
stück einem Rechtsträger (vgl. Ab- 
schnitt 11.3.1) übertragen wird und die 
staatliche Dokumentation beim zuständi- 
gen Liegenschaftsdienst erfolgt. 


‚Aufgaben 


1. Erläutern Sie an Beispielen die Not- 
wendigkeit des Kaufs oder der Inan- 
spruchnahme von Grundstücken zu- 
gunsten des Volkseigentums! j 
2. Welche wesentlichen Gesichts- 
punkte sind beim Kauf und bei der 
Inanspruchnahme von Grundstücken 
zu beachten? 


11.2.2. 

Die Überführung von Grundstücken 
in Volkseigentum 

bei Eigentumsverzicht und beim 
gesetzlichen Erbrecht des Staates 


Das Zivilgesetzbuch der Deutschen De- 
mokratischen Republik!® regelt zwei 
weitere Formen der Übernahme von 
Grundstücken in Volkseigentum, und 


8 


12 GBI. 1/1960 Nr. 32 $. 336. 
13 GBI. 1/1975 Nr. 27 S. 465. 


181 


zwar den Eigentumsverzicht und das ge- 


.setzliche Erbrecht des Staates (85 310 
“und 369). Die Bestimmungen des Zivil- 


gesetzbuches werden durch die Verfah- 
rensregelungen der Verordnung über 
den Verkehr mit Grundstücken — 
Grundstücksverkehrsverordnung — vom 


15. Dezember 197714 ergänzt. 


Eigentumsverzicht 


Das Angebot eines Grundstückseigentü- 
mers an den Staat, sein Grundstück zu 
übernehmen, ist eine freiwillige Ent- 
scheidung zur Aufgabe des Eigentums. 
In der Regel wird ein derartiges Ange- 
bot erfolgen, weil der Grundstücks- 
eigentümer wegen hohen Alters, wegen 
Krankheit oder aus anderen Gründen 
seinen Verpflichtungen als Eigentümer 
nicht mehr nachkommen kann. Dieses 
Angebot sorgfältig zu prüfen, ist eine 
verantwortungsvolle Aufgabe der ört- 
lichen Staatsorgane. Mit der Genehmi- 
gung-des Verzichtes durch den Beschluß 
des zuständigen Rates des Kreises und 
der Eintragung im Grundbuch entsteht 
Volkseigentum. Bestehende Belastungen 
erlöschen. Forderungen von Gläubigern, 
deren Rechte am Grundstück hierbei er- 
loschen sind, werden bis zur Höhe des 
Grundstückswertes beglichen. 


. Das Auszahlungsverfahren erfolgt nach 


den Bestimmungen des Entschädigungs- 
gesetzes. 


Gesetzliches Erbrecht des Staates 


Der Staat wird gesetzlicher Erbe, wenn 
für das Vermögen eines Verstorbenen 
keine Erben vorhanden sind oder alle 
Erben die Erbschaft ausschlagen. Die 
Feststellung, daß der Staat gesetzlicher 
Erbe ist, trifft das jeweils zuständige 
Staatliche Notariat durch einen Be- 
schluß. Danach wird das Vermögen des 
Erblassers zum Zeitpunkt des Erbfal- 
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les Volkseigentum. Der Staat haftet für 


Verbindlichkeiten bis zum: Wert des. 


Nachlasses. -Die Forderung eines Nach- 
laßgläubigers, der als Erbe die Erb- 


schaft ausgeschlagen hat, wird begli-. 


chen, soweit sie in unmittelbarem wirt- 
schaftlichem Zusammenhang mit dem 
Nachlaß entstanden ist, z. B. dann, 


wenn ein Darlehen zur Erhaltung oder _ 


Werterhöhung des Nachlasses gedient 
hat. 

Für die Abrechnung des Nachlasses ist 
die Abteilung Finanzen des Rates des 
Kreises zuständig. Sie regelt auch Forde- 
rungen Dritter. Sind Grundstücke oder 
Gebäude Bestandteil des Nachlasses, er- 
löschen die Belastungen, die darauf ru- 
hen. Die ehemaligen Gläubiger werden 
nach den Grundsätzen des Entschädi- 
gungsgesetzes befriedigt. Die staatliche 
Dokumentation des übernommenen 
Grundstückes als Volkseigentum wird 
beim Liegenschaftsdienst veranlaßt. 


Aufgabe 
- Welche Grundsätze gelten für die 
| Überführung von Grundstücken in 
Volkseigentum bei Eigentumsverzicht 
und bei gesetzlichem Erbrecht des 
Staates? 


11. 2.3. 

Die staatliche Leitung und Kon- 
trolle des Grundstücksverkehrs 
und das staatliche Vorerwerbsrecht 


Zur Sicherung der staatlichen und ge- 


sellschaftlichen Erfordernisse und zur 


Gewährleistung der Rechte und berech- 
tigten Interessen der Bürger wurde die 
Verordnung über den Verkehr mit 
Grundstücken — Grundstücksverkehrs- 
verordnung — vom 15. Dezember 
197715 erlassen. 


14 GBI. 1/1978 Nr. 5 S. 73. 
15 GBI. 1/1978 Nr. 5 S. 73. 


‘ Im $1 der Verordnung werden die 
Grundsätze beim Verkehr mit Grund- 
stücken wie folgt bestimmt: 

„(1) ‘Die staatliche Leitung und Kon- 
trolle des Grundstücksverkehrs dient 
der Sicherung der gesellschaftlich effek- 
tiven Bodennutzung, der Verbesserung 
der Wohn- und Erholungsbedingungen 
der Bürger und der Gewährleistung der 
Rechtssicherheit. 

(2) Die Nutzung der Grundstücke und 
die Ausübung der im Grundbuch einge- 
tragenen Rechte an Grundstücken haben 
so zu erfolgen, daß die staatlichen und 
gesellschaftlichen Anforderungen erfüllt 
und die Rechte und berechtigten Inter- 
essen der Bürger in Übereinstimmung 
mit den gesellschaftlichen Erfordernis- 
sen gewährleistet werden. 

(3) Die zuständigen staatlichen Organe 
haben bei der Leitung und Kontrolle des 
Grundstücksverkehrs zu sichern, daß 
alle Formen der sozialistischen Boden- 
nutzung gefördert sowie die persönliche 
und gemeinschaftliche Nutzung von 
. Grundstücken, die für Wohn- oder Er- 
holungszwecke bestimmt sind, gewähr- 
leistet werden.” 

Damit diese Grundsätze verwirklicht 
werden können, ist die Übertragung des 
Eigentumsrechts und sonstiger Rechte, 
z.B. des Vorkaufsrechts, genehmigungs- 
pflichtig. Das gilt auch für einen Ver- 
zicht und für den Erwerb eines Eigen- 
tumsrechts an Grundstücken. Die Ge- 
nehmigung für diese- Rechtsgeschäfte ist 
beim zuständigen Rat des Kreises zu be- 
antragen. 

Durch die Grundstücksverkehrsverord- 
nung wurde das staatliche Vorerwerbs- 
recht geschaffen. Das staatliche Vor- 
erwerbsrecht beinhaltet das Recht des 
Staates, in abgeschlossene Kaufverträge 
einzugreifen. Es dient dazu, Grund- 
stücke in Volkseigentum oder anderes 
sozialistisches Eigentum zu überführen, 
wenn das aus gesellschaftlichen Grün- 


den notwendig ist. Die Ausübung des 
staatlichen Vorerwerbsrechts darf erst 
dann erfolgen, wenn der Erwerb des 
Grundstücks zugunsten des sozialisti- 
schen Eigentums auf vertraglichem 
Wege . nicht erreicht werden kann. 
Durch die, Ausübung des Vorerwerbs- 
rechts und die Eintragung der Eigen- 
tumsveränderung im Grundbuch ent-: 
steht Volkseigentum oder anderes so- 
zialistisches Eigentum. Das staatliche 
Vorerwerbsrecht geht dem zivilrecht- 
lichen vertraglichen Vorkaufsrecht vor 
($ 306 Abs. 2 Zivilgesetzbuch). 


Nachdem der Rat des Kreises den Be- 
schluß über die Ausübung des staat- - 
lichen Vorerwerbsrechts gefaßt hat, ist 
die Abteilung Finanzen für die weitere 
Bearbeitung zuständig. Das betrifft be- 
sonders die Ausfertigung des Rechts- ' 
trägernachweises und die Veranlassung 
der Eintragung in das Grundbuch bei 
der Überführung in Volkseigentum so- 
wie die Vorbereitung und Durchführung 
des Entschädigungsverfahrens. Das ist 
notwendig, da nach Ausübung des staat- 
lichen Vorerwerbsrechts nicht der von 
den ehemaligen Vertragspartnern ver- 
einbarte Kaufpreis, sondern der Kauf- 
preis gezahlt wird, der nach den Bestim- 
mungen des a a zu , 
zahlen ist. 


Die Ausübung des staatlichen Vor- 
erwerbsrechts ist eine politisch verant- 
wortungsvolle Aufgabe. Der staatliche 
Eingriff in ein Rechtsverhältnis, zu dem 


- zwei oder mehrere Bürger bereits ihre 


Willensübereinstimmung durch _ Ab- 
schluß eines Vertrages bekundet haben, 
erfordert von allen beteiligten staatlichen 
Organen eine sorgfältige politisch- 
ideologische Überzeugungsarbeit mit 
den betreffenden Bürgern. Das schließt 
auch ein, nach Wegen zu suchen, um 
Härten für die beteiligten Bürger zu ver- 
meiden. So kann z. B. dem Käufer beim 
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Erwerb eines geeigneten anderen Gründ- 
stücks geholfen werden. 


Aufgaben j « 


1. Begründen Sie die Notwendigkeit 
] der Leitung und Kontrolle des Grund- 

stücksverkehrs! 

2. Was beinhaltet das staatliche Vor- 

erwerbsrecht? 


11.3. 

Die Verwaltung 

und effektive Nutzung 
des staatlichen Eigentums 


11.3.1. 
Die Grundsätze 
der Rechtsträgerschaft 


Für die Verwaltung der volkseigenen 
Grundstücke, einschließlich der darauf 
befindlichen volkseigenen unbeweg- 
lichen Grundmittel, sind die Rechtsträ- 
ger verantwortlich. 

Als unbewegliche Grundmittel werden 
Gebäude und bauliche Anlagen bezeich- 
net, die mit dem Grund und Boden fest 
verbunden sind, sowie solche Maschi- 
nen und Ausrüstungen, die auf Grund 
ihrer Konstruktion an einen festen 
‚Standort gebunden sind. z.B. Metall- 
konstruktionen, Industrieöfen, Freilei- 
‚tungen. 


. Rechtsträger von Volkseigentum ist der 
Verwalter eines Teils des. einheitlichen 
Volkseigentums. Er hat das Recht und 
die Pflicht, die Grundstücke und Ge- 
bäude entsprechend den gesetzlichen 
Vorschriften zu besitzen, zu nutzen und 
über sie zu verfügen. 


Nach der Anordnung über die Rechts- 
trägerschaft an volkseigenen Grund- 
stücken vom 7. Juli 196916 können 
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Rechtsträger volkseigener Grundstücke 
sein: 


1. volkseigene Kombinate und Betriebe 
sowie andere Organe und Einrichtun- 
gen der volkseigenen Wirtschaft, 

2. staatliche Organe und Einrichtungen, 

3. sozialistische Genossenschaften, wie 
LPG und PGH, sowie gesellschaft- 
liche Organisationen und die ihnen 
unterstehenden Betriebe und Ein- 
richtungen entsprechend den beson- 
deren Festlegungen des Ministers 
der Finanzen. 


Rechtsträger von volkseigenen Grund- 
stücken können nur juristische Personen 
sein. 


Als juristische Personen werden Perso- 


nenvereinigungen oder Institutionen be- 
zeichnet, die vom Staat als selbständiges 
Rechtsobjekt anerkannt und somit rechts- 
fähig sind. In der DDR sind juristische 
Personen u.a. volkseigene Kombinate 
und Betriebe, staatliche Organe, staat- 
liche Einrichtungen, gesellschaftliche Or- 


-ganisationen und sozialistische Genos- 


senschaften. 
Rechtsträger eines volkseigenen Grund- 
stücks und der damit verbundenen 


volkseigenen unbeweglichen Grundmit- ° 


tel ist grundsätzlich die juristische Per- 
son, die dieses Grundstück allein oder 
überwiegend nutzt. Zur Gewährleistung 
der ordnungsgemäßen Verwaltung be- 
stimmter volkseigener Grundstücke 
kann der Rat des Kreises die Gemeinde 
oder die kreisangehörige Stadt beauftra- 
gen, ein im Zuständigkeitsbereich gele- 
genes Grundstück als Rechtsträger zu 
übernehmen, sofern nicht eine andere 
rechtsträgerfähige Institution zuständig 
ist. 

Die Übertragung eines volkseigenen 
Grundstückes von einem Rechtsträger 
auf einen anderen erfolgt-durch Rechts- 


16 GBI. 11/1969 Nr. 68 S. 433. 


 trägerwechsel. Der Rechtsträgerwech- 
sel stellt keinen Eigentumswechsel dar, 
da das Grundstück unveränderlich 
Volkseigentum bleibt. Es wird lediglich 
die Verantwortung für einen bestimm- 
ten Teil des Volkseigentums von einer 
rechtsträgerfähigen Institution auf eine 
andere übertragen. Beim Rechtsträger- 
wechsel geht der Grund und Boden in 
allen Fällen unentgeltlich auf den neuen 
Rechtsträger über. 


Soweit mit dem Grundstück unbeweg- 
liche Grundmittel verbunden sind, gilt 
folgende Regelung: 


— Zwischen staatlichen Organen und 
Einrichtungen erfolgt die Übertra- 
gung der unbeweglichen Grundmit- 
tel unentgeltlich. 

— Sind Betriebe der volkseigenen 
Wirtschaft an der Übertragung be- 
teiligt, werden die unbeweglichen 
Grundmittel zum Zeitwert verkauft 
und gekauft. Diese Kaufverträge be- 

. dürfen der Zustimmung des Rates 
der Gemeinde oder der Stadt.!? 


Der Rechtsträgerwechsel umfaßt 


1. die Vereinbarung für die Übertra- 
gung des volkseigenen Grundstücks 
zwischen den beteiligten Kombinaten, 
Betrieben, Organen und Einrichtun- 
gen durch schriftlichen Vertrag, 

2. die Zustimmung des Rates der Stadt 
oder Gemeinde, auf dessen Territo- 
rium das Grundstück liegt, 

3. die Ausfertigung des neuen Rechts- 
trägernachweises, 

4. die Dokumentation des neuen Rechts- 
trägers für das betreffende Grund- 
stück (Liegenschaftsdienst), 

5. die Übergabe/Übernahme des volks- 
eigenen Grundstücks anhand eines 
Übergabe-/Übernahmeprotokolls, 

6. Die Berichtigung im Grundstücks- 
verzeichnis und in der Bilanz oder in 
der Grundmittelrechnung beim ab- 


gebenden und  übernehmenden 


Rechtsträger. 


Wenn sozialistische Genossenschaften am 
Rechtsträgerwechsel beteiligt sind, stel- 
len sie beim zuständigen Rat des Kreises, 
Abteilung Finanzen, einen Antrag auf 
Rechtsträgerwechsel.18 Hierbei gelten 
hinsichtlich der Genehmigung zur lang- 
fristigen Nutzung und Bewirtschaftung 
volkseigener Grundstücke und zur Über- 
nahme unbeweglicher Grundmittel‘ fol- 
gende Grundsätze: 

— Das volkseigene. Grundstück, der 
Grund und Boden, wird unentgelt- 
lich in die Rechtsträgerschaft der 
Genossenschaft übertragen. 


-— Über die unbeweglichen Grundmit- 


tel wird ein Nutzungsvertrag gegen 
Zahlung des Zeitwertes der Grund- 
mittel als einmaliges Nutzungsent- 
gelt abgeschlossen. 

— Eine Rückübertragung ist möglich. 

— Die Grundstücke und unbeweg- 
lichen Grundmittel bleiben Eigentum 
des Volkes. 


Für gesellschaftliche Organisationen be- 
steht eine gleichartige Regelung. 


11.3.2. 

Die Nutzung 

der volkseigenen Grundstücke und 
der unbeweglichen Grundmittel 
sowie die Verleihung E 
von Nutzungsrechten 


Der Rechtsträger hat die ihm übertrage- 
nen Grundstücke einschließlich der dazu- 
gehörigen unbeweglichen Grundmittel 
eigenverantwortlich zu verwalten. In der 
bereits genannten Anordnung vom 
7. Juli 1969 heißt es dazu im 82: 

„Die Rechtsträger sind für die volks- 
wirtschaftlich effektive Nutzung der ih- 


17 GBI. 11/1968 Nr. 99 S. 797. 
18 GBI. 1/1974 Nr. 53 S. 489. 


185 


planmäßige, vollständige 
und zweckentsprechende 
Nutzung des Grundstücks, 
einschließlich unbeweg- 
licher Grundmittel, 
entsprechend Lage, _ 
Zweckbestimmung, Größe 
und Beschaffenheit 


eigentumsrechtliche 
Sicherung des Grund- 
stücks durch staatliche 
Dokumentation, beim 

Liegenschaftsdienst 


Abb. 11.1. 
Aufgaben des Rechtsträgers 
von Volkseigentum 


nen übertragenen volkseigenen Grund- 
stücke, für die Erhaltung der Substanz 
und den Schutz dieser Vermögenswerte 
verantwortlich.” (Vgl. Abb. 11.1.) 

Wird ein volkseigenes Grundstück von 
mehreren rechtsträgerfähigen Institutio- 
nen genutzt, dann hat der Rechtsträger 
mit diesen Mitnutzern Nutzungsverträge 
abzuschließen. Sie müssen alle Fest- 
legungen enthalten, die für eine gemein- 
same Nutzung des volkseigenen Grund- 
stücks sowie der unbeweglichen Grund- 
mittel im Interesse einer klar abgegrenz- 
ten Verantwortung notwendig sind. Die 
Gesamtverantwortung trägt der Rechts- 
träger. : { 
Für die Mitnutzung ist ein Nutzungsent- 
gelt in Höhe der anteiligen Bewirtschaf- 
tungskosten, einschließlich der Ab- 
schreibungen, zu zahlen. Dabei wird das 
Verhältnis der Mitnutzung zur Gesamt- 
nutzung zugrunde gelegt. Die Planung 
des Nutzungsentgeltes erfolgt in der 
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“ Aufgaben des Rechtsträgers von Volkseigentum 
bei Grundstücken und unbeweglichen Grundmitteln 


pflegliche und sorgfältige 
Behandlung des Volks- 
eigentums, Schutz gegen 
schädigende Einwirkungen, 
wie Witterungseinflüsse, 
sowie strafbare Hand- 
lungen (Vergeudung, 
Diebstahl u.d.) 


planmäßige. Durchführung 
der Erhaltungsmaßnahmen, 
also der Reparaturen, 
Werterhaltungen usw, 
und planmäßige: 
Erweiterung in Form 

von Investitionen 


ordnungsgemäße buch- 
mäßige Erfassung und 
Bewertung der Grund- 
stücke und Grundmittel 
in Rechnungsführung 
und Statistik 


Weise, daß jedes Organ, jede staatliche 
Einrichtung und jeder volkseigene Be- 
trieb den auf ihn entfallenen Teil in 
seinen Plan aufnimmt. 


Die Räte der Gemeinden und Städte so- 
wie ihre kommunalen Wohnungsverwal- 
tungen: sind berechtigt, aus Vereinfa- 
chungsgründen mit Rechtsträgern Miet- 
verträge abzuschließen. Wenn Teile des 
volkseigenen Grundstücks oder einzelne 
Grundmittel zur Nutzung an Bürger 
überlassen werden,. z.B. die Wohnung 
des Hausmeisters in einer Schule, sind 
in allen Fällen Mietverträge abzuschlie- 
ßen. Für die Miete gelten die ortsüb- 
lichen, durch die Abteilung Preise der 
örtlichen Räte genehmigten Sätze. 

Die Verleihung von Nutzungsrechten am 
Grund und Boden volkseigener Grund- 
stücke an Bürger und Genossenschaften 
ist im Zivilgesetzbuch!? und im Gesetz 
über die Verleihung von Nutzungsrech- 
ten.an volkseigenen Grundstücken vom 
14. Dezember 19702 geregelt. 


Danach können Nutzungsrechte an Bür- 
ger verliehen werden, die ihren Wohn- 


19 GB. 171975 Nr. 27 S. 465. 
20 GBi. 1/1970 Nr. 24 5. 372, 


- sitz im Staatsgebiet der DDR haben, ein. 


Eigenheim oder ein anderes, persön- 
lichen Bedürfnissen dienendes Gebäude 
zur eigenen Nutzung errichten und nicht 
Eigentümer anderer Eigenheime oder 
Erholungsgrundstücke sind. Auch Bür- 
ger, die nach den Vorschriften des Ge- 
setzes über den Verkauf volkseigener 
Eigenheime, Miteigentumsanteile und 
Gebäude für Erholungszwecke vom 
19. Dezember 1973°1 derartige Bauten 
kaufen, erhalten Nutzungsrecht verlie- 
hen. Für die Verleihung von Nutzungs- 
rechten an volkseigenen Grundstücken 
ist die Abteilung Finanzen beim Rat des 
Kreises zuständig. 


Mit der Verleihung des Nutzungsrechtes 
werden beim Liegenschaftsdienst zwei 
Grundbuchblätter für ein Grundstück 
angelegt, und zwar ein Grundbuchblatt 
für das volkseigene Grundstück (Grund 


und Boden), in das das Nutzungsrecht 


des Nutzungsberechtigten eingetragen 
wird, und ein Grundbuchblatt für das zu 
errichtende oder bestehende Gebäude. 


Durch dieses besondere Eigenheim- 
oder Gebäudegrundbuchblatt wird das 
persönliche Eigentum des Bürgers bzw. 
das Eigentum der Genossenschaft oder 
Organisation an den von ihnen errichte- 
ten oder erworbenen Gebäuden staatlich 
dokumentiert. Diese Gebäude können 
im Rahmen der gesetzlichen Vorschrif- 
ten belastet werden. Veräußerungen 
sind nur an den Personenkreis möglich, 
bei dem die gleichen Voraussetzungen 
vorliegen, die an die erste Verleihung des 
Nutzungsrechtes geknüpft sind, also an 
Bürger, sozialistische Genossenschaften 
oder gesellschaftliche Organisationen. 


Eigenheime und andere Gebäude des 
persönlichen Eigentums können vererbt 
werden. Das Nutzungsrecht geht auf die 
Erben über, wenn sie ebenfalls die Vor- 
aussetzungen für die Verleihung des 
Nutzungsrechtes erfüllen. Geht das Nut- 


zungsrecht nicht auf die Erben über, ent- 
steht am :Gebäude Volkseigentum. 
Das ergibt sich aus dem geltenden Zivil- 
recht, weil der Grund und Boden Volks- 


. eigentum ist ($ 295, Abs. 1 Zivilgesetz- 


buch). Die Erben erhalten nach den Be- 
stimmungen des Entschädigungsgesetzes 
eine Entschädigung in Form von Geld. 


Aufgaben 


1. Erklären Sie den Begriff „Rechts- 
träger volkseigener Grundstücke“! 
2. Untersuchen Sie am Beispiel eines 
bebauten volkseigenen Grundstücks, 
z. B. einer Einrichtung des Bildungs- 
wesens, wie die Aufgaben des Rechts- 
trägers zur ordnungsgemäßen und 
elfektiven Verwaltung des Volks- 
eigentums wahrgenommen werden! 
Fertigen Sie über die Ergebnisse ei- 
nen kurzen Bericht an! 

3. Erläutern Sie die Grundsätze, nach 
denen ein Rechtsträgerwechsel vor- 
genommen wird! Nehmen Sie zu die- 
sem Zweck Einsicht in die vorliegen- 
den dokumentarischen Unterlagen! 
4. Welche Prinzipien gelten für den 
Abschluß von Nutzungsverträgen zwi- 
schen rechtsträgerlfähigen Institutio- 
nen? i 
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